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Vorwort.

Das neuere hamburgischeStaatsrechthat — zusammen
mit dem von Bremen und Lübeck — in den Lehrbüchern
des deutschenStaatsrechts von Zachariae, Zoepfl, H. von

Schulze-Gaevernitz, G. Meyer, Grotefend, von

Kirchenheim u. A. Berücksichtigung gefunden; doch haben
sich die betreffenden Schriftsteller, wie den Umständen nach

erklärlich, mit einer mehr oder weniger kurz gefaßten Er—

örterung der Hauptpunkte begnügt. Eingehender ist das

hamburgische Staatsrecht 1884 in Marquardsen's Hand—
buch des OffentlichenRechts von dem ehemaligen hamburgischen

Reichstagsabgeordnetenund langjährigen Vorsitzenden der

hanseatischenAnwaltskammer, Dr. J. Wolffson behandelt.
Der Gesamtcharakteraber und der Rahmen des großenGanzen,
in welchen sich diesedankenswerte Arbeit als ein verhältnis-
mäßig untergeordneter Teil einzufügen hatte, nötigten den

sachkundigenVerfasser, sich = abgesehenvon einzelnen, be-

sonderes Interesse erregenden Fragen — auf eine möglichst
konzentrierteund übersichtlicheDarstellung des gegenwärtigen
Rechtszustandeszu beschränken. Es wird daher der vor-

liegende Versuch einer neuen, ausführlicheren, neben der
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Entwickelungsgeschichteder derzeitigen hamburgischenStaats-

institutionen auchdie Ergebnisseder neueren Staatsrechtswissen-
schaftthunlichstberücksichtigendenDarstellung des hamburgischen
Staatsrechts einer besonderenRechtfertigung nicht bedürfen.
Hinzugefügt mag nur noch werden, daß der hervorragende
preußischeStaatsrechtslehrer,Professor H. von Schulze-
Gaevernitz in seinem Deutschen Staatsrecht ausdrücklich

hervorhebt: die Verfassungen der drei freien Städte böten

auch vom rein staatsrechtlichenGesichtspunkteder Betrachtung
„ein ebensoeigenartiges als würdiges Problem.“

Eine Darstellung des hamburgischenStaatsrechts wäre

ohne eine stete Berücksichtigung des so vielfach in dasselbe
eingreifenden Reichsstaatsrechtsnicht denkbar. Neben dieser
aber erschien mir ferner eine eingehendereMitbehandlung
der analogen bremischenund lübeckischenStaatsinstitutionen
sowie eine gelegentlicheBezugnahme auf die übereinstimmenden,
ähnlichen oder abweichenden Verfassungszustände anderer

deutscherund ausländischerStaaten von nicht unerheblicher
Bedeutung.

Das hamburgischeStaatsrecht ist, wie jedes andere Staats-

recht und wie jedes andere Recht der Gegenwart überhaupt,
nicht nur lokalen Wurzeln entwachsen.Dasselbeberuhtzunächst
in vielen Punkten auf der ihm mit Bremen und Lübeck ge-

meinsamenhanseatischenEntwickelung. Diese gleichartigeEnt-

wickelung tritt in den Hauptinstitutionen der drei Hansestädte
der Gegenwart auf den erstenBlick klar hervor. Trotzdemaber

bestehenim einzelnenmancherleiVerschiedenheiten,die auf eine

mehr oder weniger selbständigeWeiterbildung der betreffenden
staatsrechtlichenGrundzüge und Gesichtspunktezurückzuführen
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sind. Eine genauere Erörterung und Abwägung des sich
hieraus ergebendenGleichartigen und Verschiedenenwürde die

Aufgabeeines besonderenhansestädtischenStaatsrechtes bilden.

Eine solchekonnte und sollte in der vorliegenden, in erster
Linie die hamburgischenStaatsinstitutionen ins Auge fassenden
Schrift nicht versucht werden. Zum besseren Verständnis
aber des hamburgischenStaatsrechtes und vielleicht auch des

lübeckischenund bremischendürfte die — meist in den An—

merkungenerfolgte — Gegenüberstellungder wichtigerenstaats-

rechtlichenBestimmungen Bremens und Lübecks in manchen
Fällen beizutragen geeignet sein. Auch wird es, abgesehen
davon und abgesehenvon dem allgemeineren wissenschaftlichen
Interesse solcher Gegenüberstellung, manchem hamburgischen
Leser nicht unerwünscht sein, wenn er sich auf diese Weise
nebenher auch über die bezüglich dieses oder jenes Punktes
in den beiden anderen Städten geltenden Bestimmungen zu
orientieren vermag.

Aus ähnlichen Gründen ist aber weiter auch wiederholt
auf die Institutionen anderer Staaten Bezug genommen.
Auch ein Vergleichmit diesenkann vielfachzum besserenVer-

ständnis des hamburgischenStaatsrechtesdienen; denn auch
sie beruhenvielfach auf gleicheroder öhnlicherRechtsentwicke-
lung, und die Verschiedenheitenzwischenden Verfassungs-
zuständender modernen,konstitutionell regierten Staaten — der

Monarchienwie der Republiken — sind in mancherBeziehung
keineswegsso wesentliche, wie, besonders in früherer Zeit,
vielfach angenommen worden. Das neuerdings zu immer

größerer BedeutunggelangendevergleichendeStaatsrecht und

die wissenschaftlichereBehandlungdes Staatsrechtesüberhaupt
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haben dies schon jetzt nach vielen Richtungen hin in be—

merkenswerter Weise klar zu stellen vermocht.
Was ferner den Umfang der vorliegenden Darstellung

des hamburgischenStaatsrechtes betrifft, so umfaßt dieselbe

das sogenannteVerfassungsrechtund die allgemeinen Grund—

sätzedes Verwaltungsrechts.Für eine eingehendereBehandlung
der für die einzelnen Verwaltungszweige geltenden Special—

bestimmungen fehlte es zur Zeit noch an den erforderlichen
Vorarbeiten. Nur für einzelneVerwaltungsgebiete — nämlich
für das Unterrichts-, das Medizinal- und das Armenwesen—

sind bisher eingehendereZusammenstellungender einschlägigen
Gesetze,Verordnungen, Instruktionen ꝛc. veröffentlicht. Außer—
dem aber beruht das Verfahren in den einzelnenVerwaltungs—
ressortsvielfach auf einem, nur den in dem betreffendenRessort
selbst Thätigen genauer bekannten und zuweilen auch nicht
einmal ganz bestimmt festgestelltenHerkommen. Und endlich
dürften wohl über kurz oder lang gerade auf dem Gebiete

der einzelnenVerwaltungen manchewesentlicheVeränderungen
bevorstehen,so daß schon um deswillen der gegenwärtige
Augenblick zu einer gründlicheren Darstellung der betreffenden,
noch in der Entwickelung befindlichen Institutionen kein be-

sonders günstiger sein kann.

UÜbrigensist hervorzuheben,daß das Verfassungs=und

Verwaltungsrecht in Hamburg vielfach in engster Beziehung
zu einander stehen. Die staatsrechtlicheStellung des Senats

und der Bürgerschaft insbesonderedürfte schwerlichnach allen

Seiten hin genügend klargestellt werden, wenn nicht gleich-
zeitig auch auf die Beziehungen zur Verwaltung hingewiesen
würde. Es schien mir daher empfehlenswert, abweichend
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von der in den Lehrbüchern des deutschen Staatsrechts
üblichen Darstellung, unter den Abschnitten „Senat“ und

„Bürgerschaft“ neben den Bestimmungen über Zusammen—
setzung,Wahl, Organisation 2c. zugleich auch alle resp. alle

wesentlicherenFunktionen dieser Körperschaftenzusammenzu-
fassen. Eine Folge dieserAnordnung war dann naturgemäß,
daß, um Wiederholungen zu vermeiden, die Verwaltungs-
funktionen des Senats (als Plenum) in dem Abschnitt über

die Staatsverwaltung nicht nochmals behandelt worden, und

daß von einem besonderen Abschnitt über die in den Ab-

schnitten über den Senat und die Bürgerschaft bereits ge-

nügend erörterte Gesetzgebungabgesehenist. Die etwaigen
Nachteile dieser Gruppierung des Stoffes dürften bei einer

Berücksichtigungder vielsfachenVerweisungen und einer even-

tuellen Zuhilfenahme des Sachregisters nicht allzuschwer ins

Gewicht fallen.

Hamburg, Ende November 1890.

Werner von Melle.
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Erster Abschnitt.

Einleitung.

I. Die freien Städte.

§ 1.

Die Entstehung des hamburgischenStaates und seiner republi-
kanischenVerfassungwar eine Folge der eigenartigen Entwickelungs-
geschichtedes alten DeutschenReichs.

Den deutschenKaisern gelang es, die übermütig und übermächtig
gewordenenHerzöge zu besiegenund zu vernichten, aber „aus den

zertrümmerten Herzogtümern erhob sich nicht die deutscheEinheit,
sondern die deutscheVielheit".1

Im scharfen Gegensatzzu Frankreich, wo ein ähnlicher, wechsel-
voller Kampf zwischen dem Monarchen und den herzoglichen Vasallen
stattgefundenhatte, wo aber nach dem Zusammenbruchder herzoglichen
Gewalt das Königtum an deren Stelle getreten und so zu unbeschränkter
Machtvollkommenheitgelangt war, zogen in Deutschlanddie kleineren

Gewalten, die bisher neben oder unter den Herzögengestandenhatten,
aus dem Untergang der letzteren, den sie als Bundesgenossendes

Kaisers mit hatten herbeiführenhelfen, den alleinigen Vorteil. „Alles,
was sich unter verschiedenemRechtstitel in einer Hand befand,Eigen
und Lehen, Herrengewalt und Amtsbefugnis, verschmolz in einen

Begriff, und so entstand die Idee der Landeshoheit. Der dominus

terrae fühlte sich nicht mehr als Beauftragter des Kaisers, sondern
als Herr in seinem Lande.“

1 J. Jastrow, Geschichtedes deutschenEinheitstraumes und seiner Er-

füllung, 1885.

v. Melle, Hamburg. Staatsrecht. 1
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Wohl erkannte man die Oberhoheit des Kaisers nach wie vor

an; aber ihre thatsächlicheund auch ihre rechtlicheBedeutung ward
immer geringer, je mehr die Landeshoheit im Laufe der Zeit an Um—

fang und Macht zunahm. Der Kaiser mußte nicht nur die einzelnen
Territorialgewalten, auf deren Unterstützung er angewiesenwar, an—

erkennen und ihnen immer größereBefugnisse auch formell zugestehen,
sondern er sah sich auch genötigt, sich selbst neben der kaiserlichen
Gewalt eine Territorialherrschaft, eine sogenannteHausmacht,zu gründen
und zu befestigen;denn nur mit Hilfe dieserkonnte er in den späteren
Jahrhunderten überhaupt noch eine größereRolle im politischenLeben

Deutschlands und Europas spielen. Von den Rechten, welche dem

Kaiser als solchemzuletzt noch verblieben, ist nicht mit Unrecht gesagt
worden, sieseienso gering gewesen,daß sie nicht mehr als monarchische
Befugnisse, sondern nur noch als Reservatrechtebezeichnetwerden

könnten. Kaum weniger ohnmächtig aber war der Reichstag zu

Regensburg, auf dem Hunderte von Territorialgewalten über die

Durchführung ihrer Sonderinteressenmit einander haderten, und auf
dem auch auswärtige Mächte indirekt ihren Einfluß geltend zu machen
wußten. Ein allgemeineres deutschesNationalbewußtsein war noch
nicht erwacht oder, soweit es existiert hatte, wieder verloren gegangen,

und so gab es denn im alten Deutschen Reich keine Reichspolitik,
sondernnur eine Sonderpolitik der einzelnenLandesgewalten.

Zu den Landesgewaltenaber zählten neben den großen und

kleinen, weltlichen und geistlichenFürsten auch die im Laufe der Zeit
zu gleicher Selbständigkeit gelangten Reichsstädte.Im Schutze ihrer
Mauern und Wälle, hinter denen ein kräftiges, unternehmendesBürger-
tum den benachbartenGroßen zu trotzen wußte, und begünstigtdurch
die stetig zunehmendeZersplitterung aller Kräfte und Mächte im

Reich, waren dieseStädte mit einem Teil des sie umgebendenGebiets

zu Städtestaaten geworden, die ebensowie die übrigen Territorial=

gewalten reichsunmittelbar waren, d. h. unmittelbar unter der zuletzt
thatsächlichkaum noch in Betracht kommenden Oberhoheitvon Kaiser
und Reich standen.

Ein wesentlicherUnterschiedaber bestandzwischender inneren Organi-
sation der Reichsstädteund derjenigen der übrigenTerritorialgewalten
des Reichs. Letztere waren sämtlich entweder erbliche Monarchien
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oder ebenfalls mehr oder weniger streng monarchischorganisierte
geistlicheFürstentümer und Herrschaften. In den Städten dagegenwar

das Regiment seit alter Zeit in den Händen mehrerer gewesen,und

diese, sich in einem kleinen städtischenGemeinwesensozusagenvon

selbst ergebenderepublikanischeInstitution war in dem Kampfe, welchen
die Städte mit den Fürsten um ihre Selbständigkeit geführt hatten,
noch erheblichbefestigt. Das Selbstbewußtseinund der Unabhängig—
keitssinn der Bürger waren gewachsen.Außerdem aber stand den

Reichsstädtenals ein leuchtendesVorbild die Geschichteder mächtigen

Republiken des Altertums sowie die glänzendeEntwickelungso vieler

Städtestaaten in Italien und den Niederlanden vor Augen.

Auch der Bürger der kleinstenReichsstadtfühlte etwas von dem

stolzen Bewußtseindes „civis Romanus sumé in sich. Man mag

über solcheÜberhebunglächeln; doch man wird nicht leugnen können,

daß die freien Reichsstädte ein kräftiges, thätiges, opferbereites
Bürgertum aufzuweisen hatten, das in sehr vorteilhaftem Gegensatz
zu dem politischen Indifferentismus in manchen anderen monarchisch
organisierten Landen Deutschlands stand. Republikaner aber waren

und blieben die Reichsstädter, nicht weil sie besondersradikalen Ten-

denzenhuldigten — im Gegenteil, ihr Regierungssystemruhtedurch-
weg auf aristokratischer Grundlage — sondern weil eine Republik
für einen Stadtstaat eben die naturgemäße, wenn nicht die einzig
durchführbareRegierungsform war.

Die Mehrzahl der freien Reichsstädteverlor ihre Selbständigkeit
durch den Reichs-Deputationshauptschlußvon 1803.1 Nur 6 —

von 472 — entgingen damals der Mediatisierung, nämlichAugsburg,
Lübeck,Nürnberg, Frankfurt a M., Bremen und Hamburg. Durch
den PreßburgerFrieden von 1805 kam ferner Augsburg und durch
die Rheinbundsaktevon 1806 Nürnberg an Bayern, währendFrankP
furt — gleichfalls durch die Rheinbundsakte— dem zum Großherzog
von Frankfurt erhobenenFürst Primas zufiel. So gab es denn seit
dem Sommer 1806 nur noch drei freie Städte, Lübeck, Bremen und

Hamburg, und diesewurden sämtlich im Dezember1810, zusammen
1 Vgl. H. Schulze, Deutsches Staatsrecht, Bd. 1, S. 499.
à Bis 1801 gab es 51 Reichsstädte. Im Frieden von Lunéville wurden

4 an Frankreich abgetreten (Speier, Worms, Köln und Aachen).
1*
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mit Oldenburg und anderen deutschenGebietsteilen, dem französischen
Kaiserreicheinverleibt.

Auf dem Wiener Kongreß ward die nach Vertreibung der

Franzosen wieder erworbene Selbständigkeit von Hamburg, Lübeck und

Bremen stillschweigendanerkannt! und auchdem zum Sitze der Bundes-

versammlung erwählten Frankfurt die seinige zurückgegeben.Alle vier

Städte wurden als souveräneStaaten Mitglieder des bekanntlichnur
eine völkerrechtlicheVerbindung darstellendenDeutschenBundes.“ Den

veränderten Verhältnissenentsprechend,nannten siesich nun nicht mehr
freie Reichsstädte — denn es gab ja seit 1806 kein Reich mehr —

sondern freie Städte. Hamburg, Lübeck und Bremen aber führten —

an das alte, nie offiziell aufgelösteHansabündnis und zugleich an

ihre fortdauernde Bedeutung als Handels=und Seeplätzeerinnernd —

daneben den alten Namen „Hansestadt“fort und hießen somit offiziell
„freie und Hansestädte"“.Unter dieserBezeichnungwurden sie dann

auch, nachdem Frankfurt a,M. 1866 an Preußen gekommen war,
mit den anderen deutschenStaaten gleichberechtigteGliedstaatendes

NorddeutschenBundes und des DeutschenReiches.
Die drei Hansestädtehaben nicht nur einzelne gemeinsameInsti-

tutionens, sondernaucheinen durchwegsehrähnlichenStaatsorganismus,

1 Vgl. A. Müller, Einleitung zum Studium der Verfassungsgeschichteder
vier freien Städte des DeutschenBundes (Hamburg 1825) S. 60 ff. Über die

voraufgegangenen diplomatischen Verhandlungen im Hauptquartier der Alliierten

und in Wien, bei welchen der bremische Bürgermeister Smidt eine hervor-

ragende Rolle spielte, vgl. Gildemeister, Die freie Stadt Bremen in ihrer
politischen und kulturgeschichtlichen Entwickelung, in Brockhaus“' „Gegenwart"“,
Bd. VIII, 1852, S. 20 ff. und 224 f., und Johann Smidt, ein Gedenkbuch
zur Säkularfeier seines Geburtstages, herausgegebenvon der HistorischenGesell-
schaft des Künstlervereins zu Bremen, 1873, S. 20 f. u. 126 f.

* Im Plenum der Bundesversammlung hatte jede Stadt eine Stimme; für
den engeren Rat bildeten sie zusammen die 17. Kurie. In der Stimmführung,
d. h. in der formellen Stimmabgabe dieser Kurie fand laut Vereinbarung
unter den vier Städten ein jährlicher Wechsel statt. Die Entscheidungaber in

der Kurie über die abzugebendeStimme erfolgte durch Majorität, und nur bei

Stimmengleichheitgab die stimmführende Stadt den Ausschlag. (Vgl. G. Meyer,

Deutsches Staatsrecht, 8 42).
s Sie besitzen seit den Tagen des Deutschen Bundes ein gemeinsames

höchstes resp. höheres Gericht — früher das Oberappellationsgerichtzu Lübeck,
jetzt das HanseatischeOberlandesgerichtzu Hamburg — und seit Begründung
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was sich aus ihrer gleichartigenEntwickelungsgeschichtezur Genüge
erklärt. In allen dreien steht an der Spitze des Staates ein zum
Teil aus Juristen gebildeter, mit allen wesentlichenRegierungsrechten
ausgerüsteterSenat, dessenMitglieder unter Mitwirkung der Bürger-
schaft auf Lebenszeitgewählt werden, und der zusammenmit der aus

mehr oder weniger beschränktenVolkswahlen hervorgegangenenBürger-
schaftdie Gesetzgebungausübt. Auch die Institution eines von der

Bürgerschaftgewählten, jedoch von dieser unabhängigen Bürgeraus-
schusses,sowie eine ausgedehnteSelbstverwaltung durch sogenannte

Deputationen, d. h. aus Senatoren und Bürgern zusammengesetzte
Kollegien, sind allen drei Städten gemeinsam. Der Hauptunterschied
unter diesen,jetzt in das DeutscheReich fest eingegliedertenStädte-

staaten bestehtin ihrer Größe und Bedeutung. Die OstseestadtLübeck,
das altberühmteHaupt der Hansa, ist immer mehr hinter den anderen

zurückgetreten;von diesenaber hat wieder Hamburg in seiner neueren

und neuesten Entwickelung Bremen fast nach allen Richtungen hin
weit überflügelt. Das Verhältnis der drei Städte zu einander wird

vielleicht am bestenverdeutlicht durch einen einfachenHinweis darauf,
daß zu den Kosten des gemeinsamenHanseatischenOberlandesgerichts
— abgesehen von der Beschaffung, Einrichtung und Unterhaltung der

Gerichtslokalitäten,welche Hamburg allein übernommen hat — Lübeck

½/12, Bremen #/12 und Hamburg /12 beizutragen hat.“

des letzteren auch eine gemeinsameHanseatischeAnwaltskammer. Ferner haben
sie, nachdemdie übrigen hanseatischenGesandtschafteninfolge der Begründung
des NorddeutschenBundes eingegangen, noch jetzt eine gemeinsameGesandtschaft
in Berlin. Bei Gelegenheit des Zollanschlusses von Hamburg und Bremen

tauchte auch der Gedanke auf, für beide Städte eine gemeinsameOberzolldirektion
mit dem Sitz in Hamburg zu schafien,doch scheiterte dies Projekt an der Oppo-
sition der Bremer Bürgerschaft. Dagegen ist jetzt (1890) die Begründung einer

Hanseatischen.Alters- und Invaliditäts-Versicherungsanstalt mit dem Sitz in

Lübeck beschlossenworden.
1 Die freien Städte traten in der Deutschen Bundesakte in folgender (sich

aus der historischen Rangordnung im alten deutschen Reichstage ergebender)
Reihenfolgeauf: Lübeck, Frankfurt, Bremen, Hamburg. Zacharige bezeichnete
dieseReihenfolge als eine „unpräjudizierliche". (Deutsches Staats- und Bundes-

recht, Tl. 1, 3. Aufl., S. 702, Anm. 1). Doch ging dieselbe (natürlich unter

Streichung Frankfurts) in die Verfassung des Norddeutschen Bundes und des

DeutschenReiches über. Dem Umfang und der Bedeutung der drei Städte-

staaten entsprichtsie nicht.



II. Die Entwickelung der hamburgischenVerfafsung.“

§ 2.

Der älteste Teil der Stadt Hamburg (das St. Petri-Kirchspiel)
stand anfänglich unter dem geistlichenScepter der dort residierenden
Erzbischöfe. Doch beanspruchtendie Herzögevon Sachsenund später
die Grafenvon Holstein eine gewisseOberhoheit. Die letzteren
gebotenfernerallein über die im 11. Jahrhundert von ihnen begründete
Neustadt(das spätereSt. Nikolai-Kirchspiel). Im Jahre 1228 traten die

schonlange vorher nach Bremen übergesiedeltenErzbischöfeihre Rechte
auf die Altstadt an die Grafen von Holstein ab, und diese waren

somit von nun an die Landesherren in der Alt= wie in der Neustadt.
Zwanzig Jahre später — 1248 — wurden die beiden aneinander

grenzendenStadtgebietedann auchzu einer Gemeinde vereinigt, die ihr
neues gemeinsamesRathaus an der sieverbindenden Trostbrückeerhielt.

Ungeachtetder noch fortdauernden holsteinischenLandeshoheit er-

langte Hamburg schonim Laufe des 13. Jahrhunderts die Stellung
einer in fast allenwesentlichenBeziehungen freien Stadt. Nachdem
Kaiser Barbarossa schon1189 der Stadt wichtige Rechte erteilt?, und

nachdem die richterliche Gewalt des gräflichen Vogtes immer mehr
durch die Macht des Rates eingeschränktwar, erhielt die Stadt 1292

das Recht der Autonomie. Auch übte sie um dieselbeZeit bereits
die Münzgerechtigkeitaus. Die rechtlicheAnerkennung ihrer damals

thatsächlichkaum noch beschränktenUnabhängigkeit erlangte sie jedoch
erst viel später. Erst im Augsburger Reichsabschiedevom 3. Mai

1 Für die ältere Zeit vgl. Westphalen, Hamburgs Verfassung und Ver-

waltung, 2. Aufl., 1846; Bartels, Neuer Abdruck der vier Hauptgrundgesetze
der HamburgischenVerfassung, 1823, nebst Nachtrag und Supplementband dazu,
1825; Westphalen, Geschichte der Hauptgrundgesetze der Hamburgischen Ver-

fassung, und Kollhoff, Grundriß der GeschichteHamburgs, 2. Aufl. 1889. Eine

eingehendere Darstellung der hamburgischen Verfassungsgeschichte(von den ältesten
Zeiten bis zur Gegenwart) vom Standpunkte der modernen Staatsrechtswissen-
schaftaus wäre eine dankbare Aufgabe für einen hamburgischen Juristen.

2 Vgl. Dr. O. Rüdiger, Barbarossas Freibrief für Hamburg vom

7. Mai 1189, Hamburg 1889.
* Über den gräflichen Vogt vgl. Koppmann, Kleine Beiträge zur Ge-

schichte der Stadt Hamburg und ihres Gebietes, II. (Zur Geschichte des Rechts
und der Verfassung),1868.
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1510 ward Hamburg ausdrücklich als freie Reichsstadt anerkannt,“
und erst am 6. Juli 1618 ward ein von Dänemark als dem Inhaber
der Grafschaft Holstein dagegen erhobenerWiderspruch vom Reichs-
kammergerichtals unbegründet verworfen. Ja ein formelles Zu-
geständnisder hamburgischenUnabhängigkeit abseitenDänemarks —

das gegen das Urteil des ReichskammergerichtsRevision eingelegt
hatte— ward erstdurchden Gottorper Vergleichvom 27. Mai 176erzielt.

Das Stadtregiment war in Hamburg — nachdem dieses that-
sächlichselbständiggeworden— wie in anderen Städten, Jahrhunderte
lang ein streng aristokratisches. Der Rat gebot zuerstunumschränkt;
doch pflegte er sich bei wichtigenAngelegenheitender Zustimmungder

Bürger zu versichern. Als Vertreter der letzterenfungierten dabei die

schon im Stadtrecht von 1270 ausdrücklich erwähnten Wittigsten, zu

denen die Alterleute der Handwerker und wahrscheinlichauch die von

der Gemeinde unter Zuziehung des rector ecclesiae gewählten Kirch-
geschworenen(Juraten) gehörten. Der Rat ergänztesich selbst aus der

Gilde der Reichenoder Kaufleute. Die Zahl seinerMitglieder, deren

Wahl auf Lebenszeitschonfrüh zur Regel wurde, schwanktezwischen
18 und 24.4 Jährlich zwei= oder dreimal berief der Rat die gesamte
Bürgerschaftzur „Bursprake“, d. h. zur Verlesung der Verordnungen
und Satzungen, welche die Bürger zu beobachtenhatten.5

1 Eine stillschweigende Anerkennung lag schon darin, daß Hamburg seit
1473 zu den Reichstagenkonvoziert wurde.

2 Dänemark war mit seinenAnsprüchenauf den Rechtsweg verwiesen. Da

es jedoch eine Anrufung des Reichskammergerichtsunterließ, wies Kaiser Ferdi-
nand I. 1557 den Reichsfiskal an, gegen den König von Dänemark auf Aner-

kennungder Reichsunmittelbarkeit Hamburgs zu klagen.
* Vgl. den Aufsatz von Dr. Th. Schrader, „Der Streit um Hamburgs

Reichsfreiheit“",im Feuilleton der Morgenausgabe des „Hamb. Correspond.“,
18.—23. Juli 1890.

Z
Hierüber, wie über die ehemalige Trennung des Rats in sogenannte

Dritteile (die Electi, Anssumti und Extramanentes) vgl. Lappenberg, Von der

Ratswahlund Ratsverfassung zu Hamburg, Zeitschrift des Vereins für Hamb.
Geschichte,Bd. 3, 1851, S. 287 ff

5 In alter Zeit wurden in allen Städten die Gesetze(neue wie alte) durch
die mehrmals im Jahr stattfindende Bursprake (Bürgersprache)abseiten des Rats

von der Laube des Rathauses aus (ursprünglich vielleicht in freier Rede) den

Bürgern verkündet. In neuerer Zeit war die Bursprake nur noch eine Verlesung
bestimmter älterer Satzungen. Diese Verlesung ward in Hamburg und Lübeck bis
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Erst im 15. Jahrhundert erhielten in Hamburg, wie gleich-
zeitig in fast allen bedeutenderen Städten der Hansa — und zwar

infolge voraufgegangenerUnruhen — die Rechte der Bürgerschaft
gegenüberdem Rat eine feste gesetzlicheGrundlage. Der 1410 von

60 Deputierten der Bürger (je 15 aus jedem der damaligen 4 Kirch-
spiele) mit dem Rat abgeschlosseneerste Rezeß — der freilich auf
Betreiben der Hansa, welche gegen die Beschränkungder Rechte des

„vollmächtigen“ Rats Verwahrung einlegte, schon 1417 wieder auf-
gehobenward — regelte die Hauptabgabe, den sogenanntenSchoß,
sagte den Bürgern persönlicheSicherheit und Schutz gegen willkürliche
Verhaftung zu und verpflichtete den Rat, ohne die Genehmigungder

Bürgerschaft keinen „apenbaren krych“ anzufangen.1 Erneuert und er-

weitert wurden dieseBestimmungen durch die Rezessevon 1458 und

1483. In denselbenwurden die Bürgerschaftsversammlungengeregelt
und Zusammenkünfteder Bürger ohne Berufung des Rates verboten.

Wenn Unzufriedenheit oder Mißhelligkeiten unter den Bürgern ent-

ständen, so sollten die Kirchgeschworenenes dem Rat anzeigenund

von diesemdie Zusammenberufungder „erbgesessenenBürger“? und

der Werkmeisterder Amter begehren. Auch verpflichtete sich der Rat,
wenn wichtige politische Verhandlungen geführt würden, aus jedem
Kirchspiel20—25 erbgesesseneBürger zu berufen und ihnen Mitteilung
über die Sachlage zu machen,damit durchsie auch die übrigenBürger
davon Kenntnis erhielten.

Eine weitere Ausgestaltung der Verfassung erfolgte in engem Zu-
sammenhangmit der Durchführung der Kirchenreformation. Im sog.
langen Rezeß vom 12. Februar 1529 wurden den neu entstandenen
bürgerlichen Kirchenkollegien(den Oberalten, den Achtundvierzigern
und den Hundertvierundvierzigern)auch wichtigepolitischeRechteerteilt.

zur Zeit der Franzosenherrschaftbeibehalten. Vgl. Bartels, Nachtrag zum Ab-

druck der 4 Hauptgrundgesetze,S. 241 ff. und Beneke, HamburgischeGeschichten
und Denkwürdigkeiten 3. Aufl. S. 270 ff., sowie bezüglich Lübecks: Wehrmann,
„Die obrigkeitliche Stellung des Rats in Lübeck“, Hans. Geschichtsblätter,Jahr-
gang 1884, S. 57.

1 Vgl. über diesen Rezeß und seine Aufhebung Koppmann, Der erste
Hamb. Rezeß, HansischeGeschichtsblätter,Jahrgang 1887, S. 7 ff.

* Die erbgesessenenBürger wurden im Rezeß von 1483 zuerst als die be-

rechtigten Mitglieder der Bürgerversammlungbezeichnet.
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Als ständigeVertreter der Bürgerschafthatten dieselbenüber die Auf—
rechterhaltung der bestehendenGesetzezu wachen und zu neuen ihre
Zustimmungzugeben. Nur zu einer Kriegserklärung und zur Er—

hebung außergewöhnlicherAbgaben war eine Genehmigungder Erb—

gesessenenBürgerschaft notwendig.
Neue, die bisher gegebenenGrundzüge der Verfassung weiter

ausbildende Rezessefolgten in den Jahren 1603, 1633 und 1663.

Auch ward schon1563 die Finanzverwaltung, welchebisher von zwei
Mitgliedern des Rates geführt war, auf eine rein bürgerlicheBehörde,
die Kämmerei, übertragen. Einen Abschluß für längere Zeit aber

fand diese allmähliche Verfassungsausgestaltungerst zu Anfang des

18. Jahrhunderts durch die nach langen und heftigen Unruhen
unter Einwirkung einer zur Unterdrückung derselbennach Hamburg
entsandtenKaiserlichenKommission entstandenen4 Hauptgrundgesetze,
die fast anderthalb Jahrhundertehindurch in Geltung geblieben sind.
Es waren dies: Der Hauptrezeß von 1712, der neue Unionsrezeß
des Rates von 1710, das Reglement der Rats= und Bürger-
konvente von 1710 und der Unionsrezeß der bürgerlichenKollegien
von 1712.

Der Rat setztesich nunmehr aus 4 Bürgermeisternund 24 Sena-

toren zusammen. Von den ersteren mußten drei, von den letzteren
11 Graduierte, d. h. Rechtsgelehrte sein. Die nicht graduierten
Senatsmitglieder waren, wenn auch der gesetzlichenVorschrift nach nur

einige von ihnen „des Kauf= und Seehandels wohl kundig“ sein

sollten, dochin neuerer Zeit ausschließlichKaufleute,d. h. Chefs von

Großhandlungshäusern.Bürgermeisterwie Senatoren bekleideten ihr
Amt lebenslänglichund wurden allein vom Senate gewählt. Der

Gewählte war bei Verlust der Stadtwohnung verpflichtet, das ihm
übertrageneAmt anzunehmen.

Der Senat war die Regierung und zugleich Mitinhaber der

gesetzgebendenGewalt. Er allein vertrat den Staat nach außen hin,

warInhaber der vollziehendenGewalt und hatte neben seiner
Regierungs-und Verwaltungsthätigkeit auch noch eine umfangreiche

1 Über die Wahlart, bei der auch das Los eine Rolle spielte, s. unten 8 18.
: Über die dem Senat beigegebenenSyndici und Senatssekretäre s.unten 8 31.
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Jurisdiktion in erster, zweiter und dritter Instanz. Er berief und

entließ die ErbgesesseneBürgerschaft, und er hatte auch so gut wie

ausschließlichdas Recht der gesetzgeberischenInitiative.

Zwischendem Senat und der ErbgesessenenBürgerschaft standen
die einen wesentlichenTeil der letzteren bildenden bürgerlichen Kirchen—
kollegiender Oberalten, Sechziger und Hundertachtziger.“Diese drei

Kollegien setztensich wie folgt zusammen:In jedem der5 Kirchspiele
der Stadt wurden 3 Oberalten, 9 Diakonen, 24 Subdiakonen und

6 Adjunkten gewählt. Die 15 Oberalten ergänzten sich selbst aus

den Diakonen und wählten die letzteren aus den Subdiakonen. Die

Diakonen wählten die Adjunkten, welche später Subdiakonen wurden.

Die 15 Oberalten und die 45 Diakonen bildeten zusammen das

Kollegium der Sechziger,die Sechziger aber wieder mit den 120 Sub-

diakonen das Kollegium der Hundertachtziger.3
Anträge des Senats konnten nur dann der Bürgerschaft unter-

breitet werden, wenn sie successivevon diesen drei Kollegien einer

Vorberatung unterzogen waren. Ferner hatten die drei Kollegien als

beständigeVertreter der Bürgerschaft zu fungieren und als solche
„Sachen, die nicht von der Importanz, daß der gesamtenBürgerschaft
Approbation dazu nötig“, mit dem Senate zu erledigen, und endlich
hatten sie die Ausführung der Gesetzezu überwachenund über gewisse
von den Bürgern gegen die Behörden vorgebrachteBeschwerdenzu

entscheiden.
Auch in der ErbgesessenenBürgerschaft spielten die Mitglieder

der bürgerlichen Kirchenkollegien die Hauptrolle. Neben ihnen konnten

1 Die einzige Ausnahme bildete das Recht der sogenannten Nebenproposi-
tion. Weigerte sich nämlich der Rat, einen bei der Vorberatung seiner Anträge
von den bürgerlichen Kollegien angeregten Punkt in seine Proposition aufzu-
nehmen, so war der präsidierende Oberalte, welcher auch zugleich Präsident der

ErbgesessenenBürgerschaft war, verpflichtet, denselben als sogenannte Nebenpro-
position der Bürgerschaft zu unterbreiten. — Der Rat war verpflichtet, die

Bürgerschaft alle Vierteljahr zu berufen.
2 Dieselben waren, abgesehenvon ihren politischen Funktionen, die Vorstände

der fünf städtischenKirchengemeinden.
à Auch die Mitgliedschaft in den bürgerlichen Kollegien war ein lebensläng-

liches Ehrenamt, das jeder Bürger anzunehmen verpflichtet war. Nur die Ober-

alten erhielten ein verhältnismäßiggeringes Honorar.
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als stimmberechtigteMitglieder in der Bürgerschaft erscheinenalle

Bürger, welche ein bis zu einer bestimmten Summe unbeschwertes
Grundstückin der Stadt besaßen(diesogenanntenErbgesessenen),sowie
die Inhaber gewisserÄmter.

Die Bürgerschaft beriet und beschloßnicht im Plenum, sondern
in fünf nach den fünf Kirchspielen der Stadt gebildetenAbteilungen.
Hatte sich in drei Kirchspielen die Majorität der Anwesendenfür eine

Vorlage erklärt, so war dieselbe angenommen. Die Verhandlungen
im Plenum beschränktensich auf reine Formalien. Bei Dissensen
zwischenRat und Bürgerschaft konnte eventuell eine Entscheidungs-
deputation niedergesetztwerden, die aus einer gleichenAnzahl von

durch das Los bestimmten Mitgliedern beider Körperschaften
bestand.

Die oberste Leitung der Verwaltung lag in den Händen des

Rates. Die einzelnen Verwaltungen waren teils Mitgliedern des

Rates, teils den sogenanntenDeputationen übertragen, d. h. Kollegien,
die meist aus Mitgliedern des Rates und Bürgern zusammengesetzt
waren und nur ausnahmsweise ausschließlich aus den einen oder

anderen bestanden.
Die Deputationsmitglieder wurden, soweit sie nicht Delegierte

des Rats oder anderer Kollegien waren, auf Präsentation der betreffen-
den Behörde, teils vom Rat, teils von der Bürgerschaft gewählt. Alle
zu Deputationsmitgliedernerwählten Bürger waren verpflichtet, das

ihnen übertrageneAmt anzunehmen.—
Die im vorstehendenkurzskizziertenVerfassungs=und Verwaltungs-

bestimmungengalten — abgesehenvon der Zeit der französischen
Herrschaftzu Anfang dieses Jahrhunderts — bis zum Jahre 1859.
Indes war schongleich nachder Franzosenzeitvon mehr oder weniger
umfassendenReformen die Rede. BürgermeisterAbendroth veröffent—
lichtedamals eine Flugschrift (Wünschebei Hamburgs Wiedergeburt
im Jahre 1814), die, wenn auch in sehrbehutsamerWeise, verschiedene
Neuerungen(wie die Trennung des Rats in einen Administrations-
und einen Justizsenatund eine Abänderung der Wahl der Oberalten)

1 Nur aus bürgerlichenDeputierten bestand die mit der gesamtenFinanz.
Verwaltung betraute Kammer.
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in Vorschlag brachte. Andere wünschten weitergehendeÄnderungen,
und auch die im Mai 1814 auf Antrag des Senats von der Bürger—
schaft erwählte Reorganisationsdeputation(die nach der Zahl ihrer
Mitglieder auch die „Zwanziger“ genannt wurde) legte am Ende ihrer
dreimonatlichenThätigkeit eine im wesentlichen an Abendroth's
Schrift anknüpfendeZusammenstellungvon 36 Wünschen,ihr sogenanntes
„Testament", vor. Doch führten diesedurchwegimmerhinbescheidenen
Reformbestrebungennach der Franzosenzeitschließlichnur zu einzelnen
Anderungenin der Verwaltung.

Eine neue, stärkere, aber auch in ihren Wünschennoch sehr ge-

mäßigte Reformbewegungward hervorgerufendurch den großenBrand
von 1842, der mehrere Tage wütete und einen erheblichenTeil der

inneren Stadt in Aschelegte. Unter dem lebhaften Eindruck mancher
bei jener Katastrophe hervorgetretenenMißstände im öffentlichenLeben

Hamburgs ward in der PatriotischenGesellschaftauf Betreiben von

Wurm, Kirchenpauer, Baumeister, Voigt u. A. beschlossen,
eine auf Verfassungs= und Verwaltungsreformen dringende Supplik
an den Senat zu richten. Die betreffende Supplik — bekannt als

die „Petition vom 8. Juni 1842“ — ward von circa 500 ange-

sehenen Bürgern unterzeichnet.?) Der Senat antwortete jedoch

1 Abgedruckt bei Bartels, Einige Abhandlungen über Gegenständeder

Hamb. Verfassung,1838, S. 360 ff. über die Niedersetzungder Reorganisations-
Deputation von 1814 vgl. Bartels, a. a. O. S. 358 ff., über die damaligen
Reformbestrebungen überhaupt: C. Mönckeberg, Hamburg unter dem Drucke

der Franzosen, 1864, S. 311 ff. Die Zwanziger wünschten u. a. Abstimmung
in der Bürgerschaftnach Virilstimmen und Wahl der Oberalten durch die Bürger-
schaft auf 10 Jahre. Doch hielten sie an der alten Zusammensetzungder Erb-

gesessenenBürgerschaft fest. Bürgermeister Bartels hebt lobend hervor, daß sie
ihre Wünsche vertrauensvoll dem Senate übergaben, ohne vorlaut auf der Aus-

führung derselbenzu bestehenund zu verlangen, daß über alles, was sie ange-

geben, sofort eine Verhandlung stattfinden müsse.
2 Vergl. v. Melle, G. H. Kirchenpauer, ein Lebens und Zeitbild, 1888.

S. 120 ff.
In der Supplik ward der Senat ersucht, auf verfassungsmäßigemWege

in einer der nächstenVersammlungen ErbgesessenerBürgerschaft zu beantragen,
daß dieselbe eine Deputation aus gesamter Bürgerschaft ernenne, um innerhalb
bestimmter Frist dem Senat einen demnächst zu veröffentlichendenBericht über

die in der Supplik angedeuteten „und sonstige, allgemein gehegte Wünsche, in

betreff unserer Verfassung und Verwaltung“ zu erstatten.
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ablehnendresp. ausweichend;auch eine Wiederholung der Supplik —

am 22. Juli 1842 — hatte keinen Erfolg. Doch bildete sich nun

aus den Kreisen der Unterzeichner der Petition vom 8. Juni eine

Kommission,welche auf eigeneHand die Ausarbeitung der gewünschten
Reformvorschlägeübernahm.

Das Resultat diesersozusagenfreiwilligen Reformkommission ward

als ein über 400 Seiten starker „Kommissionsbericht an die Unter-

zeichnerder Petition von 8. Juni 1842“ im Juni 1843 veröffentlicht.
Nachdemselbensollten die Zusammensetzungder Bürgerschaft und das

Verfahrenin ihr im wesentlichenunverändert bleiben; nur wünschte
man, daß nach der gesondertenBeratung und Abstimmung der Kirch-
spiele die Formierung der Bürgerschlüssenicht nach Kirchspiels, son-
dern nachVirilstimmenerfolge. Auch an der Selbstergänzungdes
Rates sollte festgehalten werden. Doch schlug man vor, daß die

Mitglieder des Rates nach zurückgelegtem70 Lebensjahre berechtigt
und nach zurückgelegtem75. Lebensjahre verpflichtet sein sollten, ihr
Amt, unter Beibehaltung aller Ehrenrechteund Emolumente, nieder-

zulegen. Bezüglichder sogenanntenbürgerlichen Kollegien ward em-

pfohlen, die Vereinigung der bürgerlichen und der kirchlicheuFunk-
tionen derselbenaufzuhebenund die Amtsdauer der Oberalten auf je
10 Jahre, sowie deren Wählbarkeit auf ein Altersmaximum von
65 Jahrenzu beschränken. Außerdem wurden vollständige Trennungder Justiz von der Verwaltung und verschiedene,insbesondere die
Justiz, die Polizei und das SchulwesenbetreffendeReformen in Vor-
schlaggebracht.

Der Inhalt diesesKommissionsberichtesward in einer Reihe von
Broschürenbesprochen,doch fand er in den maßgebendenKreisen des
Senats und der Bürgerschaftund auch beim größerenPublikum nichtdie gewünschteBeachtung, und die ganze, anfänglich so lebhafte
Reformbewegungnachdem großenBrande verlief infolgedessenschließlichresultatlos im Sande.

Umso stärker trat jedoch, durch die radikale Zeitströmung be-
günstigt, im Frühling 1848 eine neue auf Verfassungs= und Ver-
waltungsreform dringende Bewegung hervor. 1 Der Senat konnte

Val. v. Melle, Kirchenpauer, S. 206 ff. und 328 ff.
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sich jetzt nicht mehr, wie 1842, den Reformern gegenüberganz ab—

lehnend verhalten. Auf seinen Antrag ward schon am 18. März
1848 eine Rat= und Bürgerdeputationzur Beratung über die Ver-

fassungsangelegenheitniedergesetzt,der ein in einer Volksversammlung
festgestelltesradikales Programm (die sog. 12 Punkte) auf Wunsch
der Hundertachtzigerausdrücklich zur Beachtung empfohlen ward.

Doch der langsame Fortgang der Verhandlungen der Rat= und

Bürgerdeputation genügte bald den in jener erregten Zeit die öffent-
liche Meinung beherrschendenRadikalen nicht mehr. Man verlangte,
auf den Vorgang andrer Staaten hinweisend, die Berufung einer

Konstituante, und eine Versammlung in der Tonhalle beschloßam

17. August 1848 unter dem Vorsitze Baumeister's, eine dahingehende
Adressedurch eine sofort gewählte Deputation dem Senate zu über-

reichen. Die Deputation begabsich ungesäumtaufs Rathaus, und der

Senat willigte unter obwaltenden Umständen— die Hamburger Gar-

nison war vor einigen Monaten ins Feld gerückt und die Bürger-
garde schienunzuverlässig zu sein — in das ihm vorgetragene Ver-

langen. Nachdem dann im September 1848 auch die Erbgesessene
Bürgerschaft zugestimmt hatte, trat Ende 1848 eine aus allgemeinen
Wahlen hervorgegangene hamburgischeKonstituante zusammen, die

nach längeren Beratungen im Juli 1849 eine neue Verfassungdes

FreistaatesHamburg“ festgestellthatte.
NachdiesemVerfassungsentwurf!gab es nur einen gesetzgebenden

Körper, die Bürgerschaft. Dieselbebestand aus 300, alle zwei Jahre
durch allgemeine direkte und geheime Wahlen berufenen Mitgliedern.
Der Rat war, abgesehenvon einem ihm zustehendensuspensivenVeto,
nur vollziehendesOrgan und obersteVerwaltungsbehörde. Seine 9

Mitglieder wurden von der Bürgerschaft auf je 6 Jahre gewählt und

hatten alljährlich aus ihrer Mitte einen ersten und einen zweiten
Bürgermeister zu wählen. Die Aufsicht über die Handlungen der

vollziehenden Gewalt und der einzelnen Verwaltungsbehörden war

ebenfalls der Bürgerschaft übertragen. An Stelle der Bürgerschaft
trat in bestimmtendringenden oder minder wichtigen Fällen der von

1
Derselbe ist abgedrucktin Rauch's ParlamentarischemTaschenbuch,5. Lfg.

1849, S. 209 fl.



ihr aus ihrer Mitte gewählteBürgerausschuß,der aus 30 Mitgliedern
bestehenund, wie die Bürgerschaft, öffentlich tagen sollte. Für spätere
Verfassungsänderungenward eine Zustimmung der wahlberechtigten
Staatsbürger verlangt.

Diese radikalen Bestimmungen der Konstituantenverfassunger-

regten in den gemäßigterenKreisenHamburgs großen Unwillen. Von

verschiedenenSeiten wurden Proteste erhoben; vor allem aber sah sich
der Senat veranlaßt, eine Reihe teils formeller, teils materieller Be-

denken geltend zu machen. Die Väter der Konstituantenverfassung
verteidigtenihr Werk vom theoretischenStandpunkte aus mit Eifer;
die Undurchführbarkeitdesselben— zumal bei den seit 1848 wesent-
lich veränderten Zeitverhältnissen — trat jedoch immer klarer zu Tage.
Infolgedessenbeschlossendann im September 1849 Senat und Bür-

gerschaft,eine aus 4 Mitgliedern des Senats und 5 Mitgliedern der
BürgerschaftzusammengesetzteKommission (die sog. Neunerkommission)

niederzusetzen,mit dem Auftrag, die von der Konstituante ausgear-
beitete Verfassungvon bestimmten Gesichtspunktenaus einer Prüfung
zu unterziehenund, wenn Abänderungenfür notwendig erachtetwürden,
sich, falls thunlich, über dieselbenmit der Konstituante zu verständigen,
Dventuell aber selbständigeVorschläge in dieser Beziehung zu machen.
Die Neunerkommission?versuchte hierauf zunächst eine Verstän-

digungmit der konstituierenden Versammlung; da aber diese aus
principiellen Gründen jede Verhandlungverweigerte, so blieb ihr nichts
andres übrig, als selbst, unter teilweiser Berücksichtigungder Kon-

stituantenverfassung,ein neues Verfassungsprojektauszuarbeiten,das
sie am 3. November 1849 dem Senat überreichte.

In demselbenhielt sie, im Gegensatzzur Konstituante, an der
bisherigenLebenslänglichkeitdes Senats fest; dagegen gab sie die
Lebenslänglichkeitder Bürgermeisterwürdeund die Selbstergänzungdes
Senats auf. An Stelle der letztern setztesie ein kompliziertesWahl-verfahren,bei welchem Senat und Bürgerschaftresp. sog.Vertrauens-

Denkschrift über die Verfassung des Freistaates Hamburg vom 11. Juli1849 (verfaßtvon Dr. Baumeister, Dr. J. Wolffson und Professor Wibe h.Mitglieder der Neunerkommissionwaren Syndikus Dr. Amsinck, Senator
Lutteroth, Senator Dr. Kirchenpauer, Senator Gefscken, Dr. Petersen,Dr. Loehr, Dr. H. A. Heise, G. H. Kaemmerer und H. A. Hübener.
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männer beider mitwirken sollten; ferner ward infolge der in Aussicht
genommenen vollständigen Trennung von Verwaltung und Justiz die

Mitgliederzahl des Senats entsprechendherabgesetzt.Die Erbgesessene
Bürgerschaftward durch eine Repräsentativversammlungersetzt,deren

Mitglieder teils von allen Steuerzahlern, teils von den Grundeigentümern
gewählt, teils auch von den Verwaltungsdeputationen und Gerichten
deputiert werden sollten. Die von der Konstituante auf nur zwei
Jahre bemesseneMandatsdauer ward verlängert; auch sollte nie eine

vollständige, sondern immer nur nach bestimmter Zeit eine halbschich—
tige Erneuerung der Bürgerschaft stattfinden. Die gesetzgebendeGewalt

sollte — im Gegensatzzur Konstituantenverfassung— wie bisher,
Senat und Bürgerschaft im wesentlichengemeinsamzustehen. Endlich
ward aus der Konstituantenverfassungnoch der Bürgerausschuß über—

nommen; doch ward seineMitgliederzahl herabgesetztund bestimmt,
daß derselbenicht öffentlich tagen solle.

Der Senat stimmte den vorstehend skizziertenVorschlägen der

Neunerkommission zu; die Oberalten und die Sechziger aber oppo-

nierten, und auch in der ErbgesessenenBürgerschaft erklärten sich am

17. Januar 1850 drei Kirchspiele gegen dieselben. Schon am 23. Mai

desselbenJahres aber ward der von der Neunerkommissioninzwischen
noch in einzelnen Punkten abgeänderteVerfassungsentwurftrotz der

fortgesetztenheftigenOpposition der an den alten Verfassungszuständen
festhaltendenOberalten auch von der ErbgesessenenBürgerschaft ge-

nehmigt. Bald darauf, am 13. Juni, ward auch von Rat und

Bürgerschaft die offizielle Auflösung der Konstituante beschlossen.
Während aber dann der Senat noch über die von der Neuner-

kommissionausgearbeiteten, zur Ergänzung der Verfassungdienenden

sog. organischenGesetzeberiet, stellten sich der Durchführung der neuen

Verfassung durch eine warnende Note der beiden deutschenGroßmächte
und die von dem sog.Verfassungsausschußdes reaktivierten Bundes-

tages geäußertenBedenken neue Hindernisseentgegen. Die Verfassung

1 Die auf dem Standpunkt der Oberalten stehende kleine althamburgische
Partei hatte am 18. März 1851 eine „Vorstellung und Bitte nebst Rechtsver-
wahrung betreffend die Aufrechterhaltung der Grundgesetzeder Stadt Hamburg“
an die Bundesversammlung gerichtet. Dieselbe schloßmit dem Ersuchen, „unserer
Stadt den erforderlichen Rechtsschutzund die Abwehr der Revolution in unserem
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ward infolge dessen von der Neunerkommission neu revidiert und

endlich im Jahre 1855 wiederum der ErbgesessenenBürgerschaft vor-

gelegt, von dieser aber jetzt wider Erwarten drei Mal hintereinander
(am 7. Juni 1855 und am 27. März und 7. April 1856) abgelehnt.

Dem Senat blieb gegenüberdiesen wiederholten Beschlüssender

Bürgerschaftnichts übrig, als die ganze Sache auf sich beruhen zu

lassen. Zu Anfang des Jahres 1859 aber entstand auf Anregung
von E. Ross eine neue, von einem PrivatkomiteeausgehendeAgitation
zu Gunsten einer schleunigenEinführung der revidierten Neunerver-

fassung. Die Bürgerschaft, welchedrei Jahre vorherJunerwartetet
WeisedieseEinführung allein verhindert hatte, drang jetzt ebensoun-

erwarteter Weise auf dieselbe (durch Beschlüssevom 14. März und
6. Juli 1859), und so ward dann am 11. August 1859 auf Antrag
des Senats zunächst die Einführung der Verfassungsabschnittebetr.

die Bürgerschaft,den Bürgerausschuß und die Gesetzgebungnebst
einigendazu gehörigenGesetzengenehmigt. Schon im Dezember 1859
trat die neue Bürgerschaftzusammen. Die endgültigeFeststellungder
weiterenVerfassungsbestimmungenerfolgte nach langen Verhandlungen
im September 1860 und der Erlaß einzelner die Verfassung ergän-
zender Gesetzeerst nach Ablauf mehrererJahre.

In der — als Ganzes am 28. September 1860 publizierten —

Verfassungwar ausdrücklichbestimmt, daß nach 10 Jahren eine Re-
vision derselbenstattfinden solle. Nach längern Verhandlungen zwi-
schenSenat und Bürgerschaftkam eine solcheRevision im Jahre 1879
zustande. Die damals vorgenommenen Anderungengehenim wesent-
lichen dahin, daß an Stelle der Deputierung von Mitgliedern der
Verwaltungsdeputationenund Gerichte in die Bürgerschaft (s. oben

S. 16) eine Wahl der betreffendenBürgerschaftsmitgliederdurchdie sog. Notabeln (d. h. die gegenwärtigenoder früheren Inhabervon Richter-oder bestimmten bürgerlichenEhrenämtern)trat, und
daß bei den Wahlen von Deputationsmitgliedernder von der
betreffendenVerwaltungsdeputationder Bürgerschaft vorzulegende
Gemeinwesen, welche durchAusführung des Rat. und Bürgerschlusses vom 23. Mai
1850und durchEinführungder sogenannten Staatsverfassung vollbracht werdenwürde, angedeihenzu lassen.“

1 Vgl. v. Melle, Kirchenpauer,S. 409 ff.
v. Melle, Hamburg. Staatsrecht.
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Wahlaufsatz seitens des Bürgerausschussesum einen Namen er—

weitert werden kann.

1 Über die Entwickelung der Lübecker Verfassung vgl. Wehrmann, Die

obrigkeitlicheStellung des Rats in Lübeck, Hans. Geschichtsblätter,Jahrgang 1884,
S. 533 ff. und Klügmann, Lüb. Staatsrecht, in Marquardsen's Handbuch
des öffentlichen Rechts, Bd. 3, Halbband 2, Abt. 3, S. 39 ff; über die Ent-

wickelung der Bremer Verfassung: Gildemeister, Die freie Stadt Bremen
in ihrer politischen und kulturgeschichtlichenEntwickelung, in Brockhaus“ „Gegen-
wart“, Bd. VIII., 1853, S. 202 f. und Sievers, Brem. Staatsrecht, in

Marquardsen's Handbuch des öffentlichen Rechts, a. a. O., S. 67 ff. — In
Lübeck war gerade im März 1848 eine neue Verfassung (nach jahrelangen Vorberei-

tungen und Verhandlungen) festgestellt, die dann im April 1848 zur Einführung
gelangte, jedochnoch im Laufe desselbenJahres dem damaligen Zeitgeiste entsprechend
revidiert werden mußte. Weitere Revisionen fanden im Dezember 1851 und,
unter Berücksichtigung der Reichsgesetzgebung,im Jahre 1875 statt. — In
Bremen trat im April 1848 eine aus allgemeinen Wahlen hervorgegangene
„Versammlung der Repräsentanten der Bremischen Stadtgenossen“ zusammen.
Die von dieser entworfene neue Verfassung trat am 18. April 1849 in Kraft.
Vergeblich versuchte der Senat in den nächsten Jahren eine Revision derselben.
Diese gelang erst, nachdem der Senat die Hilfe des Bundes angerufen, der Bund

einen Kommissar nach Bremen entsandt hatte, und der Senat im März 1852

„auf Veranlassung des Bundeskommissars und Namens des Bundes“ die wider-

spenstige Bürgerschaft aufgelöst und Neuwahlen auf Grund von ihm erlassener
provisorischer Wahlbestimmungen angeordnet hatte. Die dann erlassene revidierte

Verfassung vom 21. Februar 1854 ward im Jahre 1875, unter Berücksichtigung
der Reichsgesetzgebung,aufs neue revidiert.



Zweiter Abschnitt.

Verhältnis Hamburgs zum Reich.

83.

In der neueren deutschenStaatsrechtslitteraturist allgemeinan-

erkannt,daß der Vollbegriff der Souveränetät jetzt nichtmehr,4
wie zu Zeiten des DeutschenBundes, auf die deutschen.Einzelstaaten,
Anwendungfinden kann. Der hervorragendsteVertreter desReichs-
staatsrechts,Laband, sprichtden Einzelstaatendie Eigenschaftder.
Souveränetätganz ab.! Er definiertdie Souveränetätals „die
höchste,obersteGewalt,« deren wesentliches— der Natur desBegriffes
nach negatives— Momentdarin bestehe,daßsie keine Gewalt
über sichhabe,welcherdie Befugniszustehe,ihr rechtlichbindende
Befehle zu erteilen. Hiervonausgehend,folgert.er dann:Die Sou-
veränctät ist eine EigenschaftabsolutenCharakters,die keineSteigerung6

und keine Verminderungzuläßt, die entweder vorhandenist oderfehlt.
Es giebt keine halbe,geteilte, verminderte,abhängige,relative Souve-
ränctät, sondernnur SouveränctätoderNichtsouveränetät.Demgemäß
kommt nachLabanddieSonveränctetinDeutschlanddemReiche
und nur ihm zu.

DieserAuffassung,welche wohl mit der Zeit allgemeinanerkannt
werdendürfte,steht heutenochdie anderer namhafterStaatsrechtslehrer
gegenüber. Einzelne derselbenteilen den Einzelstaateneinezu Gunsten
des Reichs eingeschränkteSouvecränetät zu, andere aber konstrutereneine

Teilung der SouveränetätzwischenReichundEinzelstaaten.
1 Das Staatsrecht des DeutschenReichs,2. Aufl.Bo.1, 1888, S. 67.

22



Näher auf diese,in das Gebiet des Reichsstaatsrechtsgehörende
Kontroverse einzugehen, ist hier nicht der Ort. Ubrigens handelt
es sich bei derselbenwohl um eine Frage von nur theoretischerBe-

deutung. Unter allen Umständen nämlich steht fest: 1. daß den

Einzelstaatennoch jetzt wichtige staatlicheHoheitsrechteverblieben sind,
2. daß andere wichtige Hoheitsrechtevon ihnen auf das Reich über-

gegangen sind, und 3. daß das Reich auf verfassungsmäßigemWege
und nötigenfalls unter Beobachtung der vorgeschriebenen Formen
einer VerfassungsänderungseineKompetenz beliebig erweitern kann,
ohne daß ein einzelner Bundesstaat, sofern es sichnicht etwa um ein

Sonderrecht desselbenhandelt, dies zu hindern vermöchte.

84.

Die Kompetenzverteilung zwischen dem Reich und den

Einzelstaaten ist — kurz zusammengefaßt— wie folgt durchgeführt.?
1. Eine Reihe von Hoheitsrechtenübt das Reich allein, unab-

hängig von den Einzelstaaten, und durch seine eigenenOrgane aus.

Dies gilt, abgesehenvon der Reichsgesetzgebung,z. B. von den aus-

wärtigen Angelegenheiten, dem Konsulatwesen und der Marine.

2. Bezüglich eines anderen, sehr erheblichenTeiles von Hoheits-
rechtenhat das Reich sich die Beaufsichtigungund die Gesetzgebung
vorbehalten. Die Durchführung und Handhabung der Gesetzeselbst
aber ist Sache der Einzelstaaten. (Vgl. die große Mehrzahl der im

Art. 4 der Reichsverfassungaufgeführten Gegenstände). Laband

charakterisiert das betreffende Verhältnis zwischen Reich und Einzel-
staaten, indem er sagt: Die Einzelstaaten haben dem Reich gegenüber
diejenigen Befugnisse, welche den Selbstverwaltungskörpernzustehen
und das Wesender Selbstverwaltung ausmachen,während das Reich
diejenigen Rechte ausübt, welche der souveränen Staatsgewalt den

Selbstverwaltungskörpern gegenübergebühren, nämlich die Aufstellung

1 Für dieselbe kann natürlich eine von einem Einzelstaate einseitig er-

lasseneVerfassungs-oder Gesetzesbestimmungnicht in Betracht kommen. Es läßt
sich daher aus dem Art. 1 der hamburgischen Verfassung,in welchem Hamburg
als „ein selbständigerStaat des Deutschen Reichs“ bezeichnetwird — einerlei,
wie man diese Worte interpretieren will — nichts herleiten.

* Vgl. Laband, a. a. O. S. 93 ff.
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der Normen und die Kontrolle ihrer Befolgung. Hinzuzufügen ist

jedoch,daß, wie auch Laband hervorhebt, das Maß der den Einzel-
staaten überlassenenSelbstverwaltung auf den verschiedenenhier in

Frage kommenden Gebieten staatlicher Thätigkeit sehr verschiedenbe-

stimmt ist.
3. Ein letzter, nicht unerheblicherTeil von Hoheitsrechtenist den

Einzelstaatenausschließlichverblieben. Sie üben dieselbenaus, nicht
infolgeeiner Übertragungseitens des Reichs, sondern kraft eigenen
Rechts. Hierher gehört zunächstdie Organisation der Einzelstaaten
selbst,ferner das gesamteGebiet der direkten Steuern, das Unter-

richtswesenu. s. w. Doch hebt Laband mit Recht hervor, daß diese
Angelegenheitennicht völlig getrennt werden können von denen, für
welchedas Reich kompetent ist. „Die verschiedenenLebensfunktionen
desStaates,“sagt er, „hängen innerlich so fest zusammen,durchdringen
und bestimmensich gegenseitigso vielfach, sind so ineinander geschlun-
gen und verwickelt, daß es unmöglichist, sie durch einen tiefen Schnitt
voneinander zu trennen oder zwischen ihnen eine Kompetenzgrenze
wie eine chinesischeMauer aufzurichten. Die Einzelstaaten empfinden
auf allen Gebieten des staatlichen Lebens die höhere Macht, der sie

— sind,da sie sich nur innerhalb des Raumes bewegen

Reichin8* „eichsgesetgebungfrei läßt.“ Daß überdies das

verfassung)seine n- zierrn uusderReich-
»

·

allen Richtungen hin beliebig er—
weitern kann, ist schonoben hervorgehoben.

85.

ind de n- und Rflichtender Einzelstaatengegenüberdem Reich
““ Siauibemeinendie gleichen. Dochsind bekanntlicheiner Reihe

enderntn onderrechte gewährt, deren Aufhebung oder Ab-

gimmn
ach Art. 78, Absatz2 der Reichsverfassungnur mit Zu-

ngdesbetreffendenBundesstaateserfolgen kann.
Ein solches Sonderrechtward bei Begründung des Reiches

Hamburg und Bremen bezüglichihrer Freihafenstellung bewilligt.
DerbetreffendeArtikel 34 der Reichsverfassunglautet: „Die Hanse-städte Bremen und Hamburgmit einem dem Zweck entsprechenden
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Bezirke ihres oder des umliegenden Gebietes bleiben als Freihäfen
außerhalb der gemeinschaftlichenZollgrenze,bis sie ihren Eiuschluß in

dieselbebeantragen.“ Bekanntlich ist im Jahre 1888 der sogenannte
Zollanschlußvon Hamburg und Bremen erfolgt; doch ist beiden ein

neues kleineres und ausschließlichGeschäftszweckendienendes Frei—
hafengebietbelassen. Im ZollanschlußvertrageHamburgs vom 25. Mai

1881 ist ferner bezüglichdes neuen Freihafengebietesausdrücklichbe—

stimmt:t „Für diesenBezirk, welcher der Stadt Hamburg als Frei-
hafen dauernd verbleibt, behält der Artikel 34 der Reichsverfassung
mit der Wirkung seine Giltigkeit, daß die Freihafenberechtigung
jenes Bezirks ohne Hamburgs Zustimmung weder aufgehobennoch
eingeschränktwerden kann.“

86.
Die Regierungen der deutschenEinzelstaatensind als solcheauch

Mitträger der Reichssouveränetät (Reichsgewalt). Da nun in

Hamburg, wie auch in den beiden anderen freien Städten, auf Grund

des partikularen Staatsrechts der Senat die Regierung oder das

Staatshaupt ist (s. unten Abschn.4), so ist auch der Hamburger, wie

der Bremer und Lübecker Senat als Mitträger der Reichsgewalt zu

bezeichnen.
Zu demselbenResultat gelangt Georg Meyer von anderer

Seite her, indem er hervorhebt: die Reichsverfassung gehe ersichtlich
davon aus, daß die Monarchen der Einzelstaaten und die Senate

der freien Städte als die „verbündeten Regierungen“ einander voll-

kommen gleichgestelltseien. Letzteres ist vollkommen richtig, doch ist
es eben nur eine Folgerung aus dem Einzelstaatsrechtder freien
Städte.

1

Zollanschlußvertrag§ 1, Abs. 2. Vgl. auch Reichsgesetzvom 16. Februar
1882, § 1. Die Kontroverse, ob durch die Eingangsworte des Art. 34: „Die
Hansestädte Bremen und Hamburg“ die Städte oder die Staaten Bremen
und Hamburg bezeichnetwerden sollten, ist nach den späteren Zollanschlußver-
trägen gegenstandslosgeworden. Vgl. über dieselbe Wolffson, Hambg. Staats-

recht, in Marquardsen's Handbuch des öffentlichen Rechts, Bd. 3, Halbband 2,
Abt. 3, S. 8, Anm. 1.

2 G. Meyer schreibt in seinen „Staatsrechtl. Erörterungen über die Deutsche
Reichsverfassung“"(1872, S. 46, Anm. 3): „Im Eingange der Norddeutschen
Bundesverfassungwurden die Senate durchaus koordiniert mit den Monarchen



Laband dagegen vertritt die auch von anderen geteilteAuf—

fassung,daß die deutschenFürsten und freien Städte in ihrer
Gesamtheit (also nicht die Fürsten und die Senate der freien Städte)
die Träger oder Inhaber der Reichssouveränetätseien. Bezüglich
der Fürsten fügt er noch erläuternd hinzu: „Die deutschenFürsten
sind aber nicht für ihre Person, sondern nur als Oberhäupter und

Vertreter ihrer Staaten Mitträger der Reichsgewalt. Wenn ein

deutscherLandesherr abdankt oder sonst in rechtlicher Weise die Ver-

tretung seines Staates verliert, so verliert er zugleichden Anteil an

der Reichsgewalt. Das DeutscheReich ist kein Fürstenbund,sondern
ein aus den deutschenStaaten gebildeter Staat. Daß nach dem

Eingangeder Verfassung die Fürsten den Bund geschlossenhaben, ist
ein Einwand, der kaum ernsthaft erhoben werden kann, denn bei Er-

richtung des NorddeutschenBundes und des DeutschenReicheshandelten
die deutschenSouveräne nicht als Privatpersonen, sondern als Staats-

oberhäupter,und die deutschenStaaten wurden, wie es in Monarchien
nicht anders sein kann, durch ihre Landesherrenvertreten.“

Was Laband hier von den Fürsten sagt, gilt aber im wesent-
lichen auch von den Senaten der freien Städte. Wie jene, so sind
auch diesenach ihrem Einzelstaatsrechtdie Häupter und die alleinigen

ausgeführt.ebensoim Art. 66 der Reichsverfassung. „Wo nicht besondereonventionen ein anderes bestimmen, ernennen die Bundesfürsten, be-
ziehentlich die Senate die Offiziere ihrer Kontingente"]. Die Ernennungund Instruktion der Bevollmächtigten zum Bundesrat, welche die Vertreter der
Mitglieder des Bundes sind (Art. 6 der Reichsverfassung),erfolgt in den freien
Städten lediglich durch die Senate. [Dies beruht aber auf dem Einzelstaatsrecht
der Städtel. Auch Art. 9 der Reichsverfassungbetrachtet als im Bundesrate
vertreten die deutschenRegierungen [„Jedes Mitglied des Bundesrats hat das
Recht, im Reichstage— die Ansichten seiner Regierung zu vertreten.“),und ebenso
erfolgtdie Eröffnung und der Schluß des Reichstages im Namen der ver-
bündeten Regierungen.“ Vgll. auch G. Meyer, Lehrbuch des DeutschenStaatsrechts, 8 120. Übereinstimmendmit Meyer F. Thudichum, Die
Verfassungdes Deutschen Reichs, im Jahrbuch für Gesetzgebungu. s. w. des

DeutschenReichs, Bd. 1, S. 21, Anm. 3. Grotefend sagt: „Es ist nicht
genau,als den Träger der Bundes- (Reichs.) gewalt die Gesamtheit der ver-
bündeten Monarchen und Senate zu bezeichnen. Dagegen ist es richtig, bei

derBenennungdesSubjektes der Bundes-Regierungsgewalt der Senate der
freien Städte zu erwähnen, weil diese das Organ der Regierungsgewalt der
Republik sind.“ (Das DeutscheStaatsrecht der Gegenwart, 1869, S. 786, Anm. 1.)1

a. ua. O. S. 89 f.
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Vertreter ihrer Staaten nach außen hin. Als solchehaben sie —

in gleicher Weise wie die Fürsten — bei Errichtung des Norddeutschen
Bundes und des Reiches mitgewirkt, und als solchesind sie — in

gleicher Weise wie jene — Mitträger oderMitinhaber der Reichs—
souveränetät geworden.Paß dies auch in der Reichsverfassungund

in anderen offiziellen Kundgebungendes Reichesausdrücklichbestätigt
worden, ist bereits oben erwähnt.

8 7.

Als Mitinhaber der Reichssouveränetätist der HamburgerSenat,
wie der Lübecker und Bremer, im Bundesrat durch einen stimm-
berechtigten Bevollmächtigten vertreten.? Er kann sich auch noch
durch einen oder durch mehrere stellvertretende Bevollmächtigtever-

treten lassen; doch kann selbstverständlichnie mehr als eine ham-
burgischeStimme im Bundesrate abgegebenwerden. Die Ernennung
und die Instruktion der Bevollmächtigten ist ausschließlichSache des

Senats.3

Wie über alle Staatsangelegenheiten, so kann der Senat auch
über seine Abstimmungen im Bundesrat und sein sonstiges Verhalten
in Reichsangelegenheitenvon der Bürgerschaft und dem Bürgeraus-
schuß interpelliert werden. Doch kann der Senat jede Auskunft über

„obschwebendeVerhandlungen“ in Reichsangelegenheitenverweigern.4
Ferner muß die Bürgerschaft in Reichsangelegenheiteneinem auf

1 Laband verkennt dies, wenn er sagt: „In den freien Städten sind die

Bürgerschaften, als Einheit gedacht, das Substrat der Staatsgewalt und als

solche Mitglieder des Reiches.“ Es ist nicht recht klar, was er hier unter

„Bürgerschaften, als Einheit gedacht“ versteht, ob die Gesamtheitder Bürger (mit
Ausschluß derjenigen Staatsangehörigen, welche nicht das Bürgerrecht erworben

haben), ob den zweiten gesetzgebendenKörper (die Bürgerschaft), ob die beiden

gesetzgebendenKörper (Senat und Bürgerschaft). Jedenfalls sind nach seiner
eigenen Auffassung Mitglieder des Reichs nicht die Bürger oder irgendwelche
Vertretungskörper, sondern nur die Staaten. Die Mitgliedsrechte derselbenaber

vertreten in den Hansestädten allein die Senate.
: Reichsverfassung,Art. 6.
3 HamburgischeVerf., Art. 22, Abs. 2.
4 Hamburgische Verfassung, Art. 65 und 60, 3. Ebenso Lübecker Ver-

fassung, Art. 45. Die Bremer Verfassung enthält keine Bestimmung über

Interpellationen des Senats.
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Nichtöffentlichkeitder Verhandlungen gerichtetenAntrage des Senats

ohne weiteres entsprechen.!
Zum Reichstage wählt die reichsangehörigehamburgischeBe-

völkerung, einerlei ob sie in Hamburg staatsangehörig ist oder nicht,
in drei Wahlkreisen je einen Abgeordneten. Die drei hamburgischen
Abgeordneten sind jedoch im Reichstage nicht Vertreter der ham-
burgischen Bevölkerung oder des hamburgischenStaates, sondern
Vertreter des gesamtendeutschenVolkes.3

1 Verf. Art. 46, Abs. 2.
2 Den ersten Wahlkreis bilden die Altstadt und St. Georg, den zweiten

die Neustadt und St. Pauli, den dritten das Landgebiet einschließlichder Vor-
orte. Da jeder Wahlkreis 100,000 Einwohner haben soll, so würde Hamburg
nach seiner jetzigen Bevölkerungsziffer (s. unten S. 27) eine größere Zahl von

Wahlkreisen und demgemäß auch von Abgeordneten zukommen. Doch kann
eine Abänderung der reichsgesetzlich erfolgten resp. genehmigten Abgrenzung
der Reichstagswahlkreisenur durch ein Reichsgesetzerfolgen.

Über die Reichstagswahlen im allgemeinen vgl. das Wahlgesetz vom

31. Mai 1869 und das vom Bundesrat erlasseneReglement zur Ausführung
desselben vom 28. Mai 1870. Im § 36 des letzteren heißt es: „Die in Ge—

mäßheit der in den einzelnen Bundesstaaten bestehendenVerwaltungsorganisation
nach den 88 2, 3, 6, 8, 24, 34 und 35 zur Zeit zuständigen Behörden weist das
unter Litt. D. anliegende Verzeichnis nach.“ Dies Verzeichnis ergiebt für Ham-
burg, daß in den Fällen der 88 34 und 35 der Senat, in den anderen die

Centralkommissionfür die allgemeinen direkten Wahlen zur Bürgerschaft (s. unten
§ 34) die zuständige Behörde ist.

*

ReichsverfassungArt. 29.



Dritter Abschnitt.

Staatsgebiet,
Staatsangehörigkeit und Bürgerrecht.

—

I. Staatsgebiet.

88.
1. Der hanmburgischeStaat („die freie und HansestadtHamburg“)

besteht aus der Stadt Hamburg mit der dazu gehörigen Vorstadt
St. Pauli, den sog. Vororten, d. h. mehr oder weniger städtisch be—

bauten Ortschaften in unmittelbarer Nähe der Stadt, und den übrigen
Teilen des Landgebietes (den Geestlanden, den Marschlanden, der

LandherrenschaftRitzebüttel, mit dem FleckenCuxhaven,und der Land—

herrenschaftBergedorf mit dem gleichnamigenStädtchen).
Der zusammenhängendeHauptteil des hamburgischen Gebietes

erstrecktsich in einer Ausdehnung von 26 Kilometern von dem lauen—

burgischen Gebiete längs der Elbe abwärts bis an die holsteinische
Stadt Altona.! Die Ausdehnung von der Elbe nachNorden bis zur

Grenze bei Langenhorn beträgt 16 Kilometer. Dieser Hauptteil des

Gebietes ist im Westen,Norden und Osten von der preußischenPro—
vinz Schleswig-Holstein,im Süden von der Norderelbe begrenzt.

Nördlich von diesem Hauptteile liegen im Holsteinischen,links

von der Alster, die Enklaven Farmsen mit Berne, Volksdorf,
Wohldorf-Ohlstedtund Groß Hansdorf-Schmalenbeck(zusammendie

1 Zu diesem Hauptteile des Gebietes gehören auch die sogenannten Vier-

lande und das Städtchen Bergedorf, die, zusammen mit der Enklave Geesthacht,
lange Zeit (seit 1420) Hamburg und Lübeck gemeinschaftlichgehörten, 1867 aber

in den alleinigen Besitz von Hamburg übergingen.
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Walddörfer benannt). Nach Osten zu liegt im Lauenburgischenam

rechten Elbufer die Enklave Geesthacht.
Südlich von der Norderelbe, dem zusammenhängendenTeile des

Gebietes gegenüber,an der Scheidung der Norder- und Süderelbe, ist
an der südöstlichenSpitze der hannoverschenElbinsel Wilhelmsburg
die hamburgischeLandschaftMoorwärder belegen. Weiter stromabwärts
liegt am südlichenUfer der Norderelbe, im Süden von hannoverschen
Landesteilen begrenzt, die ehemalige Vogtei der Elbinseln (bestehend
aus dem östlich vom Elbarme Reiherstieg belegenenVororte Kleiner

Grasbrook, der Großen und Kleinen Veddel, der Peute, der Kalten—

hofe, Niedernfelde und Klütjenfelde, ferner aus dem zwischendem

Reiherstieg und dem Elbarme Köhlbrand belegenenVororte Stein-

wärder mit Grevenhof, nebst Roß und Ellerholz, und aus dem

westlich vom Köhlbrand gelegenen Waltershof mit Rugenbergen,
Mühlenwärder, der Großen und Kleinen Dradenau). Weiter elbabwärts

liegt an der Norderelbe der Finkenwärder, von welchemder nördliche
Teil zu Hamburg,der südlichezu Hannover gehört, und an der Süder-

elbe, westlichvon Harburg, die LandschaftMoorburg.
An der Mündung der Elbe befindet sich das Gebiet der Land-

herrenschaftRitzebüttel (an der Landseite von hannoverschemGebiete

umgeben) mit der Enklave Gudendorf im Hannoverschenund der in
der Nordsee belegenen Insel Neuwerk.

Das Gesamtgebietdes hamburgischen Staates hat eine Größe
von 41000 Hektaren(7½d’□ Meilen). Die Zahl der Einwohner
beträgt jetzt (1890) etwa 610 000.

2. Eine Gebietsveräußerung kann nur auf dem Wege der

Verfassungsänderung,eine einfacheGrenzregulierung kann auf dem

Wege der Gesetzgebungbewirkt werden.!
3. Ein Teil der Elbe und des angrenzendenhamburgischenGe-

bietsbefindet sich als sog. Freihafen außerhalb der deutschenZoll—
linie (s. oben S. 22). Im 81 des Zollanschlußvertragesvon 1881 ist
darüber bestimmt:

„Der Freihafenbezirkumfaßt die Norderelbe bei Hamburg, die
Hafen= und Quaianlagendaselbstnebst einem Teile der dieselben

1 Verf. Art. 2.
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begrenzendenStraßen- und Häuserkomplexeund die der Stadt gegen—

überliegenden Elbinseln einschließlichdes Steinwärder. Innerhalb
dieses, lediglich von außen zollamtlich zu bewachendenFreihafenbezirks
ist die Bewegung der Schiffe und Waren von jeder Zollkontrolle
befreit und die unbeschränkteAnlegung von industriellen Großbetrieben
gestattet. — Die zum Freihafenbezirkgehörigen Komplexe am nörd—

lichen Elbufer sollen zu Wohnungen (mit Ausnahme der etwa für
Lageraufseher,Hafen-, Zoll-, und Polizeibeamte erforderlichen) sowie
für den Detailhandel nicht benutzt werden. Das am südlichen Elb-

ufer belegenezum FreihafenbezirkgehörendeTerrain soll, soweit dasselbe
Eigentum der freien und HansestadtHamburg ist, nicht weiter als es

zu Betriebs= und Ausfsichtszweckendringend erforderlich ist, mit Ge-

bäuden bebaut werden, welchezu Wohnungen oder zum Detailhandel
bestimmt sind. Die im südlichen Freihafenbezirk jetzt vorhandenen

Wohnungen und Detailhandlungen sollen, soweit sie nicht den

vorstehend bezeichnetenZwecken dienen, thunlichst beseitigt werden.

Auch wird hamburgischerseitsauf anderweite die Zollsicherheit fördernde
Einrichtungen thunlichst Bedacht genommen werden. — Die Hafen-
anlagen zu Cuxhaven verbleiben, wie bisher, außerhalb der Zolllinie.“

Das Freihafengebiet hat eine Größe von 1175 Hektaren (wovon
318 auf die Wasserflächeentfallen.):

II. Staatsangehörigkeitund Bürgerrecht.
89.

In alter Zeit unterschiedman in Hamburg zwischen Groß- und

Kleinbürgern, Landbürgern, Schutzbürgern, Angehörigen der israelitischen
1 Hamburg hat auf der Unterelbe (von der Stadt Hamburg hinab bis zur

Nordsee) seit alten Zeiten allein unter namhaften Anstrengungen das Fahrwasser
für Seeschiffe in Stand gehalten, sowie auch die Bezeichnungdesselben und die

Lotsenaufsicht für die passierendenSeeschiffegeregelt. — Die Unterelbe ist, soweit
sie nicht in den Hamburger Freihafenbezirk fällt, (seit 1880) in das deutsche
Zollgebiet eingeschlossen.Schiffe, welche über die Zollgrenze bei Cuxhaven aus

See eingehen und nach dem Freihafen oder einem Zollhafen an der Unterelbe

bestimmt sind, sowie Schiffe, welche von dort seewärts ausgehen, sind, sofern sie
einen auf das Zollinteressevereidigten Lotsen an Bord haben, für den gedachten
Verkehr von jeder zollamtlichen Anmeldung und Abfertigung befreit, wenn sie

unausgesetzt während der Fahrt bestimmte sogenannte Zollzeichen führen. (Vgl.
das 1888 vom Bundesrat erlasseneZollregulativ für die Unterelbe, 8 7, abge-
druckt in der Hambg. Gesetzsammlung,Bd. 25, S. 269 ff.)
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Gemeinden und Fremden. Auf die Unterschiedezwischendiesenver—

schiedenenKategorien soll hier nicht näher eingegangenwerden.“ Es

genügt hervorzuheben,daß dieselben sich in den ersten Jahrzehnten
dieses Jahrhunderts als in mancher Beziehung unhaltbar erwiesen,
und daß man daher in den dreißiger Jahren neue Bestimmungen er-

ließ, denen zufolge nunmehr zwischenBürgerrecht und Heimatsrecht
(Staatsangehörigkeit)unterschiedenward. Die betr. Bestimmungen
wurdenwiederholt revidiert und gingen schließlichin das Gesetzbetr.

die Staatsangehörigkeitund das Bürgerrecht vom 7. November 1864

über. Die Paragraphen aber, welchediesesGesetzüber das Heimats-
recht enthält, wurden dann wieder der Hauptsachenach durch die

Reichsgesetzgebungaufgehoben.
Wie in Hamburg, so wird auch in Bremen und Lübeck und

einzelnen anderen deutschenStaaten? zwischen Staatsangehörigkeit
und Bürgerrecht unterschieden. Bei dieser Unterscheidung ergiebt es

sich von selbst, daß in dem betr. Einzelstaate die politischenRechte
und Pflichten von dem Besitzedes Bürgerrechts abhängig sind.

810.

A. Staatsangehörigkeit.
Die Bestimmungen über den Erwerb und Verlust der Staats-

angehörigkeit in den deutschen Einzelstaaten sind — infolge des

engen, untrennbaren Zusammenhangeszwischen Staats= und Reichs-
angehörigkeit— jetzt für ganz Deutschlandim Wege der Reichsgesetz-
gebungerlassen. Eine nähereErörterung derselbengehört demnach
in das Gebiet des Reichsrechts. Doch müssenhier wenigstensdie

Hauptgrundsätzeerwähnt werden.
1. Die Staatsangehörigkeit und mit ihr die Reichsange-

n„Vgl. Westphalen, a. a. O., Bd. 1, S. 380 ff.
Sachsen-Altenburg (Grundgesetz, Abschnitt 1 und 4) und Reuß j. L.,

Geer.Staatsgrundgesetz,§ 13 und 15).
Im Art. 5 der revidierten Verfassung von 1879 heißt es: „Angehörige

des HamburgischenStaates sind diejenigen, deren hiesige Staatsangehörigkeit nach
Maßgabe der Reichsgesetzgebungbegründet ist,“ ÜbereinstimmendLübecker Verf.
Art. 2, Bremer, § 2. Val. Reichsgesetzvom 1. Juni 1870; Laband, a. a. O.,
S. 154 ff H. Schulze, Deutsch.Staatsrecht, Bd. 1, S. 380 ff; G. Meyer
#. a. O., § 76 ff.

"
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hörigkeit, welche eine notwendige Konsequenzder ersteren ist, wird

erworben 1. auf Grund familienrechtlicher Verhältnisse (Geburt,
Legitimation, Verheiratung); 2. durch Verleihung seitens des Einzel—
staates. Die Verleihung ist ein Verwaltungsakt, zu dessenVornahme
die „höhere“ Verwaltungsbehörde des Einzelstaates (in Hamburg die

Aufsichtsbehördefür die Standesämter resp. in Ritzebüttel der Amts-

verwalter) kompetent ist.
Bei der Verleihung wird wieder zwischenAufnahme und Na-

turalisation unterschieden,je nachdemder die Verleihung Nachsuchende
ein Angehöriger eines anderen deutschenBundesstaatesoder ein Aus-

länder ist. Der Angehörige eines anderen Bundesstaates muß auf
sein Ersuchen aufgenommen werden, wenn er in demjenigen Bundes-

staate, in welchem er die Aufnahme nachsucht, sich niedergelassenhat,
— es seidenn, daß Gründe vorliegen, welche nach den Bestimmungen
des. Freizügigkeitsgesetzesvom 1. November 1867 (8 2—5) die Ab-

weisung eines Neuanziehendenoder die Verweigerung der Fortsetzung
des Aufenthaltes rechtfertigen würden.

Ein dem Rechte auf Aufnahme analoges Recht auf Naturalisation
giebt es nicht. Der Einzelstaat ist in keinem Falle verpflichtet, einen

Ausländer zu naturalisieren. Er ist aber andererseits dazu auch nur

unter ganz bestimmten Voraussetzungen berechtigt. Diese Voraus-

setzungensind der Reichsgesetzgebungzufolge: a. Dispositionsfähigkeit
des Betreffendennach dem Recht seiner bisherigen Heimat, b. Un-

bescholtenheit,c. eigeneWohnung oder ein Unterkommen an dem Orte

der beabsichtigtenNiederlassung und d. die Fähigkeit, an diesem Orte

nach den daselbst bestehendenVerhältnissen sich und seine Angehörigen
zu ernähren.?

Den Einzelstaaten ist es, da sie, wie erwähnt,reichsgesetzlich
überhaupt nie zur Naturalisation eines Ausländers verpflichtet sind,
natürlich unbenommen, die Naturalisation noch durch weitere

1 Die Gründe sind: 1. Unfähigkeit, sich eine Wohnung oder ein Unter-

kommen zu verschaffen, 2. Unselbständigkeit und fehlende Zustimmung des Gewalt-

habers, 3. Vorhandensein polizeilicher Aufenthaltsbeschränkungen,4. Unfähigkeit,
sich und seine Angehörigen zu ernähren.

»Über die Punkte b—c ist die Gemeinde oder der Armenverband des-

jenigen Ortes, wo der zu Naturalisierende sichniederlassenwill, mit einergut-
achtlichenAußerungzu hören.
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Bestimmungen zu erschweren.1 Solche erschwerendeBestimmungen
aber liegen für Hamburg in dem § 11 desGesetzesbetr. die Staats-

angehörigkeitunddasBürgerrechtvon1864.vor.DiesemParagraphen
zufolgehaben in HamburgFremde, welche die Staatsangehörigkeit
nachsuchen,denNachweiszu führen: a. daßsie mindestens 5 Jahre
ununterbrochen im hamburgischenStaate wohnen, b. daß sie das in

Hamburg geltendeVolljährigkeitsalter erreicht haben, und c. daß sie
aus dem Staatsverbande, dem sie bisher angehört, entlassensind, oder

die Zusicherung ihrer Entlassung aus demselbenfür den Fall ihrer
hiesigen Aufnahme erhalten haben. Dem Senat steht die Befugnis
zu, von den unter a—- aufgeführten Nachweisenzu dispensieren.

Die Aufnahme oder Naturalisation wird ersetztdurch Anstellung
in dem unmittelbaren oder mittelbaren Staatsdienste, Kirchen-, Schul-
oder Kommunaldiensteeines Bundesstaates, vorausgesetzt,daß die An-

stellung von der Regierung, einer Central= oder höheren Verwaltungs-

behördevollzogen oder bestätigt, und daß ein entgegenstehenderVor-

behalt in der Anstellungsurkundenicht ausgedrücktist.
2. Der Verlust der Staatsangehörigkeit erfolgt 1. aus

familienrechtlichen Gründen (Legitimation, Verheiratung), 2. durch
Entlassung auf Antrag, 3. durchEntziehung und 4. durch 10jährigen
ununterbrochenen Aufenthalt im Auslande.

Die Entlassung auf Antrag korrespondiert der Verleihung. Auch
sie erfolgt durch die höhere Verwaltungsbehörde des Einzelstaates (in
Hamburg durch die Aufsichtsbehörde für die Standesämter resp. in

Ritzebüttel durch den Amtsverwalter). Die Entlassungzum Zweck der

Übersiedlungin das Gebiet eines anderen Bundesstaates(Überwanderung)
muß jedem Staatsangehörigen erteilt werden, welchernachweist,daß
er in einem anderen Bundesstaate die Staatsangehörigkeit erworben

hat. Die Entlassung zum Zweck der Auswanderung andererseits(d. h.
die Entlassung, welche das Aufhören der Reichsangehörigkeit zur
Folge hat), darf bestimmtenKlassen von Personen, welche dem Reiche

Vgl. Laband. a. a. O., S. 160.
* Die Mitgliederdes Hanseatischen Oberlandesgerichts zu Hamburg er-

werbendurchihre Anstellungdie Staatsangehörigkeit in Hamburg, Bremen und

Lübeck.(Ubereinkunft der drei freien Städte betr. die Errichtung eines gemein-
schaftlichenOberlandesgerichtsvom 30. Juni 1878, Art 19).
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verhältnis) verbunden sind, entweder garnicht oder nur unter gewissen
Bedingungen erteilt werden. Abgesehendavon darf auch die Ent-

lassung zum Zweck der Auswanderung nicht verweigert werden. Die

bereits erfolgte Entlassung wird wieder unwirksam,? wenn der Ent-

lassenenicht innerhalb 6 Monate nachAushändigungder Entlassungs-
urkunde entweder seinenWohnsitz außerhalb des Reichsgebietsverlegt
oder die Staatsangehörigkeit in einem anderen Bundesstaate erwirbt.

Eine Entziehung der Staatsangehörigkeitkann durch die Central=

behördedes Heimatsstaates(in Hamburg durch den Senat) ausgesprochen
werden: 1. gegen Personen, welche im Falle eines Krieges oder einer

Kriegsgefahr einer ausdrücklichenAufforderung zur Rückkehr,die vom

Kaiser für das ganze Reichsgebiet angeordnet wird, innerhalb der

darin bestimmtenFrist nicht Folge leisten, 2. gegen Personen, welche
ohne Erlaubnis ihrer Regierung (d. h. in Hamburg des Senats) in

fremde Staatsdienste treten und einer ausdrücklichenAufforderung
zum Austritt innerhalb der darin bestimmtenFrist nicht Folge leisten,
und 3. gegen renitente Geistliche oder andere Religionsdiener auf Grund

der näheren Bestimmungen des Reichsgesetzesbetr. die Verhinderung
der unbefugten Ausübung von Kirchenämtern vom 4. Mai 1874.3

Der Verlust der Staatsangehörigkeit erfogt endlich durch zehn-
jährigen Aufenthalt im Auslande. Der Aufenthalt hat jedoch diese
Wirkung nicht 1. wenn der Betreffendesich im Besitzeeines Reise-
papiers oder Heimatsscheinesbefindet, 2. wenn derselbe sich in die

Matrikel eines Reichskonsulshat eintragenlassen, und 3. wenn er mit

Erlaubnis seiner Regierung bei einer fremden Macht dient. Den-

jenigen, die durch Aufenthalt im Auslande ihre Staatsangehörigkeit
verloren haben, kann, wenn sie eine andere Staatsangehörigkeitnicht
erworben haben,die Staatsangehörigkeitin ihrem Heimatsstaateauch
dann wieder verliehenwerden, wenn sie sich daselbstnicht niederlassen.
Außerdem muß denselben, auch wenn sie inzwischen eine fremde

1 Reichsgesetzvom 1. Juni 1870, § 15. Reichsmilitärgesetzvom 2. Mai

1874, § 60, Reichsgesetzvom 6. Mai 1880, Art. 1, § 3, Ziff. 8.
2 D. h. sie gilt als unwirksam von Anfang an. Vgl. Laband, a. a. O.

S. 164, Anm. 4.

Der Wiedererwerb einer deutschen Staatsangehörigkeitsoll im letztge-
nannten Falle nur mit Zustimmung des Bundesrats stattfinden.
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Staatsangehörigkeiterworben haben, bei ihrer Rückkehrin das Reichs-
gebiet auf ihr Nachsuchendie Staatsangehörigkeit in demjenigen
Bundesstaate, in welchemsie sich niederlassen,durch eine Aufnahme-
urkunde erteilt werden.

3. Die in einem deutschenBundesstaate lebenden Nichtstaats-
angehörigen teilen sich in Ausländer und Staatsangehörige eines

anderen deutschenBundesstaates. Die Rechtsverhältnisseder ersteren
regeln sich eventuell nach den bestehendenStaatsverträgen. Bezüglich
der letzterenaber ist im Artikel 3 der Reichsverfassungbestimmt, daß sie
als Inländer zu behandelnund demgemäßzum festenWohnsitz, zum

Gewerbebetriebe,zu öffentlichenAmtern, zur Erwerbung von Grund-

stücken,zur Erlangung des Staatsbürgerrechts und zum Genussealler

sonstigenbürgerlichen Rechteunter denselbenVoraussetzungenwie die

Einheimischenzuzulassen,auchin betreff der Rechtsverfolgung und des

Rechtsschutzesdenselbengleich zu behandeln sind.

11.

B. Bürgerrecht.
Der Art. 4 der revidierten Verfassung von 1879 lautet: „Bürger

des HamburgischenStaates sind diejenigen hamburgischenStaats-

angehörigen, welche den Eid auf die Verfassung geleistet und das

dadurch erworbene Bürgerrecht nicht wieder verloren haben. Über
Erwerb und Verlust des Bürgerrechts und über die Form des Eides

bestimmt das Gesetz.“
Die im letztenSatz in Bezuggenommenen gesetzlichenBestimmungen

über Erwerb und Verlust des Bürgerrechts sind enthalten im Gesetz
betr. die Staatsangehörigkeitund das Bürgerrecht vom 7. November
1864. Dieselbenergeben,zusammenmit dem oben citierten Verfassungs-
artikel, das Folgende:

1. Voraussetzungenfür den Erwerb des Bürgerrechts sind
1) Besitz der hamburgischenStaatsangehörigkeit#,
2) Volljährigkeit,
3) daß der Betreffendenicht infolge strafrichterlichenUrteils unter

polizeilicherAufsichtstehtoder ein entehrendesGewerbe betreibt 6
1 Verf. Art. 4.
: Gesetzvon 1864, 8 5.
v. Melle, Hamburg. Staatsrecht. 3
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4) Entrichtung einer Stempelabgabevon 30 Mark!,
5) Ableistung des Bürgereids vor dem Senat.:

Die Mitglieder und die nichtrichterlichenBeamten des Hanseati-
schenOberlandesgerichtserwerben das hamburgischeBürgerrecht schon
durch ihre Anstellung.5

Frauen werden seit 1864 nicht mehr zum Erwerb des Bürger-
rechts zugelassen.“

Verpflichtet zum Erwerb des Bürgerrechts sind — beim Vor-

liegen der oben unter 1—3 aufgeführten Voraussetzungen— die-

jenigen, welche vom Vermögen oder von einem Einkommen von

mindestens Mk. 3600 besteuert sind, mit Ausnahme der Geistlichen
und Militärpersonen. 5

1 Gesetz von 1864, § 17, Abs. 3. In Lübeck ist bestimmt: „Für die

Erwerbung des Lübecker Staatsbürgerrechts ist, außer dem Stempel des Bürger-
briefs, unter Wegfall aller sonstigen Gebühr nur eine Abgabe von 20 N Crt. zu

entrichten“" (Bürgerrechtsgesetz vom 28. Mai 1870, Art. 5). In Bremen ist bei

Abstattung des Staatsbürgereides eine Registraturgebühr von 5 Thlr. zu entrichten
(Verordnung, die Abstattung des Staatsbürgereides betr. vom 1. Januar 1863).

2 Verf. Art. 4. Der Wortlaut des Eides ist festgestellt durch das Gesetz
betr. den Bürgereid vom 21. September 1860. In dem Eide wird gelobt,
„der freien und Hansestadt Hamburg und dem Senate treu und hold zu sein“.
Ahnlich lautet der Bürgereid auch in Lübeck.

3 Übereinkunftder drei freien Städte betr. die Errichtung eines gemein-
schaftlichenOberlandesgerichts vom 30. Juni 1878, Art. 19.

4 Gesetzvon 1864, 8 6.
s Gesetzvon 1864, § 8 (Eine Besteuerung vom Vermögen giebt es übrigens

in Hamburg nicht). — An die Nichterfüllung der fraglichen Verpflichtung ist jedoch
ein Präjudiz nicht geknüpft. Ein bürgerschaftlicher Ausschuß, der sich mit Ab-
änderungsvorschlägen betr. das Gesetzvon 1864 beschäftigte,schlugvor, Renitente
zu verpflichten, während der Dauer ihrer Renitenz (jedoch höchstens bis zur
Vollendung des 60. Lebensjahres) die doppelte gesetzlicheEinkommensteuer zu ent-

richten (Ausschußberichteder Bürgerschaft, 1883, No. 62). — In Bremen sind die

Staatsangehörigen gesetzlich(unter Androhung von Ordnungsstrafen) verpflichtet,
durch Ableistung des Bürgereides das Bürgerrecht zu erwerben. Wer dort durch
Abstammung oder Legitimation die Staatsangehörigkeit erworben hat, muß den
Eid nach Vollendung des 18. und vor Vollendung des 21. Lebensjabresleisten.
(Vgl. Sievers, Brem. Staatsrecht, a. a. O., S. 70). In Lübeck bestehteine Ver-

pflichtung zum Erwerb des Bürgerrechts nur für die lebenslänglichangestelltenStaats-

beamten und die Notare. Die Handelskammer nimmt jedochnur Bürger als Mit-

glieder der lübeckischenKaufmannschaftauf. Auch sind nur Bürger zu Mitgliedern
der Gewerbekammer wählbar. (Klügmann, Lüb. Staatsrecht a. a. O., S. 43.)
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Das Bürgerrecht geht verloren:

1) durch das Aufhören der Staatsangehörigkeit: (s.oben S. 31);
2) durch Nichtannahme einer Wahl zum Mitgliede des Senats,

der Bürgerschaft,einer Entscheidungsdeputationoder der Subdeputation
einer Entscheidungsdeputation,sowie durch Nichtannahme oder Nicht-
fortführung der Funktionen eines Mitgliedes des Bürgerausschusses
oder des Amtes eines bürgerlichenMitgliedes einer Verwaltungs-
deputation, eines Handelsrichters, eines Mitgliedes der Vormund-

schaftsbehörde,der Schätzungskommissionfür Expropriationssachen,
der Handels= oder der Gewerbekammer.?

Das Bürgerrecht ist eine notwendige, wenn auchnicht die einzige
Voraussetzung für das aktive Wahlrecht zur Bürgerschaft (s. unten

8 34), für die Wählbarkeit zum Mitgliede des Senats und der

Bürgerschaft, zum bürgerlichenMitgliede einer Verwaltungsdeputation
und zu andern bürgerlichenEhrenämtern. Auch ist der Besitz resp.
der Erwerb des Bürgerrechts eine Bedingung für die meisten
Anstellungenim Staatsdienste.sAndrerseitssind die Bürger, teils unter

dem Präjudiz des Verlustesdes Bürgerrechts, sowie der von ihnen
bekleideten öffentlichen Ehrenstellen", teils ohne Präjudiz zur unent-

geltlichen Ubernahmeresp.Fortführung bestimmter bürgerlicher Ehren-
ämterverpflichtet.

1

Gesetz von 1864, 8 13. Die Staatsangehörigkeit kann unter gewissen
Voraussetzungenfreiwillig aufgegeben werden, das Bürgerrecht allein aber nicht.
Im § 13 des Gesetzesvon 1864 heißt es ferner noch, das Bürgerrecht gehe auch
verloren „durch rechtskräftigesErkenntnis der zuständigenGerichtsbehörde,welches
das Bürgerrecht als nicht rechtsgültig erworben annulliert.“ In dem betr. Falle
handelt es sich jedoch nicht um einen eigentlichenVerlust, sondern um die Kon-

statierungeiner Rechtsungültigkeit des Erwerbs. Ferner ist zu bemerken, daß in
jenem Falle nach § 1 des Gesetzes, betr. das Verhältnis der Verwaltung zur
Rechtspflegevon 1879 von einer gerichtlichen Entscheidung nicht die Rede sein
kann. (S. unten 8 60, 2).

#
Verf. Art. 9, Abs. 14, Art. 34, 75, 56 und 83, Ausführungsgesetzzum

Gerichtsverfassungsgesetz§ 77, Vormundschaftsordnung Art. 97, Expropriations-
gesetz8 16, Handelskammergesetz8 6, Gewerbekammergesetz8 9.

Bezüglichder Richter, Assessorenund Referendare vgl. Ausführungsgesetz
zum Gerichtsverfassungsgesetz§ 15, 8 u. 3.

S. die oben (bei Verlust d « « ä

» es Bürgerrechts“ unter 2) aufgeführten Fälle.
Vgl. ferner über das oben erwähnte Präjudiz unten 8 22.
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Vierter Abschnitt.

Die „höchsteStaatsgewalt“ und die Teilung
der Gewalten.

— —

812.
Im Art. 6 Abs. 1 der hanmburgischenVerfassung heißt es:

„Die höchsteStaatsgewalt steht dem Senate und der Bürgerschaft
gemeinschaftlichzu.“

Dieser Satz ist einem Grundgesetzder alten Verfassung, dem Haupt-
rezeß von 1712, entnommen, wo es gleich zu Anfang im Art. Lheißt:7— klägliche Erfahrung bezeuget, daß bey denen

Troublen, welche diese gute Stadt in vorigen Zeiten zerrüttet,
friedhässigeund unruhige Gemühterdaher insonderheitihren bösen
Unternehmungen einen Vorwand und Deckel, auch zugleich einen

Schein, Andere zu verleiten, gesuchet,daß sie die Frage: bey weme

in dieser Stadt das Köc#o oder die höchsteHerrschaft sey? zu regen
und zu ihrem Vortheil zu deuten und zu entscheidensich erkühnet:
so wird hiemit alß ein ewiges, unveränderlichesund unwiderruf-
liches Fundamental-Gesetzefestgestelletund bekräftiget, daß solch
Kvocoy, oder das höchsteRecht und Gewalt, bey E. E. Raht und

der ErbgesessenenBürgerschafft inseparabili nexu conjunctim
und zusammen,nicht aber bey einem oder andern Theil privative
bestehe,und daß dannenhero, so lange Raht und Bürgerschafft
nicht zu einem einmüthigen und freywilligen Schluß gekommen,
des einen Theils Resolutionund Entschließungfür keinen gültigen,
weder E. E. Raht, noch die ErbgesesseneBürgerschafftverbindenden

Schluß geachtet— werden solle.“
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Das später zu einer Art von terminus technicus gewordene
Wort „Kyrion“ wird dem Vorstehendennach im Hauptrezeß, wo es

zuerst gebraucht worden, einmal mit „die höchsteHerrschaft“ und

einmal mit „das höchsteRecht und Gewalt“ übersetzt. Es entspricht
also dem Begriffe der Souveränetät.

Dem rein demokratischenPrincipe nach hätte allein einer Volks-

versammlung, dem rein aristokratischennach allein dem Rate die

Souveränetät gebührt. In Hamburg aber wählte man eine Art von

Mittelweg. Eine Volksversammlung, an der alle Bürger oder gar
alle Einwohner teilzunehmenberechtigtwaren, gab es nicht; an ihre
Stelle trat, sie wenigstens teilweise ersetzend,die aus den Grund-
eigentümern,den Mitgliedern der bürgerlichen.Kirchenkollegienund

den Inhabern einzelnerAmterbestehendeErbgesesseneBürgerschaft.
Diese Bürgerschaft war gewissermaßendas demokratische,1 der sich
selbstergänzendeRat aber, dessenMitglieder auf Lebenszeit gewählt
wurden, das aristokratischeElement der Verfassung. Beide hatten
vielfach miteinander um die ursprünglich dem Rate allein zustehende
Herrschaftgerungen. Im Laufe der Zeit aber war immer mehr eine
beiden nebeneinander zukommende Berechtigung und damit eine
Mischung von Aristokratie und Demokratie in den Grundzügen der
Verfassunganerkannt. Um nun für die Zukunft alle Zweifel an dem

Resultatdieser historischenEntwickelungund an der theoretischenBe-
rechtigungdesselbenzu beseitigen, ward in dem citierten Artikel 1
des Hauptrezessesmit feierlicherUmständlichkeitder principielle Satz
festgestellt,daß die Souveränetät Senat und Bürgerschaftgemeinsam
zustehe.

. TrotzdesKyrionsaber war der Bürgerschaftthatsächlichnur
eine — überdies durchdie fast ausschließlicheInitiative des Rats

h n m Glechtertearnguh den Geie-

tionen*⅞vdeueingeräumt. Im übrigennämlich waren alle Funk-

beiden
n chaft, unterrein theoretischerFesthaltung der den

—- gesesgebendenKörpern zustehendenhöchstenGewalt, ausdrück-
lich dem Rate übertragen. Der Rat sollte bei Ausübung dieser

1 Uber ihren dessenungeachtetin mancher Beziehung aristokratischenCharakter
s. unten § 32. ·
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Funktionen als der Bevollmächtigteder über ihm stehenden— sozusagen
idealen — Gewalt von Rat und Bürgerschaft (als Einheit gedacht)
gelten. Demgemäß heißt es im Art. 5 des Hauptrezesses: „Salva
reservatione, daß die Regalia der gantzenStadt zustehen,und E. E.

Raht krafft dieserReservation nichts privative, sondern mit der Erb-

gesessenenBürgerschaft Alles und Jedes cumulative oder gemein-
schafftlichbesitze,verbleiben E. E. Rahte, soviel das Exercitium und

respective die Abnutzung oder Genuß u. s. w. betrifft, alle demselben
dua Magistratui competirendeund in Recessibus de Annis 1603,
1633 et 1674, auch sonst uhralter Gewohnheit und Herkommen
respective fundirte und de novo bestättigteGerechtsame“. Nach
diesen Worten folgt im Art. 5 des Hauptrezessesein langes Verzeich-
nis der Gerechtsamedes Senats, von dem Westphalen sehr richtig
sagt,! daß es alle Merkmale einer höchstenRegierungsbehörde ver-

einige. Der Rat, dem neben seinemAnteile an der Gesetzgebungvor

allem die vollziehendeGewalt und die Vertretung des Staates nach
außen hin ausschließlichzustanden,war eben,ungeachtetdes formell und

für die Gesetzgebung(einschließlichBudgetrecht u. s. w.) auch materiell

in Betracht kommenden Kyrions, in Wahrheit die Regierung, die

Obrigkeit oder das Staatsoberhaupt. Übereinstimmenddamit ward

er denn auch im Eingang des Art. 2 des Hauptrezessesausdrücklich
als die „ordentliche Obrigkeit“ und später — 1843 — von dem

nachmaligenReichsgerichtsratDr. Voigt#2 als die „obersteRegierungs-
und oberaufsehendeVerwaltungsbehörde“ und der „Repräsentant der

Staatsgewalt“ bezeichnet.3
Soviel über das Kyrion der alten Verfassung. In der 1849

fertiggestellten, aber nicht zur Einführung gelangten radikalen Ver-

fassungder hamburgischenKonstituante war von einem zwischenRat

und BürgerschaftgeteiltenKyrion nicht die Rede. „Die Verfassung

1 Westphalen, a. a. O., Bd. 1, p. 76.
* Kommissionsbericht an die Unterzeichner der Petition vom 8. Juni 1842,

1843, S. 15. (Über Petition und Bericht s. oben S. 12 f.)
8 Ferner schrieb 1821 M. J. Haller in seiner Schrift „Sechs Briefe über

den Handel der Hansestädte"(S. 59): „Von jeher war die gesetzgebendeMacht
von der ausübenden genau und scharf in den Hansestädtengetrennt. Von jeher
lag schon die erste, die legislative Gewalt, nur in der Vereinigung des Volkes

und der Regierung".



des Staates“, so hieß es dort in den Art. 7 und 8, „ist die demo-

kratische. Alle Staatsgewalt wird von den Staatsbürgern entweder

unmittelbar oder mittelbar durch verfassungsmäßiggewählte Vertreter

ausgeübt.“ — „Die gesetzgebendeGewalt ist der Bürgerschaft, die voll-

ziehendedem Rat, die richterliche den Gerichten übertragen."
Mit Recht beklagte sich der Senat über die sich aus den vor-

stehendenund anderen Artikeln der Konstituantenverfassungergebende
Machtlosigkeit des Rats, dem nicht einmal ein in jedem Falle wirk-

sames suspensivesVeto eingeräumt sei, der lediglich Vollstrecker der

Beschlüsseder Bürgerschaft, und dessenMitglieder, allein von der

Bürgerschaft gewählt, und zwar nur für einen kurzen Zeitraum, keine

irgendwie selbständigeRegierung bilden, sondern genötigt sein würden,
sich unter Umständen unbedingt der Bürgerschaft und dem raschen
Wechsel ihrer Ansichten zu fügen. Allerdings war der Rat der

Konstituantenverfassungkaum mehr als ein geschäftsführenderAus-

schußder Bürgerschaft. Trotz seiner geringen politischen Macht und

seiner thatsächlichenAbhängigkeit von dem Willen der allein gesetz-
gebendenBürgerschaftwar er aber, als der Inhaber der vollziehenden
Gewalt und der alleinige Vertreter des Staates nachaußenhin, immerhin
das Staatshaupt oder die Regierung. Dies erkannten auch die Väter

der Konstituantenverfassungan, indem sie in der diese Verfassung

ns benerwähntenMonituren des Senatsverteidigenden
3 )

*: „Die neue Verfassung verpflichtet den Rat zu
einer in seiner Sphäre nur von der Verfassung und den Gesetzen
abhängigenehrenvollenund einflußreichenThätigkeit,sie teilt ihm aus-

drücklichalle wesentlichen Funktionen einer Regierungs-
behörde zu, wie er dieselbenbisher ausgeübt hat."

9 13.

Im Gegensatzzur Konstituantenverfassunghat, wie erwähnt, die
Verfassungvon 1860 an dem sogenanntenKyrion der alten Ver-
fassungfestgehalten. „Die höchsteStaatsgewalt- soll nach ihr dem
Senat und der Bürgerschaftgemeinschaftlichzustehen. Diesem, den
erstenAbsatzdes Art. 6 der neuen Verfassung bildenden Satze aber

1 von Melle, Kirchenpauer,S. 343.
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ist als Absatz 2 hinzugefügt: „Die gesetzgebendeGewalt wird von

Senat und Bürgerschaft,die vollziehendevom Senat, die richterliche
von den Gerichtenausgeübt.“*

4 Auf Grund solcherKompetenzverteilungund einzelnerdieselbenoch
eiter ausführenderBestimmungen der Verfassunggebührendem Senat,

wie Wolffson sehr richtig bemerkt, „alle Attribute, welche üblicher
Weise mit dem Begriff der Regierung verbunden zu sein pflegen.“
Er ist, abgesehenvon seinerTeilnahme au der Gesetzgebung,alleiniger
Inhaber der sogenanntenvollziehendenGewalts und alleiniger Leiter

der Reichs= und auswärtigen Angelegenheiten. Ihm stehen ferner
noch insbesondere zu: die Anordnung der Wahlen zur Bäürgerschaft
und die Einberufung der letzteren, die Verkündung der Gesetzeund

der Erlaß von Vollzugsverordnungenzu denselben,die obersteLeitung
der Verwaltung und die Aufsicht über alle Zweige derselben, ein-

schließlich der Justizbehörden, das Begnadigungsrechtin Kriminal-

sachen,die Ernennung der höherenBeamten (soweit nicht dieselbeaus-

drücklich anderen Behörden übertragen), die Aufrechterhaltung der

gesetzlichenOrdnung und die Wahrung der Sicherheit des Staates,

1 Die Lübecker Verfassung bestimmt Art. 4, Abs. 1: „Die Staats-

gewalt steht dem Senate und der Bürgerschaft gemeinschaftlichzu.“ (Dieser Satz
ist erst bei der Verfassungsrevision von 1875 hinzugefügt) und Art. 18: „Dem
Senate allein ist die Leitung sämtlicher Staatsangelegenheitenanvertraut, insoweit
nicht die nachfolgendenBestimmungen eine Mitwirkung oder Zustimmung der

Bürgerschaft in ihrer Gesamtheit oder des Bürgerausschusses ausdrücklich vor-

schreiben.“ — Die Bremer Verfassung macht, im Gegensatz zu der Hamburger
und Lübecker, garnicht einen Unterschied zwischen Inhaberschaft resp. Zu-
stehen der höchsten Staatsgewalt einerseits und Ausübung derselben anderseits.
Sie sagt § 3: „Die Verfassung des Bremischen Staates ist republikanisch. Zur
Ausübung der Staatsgewalt nachMaßgabe ihrer durch die Verfassungbestimmten
Organisation und Wirksamkeit bestehenA der Senat, B die Bürgerschaft“. 8 56:

„Der Senat und die Bürgerschaft wirken in Ausübung der Staatsgewalt gemein-
schaftlich, soweit nicht verfassungsmäßigein anderes festgesetztist. Jedoch hat
der Senat die Leitung und Oberaufsicht in allen Staatsangelegenheiten, sowie die

vollziehende Gewalt überhaupt nach Maßgabe der Verfassung.“"
2

a. H O., S. 11.

3 Vunder sogenanntenvollziehenden oder-Regierungsgewalt sagt
Bluntschli: siesei nicht Vollziehung, sondern Macht, im einzelnen zu befehlen,
anzuordnen u. s. w. (Toxy, imperium). Von allen staatlichenGewalten sei sie
die am meisten obrigkeitliche, die vorzugsweise herrschende,demnach ohne Zweifel
die oberste (Allgem. Staatslehre, 5. Aufl., S. 5972.)
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die Ausübung der den deutschenKontingentsherren zustehendenRechte
(soweit nicht besondere Konventionen ein anderes bestimmen), die

Ausübung der dem Staate zustehendenOberaufsicht über die bürger—
lichen und religiösen Gemeinden, sowie endlich im Falle eines Krieges
oder Aufruhrs — soweit nicht reichsgesetzlicheBestimmungen entgegen-
stehen — die zeitweilige Suspension der verfassungsmäßigenoder

gesetzlichenBestimmungenüber Gerichtsstand,Verhaftung, Haussuchung,
Presseund Versammlungsrecht.

Daß die Gesamtheit der vorstehendenBefugnisse dem Senate

thatsächlichdie Stellung einer Regierung verleiht, wird von niemand

ernstlich geleugnet werden können. Richtig ist andererseits,daß die

Regierungsrechtedes Senats ihm in der Verfassung nicht direkt,
sondern nur indirekt übertragensind. Er soll dieselbennur „ausüben“,
während Inhaber oder Subjekt derselben, wie der gesamtenStaats-

gewalt, Senat und Bürgerschaft (als Einheit gedacht)sind und bleiben

Da aber dem Senate die alleinige und ausschließlicheAusübung dieser
Regierungsrechtein der Verfassung zugesichertist, so ist die nackte

Inhaberschaftderselben,ohne ein Recht der Ausübung, ein thatsäch-
lich ganz inhaltloses Recht, und wird man trotz derselbenden Senat
als die Regierung oder das Staatshaupt bezeichnenkönnen.

S. das nähere unten § 28. Zu erwähnen ist auch, daß im Bürgereid
„der freien und Hansestadt Hamburg und dem Senate“ Treue gelobt wird.
Was hier bezüglich des Hamburgischen Senates gesagt worden, gilt im wesent-
lichen auch von dem Lübeckischenund Bremischen. (Vgl. Klügmann, a. a. O.,
S. 44, Sievers, a. a. O., S. 71 und unten Abschnitt 5).

* Dies thut auch Gareis in seinem Allgem. Staatsrecht, in Marquard-
en's Handbuchdes öffentl. Rechts, Bd. 1, Halbband 1, S. 68. EbensoG. Meyer

in Schönberg's Handbuch der Polit. Okonomie,2. Aufl., Tl. 3, S. 689.
Ferner ist hervorzuheben, daß es im § 57 der Bremischen Verfassung

(in Anschlußan den oben citierten § 56) heißt: „Demgemäß gehört zum Wirkungs-
kreisedesSenats, als der Regierung des Bremischen Staats: — —.

BezüglichHamburgs sagt auch Wolffson (a. a. O., S. 10), „Die Staatsver-

fassungist zugleich die Stadtverfassung, die jetzt den Titel „Senat“ führende
Regierung des Staates zugleich der Magistrat der Stadt."

Grotefendschreibt (eim Hinblick auf die drei Hansestädte): „Dem Senate
eignet die Versehungder Regierungsgewalt an höchster Stelle mit Aus-
schluß aller richterlichen Funktionen. Im allgemeinen bestimmt sich also der In-
halt seiner besonderen Rechte aus dem Begriffe der Regierungsgewalt oder —

wie sie in den Verfassungsgesetzender freien Städte auch genannt wird — der
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8 14.

Wirklich gleichberechtigtdagegen sind Senat und Bürgerschaft
auf dem Gebiete der Gesetzgebung. Hier kann jede der beiden Körper-
schaftendie Initiative ergreifen, und hier ist jede an die Mitgenehmi-
gung der anderen gebunden. Eine dauernde Meinungsverschiedenheit
zwischenbeiden kann resp. muß eventuell durch eine (aus Mitgliedern
beider Körperschaftengebildete)Entscheidungsdeputationoder, wenn es

sich um Rechtsfragenhandelt, durch das Reichsgerichterledigt werden

(s. unten 8 48).
Das Mitgenehmigungsrechtund — obwohl mit einer Einschrän-

kung — auch die Initiative der Bürgerschafttbeschränkensichübrigens,
wie die anderer Volksvertretungen, nicht auf die eigentlicheGesetz-
gebung (im materiellen Sinne), sondern erstreckensich auch auf eine

Reihe anderer mehr oder weniger analoger Gegenstände. Ein Ver-

zeichnis derjenigen Gegenstände,welcheder Gesetzgebungim formellen
Sinne unterliegen, d. h. einer Genehmigung von Senat und Bürger-
schaft bedürfen, enthält der Art. 62 der Verfassung. In demselben
sind außer den eigentlichenGesetzenaufgeführt: Budget, Steuern und

Abgaben, Anleihen, Veräußerung von Staatsgut, Grenzregulierungen,
Erteilung ausschließlicherPrivilegien,Enteignung von Privateigentum,
Staatsverträge, Erteilung einer Amnestie.

Aus der Fassungdes Art. 62 ergiebt sich, daß dies Verzeichnis
kein absolut erschöpfendessein soll. Auch ist thatsächlichnoch ein

weiterer, durch ein Specialgesetz an Senat und Bürgerschaft ver-

wiesener Gegenstand, die Zulassung neuer religiöser Gemeinden und

die Abänderung der den bestehendenerteilten Konzessionen,hinzu-
vollziehenden Gewalt. Das bremischeund hamburgischeVerfassungsgesetzspeciali-
sieren die einzelnen Zuständigkeitsgebiete der Wirksamkeit des Senats, während
das lübeckischenur erwähnt, daß dem Senate die Leitung der sämtlichen Staats-

angelegenheiten, sofern nicht verfassungsgesetzlichdie Bürgerschaft oder deren Aus-

schuß mitzuwirken habe, zustehe.“ (Das Deutsche Staatsrecht der Gegenwart,
781).s dieEinschränkung betrifft die von Laband unter den Begriff der ein—

fachen Genehmigung rubrizierten Fälle (insbesondere Staatsverträge, s. unten

40).; Der Art. 62 beginnt nämlich mit den Worten: „Gegenständeder Gesetz-
gebung sind namentlich..

°
Gesetzvon 1860 (Vgl. unten § 40).
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zufügen. Eine weitere Ergänzung im Wege der Gesetzgebungwäre

nicht unmöglich; doch dürfte die Verfassungkaum dafür einen Raum

lassen, denn das Verzeichnis des Art. 62 der Verfassung — das auch
bei der Verfassungsrevisionvon 1879, abgesehenvon einer Streichung,
unverändert geblieben ist — umfaßt wohl thatsächlich alles, was

nicht in anderen Paragraphen dem Senate oder anderen Behörden
zur ausschließlichenoder anderweitig näher bestimmten Beschlußfassung
überwiesen ist.7

Endlich stehender Bürgerschaft, wie den meisten anderen Volks-

vertretungen, außer dem vorerwähnten Mitgenehmigungsrecht,noch
bestimmte andere Rechte zu, nämlich das Recht der Kenntnisnahme
und Prüfung der jährlichen Staatsabrechnung,das Recht, den Senat

um Auskunft über Staatsangelegenheitenzu ersuchen,das (freilich in

Ermangelung eines Verantwortlichkeitsgesetzesnur auf dem Papier
stehende)Recht einer Teilnahme an der Geltendmachung der den Mit-

gliedern des Senats und den Behörden dem Staate gegenüberob-

liegenden Verantwortlichkeit dafür, daß durch ihre Amtsführung die

Verfassungund die Gesetzenicht verletzt werden, sowie das Recht, bei
der Wahl zu bestimmten bürgerlichenEhrenämtern mitzuwirken und
die Entlassung aus bestimmten Ehrenämtern zu gewähren.

Damit aber ist auch die Zahl der politischen Befugnisse der
Bürgerschafterschöpft.; Insbesondere läßt sich eine weitere Kompetenz,
die ihr als Mitinhaberin der höchstenStaatsgewalt zusammen mit
dem Senate zustände, aus dem Art. 6, Abs. 1 der Verfassungnicht
herleiten; denn die Kompetenzverteilungunter die Hauptorganedes
Staates ist in der Verfassungnach allen Seiten hin so bestimmtund
genau durchgeführt,daß kein Raum mehr für weitere, der höchsten

1

Auch das oben erwähnte Gesetzvon 1860 betr. die religiösen Gemein-
schaften füllt nicht eine eigentlicheLücke der Verfassung aus. Im Art. 96, Abfk.2

d letzterenheißt es: „über die Bedingungen für die Bildung neuer religiöser
emeinschaftenbestimmt das Gesetz“. Das hier in Aussicht gestellte Gesetz ist

i erlassen, aber provisorisch durch das obenerwähnte Gesetz von 1860

Daneben hat sie, wie andre Volksvertretungen, noch sogenannte kollegiale
Rechte (Feststellungder Geschäftsordnung,Prüfung der Legitimation ihrer Mit.

grentWahl ihres Vorstandes,Disciplinargewalt über ihre Mitglieder, s. unten
J.
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Staatsgewalt als solcher noch zustehendeBefugnisse geblieben ist.1
Dies erkennt auch Wolffson — obwohl nicht ganz bestimmt, so
doch im Grunde deutlich genug

— an, indem er sagt:? es sei die

Teilung der Gewalten in der Verfassung so streng durchgeführt, und

es seiendie Befugnisse jeder einzelnenKörperschaftso genau definiert,
„daß jenem allgemeinen Fundamentalsatzder Verfassung (Art. 6,

Abs. 1) jetzt mehr eine dogmatischeals eine über die positiven Be-

stimmungen der Verfassung hinaus praktisch verwertbare Bedeutung
zuzugestehensei.“

Andererseits bezeichnetjedoch Wolffson es als eine Konsequenz
aus dem mehrerwähnten Art. 6, Absatz 1 der Verfassung, daß „der
lebenslänglicheSenat und die auf eine verfassungsmäßig bestimmte
Zeit gewählte Bürgerschaft, die vom Senat weder vertagt noch auf-
gelöst werden kann, sich selbständigund im wesentlichen unabhängig
von einander gegenüberstehen“.Auch die meistenderjenigen deutschen
Staatsrechtslehrer, welche den Verfassungszuständender freien Städte

überhaupt Beachtung schenken,heben dasselbe bezüglich aller drei

Städte, unter Hinzufügung eines Hinweises auf ein angeblichesSelbst-
versammlungsrecht der Bürgerschaft, mit gewissem Nachdruck hervor.
So sagt H. Schulzes: Der Umstand, daßdie Bürgerschaft als Mit-

inhaberin der Staatsgewalt anerkannt sei, äußere seine Konsequenz
darin, daß der Bürgerschaft das Selbstversammlungsrechtzustehen
müsse und auch thatsächlich in allen drei freien Städten zustehe.
Ferner ständen dem Senate der Bürgerschaft gegenübernicht die so-
genannten konstitutionellen Prärogative zu, welche der Monarch den

1 In der Theorie bleibt es dessenungeachtetnatürlich richtig, wenn G. Meyer
sagt (a. a. O. § 119): „Der Senat ist nicht, wie der Monarch, der alleinige
Träger der Staatsgewalt, die Bürgerschaft kein bloß beschränkendes Element.

Es streitet daher keinerlei Vermutung für die Berechtigung des Senats, viel-

mehr ist zu einem staatlichen Akte im Zweifel die Mitwirkung beider Organe
erforderlich.“ — Für Lübeck ist übrigens die letztere Schlußfolgerung — welche
Meyer bezüglich aller drei freien Städte macht — direkt ausgeschlossen;denn,
wie erwähnt, heißt es im Art. 18 der Lübecker Verfassung: „Dem Senate allein

ist die Leitung sämtlicher Staatsangelegenheiten anvertraut, insoweit nicht die

nachfolgendenBestimmungen eine Mitwirkung oder Zustimmungder Bürgerschaft
in ihrer Gesamtheit oder des Bürgerausschussesausdrücklichvorschreiben."

2
a. a. O., S. 11.

Lehrbuch des Deutschen Staatsrechts, Bd. 1, S. 504.
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Kammern gegenüberausübe; der Senat könne die Versammlung der

Bürgerschaft weder vertagen, schließennoch auflösen. — Ähnlichsagt
Zachariae!n: „Principiell ist für die Bürgerschaft als Mitinhaberin
der höchsten Gewalt das Selbstversammlungsrecht begründet oder

wenigstensdie Satzung unabweisbar, daß sie auf ein in gewisserForm
kundgegebenesVerlangen berufen werden muß oder zu den verfassungs-
mäßig bestimmten Zeiten ohne weiteres zusammentritt. Auch kann

von einem Rechte des Senats, die Bürgerschaft, wie der Souverän

die Landstände, nach Belieben oder eigenemErmessen zu vertagen,
aufzulösenoder ihre Versammlung zu schließen,keine Rede sein.“ —

Auch G. Meyer hebt — wie es scheint,den gleichenGedankengang
verfolgend — hervor: „Die Bürgerschaft tritt nicht auf Berufung des

Senates zusammen, sondern hat ein Selbstversammlungsrecht. Der

Senat besitztkeine Befugnis, die Bürgerschaft aufzulösen?.“
Diesen Ausführungen gegenüberist zunächst darauf hinzuweisen,

daß es nicht richtig ist, wenn man ohne weiteres sagt, der hambur-
gischen Bürgerschaft stehe das Selbstversammlungsrechtzu. Beginnt
nämlich in Hamburg — nach der alle drei Jahre erfolgendenhalb-
schichtigenErneuerung der Bürgerschaft — eine neue Legislatur-
periode, so kann die Bürgerschaft nur nach erfolgter Einberufung seitens
desSenates zusammentreten. Allerdings ist der Senat verpflichtet,
sieinnerhalb bestimmter Frist zu berufen; wenn er aber dieserPflicht
nicht nachkommenwürde, wäre ein trotzdem erfolgtes, eigenmächtiges
Zusammentretender Bürgerschaftungesetzlich,verfassungswidrig.“

Ist dagegendie BürgerschaftnachBeginn einer neuen Legislatur-

1
DeutschesStaats- und Bundesrecht, 3. Aufl., Tl. 1, 1865, S. 706.

*a. a. O., § 119. Ferner sagt Grotefend: „Eine Auflösung der Bürger-
schaft kennt das (deutsche) republikanische Staatsrecht nicht, weil die souveräne
Gewalt sich in Senat und Bürgerschaft darstellt. (Das deutscheStaatsrecht der
Gegenwart, S. 774.)

kArt. 41s,Abs. 1 der Verfassung.
Es ist demnachunrichtig, wenn H. Schulze sagt: „Wenn der Senat

auch regelmäßig das Konvokationsrechthat, so kann doch die Bürgerschaft überall,
wenn der Senatihre Zusammenberufungunterläßt, auch auf Beschluß ihres Aus-
schussesoder ihren eigenen Beschluß zusammentreten.“ Anders liegt die Sache
freilich in Lübeck und Bremen, wo eine dem Art. 41, Abs. 1 der Hamb. Ver.
fassung entsprechendeBestimmungfehlt. (über den Zusammentritt der Bürger-
schaft daselbsts. unten § 45).
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periode infolge der Berufung abseiten des Senates zusammengetreten,
so endet ihre damit begonneneSession — wenn man von einer solchen
hier überhaupt reden will — erst mit dem Schluß der Legislatur-
periode. Da nämlich dem Senat ein Recht der Schließung ihrer
Verhandlungennicht zusteht,so kann von mehreren,je durchBerufung
und Schließung abgegrenztenSessionen innerhalb einer Legislatur-
periode nicht die Rede sein. Während der einen, drei Jahre um-

fassendenSession hat die Bürgerschaft, wie andere Volksvertretungen,
das Recht, sich selbständigje nach Bedürfnis zu vertagen und wieder

zu versammeln. Doch kann ihr Wiederzusammentretennach erfolgter
Vertagung auch von anderer Seite (vom Senat oder Bürgerausschuß)
veranlaßt werden. Immer aber ist ihre Wiederzusammenberufungnach
erfolgter Vertagung von ihrer Einberufung auf Grund Art. 47,
Abs. 1 der Verfassung wesentlichverschieden,worüber der Umstand,
daß in beiden Artikeln das Wort „zusammenberufen“gewählt ist, nicht
täuschenkann. In der Geschäftsordnungder Bürgerschaft (8 1 u. 25)
ist übrigens ausdrücklich von der „Einberufung“ nach Art. 41 und

der „Zusammenberufung“ nach Art. 50 der Verfassung die Rede.

Die Zusammenberufungder Bürgerschaft vermittelst ihrer Kanzlei kann

die Folge eines Einberufungsdekrets des Senats sein. In allen

anderen Fällen aber, auch wenn sie auf Anordnung des Senates er-

folgt, handelt es sich dabei nur um eine Konvokation im Laufe einer

Session nach voraufgegangenerVertagung.
Der vorstehenderörterte Unterschiedmag als thatsächlichziemlich

unerheblich bezeichnet werden; principiell ist er jedenfalls insofern
nicht ohne Bedeutung, als man, wie erwähnt, in dem angeblichen
Selbstversammlungsrechtder Bürgerschaft eine Konsequenzihrer Mit-

inhaberschaftder höchstenStaatsgewalt hat erblicken wollen. Übrigens
mag noch hinzugefügtwerden, daß in mehrerenStaaten — und zwar

nicht nur in republikanischen,sondern auch in monarchischen— die

Volksvertretung nur zu außerordentlichenSessionen durch das Staats-

haupt berufen wird, zu ordentlichen aber ohne Berufung an einem in

der Verfassungnäher bestimmtenTage zusammentritt.
——

1 Es läuft auf dasselbe hinaus, wenn Wolffson (a. a. O., S. 18) sagt:
„Die Bürgerschafthat keine abgeschlossenenSitzungsperioden."

* So in den Vereinigten Staaten am ersten Montag im Dezember,
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Was weiter das Vertagungs-, Schließungs=und Auflösungsrechtbe-

trifft, so steht diesesdem Senat der Bürgerschaft gegenüberallerdings
nicht zu. Doch braucht zur Erklärung dessennicht der mehrerwähnte
Art. 6 Abs. 1 der hamburgischenVerfassung herangezogenzu werden.

Auch in anderen republikanischenStaaten nämlich, wie z. B. in der

Schweizund den Vereinigten Staaten, kann die Volksvertretung, obwohl
man sie nicht zur Mitinhaberin der Souveränetät erhoben, sondernihr
nur die Ausübung resp. Mitausübung bestimmter Souveränetäts-

rechteübertragen hat, nicht vertagt, geschlossenoder aufgelöst werden.

Ja sogar von einzelnenmonarchischenStaaten läßt sich, wenigstensteil-

weise, dasselbesagen. Ist doch in Norwegen der König nicht befugt,
das Storthing aufzulösen,und kann doch ferner in Schwedender zu
einer ordentlichenSession versammelte Reichstag, wenn die Session
noch nicht 4 Monate gedauert hat, nur auf sein eigenes Ansuchen
geschlossenwerden. Auch in Preußen und einigen anderen deutschen
Bundesstaaten ist das Vertagungsrecht der Krone nicht unerheblich
beschränkt.

Andererseitswürde es trotz des Art. 6 Abfs.1 der hamburgischen
Verfassungkeineswegsunmöglich gewesensein, dem Senate die mehr-
erwähnten Rechte und insbesondere ein Auflösungsrecht der Bürger-
schaft gegenüber zu gewähren. Die Bürgerschaft ist im Gegensatz,
zum Senat, dessen Mitglieder auf Lebenszeit gewählt werden, das
stets wechselndeElement im Verfassungsleben.Ihre Mitglieder werden
nur auf eine bestimmteZahl von Jahren gewählt, und das Recht
derselben,an der Mitinhaberschaftder höchstenStaatsgewalt teilzu-
nehmen, ist somit von vornherein ein zeitlich beschränktes.Weshalb

in Frankreich am zweiten Dienstag im Januar, in Holland am dritten
Montag im September, in Dänemark am ersten Montag im Öktober, in
Schweden am 15. Januar, in Norwegen am ersten Wochentageim Februar.
In Braunschweigsteht der Ständeversammlung „kraft althergebrachtenRechts“in bestimmten Ausnahmefällenein Selbstversammlungsrechtzu (Neue Landschafts-
ordnung von 1832, § 113)9.
6

1

In Preußen darf die Vertagung der Kammern ohne Zustimmung der-

selbendieFrist von 30 Tagen nicht übersteigen und während derselben Session
nicht wiederholt werden (Verf. Art. 52). Ebenso in Sachsen-Weimar und
Reuß ä. L., und ähnlich in Oldenburg, Braunschweig, Waldeck, Reuß
j. L. und Schaumburg-Lippe.
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sollte nun dem Senate, dem die alleinige Ausübung der Regierungs-
rechte übertragen ist, nicht auch für den Fall ernsterer Differenzen
zwischenihm und der Bürgerschaft die Befugnis eingeräumt werden

können,die Mandatsdauer der jeweiligen Bürgerschaftsmitgliederab—

zukürzenund die Mandanten jener, unter allen Umständen nur zeit-
weiligen Teilnehmer an der Mitinhaberschaftder höchstenStaatsgewalt,
die Bürgerschaftswähler, schonfrüher, als es sonst geschehenwäre,
wieder an die Wahlurne zu rufen? Ein irgendwie stichhaltiger
Grund dafür ist bisher von keiner Seite angegebenund dürfte auch
wohl nicht so leicht zu finden sein.

In der alten hamburgischenVerfassung konnte, da die Erbge-
sessene Bürgerschaft nicht aus Wahlen hervorgegangen war, von

einem Auflösungsrechtnicht die Rede sein. Den Vätern der Konsti-
tuantenverfassungvon 1849 ferner schienein solches Recht mit den

radikalen Grundzügen ihres Werkes nicht vereinbar. Statt dessen
räumten sie lieber der allein gesetzgebendenBürgerschaft— einem suspen-
siven Veto des Rats gegenüberunter gewissenVoraussetzungen— das

Recht ein, „durch Beschluß der Mehrzahl sämtlicher Mitglieder ihre
sofortige Erneuerung herbeizuführen“, d. h. also sich selbstaufzulösen.!
Dagegen nahmen die Mitglieder der sog. Neunerkommission in den

von ihnen nach dem Scheitern der Konstituantenverfassungausgear-
beiteten neuen Verfassungsentwurf ohne Anstand ein im Falle von

Meinungsverschiedenheitendem Senat zustehendesAuflösungsrecht auf
und ließen demselbennur — was hier nicht weiter in Betracht kom-

men kann — ein Selbstauflösungsrecht der Bürgerschaft gegenüber-
stehen.? Dieser Verfassungsentwurf ward auch 1850 vom Senat und

der ErbgesessenenBürgerschaft genehmigt und gelangte nur infolge
einer Intervention des Verfassungsausschussesdes DeutschenBundes-

tages nicht zur Ausführung. Erst 10 Jahre später ward er in revi-

dierter Form zur sog. neuen hamburgischenVerfassung. Die mit ihm
vorgenommene Revision aber lief im wesentlichenauf eine Vergrößerung
der Machtvollkommenheitendes Senats hinaus. Insbesonderewurden

1 KonstituantenverfassungArt. 77.
* Vgl. Wolffson, a. a. O., S. 5. Es mag hinzugefügt werden, daß in

diesem Entwurf der Neunerkommission auch der mehrerwähnte Abs. 1 des Art. 6

der gegenwärtigen Verfassung fehlte.
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jetzt Senat und Bürgerschaft in Bezug auf die Ausübung der Gesetz-
gebungeinander vollkommen gleichgestellt.Demgemäßwurde dann nicht
mehr, wie früher, bestimmt, daß bei Dissensenzwischenbeiden Körper-
schaftennach voraufgegangenerAuflösung der derzeitigenBürgerschaft
— sei es durch den Senat, sei es durch sie selbst — die neu zu er-

wählende Bürgerschaft allein und definitiv entscheidensolle, sondern
daß statt dessen,wie bereits oben erwähnt, nacherfolglosemZusammen-
treten einer Vermittlungsdeputation, eventuell eine, wie diese, aus

Mitgliedern von Senat und BürgerschaftzusammengesetzteEntscheidungs-
deputation und, falls es sich um eine Rechtsfragehandele,das Ober-

appellationsgerichtder freien Städte zu Lübeck die Differenz erledigen
solle. So fiel das vorgeschlageneAuflösungsrecht des Senats —

nicht weil man dasselbefür unmöglich oder für inkonsequent,sondern
weil man es nach dem Rückgriff auf die Entscheidungsdeputationder

alten Verfassung für überflüssig erachtete. —

Nach alledem wird man nicht mit den oben erwähnten Autoren

sagen können, daß der hamburgischenBürgerschaft, weil sie nach
Art. 6 der Verfassung als Mitinhaberin der höchstenStaatsgewalt
gilt, eine besonders selbständigeStellung dem Senate gegenüberein-
geräumt ist. Auch in dieser Beziehung sind also aus dem mehr-
erwähnten Art. 6 Abs. 1 der Verfassung praktischeFolgerungen nicht
gezogen. Die der Bürgerschaft zugewiesene Mitinhaberschaft der
höchstenStaatsgewalt ist, von welchem Gesichtspunkte aus man sie
auchbetrachtet,ein rein theoretischesRecht, das als solches sozu-
sagenin der Luft schwebt. Würde man den — auch in den ersten
Entwürfen der Neunerkommissiongar nicht enthaltenen,sondern erst
nachträglicheingefügten — Art. 6 Abs. 1 der Verfassungeinfach
streichenoder durch eine andere allgemeine Bestimmung ersetzen—

wie z. B. durch die, daß Inhaberin der Souveränetät der Staat
oder das Volk! oder Gott weiß wer sonst sei — so würde dadurch

#

Grotefend nimmt, wie manche andere Staatsrechtslehrer, an, der

TrägerderSouveränetätin den Hansestädten (wie in jeder Republik) sei „die als
subjektive Einheit gedachte Gesamtheit des Volkes", diese Gesamtheit aber „ver-
wirkliche ihre Souveränetät durch das Organ einer dazu berufenen höchstenBe-
hörde, des Senats“. (Das DeutscheStaatsrecht der Gegenwart, S. 759 u. 296).

An anderer Stelle (S. 760) sagt derselbeAutor, zum Teil dem Vorstehenden
v. Melle, Hamburg. Staatsrecht. 4
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keinerlei Anderung des hamburgischen Staatsrechts herbeigeführt
werden können. Es kommt eben im Staatsleben nicht darauf an,

wem die nackte Inhaberschaft von Hoheitsrechten,ohne die Befugnis
ihrer Ausübung, sondern wem die letztere zusteht.!

8 16.

Im Anschluß an die vorstehendenErörterungen ist endlich noch
zu prüfen, was sich aus den letzten Worten des Art. 6, Abs. 2 der

Verfassung (die Ausübung der richterlichenGewalt steht den Gerichten
zu) für die Stellung der Rechtspflegegegenüberder sog. vollziehenden
und gesetzgebendenGewalt, welche vom Senat resp. von Senat und

Bürgerschaft ausgeübt werden sollen, ergiebt.
Die Dreiteilung der Staatsgewalt in eine gesetzgebende,eine

vollziehendeund eine richterlicheGewalt ist bekanntlich von Montes-

quieu eingeführt; die auf dieselbebasierteTheorie aber, daß nach
konstitutionellem Staatsrecht diesedrei Gewalten ganz selbständigund

gleichberechtigtneben einander stehen müßten, ist von der neueren

widersprechend, „die in dem Ganzen des Volkes beruhende Souveränetät des

republikanischen Staates repräsentiere sich als eine reale Macht in dem Senat

und in der Bürgerschaft“. „Diese beiden Institute“, so fährt er fort, „sind nicht,
wie der Monarch, die subjektiven Träger der Staatsgewalt, sondern nur das

Organ derselben, und zwar das einzige.“ Die Fassung des Art. 6, Abs. 1 der

hamburg. Verfassung bezeichnetGrotefend als „sehr ungeschickt". „Die Staats-

gewalt“, so fügt er hinzu, „ist doch nur eine einige.“ Wenn Zacharige
(Deutsches Staatsrecht § 124, II) sage, daß die Bürgerschaft wenigstens als

wirklicher Mitsouverän zu betrachten sei, so müsse dagegen bemerkt werden, daß
die Bürgerschaft (im Sinne der Verfassungsgesetze) nur ein Organ der souveränen
Gewalt sei.

1 Übrigensmag noch hervorgehobenwerden, daß auch der formelle Unter-

schied zwischen „Inhaberschaft" und „Ausübungsrecht“ nicht immer streng fest-
gehalten ist. Im Art. 19 der Verfassung heißt es nämlich: „Der Senat, als

Inhaber der vollziehenden Gewalt“ u. s. w. — Charakteristisch ist ferner, daß
eins der hervorragendstenMitglieder der Neunerkommission — der spätereBürger-
meister Dr. Petersen — in einer 1851 (anonym) veröffentlichten Schrift hervor-
hob, daß nach der Neunerverfassung „die höchste Staatsgewalt, die gesetz-
gebende Macht von Rat und Bürgerschaft in unzertrennlicher Vereinigung
ausgeübt wird.“ (Die Hamburger Verfassungssache,Hamburg,Perthes, Besser
und Mauke, 1851, S. 6.) Man darf hiernach wohl annehmen, daß die Bäter

der neuen Verfassung unter der höchstenStaatsgewalt nur die Gesetzgebungver-

standen.
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Staatsrechtswissenschaftverworfen. Man hat erkannt, daß die drei

Gewalten nur die verschiedenenÄußerungendes einen, an sich un—

geteilten Staatswillens sind, und daß ihre Gebiete vielfach ineinander

übergreifen. „Vollständige Trennung der Gewalten,“ sagt Bluntschlit,
„wäre Auflösung der Staatseinheit und Zerreißung des Staatskörpers.“
Unter Berücksichtigungaber der sichhiernachergebendenModifikationen
kann man immerhin noch jetzt von einer fast überall wenigstens in

den Hauptlinien bestehendenTrennung der drei Gewalten sprechen."
Was nun speciell die richterliche Gewalt anbetrifft, so ist in

Hamburg die principielleTrennung der Justiz von der Verwaltung
(dervollziehendenGewalt)erst

seit

der neuen Verfassungnach allen

Richtungenhin durchgeführt.Die Gerichtesind, soweit der materielle

Inhalt ihrer Entscheidungen,die ihnen obliegendeAnwendung der

allgemeinenGesetzeauf den ihnen vorliegendeneinzelnenFall in Frage
kommt, von der Verwaltung oder Regierung unabhängig. Der Senat

kann weder ihre Entscheidungenbeeinflussen, abändern oder aufheben,
noch die ordnungsmäßige— jetztdurchdie Reichsprozeßgesetzefür ganz

Deutschlandübereinstimmend geregelte — Vollstreckung hemmen oder

verhindern. Dagegen steht dem Senat als dem Inhaber der voll-

ziehendenGewalt und der obersten Verwaltungsbehördenach Art. 19
der Verfassungnicht nur die Aufsicht über sämtlicheZweige der Ver-
waltung, sondern auch die Oberaufsichtüber sämtliche Justizjbehörden
zu, d. h. er hat den Geschäftsgangder Gerichte und die äußerlich
ordnungsmäßigeErledigung ihrer Obliegenheiten zu überwachen.
Außerdemsteht ihm nach der revidierten Verfassungvon 1879 auch
die Ernennung der Richter zu.

Die richterlicheGewalt ist somit immerhin in gewisserBeziehung
von der vollziehendenabhängig und dieseruntergeordnet. über den
Gerichten stehen, unbeschadetder materiellen Unabhängigkeit der

Rechtsprechung,die vom Senat ressortierendeJustizuerwaltung und der

Senat.Die gesamte Justiz ist ja überhaupt im Grunde nur ein
Zweig der Verwaltung,dem mit Rückjichtauf die als notwendig er—-

kannte Unabhängigkeitder zur Entscheidungvon Rechtsstreitigkeiten
1 Bluntschli, Allgem. Staatslehre, 5. Aufl., S. 589.

Sarwey, Allgem. Verwaltungsrecht,in Marquardsen's Handbuchdes
öffentlichenRechts, Bd. 1, Halbband 2, S. 20 f.

4
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berufenenBeamten eine besondere,selbständigereStellung eingeräumtist.1
Man mag auf Grund dieser selbständigerenStellung von einer Tren-

nung von Justiz und Verwaltung sprechen. Niemals aber wird man

die Justiz dem Staatsoberhaupt und den gesetzgebendenKörperschaften
als eine ganz unabhängigeMacht oder Gewalt gegenüberstellenkönnen.

Die Gerichte sollen ganz frei und selbständigurteilen; sie müssensich
aber andrerseitsauch in den ordentlichen Organismus des Staates

als ein dem Staatsoberhaupt untergeordnetesGlied einfügen.? Daß
dies in Hamburg nicht weniger als in anderen,monarchischenStaaten

der Fall, ergiebt sichaus dem obenerwähntenArt. 19 der hamburgischen
Verfassung, welcher eine notwendigeErgänzung des den Gerichtendie

richterliche Gewalt übertragenden Art. 6, Abs.2ist.
Wolffson folgert aus dem mehrerwähnten Art. 6 der Ver-

fassung,demzufolgedie höchsteStaatsgewalt Senat und Bürgerschaft
gemeinschaftlichzusteht, die richterlicheGewalt aber von den Gerichten
ausgeübt wird, „daß die richterliche Funktion nicht im Namen der

Regierung, sondern von den Gerichten kraft ihrer verfassungsmäßig
selbständigenStellung ausgeübt wird.“ „Die Urteile hamburgischer
Gerichte,“ so fährt er fort, „enthalten deshalb auch keine Wendung,
welche der Eingangsformel, deren sich die Gerichte in deutschenMon-

archien zu bedienen pflegen („Im Namen des Königs“ u. s. w.) ent-

spricht.“s DieseArgumentation,welcheübrigens, wie auch Wolffson
hervorhebt, von rein theoretischerBedeutung ist“, kann dem oben

1 G. Meyer unterscheidet zwischen der Gesetzgebung und der Verwaltung
im weiteren Sinne. „Die letztere zerfällt in die Rechtspflege, d. h. die auf die

Aufrechterhaltung der Rechtsordnung gerichtete Thätigkeit, und die Verwaltung
im engeren Sinne, d. h. die Sorge für die Staats- und Volksinteressen.“ (Lehr-
buch des DeutschenVerwaltungsrechts, Tl. 1, 1883, S. 1.)

* Bluntschli sagt: Die Sonderung des Gerichts von dem Regimente
in der Verfassungdes Staats ist als ein Hauptgrundsatz des neueren Staats nun

ziemlich allgemein anerkannt: die Sonderung, nicht die absolute Trennung, denn

in dem Staatsoberhaupte einigt sich mit der vollen Regierungsmachtdie formelle
Spitze der Gerichtsbarkeit als in einem gemeinsamen Centrum. (Allg. Staats-

recht, 5. Aufl., 1876, S. 304.

? Wolffson, a. a. O. S. 11. Ebenso Grotefend, Das Deutsche Staats

recht der Gegenwart, S. 781.
4 Wolffson sagt weiter: „Aber auch dieserUnterschiedhat angesichtsder

unabhängigen Stellung deutscherGerichte auf Grundlage des deutschen Gerichts-



Ausgeführtengemäßnicht als zutreffendanerkannt werden. Die Gerichte
sind nach Art. 19 der Verfassung ausdrücklich der vollziehenden
Gewalt untergeordnet. „Dem Senat,“ so sagt H. Schulzet, „steht
die Oberaufsicht über sämtliche Gerichte, die sog. Justizhoheit zu,
woraus auch sein Begnadigungsrecht fließt.“ Die Justizhoheit des

Senats aber — und zwar nicht nur in Hamburg, sondern auch in

Lübeck und Bremen — unterscheidet sich ferner von derjenigen,welche
den Regierungen der monarchischendeutschenEinzelstaaten zusteht, in

keiner Weise. Es liegt daher wohl staatsrechtlichkein Grund vor,

weshalb nicht auch in den freien Städten die Gerichteim Namen

des mit der vollen JustizhoheitausgerüstetenStaatsoberhauptes— des

Senats — erkennen könnten. Wenn dies nicht geschieht,so mag sich
das daraus erklären, daß man die rein formelle Erklärung: „Im
Namen u. s. w.“ für überflüssig und vielleicht auch aus politischen
Gründen für nicht geraten erachtet hat. An der Unterordnung aber

der Gerichte unter das Staatsoberhaupt kann dadurch ebensowenig
etwas geändert werden, wie in Frankreich durch die Thatsache,daß
die dortigen Gerichte formell nicht im Namen des Präsidentender

Republik, sondern im Namen des französischenVolkes Recht sprechen.

verfassungsgesetzes,des dem Senat zustehenden Rechtes, die Richter zu wählen,
unddes ihm verfassungsmäßigzustehenden Aufsichtsrechts über die Gerichte keine
sich im Rechtsleben selbst geltend machende Verschiedenheit zur Folge.“1 H. Schulze, Deutsches Staatsrecht, Bd. 1, S. 507. Vgl. auch G.
Meyer, DeutschesStaatsrecht, § 174.

* Vxgl. Lebon, Das Staatsrecht der französischen Republik, 1886, S. 51
und 80.



Fünfter Abschnitt.

Der Senat.

I. Zusammensetzungdes Senats, Wahl und Amtödauer

seiner Mitglieder.

1. Frühere Zusammensetzung!

8 16.

Der Rat ging in Hamburg, wie in fast sämtlichen im 12. und

13. Jahrhundert aufblühendenHandelsstädten,wahrscheinlich aus den

Vorstehern der Gilde der Kaufleute hervor.?
Er bestandin ältesterZeit aus 18—24 Mitgliedern, von denen

anfänglichnur zwei, seit 1350 aber regelmäßigvier als Bürgermeister
(magistri consulum, proconsules) aufgeführt werden. Im Jahre
1663 ward die Mitgliederzahl auf 24 und 1710 auf 28 (einschließlich
der 4 Bürgermeister) erhöht.

Seit Mitte des 15. Jahrhunderts wurden zuerst vereinzelt, all-

mählich aber häufiger Rechtsgelehrtein den Rat gewählt. Im Jahre
1710 ward dann festgestellt,daß in Zukunft der Rat aus drei gra-

duierten (d.h. rechtsgelehrten)und einem nicht graduierten Bürgermeister

1 Vgl. Westphalen, Hamburgs Verfassung und Verwaltung, 2. Aufl.,
1846, Bd. 1, S. 33 ff. und Lappenberg, Von der Ratswahl und Ratsverfassung
zu Hamburg, Zeitschriftdes Vereins für Hamb. Geschichte,Bd. 3, 1851, S. 281 ff.

: Diesen stand zuerst nur eine Gerichtsbarkeit in Handelssachen zu; ihre
obrigkeitlichenBefugnisse erweiterten sich jedoch mit der Zeit mehr und mehr —

und zwar verhältnismäßig schnell, denn schonim 13. Jahrhundert war der Rat
im Besitz aller wesentlichen Regierungsrechte.
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und aus 11 graduierten und 13 nicht graduierten Ratsherren
bestehensolle. Bezüglich der nicht graduierten Mitglieder des Rats

war seit 1663 bestimmt, daß unter ihnen stets einige sein sollten,
„welche des Kauff- und Seehandels woll kundig seyn.“ Thatsächlich
waren dieselbenin neuerer Zeit ausschließlichKaufleute (d. h. Groß-
kaufleute.) An dieser Zusammensetzungdes Rats ward bis zur Ein-

führung der neuen Verfassung festgehalten.

2. Jetzige Zusammensetzung.

8 17.

Nach der neuen Verfassung(Art. 7) bestehtder Senat aus 18 Mit-

gliedern, und zwar aus 9, welchedie Rechts=oder Kameralwissenschaften
studiert haben,: und aus 9 sonstigenMitgliedern, von denen mindestens
7 dem Kaufmannsstande angehören müssen." Der Senat ist also
auch jetzt, wie zu Zeiten der alten Verfassung, zur Hälfte aus Juristen,
zur Hälfte aus Nichtjuristen zusammengesetzt.Die nichtzuristischen
Mitglieder des Senats aber habenbisher stets dem Kaufmanns= resp.
—die Grenzensind hier zuweilen schwerzu ziehen— dem Großgewerbe-
stande angehört.“

Die Wählbarkeit zum Senatsmitgliede ist im übrigen von

1 Nach dem Entwurf der Konstituantenverfassungvon 1849 sollte der Rat
aus 9 Mitgliedern bestehen, über deren Qualifikation nichts besonderes be-
stimmt war.

Die Befähigung zum Richteramt oder die Absolvierung irgendwelcher
juristischen Prüfung ist nicht erforderlich.

s Dem Kaufmannsstandekönnen auchPersonen angehören, die zur Zeit nicht
kaufmännischeGeschäftebetreiben.

*In einem im Juni 1871 erstatteten Bericht einer Senats= und Bürger-
schaftskommissionüber die damals beabsichtigte Verfassungsrevision ward vor-

geschlagen, den Art. 7 der Verfassung folgendermaßen zu formulieren. „Der
Senat besteht aus 18 Mitgliedern, von denen 9 dem Studium der Rechts- oder

Staatswissenschaftenobgelegen haben und 7 dem Kaufmannsstande angehören
müssen.“ Danach hätten eventuell 11 Juristen im Senate sitzen können.

In Bremen müssen von den 17 Mitgliedern des Senats wenigstens
10 Rechtsgelehrte und wenigstens 4 Kaufleute sein (Verf. § 21, Gesetzvom
1. Dezember 1878). In Lübeck müssen von den 14 Mitgliedern des Senats 8
dem Gelehrtenstande angehören und müssen ferner unter diesen 6 Rechtsgelehrte
sein. Die übrigen 6 Mitglieder dürfen dem Gelehrtenstande nicht angehören,
und unter ihnen müssen wenigstens 5 Kaufleute sein. (Verf. Art. 5.)
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denselbenVoraussetzungenabhängig, wie die zur Bürgerschaft. Der

in den Senat wie der in die Bürgerschaftzu Wählende muß 1. zur

Teilnahme an den Bürgerschaftswahlenberechtigt sein (d. h. das

Bürgerrecht besitzen,eine Einkommensteuer zahlen, nicht zum aktiven

Heere gehören und nicht durch Entmündigung, Konkurs, Verlust der

bürgerlichenEhrenrechte,Straf= oder Untersuchungshaftvon der Aus-

übung des Wahlrechts ausgeschlossensein), 2. das dreißigsteLebens-

jahr vollendet haben und 3. seit mindestens drei Jahren seinen Wohn-
sitz oder seinenGeschäftsbetriebim hamburgischenStaatsgebiete haben.!

Ausgeschlossenaber von der Wählbarkeit zum Senat ist der-

jenige, welcher mit einem Mitgliede des Senats in auf= oder ab-

steigender Linie oder als Bruder, Oheim oder Neffe verwandt, oder

als Stiefvater, Stiefsohn, Schwiegervater, Schwiegersohn, Frauen-
bruder oder Schwestermannverschwägertist.s Tritt nach der Wahl

1 Verf. Art. 8, 32 und 31. Reichsmilitärgesetz S§49 u. 38. Daß die nicht
in die Bürgerschaft wählbaren nichtrichterlichen Beamten (Verf. Art. 36) gewählt
werden können (Verf. Art. 8), versteht sich von selbst, da dieselben ja infolge der

Wahl ihr bisheriges Amt aufgeben müssen.
* Verf. Art. 8, Abs. 2. Übereinstimmenddamit Bremer Verfassung (8 23,

Absatz 3). In beiden Verfassungen ist noch ausdrücklich hinzugefügt: „Es macht
in den Fällen der Schwägerschaftkeinen Unterschied, ob die sie begründende Ehe
noch fortdauert oder nicht.“ Endlich heißt es noch in der Bremer — aber nicht
in der Hamburger — Verfassung: „Bei diesen Verwandtschaftsgradenwird die

halbe Geburt der vollen gleichgeachtet.“ In der Lübecker Verfassung (Art. 6,
Abs. 2) ist bestimmt: „Ausgeschlossenvon der Wahl ist derjenige, dessenVater,

Sohn, Vollbruder, Halbbruder, Stiefvater, Stiefsohn, Schwiegervater, Schwieger-
sohn oder offener Handelsgesellschafter bereits Mitglied des Senats ist."

Der in Hamburg bis zur Einführung der Verfassung von 1860 in Kraft
gebliebene Wahlrezeß von 1663 bestimmte (Art. 12 und 13): „Vater und

Sohn, ingleichen zween Brüder können nicht zugleich im Rahte seyn und ge-
kohren werden, wie denn auch Schwieger-Vater und Schwieger.-Sohn im Rahte
inskunfftige nicht erwehlet werden können. — Zweier Schwester Männer, oder

ein Bruder und ein Schwester-Mann, können zwar zu Rahte zugelassenwerden,
jedoch deren keiner mehr.“ — „Diejenigen, so einander im andern Grad verwandt.

sollen zwar von der Wahl nicht ausgeschlossenwerden; alleine wann Jemandt
allbereit fünff Persohnen im Rahte sitzen hat, welche ihm inklusive in dem dritten

oder nähern Grad der Bludtfreund= und Schwiegerschafft verwandt, soll derselbe
nicht dazugelassenwerden.“ Abgesehen von der letzten Bestimmung waren also
nach der alten hamburgischenVerfassung, wie noch jetzt in Lübeck, Onkel und

Neffe nicht ausgeschlossen.Der dies abändernde Passus ist wörtlich dem Art. 95

der Konstituantenverfassungund dieser wieder ersichtlich der radikalen Bremer
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eines Senators eine der in der Verfassung als Ausschließungsgrund
genannten Verschwägerungenzwischenihm und einem Kollegen ein, so
können die beiden nunmehr verschwägertenSenatoren ungehindert ihr
Amt weiterführen:

3. Früheres Wahlverfahren.

8 18.

Bis zur Einführung der neuen Verfassungstand dem Hamburger
Rate das Recht der Selbstergänzungzu.“ Doch war in spätererZeit
— nach dem Wahlrezeß von 1663 und dem Hauptrezeßvon 1712 —

auch dem Zufall eine nicht unwichtige Rolle dabei eingeräumt.“ Es

wurden nämlich durch das Los vier sogenannte Vorschlagsherren
gewählt, deren jeder so lange Kandidaten in Vorschlag zu bringen

hatte, bis einer derselbenvom Senate acceptiert war, und es wurde

ferner aus dem so gebildetenAufsatz von vier Personen die eigentliche
Wahl durch das Los vollzogen. Durch dieseMitwirkung des Loses
sollte ersichtlichdas Selbstergänzungsrechtdes Rates eingeschränktund
einer willkürlichen Ausübung desselbenvorgebeugtwerden.“ Es handelte

Verfassung vom 21. März 1849 G 41, Abs. 2) entlehnt. In dem 1871 von der
Senats- und Bürgerschaftskommissionfür die Verfassungsrevision erstatteten Berichte
war vorgeschlagen, die Ausschließung von Onkel und Neffe zu beseitigen. (Über
die in alter Zeit zulässigen und häufig vorkommenden „Schwägerschaften im
Rat“ vgl. bezüglich Bremens v. Bippen, Aus Bremens Vorzeit, 1885,
S. 186 ff.)

1Hamb. Gesetzüber die Wahl und Organisation des Senates von 1860,
§ 6. ÜbereinstimmendBremer Verfassung, § 23, Abs. 6ö. In Lübeck da-

gegen bestimmt der § 2 des Gesetzesbetr. das Austreten aus dem Senat: „Ein
Mitglied des Senats, welches die Mutter oder die Tochter eines anderen Mit-
gliedes ehelicht, oder als offener Handelsgesellschafterin das Geschäfteines anderen
Senatsmitgliedes eintritt, ist zum Austreten aus dem Senat verpflichtet.“ Eine
anderweitige nachträgliche Verschwägerung (Heirat mit der Schwester eines
Kollegen) ist auch in Lübeck irrelevant.

* Dies Recht hatte er schon nach dem ältesten Stadtrecht von 1270. Vgl.
Westphalen, a. a. O., Bd. 1, S. 38.

: Vgl. Westphalen, a. a. O., S 40 ff., Lappenberg, a. a. O., und Buek,
Handbuch der Hamb. Verfassungund Verwaltung, 1828, S. 27 ff.

Demselben Zwecke diente auch ein von den Vorschlagsherren zu leistender
Eid, welcher dahin ging, daß sie die von ihnen vorzuschlagendePerson „für eine
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sich also hier um eine dem aristokratischenCharakter der Wahl
gewissermaßenentgegenwirkendeMaßregel, die umsomehr als demo—

kratisch bezeichnetwerden kann, als das „blinde“ Los stets ein vom

Princip der Gleichheit ausgehenderdemokratischerFaktor ist.7
Trotz der eigentümlichenArt und Form der alten Hamburger

Ratswahl empfahlen die Vorkämpfer der ersten, nach dem großen
Brande von 1842 hervorgetretenenBewegung zu Gunsten einer Ver-

fassungsreformdie Beibehaltung derselben.? Schon wenige Jahre
später aber — 1848/49 — hatten sich infolge des veränderten Zeit-
geistes auch die Ansichtenüber die Ratswahl in Hamburg wesentlich
geändert. Die Konstituante beschloßeinfach: Wahl des Rats durch
die allein gesetzgebendeBürgerschaft. Diese radikale Umgestaltung
ward zwar von dem gemäßigterenTeil der Bevölkerung verworfen;
doch sahenandererseitsauch die meistenein, daß die bisherige Selbst-
ergänzung des Senats nicht mehr zeitgemäßsei. Der an der Spitze
der gemäßigteren Reformer stehende„Patriotische Verein“ schlug im

Juni 1849 vor, die Bürgerschaft solle aus einem vom Senate vor-

gelegten Wahlaufsatz wählen, und der Senat modifizierte dies im

September 1849 dahin, daß der Wahlaufsatz vom Senat oder wenigstens
unter „dessen wesentlichsterMitwirkung“ anzufertigen wäre.3 Von

diesenVorschlägen ausgehend, erfand dann die sogenannteNeuner-

kommission das komplizierte Wahlverfahren der neuen Verfassung,
nach welchem sowohl der Senat wie die Bürgerschaft in bestimmter
Weise bei der Aufstellung des Wahlaufsatzes und bei der Wahl aus

diesem Aufsatze mitwirken.

der tüchtigsten und bequemsten zum Regiment, Recht und Nutzen dieser Stadt“

erachteten, auch von ihr dieser Wahl wegen nichts erhalten hätten oder er-

warteten.
1 „Die Gleichheit, auf welcher die Demokratie beruht, ist die Gleichheit der

Zahl. Ihr Ausdruck ist nicht: Jedem nach seinen Verhältnissen, sondern: Einer
wie der andere.“ (Bluntschli, Allgem. Staatsrecht, 5. Aufl., 1875, S. 535.)
Die letzte Konsequenzdieses Princips sind die als ein charakteristischesMerkmal

der antiken Demokratie bezeichnetenLosämter.
* Kommissionsberichtan die Unterzeichner der Petition vom 8. Juni 1842,

S. 29 f.
6 v. Melle, Kirchenpauer, S. 341 und 359.



4. Jetziges Wahlverfahren.

819.
Der Wahlaktt beginnt jetzt damit, daß vom Senat wie von der

Bürgerschaft — die gleichzeitig,aber in gesondertenRäumen zusammen-
treten — je vier ihrer Mitglieder (mit relativer Stimmenmehrheit) zu

sog. Vertrauensmännern gewählt werden. Die acht Vertrauensmänner

werden zunächstauf Verschwiegenheitbeeidigt und haben dann einen

Wahlaussatzvon vier Personen festzustellen. Über die Art, wie dies

zu geschehenhat, und wie eventuell, falls die Herstellungdes Aufsatzes
nicht gelingt, weiter zu verfahren ist, bestimmt die Verfassung (Art. 9)
wörtlich: „Jeder Vertrauensmann bezeichnetdie ihm geeigneterschei-
nenden Personen, und wird aus den so in Vorschlag Gebrachten,
nach sorgfältiger Beredung über dieselben, zunächst ein größerer Auf-
satz gebildet. Aus diesemsind durch geheimeAbstimmung vier Per-
sonen auf den engeren Aufsatz zu bringen. (Die bürgerschaftlichen
Vertrauensmänner können nicht auf den Aufsatz gebracht werden).
Um auf den Aufsatz zu kommen, bedarf es wenigstens5 Stimmen.
— Ist dies (d. h. das Erhalten von 5 Stimmen) für vier Kandidaten
auch durch wiederholte Abstimmung nicht zu erreichen, so wird dem
Senat und der Bürgerschaft die Anzeige gemacht, daß den Vertrauens-
männern die Formierung einesAufsatzes nicht gelungen sei, ohne An-

gabe, ob überall Kandidaten oder eventuell wie viele bereits zum Auf-
satzgebrachtworden sind. — Es wird sodann (in der vorgedachten
Weise)sofort zur Wahl von acht neuen Vertrauensmännern,vier vom

Senat und vier von der Bürgerschaft,geschrittenund mit der Beeidi-

gung verfahren. — Dieser neuen Kommissionwird eine von allen

Mitgliedern der ersten Kommission unterschriebeneund demnächstver-

siegelte, von ihr zu eröffnende Aufgabe der bis dahin zum Aufsatz
gebrachtenPersonenoder eine Mitteilung, daß niemand die erforderliche

Eine erledigte Stelle im Senat ist regelmäßig binnen 14 Tagen wieder
zu besetzen(Verf.Art. 12). Ebenso in Bremen (Gesetz, den Senat betr., § 1);
in Lübeck innerhalb 4 Wochen (Verf. Art. 8). Die Lübecker Verfassung fügt
noch hinzu: „Sollten mehrere Stellen im Senate gleichzeitig erledigt sein, so
sind die verschiedenenWahlen an verschiedenenTagen vorzunehmen. Bei jeder
Wahl ist das vorgeschriebeneVerfahren aufs neue einzuleiten."



Stimmenzahl erhalten habe, behändigt.! Die neue Kommission
verfährt zum Behuf der Vervollständigung, beziehungsweiseder For-
mierung des Wahlaufsatzes wie die erste Kommission. — Erzielt auch
diesezweite Kommission kein genügendesResultat, so treten die beiden

Kommissionen,also acht Vertrauensmänner des Senats und achtVer-

trauensmänner der Bürgerschaft, zusammen. Diese haben sodann die

noch erforderlichen Kandidaten zu wählen. Jeder Vertrauensmann

schreibtzu dem Ende den Namen eines Kandidaten auf einen Zettel.
Hierbei genügt relative Majorität der Abstimmenden,um einen Kandi-

daten auf den Aufsatz zu bringen. Die Abstimmung wird, so oft es

erforderlich ist, wiederholt."
Diese Verfassungsbestimmungenüber die Bildung des Wahlauf-

satzessind ausführlich genug; aber sie gedenkennicht des immerhin
leicht möglichen und auch thatsächlichschon vorgekommenen Falles,
daß auch die vereinigten beiden Kommissionen nicht zu der für das

weitere Wahlverfahren notwendigen Feststellung eines Wahlaufsatzes
von vier Personen gelangen. Die Verfassung sagt in dem oben

citierten Passus schlankweg: „Die Abstimmung wird, so oft es erfor-
derlich ist, wiederholt.“ Die beständige Wiederholung kann jedoch
dann nichts nützen, wenn die acht Vertrauensmänner des Senats und

die acht Vertrauensmänner der BürgerschaftverschiedenerAnsichtsind,
und kein Teil nachzugebenbereit ist. Was dann? Eine Antwort

daraufgiebt die Verfassungnicht.
GegenüberdieserLücke in der Verfassung wird thatsächlichnichts

anderes übrig bleiben, als das Wahlverfahren von neuem zu beginnen.
Allerdings entspricht dies weder dem Wortlaut noch den Intentionen

1 Wenn bei Erwählung der zweiten Kommission von Vertrauensmännern

von der Bürgerschaft ein Vertrauensmann erwählt wird, welcher schon von der

ersten Kommission als Kandidat auf den Aussatz gebracht ist, hindert ihn dies

nicht, an der ferneren Bildung des Wahlaufsatzes Teil zu nehmen. Es ist sodann
von diesem Sachverhalt dem Senat bei Übergabedes Wahlaufsatzes,und wenn

später jener Vertrauensmann sich auf dem Aufsatz von zwei Personen befinden
sollte, den der Senat der Bürgerschaft übergiebt, auch der letzteren Anzeige zu

machen (Verf. Art. 9, Abs. 10). Dagegen wird die zweite Vertrauenskommission
nicht ein Mitglied der ersten auf den Aufsatz bringen können. Vgl. Wolffson,
a. a. O., S. 12, Anm., welcherhervorhebt, daß dies trotzdem einmal unbeanstandet
geschehenist.
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der Verfassung. Doch handelt es sich hier eben um eineu Fall, an

den die Verfassung gar nicht gedacht,oder den sie für nicht möglich
gehalten, und bezüglichdessenihre Bestimmungen daher eventuell, so
gut es geht, aus der Natur der Sache zu ergänzen sind. Dies aber

wird sich nicht besserund einfacherbeschaffenlassen als in der oben

angegebenenWeise, selbst wenn man dabei — wie leicht möglich —

auch gegen den vorletzten Absatz des Art. 9 der Verfassung, nach
welchemdie ganze Wahlhandlung in ununterbrochenerSitzung sowohl
des Senats als der Bürgerschaft zu erfolgen hat, verstoßen sollte.
In der That ist denn auch dieser Ausweg schoneinmal — wenn

auch erst nach längeren VerhandlungenzwischenSenat und Bürgerschaft
— ergriffen worden.1

Über das weitere Wahlverfahren bestimmt die Verfassung:
„Nachdem ein Wahlaufsatz von vier Personen gebildet ist, wird der-

selbe dem Senate, ohne daß dieser erfährt, in welcher Weise die ein-

zelnen Kandidaten auf den Aufsatz gelangt sind, von seinen Kom-

missarien übergeben. Der Senat präsentiert von den vier in Vor-

schlag gebrachtenzwei der Bürgerschaft, welche von diesen zweien
einen zu wählen hat. (Die Beobachtung der Verschwiegenheiter-

streckt sich auch darauf, daß weder die beiderseitigenVertrauensmänner
noch die Mitglieder des Senats sich irgendwie darüber äußern dürfen,
welche vier Personen auf dem Aufsatz gewesensind, so daß nur die

zwei Personen des engeren Aufsatzes bekannt werden). — Die Wahl,
welche von der Bürgerschaftgleich nach Überreichungdes Wahlauf-
satzes vorzunehmenist, geschiehtmittels Stimmzettel. Bei dieser
Wahl ist so zu verfahren, daß vor Eröffnung des Wahlaufsatzesdie

Anwesenheitvon mehr als 80 Mitgliedern (d. h. mehr als der Hälfte),
falls dieselbenicht zweifellos ist, durch Zählung konstatiert sein muß.
Alsdann gilt die Wahl, ohne Rücksicht darauf, wie viel gültige
Stimmen abgegebensind, für vollzogen; auch wird die Majorität
nach der Zahl der abgegebenengültigen Stimmen berechnet,so daß

—□*

Damals (im November 1867) ward auf Vorschlag einer für den be-
treffenden Fall eingesetztenVermittlungsdeputation beschlossen, unter Beiseite-
setzung der streitigen Frage, ob bei dem ersten Wahlversuch richtig verfahren
war, den Wahlakt von neuem beginnen zu lassen.
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es nicht in Betracht kommt, ob Mitglieder keinen oder einen unbe—

schriebenenoder sonst nicht gültigen Wahlzettel abgegebenhaben. Bei

Stimmengleichheit erfolgt eine abermalige Abstimmung, und wenn

auch dieseStimmengleichheit ergiebt, so entscheidetdas Los.“

8 20.

Das vorstehendim einzelnen genau geschilderteWahlverfahren
ist ein recht kompliziertes und schwerfälliges,und es setzt,wie schon
oben angedeutet, unter Umständen ein gewissesbilliges Entgegen—
kommen von beiden Seiten voraus. Doch hat es sich nunmehr
während eines Menschenalters bewährt. Auch dürfte es schwer sein,
etwas wesentlichbesseresan seine Stelle zu setzen. Das zeigt auch
ein Vergleich mit den in der Hauptsacheziemlich analogen Bestim-
mungen in Lübeck und Bremen, auf die hier noch kurz hingewiesen
werden mag.

In Lübeckt beginnt das Wahlverfahren damit, daß der Senat

der Bürgerschaft (durch Kommissare) anzeigt, wie viele seiner Mit-

glieder sich zur Vornahme der Wahl eingefunden haben, und daß er

gleichzeitigdie Bürgerschaft auffordert, eine gleich große Anzahl aus

den in ihrer VersammlungErschienenenzu Wahlbürgern zu erwählen.
Die Wahlbürger und die Mitglieder des Senats treten dann zu einer

Wahlversammlungzusammen,teilen sichaber, nachdem sie vereidigt
worden, durch das Los in drei „Wahlkammern“, deren jede aus

drei Mitgliedern des Senats und drei Wahlbürgern besteht. Diese Wahl-
kammern beraten von einander getrennt, und ihre Aufgabe ist, je eine

Person für die Wahl in den Senat in Vorschlag zu bringen, wobei

nötigenfalls ein aus den Mitgliedern der Kammer ausgelosterObmanns

1 Lüb. Verfassung, Art. 8.
"

2 Im Wahleide verspricht auch jeder für den seiner Uberzeugungnach
Würdigsten zu stimmen.

s Im Art. 7 8 8 der Lübecker Verfassung heißt es: „Sind wenigstens
drei Stimmen für eine und dieselbe Person abgegeben, so ist diese von der

Wahlkammer vorzuschlagen. Verteilen sich dagegen die abgegebenen Stimmen

über 3 oder 4 Personen, und wird auch bei wiederholter Umstimmung die zum

Vorschlag erforderliche Stimmenzahl nicht erreicht, so wird ein Obmann durch
das Los aus der Mitte der Wahlkammer bestimmt, zum Zweck der Entscheidung
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den Ausschlag giebt. Schlagen alle drei Kammern dieselbePerson
vor, so erklärt der Bürgermeistert — der als Vorsitzender der Wahl-
versammlung keiner der drei Wahlkammern angehörenkann —

den Betreffenden für gewählt. Andernfalls tritt die Wahlversammlung
(alle Senatsmitglieder und alle Wahlbürger) wieder zusammen, um

über die von den Wahlkammern Vorgeschlagenenabzustimmen. Wer

dann die absolute Mehrheit der Stimmen erhält, gilt als gewählt.
Wird jedoch ein solchesResultat auch in wiederholter resp. wieder-

holter engerer Abstimmung nicht erreicht, so werden fünf Obmänner

ausgelost, welche durch Stimmenmehrheit — analog den Obmännern

in den Wahlkammern — zu entscheidenhaben.
In Bremens endlich ist dem Lose schonim erstenStadium des

Wahlverfahrens — und zwar unter allen Umständen — eine Rolle

eingeräumt. Das Verfahren beginnt nämlich damit, daß sich die

Bürgerschaft durch das Los in fünf Abteilungen teilt. Jede dieser
fünf Abteilungen hat dann nicht nur einen Wahlmann aus ihrer
Mitte zu wählen, sondern auch drei Kandidaten zu designieren. Nach-
dem dies geschehen,treten die fünf Wahlmänner der Bürgerschaftmit

fünf vom Senate aus seiner Mitte erwählten Wahlmännern zu-
sammen, und dieses Kollegium stellt hierauf, nach erfolgter Vereidi-

gung“", aus den von den fünf Abteilungen der Bürgerschaft designierten
Kandidaten mit Stimmenmehrheit einen definitiven Wahlaufsatz von

drei Personenfest. Kommt im Wahlkollegium eine drei Namen um-

fassendeWahlliste nicht zusammen,so beginnt — behufs Ergänzung

darüber, welche von denjenigenPersonen, welchenur eine Stimme erhalten haben,
auf der Wahlliste zu streichenist, worauf über die auf derselben verbleibenden
Personen von neuem abgestimmt wird. — Sollte sich unter zwei Personen
Stimmengleichheit ergeben und diese durch eine wiederholte Umstimmung nicht
gehoben sein, so wird ebenfalls mit der Auslosung eines Obmannes verfahren,
welcher in diesem Falle zu entscheidenhat, wer von den in Frage stehendenzwei
Personen durch die Wahlkammer vorzuschlagen ist.“

-„In Lübeck gibt es nur einen Bürgermeister.

„
Gesetz,den Senat betreffend von 1875, § 1—16.

Im Wahleide schwören die Wahlmänner auch, ähnlich wie in Lübeck,
daß sie nachihrer besten überzeugungkeinem, den sie nicht für würdig und
tüchtig, bei einer Auswahl unter mehreren aber stets demjenigen, welchen sie für
den würdigsten und tüchtigsten zu der erledigten Ratsstelle halten, ihre Stimme
geben wollen.
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der unvollständig gebliebenen(nur ein oder zwei Namen umfassenden)
Wahlliste, resp. (wenn noch gar kein Name auf die Liste gebracht)be—

hufs Herstellungder gesamtenWahlliste — das ganze Wahlverfahren
von vorne, mit einer neuen (durch das Los zu bewirkenden)Teilung
der Bürgerschaft in fünf Abteilungen. Ist aber eine definitive
Wahlliste von drei Personen festgestellt, so hat die Bürgerschaft die

letzte, entscheidendeWahl aus dieser Liste vorzunehmen. Die Wahl
muß mit absoluterStimmenmehrheit erfolgen. Bei Stimmengleichheit
entscheideteventuell das Los.

In allen diesenWahlbestimmungen der drei Städte ist, unge—

achtet der in mancher Beziehung von einander abweichendenDetails,
der Grundgedanke derselbe: eine ziemlich gleichmäßigeMitwirkung von

Senat und Bürgerschaft bei der Wahl. Daraus ergiebt sich dann

natürlich die Frage, was zu geschehenhabe, wenn sich diese beiden

Faktoren nicht einigen können. Lübeck hat hier schlankwegzu dem

demokratischenMittel des Loses gegriffen. Es erreicht dadurch,daß
das Wahlverfahren unter allen Umständen verhältnismäßig schnell
und glatt zu Ende gelangt; andererseits aber muß solche Durchschnei-
dung des Knotens dochrecht bedenklicherscheinen. Bei einer Meinungs-
verschiedenheitzwischenSenat und Bürgerschaft über einen so folgen-
schwerenSchritt, wie die Wahl eines Mitgliedes der höchstenRe-

gierungsbehörde,kann es sichunter keinen Umständen empfehlen, den

Zufall entscheidenzu lassen.
Weit weniger bedenklicherscheintdie Anwendung des Loses in

Bremen, wo durch dieselbe nur die Wahl der bürgerschaftlichenWahl-
männer und der auf den ersten großen Aufsatz zu bringendenKandi-
daten mitbestimmt wird. Doch verleiht sie hier ohne genügenden
Grund den Vorbereitungen der Wahl einen Charakter des Zufälligen,
der wohl kaum durch den Vorteil aufgewogen werden kann, daß
dadurch unter Umständen ein notwendiger Neubeginn des Wahl-
verfahrens mehr Aussicht auf Erfolg haben mag. Eine dauernde

Meinungsverschiedenheitzwischen Senat und Bürgerschaftüber die

Wahl ist jedenfalls auch in Bremen möglich, und auch hier wird zur

Ausgleichungderselben eventuell ein billiges Entgegenkommenvon

beiden Seiten erforderlich sein.
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5. Verpflichtung zur Annahme der Wahl.

8 21.

Eine Eigentümlichkeit des hamburgischenStaatsrechts ist es,
daß der zum Senatsmitgliede Erwählte bei Verlust des Bürgerrechts
verpflichtet ist, die Wahl anzunehmen. Die betreffende Vorschrift,
welche an ähnliche Bestimmungen in einzelnen antiken Republiken
erinnert, stammt aus alter Zeit und galt früher auch in anderen

Reichsstädten. Hamburg übernahm sie anscheinendvon Lübeck.: Eine

ähnliche Vorschrift giebt es jetzt weder in Lübeck" noch in Bremen,
sondern wohl nur noch in einzelnenKantonen der Schweiz (z. B.

Schwyz, Uri, Appenzell).
Die Idee des Amtszwanges ist ersichtlicheine Konsequenzder

antiken Staatsauffassung, derzufolge der einzelneBürger nur ein Teil

des Ganzen, des Staates, ist, und daher dieser ihm gegenüber als

allmächtig gilt und eventuell rücksichtslos in seine Privatsphäre ein-

greifen kann.s Die moderne Staatsauffassung aber ist eine andere.
Sie geht davon aus, daß zwar der Einzelne sich dem Staate unter-

zuordnen, daß aber auch der Staat die Privatinteressen des Einzelnen
thunlichst zu berücksichtigenhabe. Mit Recht hebt daherBluntschli
hervor: die Freiheit des Individuums, ein Amt anzunehmen oder
auszuschlagen,sei als Regel anzuerkennen,weil kein Staatsbürger als

solchergenötigt werden könne, „dem Staate besondere, ausgezeichnete
Opfer zu bringen.“ Mit gleichemRecht aber spricht sich derselbe
Autor auch gegen den Amtszwang vom rein praktischenGesichtspunkte
des Staates aus, „weil die Natur eines individuellen geistigenDienstes
einem direkten Zwange nicht gehorcht,einer mittelbaren Nötigung aber

Westphalen, a. a. O. S. 43. Im Entwurf der Konstituantenverfassung
von 1849 fehlt diese Bestimmung.

In Lübeck ward sie 1875 aufgehoben. Die Verfassung von 1851 ver-
langte noch die Annahme der Wahl bei Verlust des Bürgerrechtes und des
zehnten Teiles des Vermögens.

Bei denAlten dient der Einzelne dem Staate und findet in dessenWohl
mittelbar auch die Befriedigungseiner Zwecke; bei den Neuen ist der Staat für
alle Einzelnen da, und er findet seinen Ruhm in dem Wohl der Bürger“. (R.
v. Mohl, Encyklopädie der Staatswissenschaften,2. Aufl. 1872, S. 321).

* Bluntschli, Allgem. Staatslehre, S. 613.

v. Melle, Hamburg. Staatsrecht. 5



nur schwerund unvollkommen sich fügt, vielmehr individuelle Freiheit
als normale Quelle tüchtiger Wirksamkeit fordert.“ Eine Ausnahme
hält Bluntschli nur da für möglich, wo das Staatsamt sich dem

Gemeindeamt annähert. „Die geringerenAnsprüche“,sagt er, „welche
hier an das Individuum gestellt werden, und das verbreitete Bedürfnis
solcherStellen haben den Gedanken an eine allgemeine Bürgerpflicht
in solchenFällen annehmbarerscheinenlassen.“1 Ahnlicherklärt auch
der Schweizer A. von Orelli den Amtszwang nur „in mäßigen
Grenzen“ für gerechtfertigt.

Vergegenwärtigt man sich nun, daß das Amt eines hamburgischen
Senators den ganzen Lebensberuf des Betreffenden,resp.— bei einem

nicht juristischenSenatsmitgliede — einen wesentlichenTeil des Lebens-

berufes desselbenausmacht,so wird man nicht verkennen können, daß
ein Amtszwang hier schwer zu rechtfertigen ist. Derselbe ist dem

Einzelnen gegenüber,welcheraus dem einen oder anderen Grunde nicht
zur Übernahmedes Amtes geneigtist, eine Härte, für die auchdie Ehre
der Wahl und das 1885 beträchtlicherhöhte Senatorenhonorar? nicht
immer ein genügendesAquivalent bilden. Andererseits aber kann auch
dem Senat mit Mitgliedern, die ihm nur ganz widerwillig angehören,
wenig gedient sein. Zuzugeben ist indes, daß dieseBedenken, wie die

Erfahrung gezeigthat, praktischnicht allzuschwerins Gewicht fallen,
sofern man nur bei der Wahl einigermaßenvorsichtig und mit der

geradehier besonderswichtigen Personal=und Menschenkenntnisvor-

geht. Geschiehtletzteres, so mag der Schein des Zwanges — wenn

man sich so ausdrücken darf — zuweilen zur Erlangung erwünschter
und wünschenswerter Kräfte von Nutzen sein.“

1 „So in Appenzell, wo das Staatswesen so einfach wie eine Gemeinde.“
: A. v. Orelli, Das Staatsrecht der schweizerischenEidgenossenschaft,1885,

S. 116.
s Das Honorar der juristischen Senatsmitglieder beträgt M. 25 000, das

der nichtjuristischen M. 12 000. — In Lübeck und Bremen ist das Honorar
bedeutend geringer. (In Lübeck M. 9000 resp. M. 3600, in Bremen M. 8640.)
In Bremen haben die Senatoren eigentümlicher Weise noch eine Nebeneinnahme
durch die „etwa bei Versiegelung oder Eröffnung von Testamenten oder Ehe-
pakten vorkommenden Honorare“. (Senatsgesetz 8 26.)

4 Über das den Senatsmitgliedern zustehendeRecht eines Austritts aus

dem Senat nach sechsjährigerAmtsdauer und nach vollendetem 70. Lebensjahre
s. unten 8 23.
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8 22.

Die Weigerung der Übernahmeeines Senatorenamtes zog nach
der alten Verfassungden Verlust der Stadtwohnung nach sich.1 Eine

so weit gehenderepublikanischeStrenge ist jetztchon nachden Bestimmun=
gen des Reichsgesetzesüber die Freizügigkeit nicht mehr möglich. Auch
abgesehendavon aber wäre die Ausweisung in solchemFalle nach
modernen Anschauungennicht zu rechtfertigen. An Stelle derselbenist
jetzt der „Verlust des Bürgerrechts, sowie der öffentlichenAmter und

Ehrenstellen“ getreten.
Mit dem Bürgerrecht verliert der Betreffendedie auf diesembe-

ruhenden politischenRechte(s. oben 8 11), jedochnicht die nur eine

Vorbedingung des Bürgerrechtsbildende hamburgischeStaatsangehörig-
keit.3 Der Verlust der öffentlichenAmter und Ehrenstellenkann sich
natürlich nur auf hamburgischeund nicht etwa auch auf Reichsämter
oder -Ehrenstellen und auch nicht auf das Amt eines Mitgliedes des

HanseatischenOberlandesgerichtserstrecken.“
Ist der die Wahl in den Senat Ablehnendeein Richter, so wird

der Verlust seinesRichteramtesdurch eine richterlicheEntscheidungaus-

gesprochenwerden müssen. Nach § 8 des Gerichtsverfassungsgesetzes
können nämlich Richter wider ihren Willen nur kraft richterlicherEnt-
scheidungdauernd oder zeitweiseihres Amtes enthobenwerden.5 Wenn in

1 Eine notwendige Folge des Wegziehens war ferner das „Hierlassen des

Zehnten-Pfennigs.“ Vgl. Westphalen, a. a. O. S. 44.
2 Verf. Art. 9, letzter Absatz. Vor der Verfassungsrevision von 1879

lautete der betreffendePassus: „bei Verlust der staatsbürgerlichenRechte und des

Rechtes, in Stadt oder Gebiet ein bürgerliches Gewerbe zu betreiben". In dem
im Juni 1871 erstatteten Berichte einer Senats- und Bürgerschaftskommission
betreffend die Verfassungsrevision ward vorgeschlagen, zu bestimmen: „Die
Weigerung der Annahme zieht den Verlust der öffentlichen Amter und Ehren-
stellen und zugleich die Verpflichtung nach sich, während der nächsten 6 Jahre
alljährlich den sechsfachenBetrag seiner Einkommensteuer zu entrichten.“

Die Befugnis zum Gewerbebetriebe ist nach § 13 der Reichsgewerbe-
ordnung von dem Besitz des Bürgerrechts unabhängig.

Der hamburgischeStaat kann eben nur Amter nehmen, die er selbst, resp.
die er allein verliehen hat. Was die Mitglieder des HanseatischenOberlandes-
gerichts anbetrifft, so sind dieselben gemeinschaftlicheBeamte der drei Städte.

* Wolffson (a. a. O. S. 11, Anm. 4) scheint anzunehmen, daß bei einer
Weigerung, das mehrerwähnte Ehrenamt anzunehmen, die Entziehung nicht nur

52



dem betr. Paragraphen weiter bestimmt wird, die Amtsenthebung könne

nur erfolgen „aus den Gründen, welche die Gesetzebestimmen,“ so
sind dabei unter den „Gesetzen“nicht nur Reichs-, sondern auch solche
Landesgesetzezu verstehen,für die die Reichsgesetzgebungnoch den er-

forderlichenSpielraum belassenhat. Letzteres ist aber für den hier
fraglichen Fall der Amtsenthebung geschehen;denn der 8 5 des Ein-

führungsgesetzeszum Reichsstrafgesetzbuchgestattetausdrücklich,daß in

landesgesetzlichenVorschriften über Materien, welche nicht im Straf-
gesetzbuchbehandeltsind — und hier handelt es sichum eine solche—

die Strafe der Entziehung öffentlicher Amter angedrohtwird.1

Nach dem erwähnten § 8 des Gerichtsverfassungsgesetzesdürfen
aber weiter die Richter auch nur „unter den Formen, welche die

Gesetzebestimmen“, ihres Amtes enthoben werden. Gesetzlich ist
jedoch in Hamburg nur ein eventuell zur Amtsenthebung führendes
Disciplinarverfahren gegen die Richter vorgesehen.Da nun die Nicht-
annahme eines Senatorenamts jedenfalls kein Disciplinarvergeheneines

Richters involviert, und da sich andererseits auch eine Kompetenz der

ordentlichen Gerichte wohl nicht wird konstruieren lassen, so bestehthier
ersichtlich eine Lücke in der Gesetzgebung,die zur Folge haben muß,
daß sich die notwendige richterliche Entscheidung über die Entziehung
des Richteramts in dem mehrerwähntenFalle nicht wird herbeiführen
assen.

Nicht ganz unzweifelhaft mag es ferner erscheinen,ob die Nicht-
annahme einer Wahl in den Senat auch die Unmöglichkeit einer

weiteren Ausübung der Rechtsanwaltschaft oder des Notariats zur

Folge hat. Allerdings ist die Rechtsanwaltschaft nach § 31, Abs. 2 des

Reichsstrafgesetzbuchsim Sinne des letzteren als ein öffentlichesAmt

des richterlichen Amtes, sondern auch die aller anderen öffentlichen Amter und

Ehrenstellen, sowie die des Bürgerrechts durch Richterspruch zu erfolgen habe.
Die Frage der betreffenden Entziehung, so sagt er, sei immer strafrechtlicher
Natur und bedürfe richterlicher Entscheidung. Allerdings handelt es sich hier um

eine Strafe, doch ist wohl in Ermangelung anderweitiger Bestimmungenanzu-

nehmen, daß dieselbe einfach ex lege eintritt und nur durch eine Erklärung der

vollziehenden Gewalt (des Senats) als in dem betreffenden Falle eingetreten
konstatiert zu werden braucht.

1

Wolffson, a. a. O. S. 10, Anm. 4.
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zu betrachten,und ist daher ihre strafweiseEntziehungin gleicherWeise
zulässigwie die des Richteramts, — und ferner unterliegt das Notariat

überhaupt nur der Landesgesetzgebung. Andererseits aber können

Rechtsanwaltschaftund Notariat, abgesehenvom Strafgesetzbuch,und

insbesonderein dem hier entscheidendenSinne der hamburgischenVer-

fassung nicht als ÄAmter aufgefaßt werden. Im Art. 13 der Ver-

fassung heißt es nämlich: „Mit dem Amte eines Senatsmitgliedes ist
jedes andere öffentliche Amt, sowie die Ausübung der Rechtsanwalt=
schaft und des Notariats unvereinbar.“ — Kann somit bei einer Ent-

ziehung der Rechtsanwaltschaftoder des Notariats von einer Amts-

enthebung nicht die Rede sein, so kann nur noch in Frage kommen,
ob jene Entziehung als eine notwendige Folge des für den Fall einer

Nichtannahme der Wahl in den Senat eintretenden Verlustes des

Bürgerrechts anzusehenist.
DieseFrage wäre einfachzu bejahen, wenn in dem hamburgischen

Ausführungsgesetzzur Rechtsanwaltsordnungund in der hamburgischen
Notariatsordnungausdrücklichgesagtwäre, daß der Rechtsanwaltresp.
Notar im Besitz des Bürgerrechts sein müsse. Dies ist aber nicht ge-
schehen.Dagegen ist im hamburgischenAusführungsgesetzzum Gerichts-
verfassungsgesetzbestimmt: „Diejenigen, welche die erste Prüfung be-
standen haben, werden, nachdem sie das hamburgischeBürgerrecht
erworbenahaben,auf ihr Ansuchen zu Referendaren ernannt.“ Aus
dieserBestimmung kann man, da der Referendar die regelmäßige
Vorstufe nicht nur für den Assessorund Richter, sondern auch für
den Rechtsanwaltund Notar? ist, wohl entnehmen,daß auch für
die letzteren der Besitz des Bürgerrechtsfür erforderlich erachtet
worden. Indes ist dies immerhinnicht, wie bezüglichder Assessoren
und Richter. direkt ausgesprochen.=

1 Das Notariat ist in Hamburg von der Rechtsanwaltschaft ganz getrennt.
Wie zur Rechtsanwaltschaft,so kann auch zum Notariat nur derjenige

zugelassenwerden, der die Fähigkeit zum Richteramte erlangt hat. (Revidierte
Notariatsordnungvon 1883, S 1).

Ausführungsgesetzzum Gerichtsverfassungsgesetz,§ 8, Abs. 2, und 8 15.
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6. Amtsdauer der Senatsmitglieder.

8 23.

Von größterWichtigkeit für die staatsrechtlicheStellung und Be-

deutungdes Senats ist, daß seineMitglieder auf Lebenszeitgewählt
werden. Der oben (8 21) erörterten Verpflichtung zur Übernahme
des Senatorenamts ist jedoch in der neuen Verfassungnicht eine solche
zur lebenslänglichenFortführung des Amtes hinzugefügt. Vielmehr
ist hier einschränkendbestimmt, daß die Senatsmitglieder nach sechs-
jähriger Amtsdauer, sowie nach vollendetem 70. Lebensjahre berech-
tigt sind, aus dem Senate auszutreten.?

Eine Pension erhält der freiwillig abtretende Senator — sofern
nicht Senat und Bürgerschaft im einzelnenFalle etwas anderes be-

schließen— nur, wenn er das 70. Lebensjahrüberschritten,oder wenn

er das 60. Lebensjahr vollendet und mindestens 10 Jahre dem Senate

angehört hat. Im ersterenFalle empfängt er zwei Drittel, im letzteren
die Hälfte seinesSenatshonorars.

Neben dem freiwilligen giebt es auch einen obligatorischen
Austritt aus dem Senat. Die näherenBestimmungen über diesen
sind in dem Gesetzüber die Wahl und Organisation des Senats vom

1 Dieser entschiedenaristokratischeZug ist, wenn auch nicht ohne Kämpfe,
aus der alten in die neue Verfassung übergegangen. Der Entwurf der Kon-

stituantenverfassung bestimmte (Art. 97): „Die Mitglieder des Rats bekleiden

ihr Amt 6 Jahre; alle 2 Jahre treten drei derselben aus. Die Austretenden

sind wieder wählbar.“ — Auch in Lübeck und Bremen hat man an der

Lebenslänglichkeit des Senats festgehalten.

Verf. Art. 10, Abs. 2 und 4. Im Art. 10, Abs. 2 würde es statt „seine
Entlassung zu verlangen", richtiger lauten: „sein Amt niederzulegen“ oder „aus
dem Senate auszutreten“; denn, von wem und in welcher Form eine Entlassung
zu erfolgen hätte, ist in der Verfassung nicht gesagt. Thatsächlich ist denn auch
von einer Entlassung nie die Rede gewesen. Auch ist in dem analogen Falle
des Art. 10, Abs. 4 der Ausdruck „aus dem Senate austreten“ gebraucht. — In
einem Falle (1879) ist durch besonderen Beschluß von Senat und Bürgerschaft
ein Senator, der noch nicht 6 Jahre dem Senate angehört hatte und auch noch
nicht 70 Jahre alt war, aus seinem Amte entlassen. (Hier konnte in der That
von einer „Entlassung“ die Rede sein. Ob dieselbe mit dem Wortlaut der Ver-

fassungvereinbar, mag zweifelhaft erscheinen.)
Verf. Art. 10, Abs. 4 und 3.
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28. September 1860 erlassen. Nach denselbenist ein Senatsmitglied
zum Austritt verpflichtet: 1) wenn einer derjenigenFälleeintritt, welche
dessenErwählung unzulässig gemacht haben würden (abgesehenvon

dem Fall einer nachträglichenVerschwägerung),also z. B. im Falle
der Entmündigung, des Konkurses (s. oben 8 17)2, 2) wenn der

Betreffendewegen höherenAlters 3soder eingetretener geistiger oder

körperlicherSchwächezu einer gehörigen Amtsführung nicht mehr im-

stande ist.
Im letzterenFalle findet eine Versetzung in den Ruhestand

in folgender Weise statt: a) Beantragt der Betreffende selbst seine
Versetzungin den Ruhestand, so hat der Senat über diesenAntrag
zu entscheiden;b) wird jedochein solcherAntrag von dem Betreffen-
den selbstnicht gestellt, so kann die Versetzungin den Ruhestandnur auf
Grund eines Beschlussesvon Senat und Bürgerschaft erfolgen. Der

Senat ist erforderlichenfalls zur Beantragung eines solchenBeschlusses
verpflichtet.“

1 86 und 7. Im Artikel 11 der Verfassung heißt es: „Die Fälle, in
denen ein Senatsmitglied austreten muß, bestimmt das Gesetz.“

Analog in Bremen (Gesetz,den Senat betreffend, 8 19) und in Lübeck

(Gesetz,das Austreten aus dem Senat betreffend; vgl. jedoch bezüglich später
eintretender Verschwägerung oben § 17).

Die Führer der ersten Verfassungs-Re ormbewe «

daß die Mitglieder des Rats nicht sus ctn (Von#bchwünch.
rechtigt, sondern auch nach zurückgelegtem 75. Lebensjahre verpflichtet sein sollten,
ihr Amt niederzulegen. Doch sollten dieselben in beiden Fällen alle Ehrenrechte
und Emolumente behalten, sowie auch die Befugnis, an den Ratssitzungencum

voto consultativo teilzunehmen. — Der Grund dieser Bestimmungwar an-

gedeutet in der zweiten Reformpetition an den Senat (vom 22. Juli 1842),
wo hervorgehoben ward, „daß die wichtigsten Amter und Würden des Staates
unabhängig sein müßten von den Zufälligkeiten einer langen Lebensdauer."
(Kommissionsberichtan die Unterzeichner der Petition vom 8. Juni 1842, 1843,S. 27 und 24.)

*

Analog in Bremen (Gesetz, den Senat betreffend, § 21—23). InLübeck erfolgt die Versetzungin den Ruhestand stets durch Beschluß des Senats

(nachvoraufgegangenerkommissarischerPrüfung, unter Rücksprachemit dem Be—
teiligten). Erachtetder Beteiligte sich durch den Beschluß des Senates verletzt,
so stehtihm frei, „die Sache zur kompromissarischenEntscheidung durch das
HanseatischeOberlandesgericht(früher das Oberappellationsgericht) zu verstellen.“
(Gesetz, die Versetzung der Mitglieder des Senates in den Ruhestand betreffend
von 1875.)
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Einem auf Grund der vorstehendenBestimmungen in den Ruhe-
stand versetztenSenatsmitglied kommt ein Ruhegehalt zu. Dasselbe
beläuft sich — sofernnicht auf dem Wege der Gesetzgebungmit Rücksicht
auf besondereUmstände des einzelnen Falles ein höheres Ruhegehalt
bewilligt wird — 1) wenn der Austritt aus dem Senate innerhalb
der ersten 20 Jahre nach dem Eintritt in denselbenund vor erreichtem
70jährigenAlter erfolgt, auf die Hälfte; 2) nachzwanzigjähriger Amts-

führung oder bei erreichtem70jährigen Alter auf zwei Dritteile und

3) nach 30jähriger Amtsführung auf den vollen Betrag des Honorars,
welchesdas Mitglied zu beziehenhatte.1

Anschließend an dieseVorschriften ist noch im § 9 des Gesetzes
über die Wahl und die Organisation des Senats bestimmt: „Ist eine

Kriminalanklage gegen ein Senatsmitglied eingeleitet, so hat der Senat

darüber eine Vorentscheidungzu treffen, ob diesesSenatsmitglied vorläufig
vom Amte suspendiertwerden soll.“ Sollte auf Grund einer Kriminal-

anklage eine Strafhaft über ein Senatsmitglied verhängt werden, so
würde dasselbenach § 6 des mehrerwähntenGesetzeszum Austritt aus

dem Senate verpflichtet sein, weil einer der Fälle eingetreten, welche
seine Erwählung unzulässig gemacht haben würden.

Abgesehenvon der letzten Bestimmung kann eine Pflichtverletzung
seitenseines Senatsmitgliedes in Hamburg einen obligatorischenAus-

tritt aus dem Senate nicht nach sichziehen.

1 Hinzugefügt ist noch (8 8, Abs. 2): „In den vorstehenden Fällen kommt

nur das Honorar selbst, nicht aber die mit dem Amte eines Bürgermeisters ver-

knüpfte Erhöhung desselben in Anschlag“. Dasselbe gilt aber auch bezüglich der

Pension im Falle eines freiwilligen Rücktritts. — Ahnliche Bestimmungen über
das Ruhegehalt von Senatsmitgliedern in Bremen. In Lübeck richtet sich das

Ruhegehalt nur nach der Amtsdauer. Dasselbe steigt von der Hälfte (nach
10 Jahren) bis zum vollen Betrage des Senatshonorars (nach 25 Jahren).

2 Vgl. Verfassung, Art. 8, 32, 31 unter 6. Dem Wortlaute des Gesetzes
nach würde dasselbe auch schon für den Fall der Verhängung einer Untersuchungs-
haft über ein Senatsmitglied gelten.

3 Anders in Lübeck und Bremen. — In Lübeck ist im Gesetzbetreffend
das Austreten aus dem Senate bestimmt: „Wer sich beharrlich weigert, den ihm
als Mitglied des Senats obliegenden Verbindlichkeiten nachzukommen, wer sich
eine gröbliche Überschreitungseiner Amtsbefugnisse zu Schulden kommen läßt,
wer der Pflicht zur Geheimhaltung eines Gegenstandeszuwiderhandelt und wer



II. Die Ehrenrechte und die äußereStellung des Senals

und seiner Mitglieder.

8 24.

Dem Senat, als der Regierung, stehenbesondereEhrenrechte zu.

Dieselben sind jedoch weder in der Verfassung noch in dem Gesetz
über die Wahl und Organisation des Senats einzeln aufgeführt.
Vielmehr hat man sich damit begnügt, in dem letztgenannten Gesetz
(§ 16) zu bestimmen,daß — abgesehen von einer noch zu erwähnenden
Anderung— dem Senate die herkömmlichen Ehrenrechteverbleiben

sollen. Man wird also in dieser Beziehung auf ältere Zeiten zu-

rückgreifenmüssen.
Im Art. 5 des Hauptrezessesvon 17121 findet sich eine specielle

Aufzählung der einzelnen„in Recessibus de Annis 1603, 1633 et

1674, auchsonstuhralter Gewohnheit und Herkommenrespective fun-
dirten und de novo bestättigten“ Gerechtsame,deren „Exercitium und

respective die Abnutzung oder Genuß“ dem Rate „qgua Magistratui“
gebührt. In diesemVerzeichnis sind Ehren-, Regierungs=und sonstige

die dem Senate und seiner Stellung schuldigeAchtung gröblich verletzt, kann zum
Austreten aus dem Senate genötigt werden. ÜUberzeugtsich der Senat nach an-

gestellter Prüfung und vernommener Erklärung des Beteiligten, daß dessen Aus-
tritt in Gemäßheit obiger Vorschriften geboten sei, so eröffnet er demselben seinen
desfallsigen Beschluß. Weigert sich der Beteiligte, diesem Ausspruche Folge zu
leisten, so verweist der Senat die Sache zur gerichtlichen Entscheidung.Der Be-

teiligte hat sich indessen bis zur ausgemachtenSache der Wahrnehmung von

Amtsgeschäftenzu enthalten.“ Höchst eigentümlich und mit der Stellung des
Senates als Regierung des Staates ganz unvereinbar ist es, daß nach diesen
Bestimmungen die dem Senat untergeordneten gewöhnlichen Gerichte eventuell
über angebliche Pflichtverletzungen eines Senatsmitgliedes zu entscheidenhaben,
und überdies nicht nur, soweit es sich daber um rechtliche Gesichtspunkte, sondern
auch soweit es sichum Fragen des Taktes (Diskretion, gebührendes Betragen) handelt!

Im Bremer Gesetzden Senat betreffend heißt es (8 20): „Wer sich be-
harrlich weigert, den ihm als Mitglied des Senats gesetzlichoder in Gemäßheit
der Geschäftsordnungobliegenden Verbindlichkeiten nachzukommen,oder der Pflicht
zur Geheimhaltungeines Gegenstandeszuwiderhandelt oder die dem Senat oder

seiner Stellung schuldigeAchtung gröblich verletzt, kann zum Austritt aus dem
Senat genötigt werden.“ Weitere Vorschriften über das dabei einzuschlagende
Verfahren sind aber nicht hinzugefügt.

1 Vgl. Westphalen a. a. O. S. 68 ff.
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Rechte des Rats bunt durcheinandergewürfelt. An noch in neuerer

Zeit praktisch gebliebenen Ehrenrechtenaber finden sich darin die

folgenden:
1. Der Vorrang Deputatorum Senatus bei Actibus publicis

vor allen Bürgern und Einwohnern der Stadt.

2. Die Repräsentation des Staates (comparitio nomine Ci-

Vitatis) bei Solemnitäten.

3. Die Reception und Regalierung der ankommenden fremden

Herrschaftenund Deren hohen Herren Ministrorum.

4 Eigenes Rats-Gestühlte in allen Kirchen in der Stadt und

deren Gebiet.
·

5. Fürbitte für den Senat im Kirchengebet (Preces publicae
et cantus publicus pro salute Senatus).1

Dazu kommen noch: das dem Senat in der Anrede und in der

BezeichnunggebührendePrädikat „Hoher“ und die bei festlichenAnge-
legenheiten anzulegendeAmtstracht?, die dem Senat als Kontingents-

1 In der evangelisch-lutherischen Kirchenverfassung von 1883 (8 4, Abs. 2)
heißt es: „Dem Senate gebührt die kirchliche Fürbitte und der Ehrenplatz in den

Kirchen.“ Die Fürbitte für den Senat im Kirchengebet ist ferner auch in den

Reglements resp. Konzessionen für die nichtlutherischen christlichen Religions=
gemeinschaftenausdrücklich verlangt. So heißt es im Reglement für die fremden
Religionsverwandten vom 19. September 1785 (8 9): „Die bei gottesdienstlichen
Versammlungen gewöhnlichen Fürbitten für Senatum und gesammte Stadt sind
nach Maßgabe des hiesigen Kirchengebets einzurichten.“ (Vgl. ferner Reglement
von 1814, § 1, Konzession für die Deutsch-Evangelisch-Reformierten8 8, für die

Französisch-Reformierten 8 8, der englisch-reformiertenGemeinde 8 8, der englisch-
bischöfl. Gemeinde 8 7, der Baptistengemeinde 8 9.) Auch die israelitischen Ge-

meinden, denen gegenüber ähnliche ausdrückliche Bestimmungen fehlen, dürften bei
der jetzigenGleichstellung der Religionsgemeinschaften zu der Fürbitte für den Senat
verpflichtet sein. — Im evangelisch-lutherischen Kirchengebetheißt es: „Deiner
väterlichen Fürsorge empfehlen wir auch alle christlichen Kaiser, Könige und

Obrigkeiten, vor allem den DeutschenKaiser, sowie die Fürsten und Regierungen
unseres deutschen Vaterlandes, insbesondere den Senat dieser Stadt, unsere
ordentliche Obrigkeit, unter deren Schutz du uns gesetzethast."

2 Beides ist im § 16 des Gesetzesbetreffend die Wahl und Organisation
des Senates ausdrücklich hervorgehoben (unter Abänderung des bis dahin üb-

lichen Prädikates). In den Verhandlungen mit der Bürgerschaftfällt das Prä-
dikat „Hoher“ weg (8 16, Abs. 3). Über die Amtstracht vgl. den Artikel: Die

Amtstrachtdes Senats, in den „Hamb. Nachr.“ vom 4. März 1888. — Das Prädikat
„Hoher“ gebührt dem Senat auch in Lübeck und Bremen. (Vgl. Klügmann,
Lüb. Staatsrecht, a. a. O. S. 44.)
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herrn zustehendenmilitärischen Ehrenrechtenund das Recht, als be—

sondereAuszeichnung die (goldene oder silberne) Ehrenmedaille, das

Ehrenbürgerrechtoder einen Titel zu verleihen. Für die Verleihung
der Ehrenmedaille an einen hamburgischenBürger ist die Zustimmung
des Bürgerausschusseserforderlich.?

1 Vergl. Art. 21 der Verfassung und G. Meyer, Deutsches Staatsrecht
§ 196. In der Militär-Konvention zwischen Preußen und Hamburg vom 21.

August 1876 heißt es (§ 4, Absatz 2, a): „Dem Senate bleiben alle Ehrenrechte
und die freie Verfügung in betreff der Verwendung der im hamburgischenStaate

dislozierten Bundestruppen zum inneren Dienste vorbehalten. Insbesondere steht
dem Senate das Recht zu, die letzteren — soweit es ulit den militärischen Inter-
essenvereinbar ist — zu Ehrenwachen,Ehrenpostenund Ordonnanzen zu requirieren.“

: Das Recht, Auszeichnungen zu verleihen, wird allgemein zu den Ehren-
rechten des Staatsoberhauptes gerechnet; vergl. H. Schulze, Deutsches Staatsrecht,
Bd. 1, S. 197, G. Meyer, Staatsrecht, 8§84, Rönne, Preuß. Staatsrecht,
4. Aufl. 1881, S. 157, Gareis, Allgem. Staatsrecht, in Marquardsen's Hand-
buch des öffentlichen Rechts, Bd. 1, Halbbd. 1, S. 50. Dasselbe gehört also,
soweit es dem Senat zur Zeit der alten Verfassung herkömmlich resp. auf Grund

besonderer gesetzlicherBestimmung zustand, zu den nach § 16 des Gesetzesüber

dieWahl und Organisation des Senats dem Senate verbleibenden Ehrenrechten.
Uberdies aber ist dieses Recht, soweit es nicht ausdrücklich beschränkt, schon als
eine naturgemäße Folgerung aus der allgemeinen staatsrechtlichen Stellung des
Senats anzusehen.

Die Verleihung der Ehrenmedaille beruht auf einem Rat- und Bür-
gerschluß vom 21. Juli 1853. Sie ist bestimmt „für erhebliche Verdienste
Fremder um unsere Stadt, sowie in außerordentlichen Fällen für besondere Ver-
dienste von Mitbürgern.“ Auf ihrer einen Seite befindet sich eine Hammonia,
auf der anderen in einem Kranze von Eichen= und Olblättern „eine geeignete
Inschrift mit einer leeren Stelle für den Namen des zu ehrendenEmpfängers“ (vergl.
hamburgischeRat= und Bürgerschlüssevon 1853). Bezüglich der Zustimmung des

Bürgerausschusseszur Verleihung an einen hamburgischenBürger — an Stelle der
Oberalten — vergl. Rat= und Bürgerschluß vom 11. Aug. 1859, Nr. 13.

Das Ehrenbürgerrecht, das wohl zuerst in Frankreich zur Zeit der großen
Revolution verliehen wurde, ist nicht als ein besonderes Recht, sondern nur als

eineAuszeichnung des zum Ehrenbürger Ernannten anzusehen (vergl. W. v.
Bippen, Bremische Ehrenbürger, in „Aus Bremens Vorzeit“, 1885, S. 200 f.)
Das hamburgischeEhrenbürgerrechterhielt zuerst 1813 General von Tettenborn.
Damals, wo ein beträchtlichesGeldgeschenkhinzugefügt war, ward die Zustimmung
der Bürgerschaft nachgesucht. Später verlieh der Senat das Ehrenbürgerrecht
allein, und ließ derselbe nur vorher eine Anzeige seiner Absicht an die Oberalten

ergehen. Nur ausnahmsweiseward 1834 im Falle des hanseatischenGeneral-
konsuls Colquhoun die Zustimmung der Bürgerschaft nachgesucht mit der aus-

drücklichenMotivierung: „E. E. Rat wünscht in dem vorliegenden Falle dieseseltene
Auszeichnung durch die ausdrücklicheZustimmung der Kollegien und Erbgesessener
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8 26.

Den Senaten der freien Städte und ihren Mitgliedern ist durch
die 88 105 und 106 des Strafgesetzbuchesgewissenstrafbaren Hand—
lungen gegenüberein besondererRechtsschutz eingeräumt.

a. Wer es unternimmt, den Senat auseinanderzusprengen,zur

Fassungoder Unterlassungvon Beschlüssenzu nötigen oder Mitglieder
aus ihm gewaltsam zu entfernen, wird mit Zuchthaus nicht unter

5 Jahren oder mit Festungshaft von gleicherDauer bestraft. (Sind
mildernde Umstände vorhanden, so tritt Festungshaftnicht unter einem

Jahre ein.)
b. Wer ein Mitglied des Senats durch Gewalt oder durch Be—

drohung mit einer strafbaren Handlung verhindert, sich an den Ort

der Versammlung zu begebenoder zu stimmen, wird mit Zuchthaus
bis zu 5 Jahren oder mit Festungshaft von gleicher Dauer bestraft.
(Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Festungshaft bis zu

zwei Jahren ein.)
In beiden Fällen tritt die Strafe auch dann ein, wenn die Hand-

lung von einem Beamten, wenn auch ohne Gewalt oder Drohung,

Bürgerschaft noch ehrenvoller zu machen; aus diesem Gesichtspunkteträgt E. E.
Rat darauf an, daß Erbges. Bürgerschaft der Erteilung des Ehrenbürgerrechtsan

Herrn James Colquhoun ihre Zustimmung erteilen möge“ (Lohmann, Hbg. Rat-

und Bürgerschlüsse1834, S. 113).
Aus dem gleichen Grunde suchte der Senat auch 1871 (Fürst Bismarck und

Graf Moltke), 1886 (Schwabe) und 1889 (Brahms) die Zustimmung der Bürger-
schaft zur Verleihung des Ehrenbürgerrechts nach, jedoch in einer Fassung, welche
darauf hindeutete, daß diese Zustimmung an sich nicht erforderlich sei. So hieß
es in dem Antrage von 1871: „Der Senat beabsichtigt durch Verleihung des

Ehrenbürgerrechts — — zu ehren. Üüberzeugt,daß auch die Bürgerschaft mit

Freuden die Gelegenheit ergreifen wird, um ihrer Gesinnung gegen diese Männer

Ausdruck zu geben, kann der Senat es sich nicht versagen, die Bürgerschaft hier-
durch einzuladen, sich durch förmlichen Beschlußauch ihrerseits der beabsichtigten
Ehrenbezeugunganzuschließen.“ Die Bürgerschaft erwiderte hierauf: „Die Absicht
des Senats — — das Ehrenbürgerrecht zu verleihen, erfüllt die Bürgerschaft
mit freudiger Genugthuung.“ (Verhandlungen zwischenSenat und Bürgerschaft
1871, S. 123 f.) Ahnlich lauteten die Senatsanträge in den beiden oben er-

wähnten späteren Fällen (Verhandlungen zwischen Senat und Bürgerschaft 1886,
S. 394 und 1889, S. 216).

Das Recht des Senats, honoris causa Titel zu verleihen, ist gleichfalls
als ein herkömmliches zu bezeichnen. Auch nach Einführung der neuen
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aber durchMißbrauch seiner Auitsgewalt oder Androhung eines be—

stimmtenMißbrauchs derselbenbegangenist.“
Eine Beleidigung des Senats ist, wie die jeder gesetzgebenden

Versammlungresp. politischen Körperschaft, kein Antragsdelikt. Die-

selbedarf jedochnur mit Ermächtigung des Senats verfolgt werden.

Wer sich in einer an den Senat gerichtetenEingabe ungebührliche

Verfassunghat der Senat unbeanstandet von demselben Gebrauch gemacht (z. B.
1876 Professor Röpe). Von dieser, eine besondere Auszeichnung bildenden Ver-

leihung eines Titels an eine bestimmte Person ist jedoch zu unterscheiden die

Gewährung eines neuen Titels an den jedesmaligen Inhaber eines Amtes. Eine

solche muß, wie die Schaffung eines neuen Amtes, im Wege der Gesetzgebunger-

folgen. — 1884 hat die Bürgerschaft anläßlich der Verleihung des Titels „Direktor
der Hauptstaatskasse“ an den derzeitigen Inhaber des Amtes „Buchführer der

Hauptstaatskasse“dem Senate mitgeteilt, daß nach ihrer Auffassung der Rechts-
lage, Beilegungen von Titeln überhaupt oder Veränderungen bestehender
Titulaturen oder Amtsbezeichnungen nur durch gemeinschaftlichenBeschluß von

Senat und Bürgerschaft herbeigeführt werden können (Verhandlungen zwischen
Senat und Bürgerschaft 1884, S. 149). Zur Begründung dieser, dem Vor-

stehenden nach nicht als richtig anzuerkennenden Auffassung ist seltsamer Weise
behauptet worden, daß die Titel zu den (nur im Wege der Gesetzgebungzu ge-
währenden) „ausschließlichen Privilegien“ gehörten. Wolffson (a. a. O. S. 20,
Anm.)erwähnt dies, ohne sich principiell für oder gegen diese Rubrizierung der
Titel zu erklären, fügt jedoch hinzu: frühere Vorgänge (Verhandlungen zwischenSenat und Bürgerschaft 1872, S. 374) sprächen für die Auffassung der Bürger-schaft. Der citierte frühere Vorgang bestand indes nur darin, daß der Senat für
die dauernde, nicht auf die Person des derzeitigen Amtsinhabers beschränkte Ab-
änderung einer Amtstitulatur die Mitgenehmigung der Bürgerschaft beantragte.
Auch abgesehenvon diesemwesentlichen Unterschiede aber könnte aus dem betr.

Vorgangenicht — wie etwa aus einem stillschweigendenVerzicht in einem
Civilprozeß — eine Präjudizierung des Senats hergeleitet werden. Die Frage,
ob die Titel zu den „ausschließlichen Privilegien“ gehören, ist rein sachlichzu
entscheidenund wird bei dem Fehlen jedes Anhalts für solcheRubrizierung —

dennes handelt sich hier ersichtlich nicht um ein Privileg und noch weniger um
ein ausschließliches— verneint werden müssen.

In Lübeckund Bremen steht dem Senate unbestrittenermaßen das Recht
zu, ohne jede Mitwirkung der Bürgerschaft oder des Bürgerausschussesresp. des

Bürgeramts,die (auch dort bestehende)Ehrenmedaille, das Ehrenbürgerrecht und

Ehrentitelzu verleihen. Man betrachtet dies dort ersichtlich als eine selbst.
verständlicheKonsequenzaus der staatsrechtlichenStellung des Senats.

Strafgesetzbuch8 339, Abs. 3. Derselbe besondere Rechtsschutzsteht auch
der Bürgerschaft und ihren Mitgliedern zu (s. unten 8 38, 3).

: Strafgesetzbuch§ 197.
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Außerungenerlaubt, kann vom Senat in eine (sofort vollstreckbare)
Geldstrafe bis zu 300 Al genommen werden.

2. Aus der staatsrechtlichenStellung des Senats ergiebt sich, daß
seineMitglieder nicht als Beamte im Sinne des hamburgischenStaats-

rechts bezeichnetwerden können. Demgemäß sind denn auch in der

hamburgischenGesetzgebungunter dem Ausdruck „Beamte“ die Mit-

glieder des Senats nie mitverstanden?. Andererseits wird man freilich
auch von einem Senatorenamt reden können und reden müssen. Dies

Amt aber ist ein Ehrenamts, und zwar ein mit ganz außerordentlichen
Befugnissen, der unmittelbaren Teilnahme an der Ausübung der

höchstenRegierungsrechte, ausgerüstetes. Es dürfte sich daher nicht
empfehlen, die Senatoren mit G. Meyer einfach als „republikanische
Beamte“ zu bezeichnen.“Dagegen sind unter dem Ausdruck „Beamte“
in manchenReichsgesetzenauch die Mitglieder des Senats zu verstehen.
(So z. B. in den Bestimmungen des Reichsstrafgesetzbuchsüber Ver-

brechen und Vergehen im Amte und in einzelnenParagraphen der

Civilprozeßordnung.)
3. Der hohen Stellung des Senats ist Rechnung getragen im

8 347 der Civilprozeßordnung, demzufolge die Mitglieder der Senate

der freien Hansestädte— wie der Reichskanzler, die Minister eines

Bundesstaates, die Vorstände der oberstenReichsbehördenund die Vor-

ständeder Ministerien — als Zeugenan ihrem Amtssitzeoder, wenn

sie sichaußerhalb desselbenaufhalten, an ihrem Aufenthaltsorte zu

vernehmensind. Zu einer Abweichung von dieserBestimmung bedarf
es der Genehmigung des Senats. Ferner sollen auch nach § 34 und

85 das Gerichtsverfassungs=und nach S 10 des Seeunfallgesetzesdie

Mitglieder der Senate der Hansestädtenicht zum Amte eines Schöffen,
Geschworenen oder Beisitzers im Seeamte berufen werden. Endlich

1 Ges. betr. das Verhältnis der Verwaltung zur Rechtspflege,§ 11.
: Vgl. z. B. § 1 des Disciplinar- und Pensionsgesetzesfür die nicht richter-

lichen Beamten vom 7. Januar 1884.
* Es braucht wohl kaum hervorgehoben zu werden, daßdas Senatorenhonorar

mit dem Begriffe eines Ehrenamtes keineswegs unvereinbar ist. (Vgl. z. B.

Sarwey, Allgem. Verwaltungsrecht, a. a. O., S. 99.)
4 G. Meyer a. a. O. 8 119. Auch ist es wohl nicht angemessen,wie

Grotefend, von einem „Dienstantritt“ und einer „Dienstführung" der Senatoren

zu sprechen.
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können nach Art. 21 der hamburgischenLandgemeinde-Ordnungvon

1871 die Mitglieder des Senats die Wahl zu einem Gemeindeamte

ablehnen.

III. Die allgemeinenVerpflichtungenund die Verantwortlichkeit
der Senatsmitglieder.

8 26.

A. Verpflichtungen.

1) Über die Verpflichtung zur Annahme und Fortführung des

Senatorenamtes s. oben § 21.

2) Mit dem Amte eines Senatsmitgliedes ist jedes andere öffent-
liche Amt, sowie die Ausübung der Rechtsanwaltschaftoder des Nota-

riats unvereinbar. Eine sonstige Berufsthätigkeit können die Senats-

mitglieder fortsetzen:, insoweit dieselbeder Erfüllung ihrer Amtspflichten
keinen Abbruch thut.2

Werden Mitglieder des Senats in den Vorstand, Verwaltungsrat
oder Aufsichtsrat industrieller oder ähnlicher den Gelderwerb bezwecken-
der Unternehmungengewählt, so dürfen sie dieseWahl nur mit be-
sondererGenehmigungdes Senats annehmen. Einer solchenGenehmigung
bedarf es auch, wenn ein Mitglied des Senats nach seiner Wahl in
den Senat im Vorstande, Verwaltungs= oder Ausfsichtsrat einer der

vorerwähntenUnternehmungenbleiben will.=

1 In Bezug auf das hier von der VerfassunggebrauchteWort „fortsetzen"
ward in einem Berichte des Bürgerausschusses(1872, Nr. 3) wohl mit Recht be-
merkt: „Man wird dies Wort nicht dahin urgieren dürfen, daß den Senatemit-
gliedern jede Berufsthätigkeit verboten sein solle, der sich dieselben allererst nach
ihrer Erwählung zu widmen beginnen.“

Verf. Art. 13, Abs. 1. In der Lübecker Verfassung (Art. 13) heißt
es: „Die aus dem Gelehrtenstanderwählten Mitglieder des Senates dürfen kein

Gewerbebetreiben,auch ohne vorgängige Genehmigung des Senates kein Neben-
amt und keineNebenbeschäftigung,mit welcher eine fortlaufende Remuneration

verbundenist, übernehmen.“ — Die Bremer Verfassung bestimmt (8 29):
„Die dem Gelehrtenstandeangehörenden Mitglieder des Senats dürfen neben
ihrem Amtsgeschäfte kein anderweitiges Berufsgeschäft betreiben.“

Verf. Art. 13, Abs. 2 (dieserPassus ist dem Art. 13 bei der Verfassungs.
revision von 1879 hinzugefügt). In der Lübecker Verfassung (von 1875
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3) Jedes Senatsmitglied ist verpflichtet, in der Stadt oder in

deren nächsterUmgebungauf hamburgischemGebiete seinenregelmäßigen
Wohnsitz zu haben resp. sofort nach seiner Erwählung zu nehment.

4) Abgesehenvon den vorerwähnten, ist in der Verfassung und

den sieergänzendenGesetzenvon besonderenVerpflichtungen der Senats-

mitglieder nicht die Rede, es sei denn, daß man auf das Versprechen
der erforderlichenVerschwiegenheitam Schlusse des Ratseides noch
besonderesGewicht legen wollte. Dieses Versprechenist jedoch, wie

der ganze Ratseid, welchenjedes Mitglied vor Antritt seines Amtes

in einer gemeinschaftlichenVersammlung von Senat und Bürgerschaft
zu leisten hat, ganz allgemein gehalten.?

B. Verantwortlichkeit.
Die Mitglieder des Senats sind — nachArt. 27 der Verfassung—

dem Staate dafür verantwortlich, daß durch ihre Amtsführung weder

die Verfassung noch die in anerkannter Gültigkeit bestehendenGesetze
verletzt werden. Die Bestimmungen über „den Umfang und die Geltend-

machung dieser Verantwortung und die Teilnahme der Bürgerschaft
an solcherGeltendmachung, sowie über die desfalls zuständigen Gerichte“
sollten durch ein Gesetzfestgestelltwerden, doch ist dies bisher nicht
geschehen.Rechtlichkönnen somit Mitglieder des Senats nur eventuell

im Wege des Civilprozessesund auf Grund der allgemeinenStraf-=
gesetzezur Verantwortung gezogen werden.“

Artt. 13) ist dasselbe bestimmt, jedoch mit zwei Zusätzen. Die Genehmigung darf
nicht erteilt werden, wenn die Stelle mittelbar oder unmittelbar mit einer Re.

muneration verbunden ist, und die erteilte Genehmigung ist jederzeit widerruflich.
1 Verf. Art. 14. (Analog Bremer Verf. § 28 und Lübecker Art. 12).
: Vergl. den Wortlaut im § 4 des Gesetzesüber die Wahl und Organi-

sation des Senats. — Die Geschäftsordnungdes Senats bestimmt noch die Ver-

pflichtung der Mitglieder zur Beiwohnung der Sitzungen. Für eine länger als
drei Tage dauernde Abwesenheit bedarf es der Genehmigung des präsidierenden
Bürgermeisters, die versagt werden muß, wenn bereits die Hälfte der Mitglieder
abwesend ist. — Herkömmlich nehmen die Mitglieder des Senats keine Orden an.

„ Eine ähnliche Bestimmung fehlt in der Lübecker und Bremer Verfassung.
Doch kann dort eventuell ein Senatsmitglied zum Austritt aus dem Senat ge-

nötigt werden (s. oben S. 72, Anm. 3).
"

Vgl. Wolffson, a. a. O., S. 15. (Über die Verantwortlichkeit der

Deputationsvorsitzendenund der anderen Deputationsmitglieders. unten § 55, b.)
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IV. Die Bürgermeister.

827.

Eine besondereStellung nehmenunter den Senatoren seit alter

Zeit die Bürgermeisterein. Die vier Bürgermeister der alten Ver-

fassung wurden auf Lebenszeit gewählt aus der Zahl der Senatoren

und Syndici. Unter ihnen mußten sichdrei Graduierte und ein Nicht-
graduierter befinden. Alljährlich hatte — nach der durch ihre Wahl
gegebenenReihenfolge — einer den Vorsitz und ein zweiter den stell-
vertretenden Vorsitz im Senat zu übernehmen.

Nach der neuen Verfassung dagegenist die Bürgermeisterwürde
ein Amt, das alljährlich vom Senate neu übertragen wird. „Der
Senat“, so heißt es im Art. 17, „wählt in geheimerAbstimmung aus

seiner Mitte einen ersten und einen zweiten Bürgermeister für die

Dauer eines Jahres zu Vorsitzenden.““ Da noch hinzugefügt ist, daß
kein Bürgermeister länger als zwei Jahre nacheinandersungieren
darfs, so tritt ein Wechsel im Bürgermeisteramtmindestens alle zwei

1 Über die Syndici f. unten unter 8 31. Die Wahl der Bürgermeister
erfolgtein gleicher Weise wie die der Senatoren, also unter erheblicher Mit-
wirkung des Loses (s. oben 8 189.

2 Entnommen aus der Konstituantenverfassung(Art. 103). In dem im
Juni 1871 erstatteten Bericht einer Senats= und Bürgerschaftskommission be-

treffend die Verfassungsrevision ward vorgeschlagen,die Amtsdauer der Bürger-
meister auf 5 Jahre zu verlängern.

Die Wahl kann auch auf einen nichtjuristischenSenator fallen, doch werden
in der Regel Juristen gewählt. Eine Verpflichtung zur Annahme der Wahl giebt
es nach der neuen Verfassung nicht. Auch eine Niederlegung des Amtes im
Laufe der Amtszeit wird nicht unzulässig erscheinen können. — Der regelmäßige
Wechseldes Vorsitzes im Senat tritt mit dem 1. Januar ein (Gesetzbetreffend die
Wahl u. s. w. des Senats §813, letzter Absatz).

In Bremen werden die beiden Bürgermeister auf je 4 Jahre gewählt.
Eine Ablehnung der Wahl und eine Niederlegung des Amtes vor beendigter
Amtsdauer kann nur mit Zustimmung des Senats geschehen(Verf. 8 30). —

In Lübeck giebt es nur einen Bürgermeister, der auf 2 Jahre gewählt wird.
Im Verhinderungsfalle tritt der Amtsvorgänger und eventuell ein gewählter
Vertreter an seine Stelle. (Verf. Art. 14 und 15.)

* In der Konstituantenverfassunghieß es: „Die Wiederwahl ist zu-
lässig.

v. Melle, Hamburg. Staatsrecht. 6
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Jahre ein. Thatsächlich pflegen drei der älteren Mitglieder des

Senats dieseWürde in ziemlich regelmäßigemTurnus zu bekleiden.
Wenn das Amt eines Bürgermeisters vor Ablauf des Jahres,

für welcheser gewählt war, erledigt wird, so hat innerhalb 14 Tage
eine Neuwahl zu erfolgen. Ist die Vakanz in den ersten sechsMo-
naten des Jahres eingetreten, so wird der übrige Teil des Jahres
betreffs der Amtsdauer des Neuerwählten für ein volles Jahr ge-

rechnet. Ist die Vakanz in den letzten sechsMonaten des Jahres
eingetreten,so gilt die Neuwahl ohne weiteres auch für das folgende
Jahr, und der Bruchteil des Jahres kommt für die Berechnung der

Amtsdauer nicht in Betracht.2
Beiden Bürgermeistern gebührt das Prädikat „Magnificenz“8

sowie der Vorrang vor den übrigen Mitgliedern des Senats. Auch
rangiert naturgemäß der ersteBürgermeister vor dem zweiten.“ Der

ersteBürgermeister wird wohl gelegentlich— wie auchschonzu Zeiten
der alten Verfassung— als der „regierende“ Bürgermeisterbezeichnet.
Doch ist dieseBenennung in Hamburg nicht offiziell eingeführt. Auch
entspricht sie nicht recht der Sachlage, denn nur dem Senat und

nicht dem Bürgermeister stehen Regierungsrechte zu. Man könnte

höchstenssagen, daß der Bürgermeister als Präsident des Senats

den letzterengelegentlichnach außen hin repräsentiere.
Die staatsrechtlichenBefugnisse des ersten Bürgermeisters be-

schränkensich auf den Vorsitz im Senat, die des zweiten auf die

1 In Bremen und Lübeck ist nach Ablauf der auf 4 resp. 2 Jahre be-

messenen Amtszeit eine sofortige Wiederwahl nicht zulässig.
2 Gesetz über die Wahl u. s. w. des Senats 8 13.
3 Ebenda 8 16, Abs. 3. Ebenso in Bremen und in Lübeck.
4 Beide Bürgermeister beziehen(wie auch in Lübeck und Bremen) ein höheres

Gehalt als die übrigen Senatsmitglieder (der erste M. 30 000, der zweite M. 28 000.)
5 Ein besonderesEhrenrecht ist den ersten Bürgermeistern der freien Städte

— in gleicher Weise wie den Bundesfürsten — eingeräumt durch den Kaiserlichen
Erlaß betreffend die Führung der Kriegsflagge auf den Privatfahrzeugen
der deutschenFürsten vom 2. März 1886. In diesem Erlaß heißt es: „Ich
genehmige, daß die Souveräne der deutschen Staaten, die Prinzen Meines oder

eines anderen regierenden deutschen Königlichen Hauses, sowie die ersten Bürger-

meister der freien Hansestädteauf den ihnen eigentümlich gehörigen Privatfahr-
zeugen die Kriegsflagge an der Gaffel oder am Flaggenstockführen können."

In Bremen befindet sich vor dem Wohnhausedes ersten Bürgermeisters
ein militärischer Ehrenposten.
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Stellvertretung im Vorsitz. Der Bürgermeister ist und bleibt immer

nur primus inter pares.! Welche Rechte ihm bei Führung des

Vorsitzes im Senat zustehen,ist, wie die Ordnung des Geschäftsganges
im Senat überhaupt, ausschließlichSache des letzteren.?

V. Die Regierungs-und Verwaltungsfunktionen des Senats.

8 28.

Dem Senat stehen— neben seinemAnteil an der Gesetzgebung—

als der Regierung resp. der höchstenVerwaltungsbehördedes Staates

die folgenden Rechte zuss
1) Er vertritt den Staat in seinem Verhältnis zum

Deutschen Reich und zum Auslande. Er leitet die Reichs= und

die auswärtigen Angelegenheitendes hamburgischenStaates, führt die

auf dieselben bezüglichen Verhandlungen, ernennt und instruiert die

Bevollmächtigten bei anderen Staaten und zum Bundesrate des

Reiches. Er schließt die Staatsverträge, hat aber vor Ratifizierung
derselbendie Zustimmung der Bürgerschaft einzuholen.“

Die Reichs= und die auswärtigen Angelegenheiten bilden eine

Verwaltungsabteilung,deren Leitung einem Senatsmitgliede übertragen

1 Ebenso in Lübeck und Bremen. (Vgl. Klügmann, Lübecker Staats-
recht, a. a. O., S. 46, und Sievers, Bremer Staatsrecht, a. a. O., S. 72). Im
§ 32 der Bremer Verfassung heißt es: „Der Präsident hat die Leitung
der Geschäftedes Senats. Er hat für die Aufrechterhaltung der für den Ge-
schäftsgangbestehendenEinrichtungen Sorge zu tragen, sowie für die gehörige

sünasühngder von einzelnen Mitgliedern des Senats wahrzunehmenden Ge-
chäfte."

Hervorzuheben ist hier noch, daß es in der Geschäftsordnungdes Ham.
burger Senats heißt: „Der präsidierende Bürgermeister hat das Recht und die
Pflicht, von allem, was die Aufrechterhaltung der Verfassung und die öffentlichen
Interessen des hamburgischen Staates betrifft, Kenntnis zu nehmen und das
danach Erforderlicheinnerhalb der Grenzen der Verfassung zu veranlassen."

DieselbenRechte stehen im wesentlichen auch den Senaten von Bremen
und Lübeck zu. (S. oben § 13). Über die Ehrenrechte s. oben 8§ 24.

Verfassung, Art. 22. (Vgl. unten § 40). — Die Berechtigung der deut-
schenEinzelstaaten zum Abschluß von Staatsverträgen ist in gleichem Umfange
wie das Gesetzgebungsrechtderselben durch die Reichskompetenz beschränkt. Vgl.
H. Schulze, a. a. O., Buch 2, § 362.

6°
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wird. Die Beziehungen Hamburgs zum Reich sind schon oben

(Abschn.2) eingehendererörtert. Seine Vertretung dem Auslande

gegenüberbesorgtjetzt fast ausschließlichdas Reich.5
2) Der Senat hat die Wahlen zur Bürgerschaft auszu-

schreiben (s. unten 8 34) und die Bürgerschaft nach ihrer alle drei

Jahre erfolgendenhalbschichtigenErneuerung einzuberufen. Er kann

ferner, auchabgesehenvon der vorerwähntenEinberufung, jederzeit das

Zusammentretender Bürgerschaft zu einer Sitzung „anordnen“ (vgl.
oben, S. 45 f). Auch eine gemeinschaftlicheVersammlung von Senat

und Bürgerschaft,die nur für zwei außerordentlicheFälle — die Ver-

eidigung eines neuerwählten Senatsmitgliedes und die Auslosung und

Vereidigung der Mitglieder einer Entscheidungsdeputation— vorgesehen
resp. vorgeschriebenist,“ findet natürlich auf Anordnung des Senates

statt. In derselbenführt der Präsident des Senats den Vorsitz.

1 Im Verwaltungsgesetz (8 2, Abs. 3) ist bestimmt: „Zur Vorberatung
der auswärtigen Angelegenheiten wird der Senat aus seiner Mitte eine Kom-

mission ernennen, welche bei Handel und Schiffahrt betreffenden Beratungen
zwei, des Endes auf Verschwiegenheit zu beeidigende Kommerz-Deputierte sjetzt
Mitglieder der Handelskammer,] zu ihren Sitzungen hinzuziehen wird.“ — Über
Requisitionen auswärtiger Behörden auf Auslieferung eines dem Deutschen
Reiche nicht Angehörigen wegen begangener strafbarer Handlungen entscheidet der

Senat, insofern nicht Staatsverträge etwas anderes bestimmen. (Gesetzbetreffend
das Verhältnis der Verwaltung zur Rechtspflegevon 1879, § 15).

2 Den deutschenEinzelstaaten steht das aktive und das passive Gesandt-
schaftsrecht zu. (Laband, a. a. O., Bd. 2, S. 2). Hamburg kann demnach
(unabhängig von den Reichsgesandtschaften)für seine besonderen Interessen be-

sondere Gesandte im Auslande, sowie Gesandte bei den anderen deutschen Einzel-
staaten bestellen, doch hat es zur Zeit nur einen — zugleich Bremen und Lübeck

mit vertretenden — Gesandten in Berlin. Ferner können Gesandte oder andere

diplomatische Vertreter beim hamburgischen Senate accreditiert werden. (Zur
Zeit sind in Hamburg 4 Staaten durch Diplomaten vertreten).

Die konsularische Vertretung im Auslande ist ausschließlichSache
des Reichs (ReichsverfassungArt. 4, No. 7 und Art. 56). Im Gebiet der anderen

deutschen Einzelstaaten können besondere Konsuln bestellt werden. (Laband,
a. a. O., Bd. 2, S. 11, Anm. 1), doch ist dies bisher von Hamburg nicht für
erforderlich erachtet. Das passive Konsulatsrecht ist unbeschränkt. (Laband,
a. a. O., Rd. 1, S. 179). Die für Hamburg bestellten Konsuln haben beim

Senat um die Erteilung des Exequatur nachzusuchen.(Gegenwärtig sind in

Hamburg 53 ausländische und deutscheStaaten durch Konsuln vertreten).
*

Verfassung, Art. 18 und 50.

xVerfassung, Art. 15 und 72 f. Vgl. unten § 47 und 48.
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Der Senat kann zu den Verhandlungen der BürgerschaftKommis—
sare abordnen. Auf Wunsch der Bürgerschaft ist er zur Absendung
von Kommissaren zu den Verhandlungen über Senatsanträge ver—

pflichtet.: (Vgl. unten 8 47; über die Rechte der Senatskommissare
in der Bürgerschaft, s. unten 8 43, 1.) Dem Senat sind ferner die

Tagesordnung und das Protokoll der Bürgerschaft mitzuteilen (s.
unten § 47).

3. Der Senat hat das Recht, den Bürgerausschuß zusammen-
zuberufen.

4. Der Senat verkündet die Gesetze. Die Verkündung hat,
wenn der Gesetzesinhaltdurch übereinstimmendeBeschlüssevon Senat

und Bürgerschaft (resp.durchdas Reichsgerichtoder eine Entscheidungs-
deputation, siehe unten 8 48) festgestellt ist, innerhalb 14 Tage
zu erfolgen.s Dem Senat steht also ein Sanktionsrecht resp.
eine Sanktionsverweigerung dem einmal verfassungsgemäßfestge-
stellten Gesetzesinhalte gegenübernicht zu." Dagegen muß — wenn

Verf. Art. 64, § 3 und 4. Über eine Auskunftserteilung des Senats an

die Bürgerschaft s. unten § 41.

Verfassung,Art. 18, Abs. 2. Über eine Auskunftserteilung des Senats
an den Bürgerausschuß s. unten § 51.

6

Verf. Art. 61 Abs. 3 und Art. 77 Wolffson be. , ,-
«

s. merkt zutreffend:
„Diese Vorschrift wird nur auf Gesetze im engeren Sinne — materielle Gesetze
— angewandt, also auf solche Beschlüsse,welche allgemeine Normen enthalten,
nicht aber auf Beschlüsseüber Maßregeln, die, wiewohl sie eigentlich dem Gebiete
der Verwaltung angehören, der Genehmigungdurch die Bürgerschaft bedürfen,
also z. B. nicht auf das Budget, auf Bewilligung von Staatsanleihen, Veräuße-
rung von Staatsgut und Enteignung von Privateigentum.“ (a. a. O., S. 22.)
Dieses, auch in anderen Staaten beobachteteVerfahren ist durchaus korrekt;
denndie Publikation ist nur erforderlich, wo es sich um Bestimmungen handelt,
die allgemeinrechtsverbindlichwerden sollen (ugl. G. Meyer, Staatsrecht, § 169

ndrandis.Die Hamb. Praxis in Civilsachen, 1888, S. 16). Auch Staats-

verküneabermüssen,soweit sie allgemein verbindliche Bestimmungen enthalten,
n etwerden. (Über die Verkündung von Verordnungen s. unten S. 95).

binzuzufügenist noch, daß bis 1852 eine Publikation der Gesetzein Ham-
urg nicht vorgeschrieben war. Bis dahin hatte ein Rats- und Bürgerschluß ohne

hel Gesetzeskraft(vgl. Wolffson, a. a. O., S. 22 und Brandis, a. a. O.,
4 Uber das Sanktionsrechtim allgemeinen vgl. Laband, a. a. O., Bd. 1,

S. 538 ff. u. S. 525. Derselbe hebt u. a. hervor, daß das Sanktionsrechtpolitisch
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dies auch in der Verfassungnicht ausdrücklichgesagt ist — der Ver—

kündung des Gesetzeseine Prüfung seines ordnungsmäßigenZustande-
kommens und eine das letztere bestätigendesog. Ausfertigung des

Gesetzesseitensdes Senates vorangehen. Die Ausfertigung setzteine

Prüfung des Weges, den das Gesetzgebungswerkzurückgelegthat, vor-

aus. Zu prüfen ist insbesondere,ob die Beschlüsseder Bürgerschaft
über den Gesetzesinhaltder Verfassung und der Geschäftsordnung
der Bürgerschaftgemäß zustandegekommensind?, und ob eine Über-

einstimmung zwischen diesenBeschlüssenund denen des Senats in

allen Punkten vorhanden ist, resp., wenn das Reichsgerichtoder eine

Entscheidungsdeputation über eine Meinungsverschiedenheitzwischen
Senat und Bürgerschaft entschiedenhat, ob dabei den Bestimmungen
der Verfassunggemäßverfahren ist. Nur wenn eine solchePrüfung
ergiebt, daß das fragliche Gesetzin jeder Beziehung ordnungsmäßig
zustandegekommen,kann der Senat zur Ausfertigung und Verkündung
desselbenschreiten.

Die Ausfertigung eines Gesetzesbesteht darin, daß dem Wort-

laute desselben,unter der Dokumentierung, daß dieser ordnungsmäßig
zustandegekommenist, der Gesetzesbefehlhinzugefügt wird. Die Art,
in welcher dies geschiehtresp. geschehenkann, ist in den einzelnen
Ländern verschieden. In Hamburg ist eine bestimmteForm nicht vor-

geschrieben.Ublichist jetzt, daß der Gesetzestexteingeleitetwird durch
die Worte: „Der Senat hat in Übereinstimmungmit der Bürger-
schaftbeschlossenund verkündet hierdurch als Gesetz,was folgt:“" 3, und

nur von geringer Bedeutung ist. In England kann nach einem unbezweifel-
ten Rechtssatzdie Sanktion von der Krone garnicht verweigert werden.

1 Laband, a. a. O., Bd. 1, S. 550.

Dies muß sich ergeben aus dem offiziellen Sitzungsprotokoll der Bürger-
schaft, von welchem diese dem Senat (nach Art. 49 der Verfassung) baldthun-
lichst Abschrift mitzuteilen hat. Die dem Senat zugehende Mitteilung der

Bürgerschaft über die von ihr gefaßten Beschlüssekann natürlich für die fragliche
Prüfung nicht genügen.

8 Ahnlich heißt es zu Anfang der Reichsgesetze: „Wir . verordnen

im Namen des Deutschen Reiches, nach erfolgter Zustimmung des Bundesrats
und des Reichstages, was folgt.“ Laband bemerkt hierzu: „Die Ausfertigung
des Gesetzesenthält also die kaiserliche Versicherung,daß das Gesetz die Zustim-
mung des Reichstages und Bundesrats erhalten hat, d. h. den Anforderungen
der Reichsverfassunggemäß zu stande gekommen ist"“ (a. a. O., S. 549). — Manche
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daß an den Schluß des Gesetzestextesdie Worte gesetztwerden:

„Gegebenin der Versammlung des Senats, Hamburg, den
“

Zuweilen — wenn nämlich dem Senate die Entscheidungdarüber aus-

drücklich oder stillschweigendüberlassenist — wird bei der Ausferti-
gung zugleichbestimmt, wann das Gesetzin Kraft treten soll. Dies

geschiehtdann in der Regel in den Eingangsworten. Doch kann auch
die betr. Entscheidung bei der Ausfertigung noch hinausgeschoben
werden, und wird dann in den Eingangsworten gesagt, daß dieses

Gesetzan einem späterhin vom Senate zu bestimmendenund öffent-

lich bekannt zu machendenTage in Kraft zu treten habe. Fehlt sowohl
im Gesetzestextwie in den Ausfertigungsworten eine Erklärung über

das Inkrafttreten des Gesetzes,so erfolgt diesesmit dem Tage der

Verkündung.?
In der Ausfertigung des Gesetzesliegt zugleich der Verkündungs-

befehl.3 Die Ausführung des letzteren, die eigentlicheVerkündung,
erfolgt in Hamburg durch den Abdruck des Gesetzestextesnebst Aus-

fertigung im hamburgischenAmtsblatt.“

ältere hamburgische Gesetzebeginnen auch mit den Worten: „Auf Befehl Eines

Hohen Senats der freien und Hansestadt Hamburg, publiziert den. .. Die
neuere Form ist jedenfalls die korrektere.

In Lübeckwird, übereinstimmend damit, gesagt: „Der Senat, im Einver-
nehmen mit der Bürgerschaft, hat beschlossenund verkündet als Gesetz.“ In
Bremen heißt es: „Der Senat verordnet im Einverständnis mit der Bürgerschaft.“

1 d. h. verbindlich werden soll. Laband nennt dies die materielle Ge-

setzeskraft,im Gegensatzzu der formellen, die immer mit der Verkündung eintrete

(a. a. O., S. 575).
: Verordnung in Bezug auf die Einführung eines hamburgischenAmtsblattes

geletdurh
Rat- und Bürgerschluß vom 8. Dez. 1851, publiziert den 16. Jan.

) § 3.

* Laband a. a. O., S. 560.
"

„In schleunigenFällen“ kann eine „besondere" (anderweitige) Publikation

6hnmittelstAnschlagesan den Straßenecken) erfolgen. — Vgl. über die Ver-
ungdiecitierteVerordnung von 1852 und die Bekanntmachung des Senats

betreffend die Herausgabe eines hamburgischen Amtsblattes vom 15. Dez. 1886.

In Bremenist eine bestimmte Form für die nach 8 57 1 der Verfassung
demSenatobliegendePublikation der Gesetzenicht vorgeschrieben. Herkömmlicher
Weise erfolgt die Verkündungdurch Abdruck im Gesetzblatt (Sievers, Brem.
Staatsrecht, a. a. O. S. 75). — In der Lüb. Verf. (Art. 49, Abs. 2) heißt es

„Der Senat bringt die im Einvernehmenmit der Bürgerschaft gefaßtenBeschlüsse,
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5. Dem Senat steht das Verordnungsrecht in dem nachstehend
dargelegten Umfange zu:

a) Er erläßt — nach Art. 61, Abs. 3 der Verfassung — die

nötigen Vollzugsverordnungen zu den Gesetzen.
Unter Vollzugs= oder Ausführungsverordnungenkann man zweierlei

verstehen:wirkliche Ergänzungen der Gesetze(logischeFolgerungen aus.

denselben,Detaillierungen 2c.), die allgemein verbindliche Rechtsregeln
enthalten und demnachzu den sog. Rechtsverordnungenoder Gesetzen
im materiellen Sinne gerechnetwerden können, — und Anweisungen
an die Behörden (über die von ihnen behufs Vollziehung der Gesetze
zu entfaltendeThätigkeit), die zu den sog. Verwaltungsverordnungen
zu zählen sind.“

Was nun die Befugnis zum Erlaß von Verwaltungsverordnungen
betrifft, so muß sichdiesein Hamburg, wie in anderen Staaten, schon
daraus ergeben,daß die Regierung als Inhaberin der sog. vollziehenden
Gewalt an der Spitze der gesamtenVerwaltung steht. Um so mehr
wird man daher zu dem, auch abgesehenvon dieser Erwägung gewiß
nicht unberechtigtenSchlusse gelangen, daß da, wo in einer Verfassung
ausdrücklich von einem Rechte der Regierung zum Erlaß von Aus-

führungsverordnungendie Rede ist, darunter, wenn nicht ausschließlich,
so doch in erster Linie Rechtsverordnungengemeint sind.“

soweit nicht Gründe des Staatsinteresses deren Geheimhaltungratsam erscheinen
lassen, durch das Amtsblatt zur öffentlichen Kunde."“

Eine amtliche Gesetzsammlung giebt es in Hamburg erst seit dem

Jahre 1866. Die Sammlung Hamb. Verordnungen (früher von Klefeker,

später von Andersen und Lappenberg herausgegeben) war ein Privatunter-

nehmen. Vgl. auch die von A. Wulff neuerdings herausgegebene systematisch
geordnete Zusammenstellung der noch gültigen Gesetzeund Verordnungen.

* „Ausführung der gesetzlichenRegeln hat den Sinn von Detaillierung,
Entwickelung, Entfaltung, so wie man von der Ausführung eines skizzierten
Gemäldes oder eines kurz angedeutetenGedankens spricht. Der Ausdruck „Aus-
führung eines Gesetzes“kann aber auch die Anwendung oder Handhabungdes-

selben bedeuten, so wie man die Erfüllung eines Befehls oder Auftrages die

Ausführung desselben nennt“ (Laband, a. a. O. S. 593). Thatsächlichwird

der Inhalt sehr vieler Ausführungsverordnungen zum Teil unter den Begriff
der Rechts- und zum Teil unter den der Verwaltungsverordnungenfallen.

* Ganz ähnlich wie in der hamburgischen heißt es z. B. in der preußischen
Verfassung (Art. 45): „Der König erläßt die zur Ausführung der Gesetze nötigen
Verordnungen.“

4 Daß unter Vollzugs= oder AusführungsverordnungenRechtsverordnungen
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Daß solcheRechtsverordnungensich streng auf eine wirklicheAus-

führung der betr. gesetzlichenBestimmungen zu beschränkenhaben und

nicht willkürlich über dieselbenhinausgreifen dürfen, ist selbstverständlich.
Übrigenswird es in erster Linie von der Gesetzgebungabhängen, ein

wie großer Spielraum im einzelnenFalle noch einer gesetzergänzenden
Rechtsverordnung bleibt. Es ist sehr wohl möglich, daß ein solcher
thatsächlichgarnicht vorhanden ist. Andererseits kann auch ein Gesetz
— indes ohne daß dadurch das verfassungsmäßigeVerordnungsrecht
der Regierung nach anderen Richtungen ausgeschlossenwerden könnte
— direkt vorschreiben,daß es hinsichtlichbestimmterPunkte im Ver-

ordnungswegezu ergänzen sei, und ist dann die Regierung auf Grund

zu verstehen resp. mitzuverstehen sind, ist ziemlich allgemein anerkannt. Vgl.
Laband, a. a. O., S. 594, Gareis, Allgem. Staatsrecht, a. a. O., S. 133,

Sarwey, Allgem. Verwaltungsrecht, a. a. O., S. 30, Leuthold, Sächs. Staats-

recht, in Marquardsen's Handbuch des öffentl. Rechts, Bd. 2, Halbband 2,
S. 198, Gaupp, Württemb. Staatsrecht, ebenda, Bd. 3, 1 Halbband, II,
S. 162. Anderer Meinung: G. Meyer, Staatsrecht, § 159, H. Schulze,
DeutschesStaatsrecht, Bd. 1, S. 530. — G. Meyer behauptet dementsprechend
ferner, die Senate der Hansestädte bedürften zum Erlaß von Rechts-Ausführungs-
verordnungen einer speciellen gesetzlichenDelegation (a. a. O., § 162). Bezüglich
Bremens folgert dasselbe Sievers (Brem. Staatsrecht a. a. O., S. 76) aus
dem Wortlaut der Verfassung (§ 576): „Erlassung von Verordnungen zur Hand-
habung der Gesetze.“ Dieser Wortlaut findet sich auch

ie

·
»

. uch in dem entsprechendenPassus der Lübecker Verfassung (Art. 50, IID).
Hervorzuhebenist, daß in Bremen und Lübeck der Senat auch Polizei-

verordnungen erlassen kann (Brem. Verf. 8§57m, Sievers, Bremer Staats-
recht, a. a. O., S. 76; Lüb. Verfassung Art. 50 III, Klügmann, Liüb.
Staatsrecht, S. 52). — Im § 65 der Brem. Verf ist noch bestimmt- „In Be-
ziehung auf Polizeiverordnungen,welche von dem Senat oder dessenBehörden
erlassen worden, ist die Bürgerschaft berechtigt, nicht nur hinsichtlich der Zweck-

mäßigkeitder erlassenen Vorschriften dem Senate Vorstellungen zu machen, um

ihn zu einer Abänderung derselben zu veranlassen, sondern auch, wenn sie dafür
hält,daßdie erlassene Vorschrift der Gesetzgebungangehöre, nötigenfalls darüber
Eine gerichtliche Entscheidungnach näherer Bestimmung des Gesetzes(durch das

Hanseat.Oberlandesgericht,s. unten 8 48) zu veranlassen.
In Bremen kann weiter — „sofern die Staatskasse nicht dabei beteiligt

ist" — der Senat im Einverständnis mit der Handelskammer und nach Ver-
nehmungdes KaufmannskonventsRegulative für den Handels-= und Schiff.
fahrtsbetriebund für die dazu gehörigen Hülfsgeschäfte, sowie die er.

forderlichen Taxen für letztere feststellen und erlassen; jedoch kann eine
Abänderung oder Aufhebungsolcher Anordnung durch einen Beschluß von Senat
und Bürgerschaft jederzeit erfolgen (Verf. 8 107).
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des ihr von der Gesetzgebungerteilten Auftrages verpflichtet, eine diese
Punkte erledigendeVerordnung zu erlassen.

Das vorstehendüber die Befugnis der Regierung zum Erlaß von

AusführungsverordnungenGesagte findet jedoch für Hamburg und

andere deutscheEinzelstaaten nicht ohne weiteres auch auf die einzel—
staatlichenAusführungsverordnungen zu Reichsgesetzen An—

wendung.“ Zunächst ist hervorzuheben,daß die Einzelstaaten zum

Erlaß solcher Ausführungsverordnungen — soweit dieselben Rechts-
verordnungen sind — in jedem einzelnen Fall einer ausdrücklichen
reichsgesetzlichenErmächtigung bedürfen.¾ Ferner aber ist, wenn solche
reichsgesetzlicheErmächtigung vorliegt, die Frage, wer in den Einzel-
staaten zum Erlaß der betr. Ausführungsverordnung befugt ist, in

erster Linie nach dem erkennbaren Willen der Reichsgesetzgebungund

nur eventuell nach dem betreffendenEinzelstaatsrechtezu beantworten.

Daraus ergebensich speciell für Hamburg die folgenden Kon-

sequenzen:Ermächtigt ein Reichsgesetzausdrücklichdie Regierung oder

die oberste Verwaltungsbehörde oder die Centralbehörde der Einzel-
staaten zum Erlaß dieser oder jener Ausführungsbestimmungen, so steht
solcherErlaß allein dem Senate zu.5 Sind andererseits die fraglichen
Bestimmungen ausdrücklichder Landesgesetzgebungübertragen, so sind
dieselbenim Wegeder Gesetzgebung,d. h. durchSenat und Bürgerschaft,

1 Dies ist z. B. geschehenin dem Hamb. Auswanderergesetzvon 1887.
2 Was speciellHamburg betrifft, so bemerkt Wolffson mit Recht, es könne

die Vorschrift des Art. 61 der Verfassung, daß der Senat die nötigen Vollzugs-
verordnungen erläßt, dem Zusammenhang nach nur auf Landesgesetze, die zwischen
Senat und Bürgerschaft vereinbart sind, bezogen werden. Auch eine analoge An-

wendung jener Vorschrift auf Reichsgesetzesei nicht zulässig. (a. a. O., S. 15.)
3 Laband, a. a. O., S. 607, Seydel, in Hirths Annalen, 1876, S. 13,

Anm. 1. Laband fügt noch hinzu: „Die Delegation an die Einzelstaaten kann

auch in der Art beschränktsein, daß zwar der formelle Erlaß (die Sanktion) der

Anordnungen ihnen zusteht, der materielle Inhalt derselben dagegenvom Bundesrat

festgestellt wird, wie dies z. B. in dem Gesetzvom 28. Februar 1876, § 4geschehen
ist; oder daß ihnen die Anordnung von Ausführungsbestimmungennur subsidiär
übertragen ist, d. h. soweit nicht der Bundesrat selbst sie erläßt, wofür das Gesetz
vom 6. Februar 1875, § 83 ein Beispiel liefert.“

4 Statt der Ermächtigung kann übrigens auch ein verpflichtender Auftrag

vorliegen.
* Vgl. Verhandlungen zwischenSenat und Bürgerschaft,1875, S. 454 ff;

Ausschußberichteder Bürgerschaft, 1888, Nr. 14; Wolffson, a. a. O., S. 15.



festzustellen. Ist endlich die reichsgesetzlicheErmächtigung einfachden

Einzelstaaten,resp.„den LandesregierungennachMaßgabe der Landes-

gesetze“erteilt, so müssendie betr. Ausführungsbestimmungendann im

Wege der Gesetzgebung— also unter Mitgenehmigung der Bürger-
schaft — festgestelltwerden, wenn dieselbennach den Vorschriften der

hamburgischenVerfassungGegenstandder Gesetzgebungsind.
Der Erlaß von Verwaltungs-Ausführungsverordnungen zu Reichs-

gesetzendagegenist in ersterLinie Sache des Bundesratst und eventuell

(sofern und soweit noch ein Spielraum dafür bleibt) Sache der einzel-
staatlichen Verwaltung, d. h. also für Hamburg zunächstdes Senats

als der obersten Verwaltungsbehörde.?
b) Der Senat kann — so bestimmt die hamburgische Ver-

fassung— im Falle eines Krieges oder Aufruhrs „die verfassungs-
mäßigen oder gesetzlichenBestimmungen über Gerichtsstand, Verhaftung,
Haussuchung,Presse und Versammlungsrecht zeitweilig außer Kraft
setzen.“ Doch ist nach erfolgter Suspension „die sofortigeZustimmung“
der Bürgerschafteinzuholen. Kommt die Bürgerschaft nach erfolgter
Berufung nicht in beschlußfähigerZahl zusammen,so hat der Senat
die Zustimmung des Bürgerausschusseseinzuholen. Gewährt die

Bürgerschaftresp. der Bürgerausschuß die Zustimmung zur Suspension
nicht,so ist diese damit wieder aufgehoben. Abgesehendavon tritt

die Suspensionnach Ablauf von vier Wochen, vom Tage des Senats-

beschlussesan gerechnet, außer Kraft. Eine etwaige Verlängerung

1

Reichsverfass.,Art. 7, 2. („Der Bundesrat beschließtüber die zur Aus-

führungder Reichsgesetzeerforderlichen allgemeinen Verwaltungsvorschriften und
Einrichtungen, sofern nicht durch Reichsgesetzetwas anderes bestimmt ist.“)

AUber die neuerdings vom Bürgerausschuß bestrittene Befugnis des Senats
zum Erlaß des PferdeaushebungsReglements vom 17. Februar 1889 auf Grund

I 27 des Reichsgesetzesüber die Kriegsleistungen vom 13. Juni 1873 vgl. das
in der Morgenausgabeder „Hamb. Nachrichten“ vom 2. Juli 1890 abgedruckte
GutachtenLaband's, und Laband, Staatsrecht, 2. Aufl., Bd. 2, S. 816, Anm. 3.
Die Bürgerschaft beschloßjedoch im Juni 1890, den Senat ausdrücklich zur Fest-
stellung der auf Grund des 8 27 des Reichsgesetzesüber die Kriegsleistungen für
Hamburg zu erlassenden Vollzugsverordnungenzu ermächtigen, und der Senat
erklärte sich,unter ausdrücklicherWahrung seines Rechtsstandpunktes(daß er einer
solchen Vollmacht nicht bedürfe) damit einverstanden. (Verhandlungen zwischen
Senat und Bürgerschaft, 1890, S. 320 und 323).
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derselbenkann immer nur auf höchstensvier Wochen und nur in der—

selbenWeise wie die ursprünglicheBeschlußnahmeerfolgen.“
Es handelt sich hier um das sog. Staatsnotrecht, d. h. um ein

Ausnahmerechtder Regierung, welches dieser in bestimmten Fällen
dringender Gefahr ein unbeschränkteresund durchgreifenderesVorgehen
ermöglichersoll.“ Eine auf Grund diesesRechtesergangene Suspensions—
verfügung des Senats charakterisiertsich als eine Rechtsverordnung
im eminenten Sinne; denn sie beseitigt, wenn auch nur vorübergehend
und innerhalb eines bestimmtenUmkreises,Verfassungs-und gesetzliche
Bestimmungen. Eine Schranke aber findet das verfassungsmäßige
außerordentlicheSuspensionsrechtdes Senats jetzt in der Reichsgesetz-
gebung, deren für das ganze Reich verbindlicheVorschriften eine einzel-
staatliche Regierung natürlich nicht ohne weiteres aufheben kann.

Es ist demnachzu prüfen, inwieweit reichsgesetzlicheVorschriften den

Senat verhindern können, im Falle eines Krieges oder Aufruhrs „die
Bestimmungen über Gerichtsstand, Verhaftung, Haussuchung,Presse
und Versammlungsrecht“ zu suspendieren.

Was zunächst den Gerichtsstand betrifft, so heißt es im § 16

des Gerichtsverfassungsgesetzes:„Ausnahmegerichte sind unstatthaft.
Niemand darf seinemgesetzlichenRichter entzogen werden.“ Es wird

1 Verfassung, Art. 102 und 103. Ahnlich§ 20 der Bremer Vérfassungund

Art. 54 des Oldenburgischen Staatsgrundgesetzes.— In Preußen, Sachsen
und anderen deutschenStaaten sind Notverordnungen gestattet, sofern sie nicht
Bestimmungen der Verfassung zuwiderlaufen.

2 Vgl. Gareis, Allgem. Staatsrecht, a. a. O., S. 56. Derselbe bemerkt,
im Staatsnotrecht zeige sich insbesondere, daß der Anteil, den das Staats-

haupt an der Herrschaft zu nehmen habe, anders beschaffen sei, als der Anteil

anderer Organe daran. „Er ist — wenn der Komparativ gestattet ist — noch
aktiver als der aktive Teil derjenigen teilnehmenden Faktoren an der Herrschaft,
welche nicht Staatshaupt sind."“

3 Erlangt eine solche Verordnung, die man als Notverordnung bezeichnen
kann, die Zustimmung der Bürgerschaft resp. des Bürgerausschusses,so wird sie
dadurch, nach der wohl zutreffendenAuffassung Labands, nicht formell in ein

Gesetzverwandelt. In Bezug auf einen analogen Fall des Reichsstaatsrechtssagt
Laband: „Formell ganz getrennt von dem Verordnungsakt steht die Resolution
des Reichstages, welche die Genehmigung ausspricht. Die Verordnung wird nicht

nach dieser Genehmigung nochmals als Gesetzpubliziert, sondern es wird lediglich
im Reichsgesetzblattdurch den Reichskanzler bekannt gemacht, daß die Genehmigung
erteilt worden ist, wenn die Verordnung ohne dieselbe ipso jure außer Kraft
treten würde." (Laband, a. a. O., Bd. 1. S. 281.)
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also eine Aufhebung oder Einschränkungder Kompetenz der ordentlichen
Gerichteauf Grund Art. 102 der hamburgischenVerfassung nicht zu—

lässig erscheinenkönnen.

Bezüglich der Verhaftung ist zwischeneiner strafprozessualischen
und einer rein polizeilichen Verhaftung zu unterscheiden. Die erstere
ist durch die Reichsstrafprozeßordnung(§ 112—132) für ganz Deutsch-
land einheitlichgeregelt, und die in Betreff ihrer erlassenenVorschriften
können von den Einzelstaatennicht aufgehobenoder abgeändert werden.

Die rein polizeiliche Verhaftung aber wird durch jene Bestimmungen
der Strafprozeßordnung nicht berührt; vielmehr sind für sie noch
immer die Landesgesetzemaßgebend. Für Hamburg kommenin dieser
Beziehung die 88 22 und 23 des Gesetzesbetreffend das Ver-

hältnis der Verwaltung zur Rechtspflege in Betracht. (Siehe unten

860, b, c u. d.) Die hiernach bezüglich der rein polizeilichen Ver-

haftung gezogenen Schranken kann der Senat durch eine Notver-

ordnung aufheben.
Anders als mit der Verhaftung verhält es sichmit der Haus-

suchung. Eine solcheist nur zulässig unter den von der Reichsstraf-
prozeßordnung(8 102 ff) bestimmten Voraussetzungen,die der Senat
auch durch Notverordnung nicht aufheben oder abändern kann.

Auch die Rechtsverhältnisseder Presse sind reichsgesetzlich
geregelt.Der § 30, Abs. 1 des Reichspreßgesetzesbestimmt aber:
„Die für Zeiten der Kriegsgefahr, des Krieges, des erklärten Kriegs-
(Belagerungs-)Zustandes oder innerer Unruhen (Aufruhrs) in Bezug
auf die PressebestehendenbesonderengesetzlichenBestimmungenbleiben
auch diesemGesetzegegenüberbis auf weiteres in Kraft“. Das nur

für den Fall eines Krieges oder Aufruhrs eingeräumteNotverordnungs-
recht des Senats ist also bezüglichder Pressedurch die Reichsgesetz-
gebungnicht eingeschränkt.

1

StandeouerZusatz:„Die gesetzlichenBestimmungen über Kriegsgerichte und

dem un- werdenhiervon nicht berührt“ kommt für Hamburg — abgesehen von

Kaisers n #ähnendenFall einer Erklärung des Kriegszustandes seitens des

5 r cure. der Reichsverfassung— nicht in Betracht.
·

ze-eUtschesStat-8t.1-.372;G. ,

recht, 8 218.
atsrecht, Bd. 1, S Meyer, Staats

Es istdemnachnicht richtig, wenn Sievers (Brem. Staatsrecht,a. a. O.
S. 76) bezüglich der Preßfreiheit, wie auch ganz allgemein bezüglich der
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Dasselbe aber gilt endlichauch bezüglichdes Versammlungs-
rechts, das überhauptnicht reichsgesetzlichsichergestelltist, und das in

Hamburg geregelt wird durch die revidierte Verordnung zur Verhütung
des Mißbrauchsdes Versammlungs-und Vereinigungsrechtsvon 1851

(ogl. unten § 69). Die Bestimmungendieses,nur den Namen einer Ver-

ordnung führenden Gesetzesüber das Versammlungsrechtkönnen durch
Notverordnungdes Senats aufgehobenwerden.“

c) Dem Senat als der oberstenVerwaltungsbehörde steht das

Recht zu, Verwaltungsverordnungen zu erlassen, durch welche
die Organisation oder das Verhalten der ihm untergeordnetenBe-

hörden und Beamten geregelt wird.? Für Dritte stellen solcheVer-

ordnungen (auch Reglements, Instruktionen, Vorschriften, Bekannt-

machungenrc. genannt) unmittelbar verbindliche Rechtssätzenicht auf.
Verordnungen,welcheganz oder teilweise unter den Begriff der

Rechtsverordnungenfallen, d. h. allgemeinverbindlicheRechtsregeln
aufstellen,müssen in gleicherWeise wie die Gesetzepubliziert werden?

(Vgl. oben unter 4); für Verwaltungsverordnungen ist dies nicht er-

forderlich. Beide Arten von Verordnungen aber können, da sie ein-

seitig erlassenworden, jederzeit einseitig abgeändert oder wieder auf-

gehobenwerden, soweit nicht ihre Bestimmungen etwa in spätereGesetze
übergegangensind.

6) Der Senat hat das Begnadigungsrecht“, d. h. er kann

eine erkannte Strafe im Wege der Gnade aufhebenoder mildern. Es

Bestimmungen über Verhaftung sagt: „Da diese Materien gegenwärtig vom Reiche

geordnet sind, kann von einer Aufhebung dieser Bestimmungen durch Organe der

Einzelstaaten nicht mehr die Rede sein.“
1 Bezüglich des eventuell vom Kaiser zu erklärenden Kriegszustandes

und seiner Folgen vgl. unten § 67.
2 Vgl. auch Verwaltungsgesetz § 26 und oben unter a.

Vgl. G. Meyer, a. a. O., § 169.
4 Verf. Art. 24. — Auch nach der alten Verfassung stand dem Rat „das

jus aggratiandi in Criminalibus“ zu; „jedoch daß E. E. Rat in causis gratiosis
sich dessen parce und mit Cirkumspektion gebrauche.“ (Hauptrezeß von 1712,

aArt. 5, 10; Westphalen, a. a. O., S. 76). — Vgl. ferner Lübecker Verf.,

Art. 18 und Bremer Verf., 8 57 i. Nach der letzteren steht dem Senate zu:

„Begnadigung, Milderung und Abolition (d. h. Niederschlagung der Unter-

suchung vor dem Endurteil) in Strafsachen nach vorgängigem Gutachten des da-

für zuständigen Gerichts."



ist dies ein Ausfluß der ihm als Staatsoberhaupt zustehendenJustiz-
hoheit. „Das Staatsoberhaupt, als Spender der Gnade, handelt hier
nicht als höhererichterlicheInstanz, sondern als Vertreter einer höheren
Rechtsordnung,als persönlichausgleichenderVermittler zwischendem

Buchstaben des positiven Gesetzesund den Forderungen einer ewigen
Gerechtigkeit“"!1.

Eine Einschränkungdes Begnadigungsrechtesdes Senats ist nur

vorgesehenfür Fälle, wo es sich um die Verantwortlichkeit von Mit-

gliedern des Senats oder der Behörden wegen Verfassungs= oder

Gesetzesverletzunghandelts. In diesenFällen soll der Senat das Be-

gnadigungsrecht nur auf Antrag oder mit Zustimmung der Bürger-
schaft ausüben können. Da indes das betreffendeVerantwortlichkeits-
gesetzbisher nicht erlassenist, so kommt die fragliche Einschränkung
zur Zeit nicht in Betracht.

Nach der Reichsstrafprozeßordnung (8 485) kann ein Todes-

urteil erst dann vollstreckt werden, wenn das Staatsoberhaupt aus-

drücklichbeschlossenhat, in dem betreffendenFalle von dem ihm zu-

stehendenBegnadigungsrechtkeinen Gebrauchmachenzu wollen. Das

Staatsoberhauptist also hier ausnahmsweiseverpflichtet, ex oftcio
die Begnadigungsfragein Betracht zu ziehen.

Ferner steht nach 484 der Strafprozeßordnung in Sachen, in
denen das Reichsgerichtin erster Instanz erkannt hat (d. h. bei Hoch-
verrat oder Landesverrat gegen den Kaiser oder das Reich)“ das Be-

gnadigungsrechtdem Kaiser zu. Das Begnadigungsrechtdes Senats

ist also für dieseSachenreichsgesetzlichaufgehoben.

H. Schulze, DeutschesStaatsrecht, Bd. 1, S. 569. — Eine Amnestie
kann

in Hamburg nur im Wege derGesetzgebungerfolgen (s. unten, 8 40).

ezüglicher=Lt 24,Abs.2. AhnlicheEinschränkungendes Begnadigungsrechts

Schutzeder inister) sinden sich in den meistendeutschen Staaten (vgl. H.
: Bereu O., S 571,G. Meyer, Deutsches Staatsrecht, 8 175).

immer —

igt dazuist es auch in anderen Fällen. Die Begnadigung kann
auch ohne ein Gnadengesuch,ja gegen den Willen des Verurteilten er-

folgen (H. Schulze, a. a. O., S. 57.).4

Gerichtsverfassungsgesetz,98136, 1.
* In militärgerichtlichenSachen steht — infolge des Militärvertragsver-

hältnisses zwischenPreußen und Hamburg — das Begnadigungsrecht dem König
von Preußen zu. Vgl. G. Meyer, Staatsrecht, § 197.
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7. Der Senat übt — nach Art. 21 der Verfassung — hinsichtlich
des hamburgischenKontingents zum Reichsheeredie nach der Ver—

fassung und den Gesetzendes DeutschenReiches den Kontingents-
herren zustehendenRechte aus, „soweit nicht besondereKonventionen
ein anderes bestimmen“.

Bekanntlich ist die Marine ausschließlich Reichsangelegenheit.
Auch die Landmacht des Reiches bildet „ein einheitliches Heer“, doch
gliedert sich dieses in die sog. Kontingente der Einzelstaaten. Die

Militärhoheit im DeutschenReich ist zwischendem Kaiser als dem

Oberbefehlshaber und den Bundesfürsten und Senaten als den

Kontingentsherren geteilt, aber so, daß der Schwerpunktderselbenin
der Hand des Keisers liegt.5

Die im allgemeinen den Kontingentsherren zustehendenRechte
sind jedochfür Hamburg durch die mit Preußen abgeschlosseneMilitär-

Konvention vom 23. Juli 1867 sehr erheblicheingeschränktresp.modi-

fiziert."¾ Hamburg hat, wie die meisten kleineren deutschenStaaten, auf
die Aufstellung eines eigenen Kontingentes verzichtet. Seine Wehr-
pflichtigen werden zur Erfüllung ihrer Dienstpflicht in preußische
Truppenteile eingestellt, und es hat selbst eine preußische Garnison.“
Das sonst — mit gewissenBeschränkungen— dem Kontingentsherrn
eingeräumte Offizier-Ernennungsrechtsteht bezüglichder in Hamburg
garnisonierendenpreußischenTruppenteile selbstverständlichdem König
von Preußen zu, dem auch die betr. Offiziere den Fahneneidzu leisten
haben.5 Die hamburgischenWehrpflichtigenleisten dem Senat als ihrem
Staatsoberhaupte und der freien und HansestadtHamburg den Fahnen=
eid, in den die Gehorsamsverpflichtung gegen den Kaiser einzuschaltenist.“

1 Der Art. 21 lautete früher (Verfassung von 1860): „Der Senat verfügt
innerhalb der gesetzlichenSchranken über die bewaffnete Macht.“

* Laband, Staatsrecht, 2. Aufl., Bd. 2, S. 497 ff.; H. Schulze, Deutsches
Staatsrecht, Bd. 2, S. 45; G. Meyer, Staatsrecht § 196.

3 Im § 34 der Konvention heißt es: „Gegenwärtige Konvention kann
nur in beiderseitigem Einverständnisse aufgehoben oder abgeändert werden."“

4 AhnlicheKonventionen sind auch zwischenPreußen und den beiden anderen

Hansestädtenabgeschlossen.(Konventionen mit Lübeck vom 3. Mai und 27. Juni
1867 und mit Bremen vom 27. Juni 1867.)

5 G. Meyer, Staatsrecht 8 197.
* Konvention von 1867, 8 2, Abs. 2. Der Zusatz „und der freien und

Hansestadt Hamburg“ erscheint überflüssig.
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Dem Senat bleibt — abgesehenvon den schonoben erwähntenEhren-
rechten— die freie Verfügung in betreff der Verwendung der im hamburgi-
schenStaate dislozierten Bundestruppen zum inneren Dienstevorbehalten.
Insbesonderesteht dem Senate das Recht zu, die letzteren sowohl in

ihrer Gesamtheit als in einzelnen Abteilungen zur Aufrechterhaltung
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit:, ferner zur Ausstellung
ständiger oder periodischerWachen und Wachtposten und, soweit es

mit den militärischen Interessen vereinbar ist, zu Ehrenwachen,Ehren-
posten und Ordonnanzen zu requirieren. Dem Senat steht auch die

Befugnis zu, auf Kosten des hamburgischenStaates einen Stadt-

Kommandanten anzustellen,dessenStellung zur preußischenGarnison in

Hamburg durchbesonderszu vereinbarende Bestimmungenzu regeln ist.“
Den sämtlichenErsatz-Angelegenheitenin betreff der in Hamburg

herangezogenenMilitärpflichtigen steht der Senat als oberste Civil=

behörde vor. Derselbe bestellt eine aus drei Senatsmitgliedern be-

stehendeMilitärkommission, welche mit dem Generalkommando des

IX. Armeekorps die Ersatzbehördedritter Instanz bildet; er ernennt

die dem Civil angehörigen ständigenMitglieder (Civilvorsitzende)der

Oberersatz=und der Ersatz-Kommissionen,ein Civilmitglied der Aus-

hebungskommission,sowie die ordentlichenund außerordentlichenCivil-
Mitglieder bei der (mit Lübeck und Lauenburg gemeinsamen)Prüfungs-
Kommissionfür Einjährig-Freiwillige. Der auf Hamburg fallende Ersatz-
bedarf wird alljährlich durchKommunikation mit dem Senat festgestellt.“

8. Der Senat übt als oberste Verwaltungsbehörde die

Aufsicht über alle Zweige der Verwaltung, einschließlichder

Justizpflege,aus" und entscheidetin letzter Instanz über Beschwerden
in Verwaltungsangelegenheiten*Er ernennt ferner aus seiner Mitte

#

1 Dem Senat liegt nach Art. 20 der Verfassung die — sich übrigens aus
seiner staatsrechtlichenStellung ohne weiteres ergebende — Verpflichtung ob, „die
gesetlicheOrdnungaufrecht zu erhalten und die Sicherheit des Staates zu wahren.“

8
Konvention, 8 4. Ein Stadt-Kommandant ist bisher nicht ernannt.
Konvention,8 12 und 13. Reichsmilitärgesetzvon 1874, 8 30, 3.

" Verf. Art. 19.
Verf. Art. 88 (jedochunbeschadet einer etwaigen gerichtlichen Entscheidung

wegen verletzter Privatrechte). Vgl. auch Gesetz betr. das Verhältnis der Ver-
waltung zur Rechtspflege§ 7 f. u. § 11. Im § 16 des Verwaltungsgesetzesheißt
es: „Gegen Verfügungen der Behörden in Verwaltungsangelegenheiten steht dem-
jenigen, der sich durch dieselben verletzt glaubt, die Beschwerde beim Senat zu,

v. Melle, Hamburg. Staatsrecht. 7
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die Chefs der verschiedenenVerwaltungsressorts und die senatorischen
Mitglieder der Verwaltungsdeputationen. Auch ernennt er für einzelne
Verwaltungskollegien gewissenicht senatorischeMitglieder. (S. unten

§ 54 und 55.)
Im einzelnen ist hinsichtlich der Thätigkeit des Senats als

obersteVerwaltungsbehördenoch das Folgende hervorzuheben:
a) Bezüglich des Hanseatischen Oberlandesgerichts zu

Hamburg wird das Aufsichtsrechtund die Justizverwaltung von den

Senaten der drei freien Städte gemeinschaftlichausgeübt. Für die

Beschlußfassungüber organischeBestimmungen ist Einstimmigkeit, für
die über andere Bestimmungen Stimmenmehrheit der zu je einer
Stimme berechtigten drei Senate erforderlich. Der Vorsitz bei den

Visitationen und sonstigenZusammenkünftenwechselt unter den drei

Senaten nach einer festzustellendenOrdnung.
Keinen Aufschub leidende provisorische Maßregeln sowie Ver-

fügungen von untergeordneter Bedeutung kann, „falls dabei keine Be-

denken obwalten“", der Senat von Hamburg treffen. Derselbe hat
ferner die Vermittelung des Geschäftsverkehrsübernommen. In An-

gelegenheitenjedoch, welche eine einzelne Stadt ausschließlich angehen,
findet ein unmittelbarer Verkehr zwischender betr. Stadt und dem

Oberlandesgerichtestatt.7
Das nach der Gerichtsverfassungder Landesjustizverwaltungzu-

stehendeRecht der Beaufsichtigungund Leitung aller staatsanwaltlichen
Beamten beim Oberlandesgerichtwird von der Gesamtheit der Senate

in der Weise ausgeübt, daß jeder Senat bezüglich der in seiner Stadt

wohnenden Beamten die Beaussichtigung und Leitung hat und den-

selben in den aus dieser Stadt erwachsendenSachen dienstlicheAn-

weisungen erteilt.ꝰ

der darüber in letzter Instanz entscheidet,unbeschadetdes gerichtlichen Verfahrens,
falls und insoweit der Beschwerdenicht durch den Senat abgeholfen wird, und

dasselbe nach den gesetzlichenBestimmungen zulässig ist.“
1 Übereinkunft betr. die Errichtung eines gemeinschaftlichenOberlandes-

gerichts vom 30. Juni 1878, Art. 2. Die Beeidigung und die Einführung der

Mitglieder des Oberlandesgerichts erfolgen im ständigenAuftrage der drei Senate

durch den Senat von Hamburg (Art. 16). Eine Geschäftsordnungfür das Ober-

landesgericht wird durch die drei Senate festgestellt (Art. 30).
: Ebenda, Art. 27. Bezüglich der Hanseatischen Alters- und In-

validitäts-Versicherungsanstalt in Lübeck (s. oben S. 5) ist bestimmt:
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b) Den Verteilungsplan für die Geschäftedes Amtsgerichts in

Hamburgbestimmt der Senat. Die jährliche Verteilung der Geschäfte
unter die einzelnenMitglieder erfolgt durch die Gesamtheitder Amts-

richter, bedarf aber der Bestätigung des Senats. Der Geschäftsgang
des Landgerichts wird durch eine Geschäftsordnunggeregelt, welche
das Präsidium desselbenauszuarbeitenund dem Senate zur Bestäti-
gung vorzulegen hat. Die Bestellung der Untersuchungsrichterdes

Landgerichtes erfolgt alljährlich nach eingeholtem gutachtlichen Be-

richte des Präsidiums des Landgerichts durch den Senat.!

c) Die hamburgischenGerichte haben dem Senate auf Ver-

langen direkt oder durchVermittelung des OberlandesgerichtsGutachten
über Gegenständeder Justizverwaltung und Gesetzgebungund über

allgemeineRechtsfragensowie Berichte über ihre Geschäftsführungim

allgemeinen und in Einzelheiten zu erstatten, auch demselben von

Amts wegen nach Schluß eines jeden GeschäftsjahreseingehendeJahres-
berichte mitzuteilen.? Mindestens alle 5 Jahre werden Visitationen
der hamburgischenGerichte nach Anordnung des Senats durch von

demselbenzu ernennende Kommissarevorgenommen.3
Der Geschäftsverkehrzwischendem Senate und den Justizbehörden

wird durch das als Vorstand der Verwaltungsabteilung für das Justiz-
wesen fungierende Senatsmitglied vermittelt.“

„Der Senat zu Lübeck übernimmt die Wahrnehmungen der den Beamten vor-

gesetztenDienstbehörde. Für die Ernennung von Staatskommissaren (Invaliditäts-
und Altersversicherungsgesetz8 63 und 64, 4) bedarf es des Einverständnissesder

Senate, bevor um das Einvernehmen des Reichskanzlersnachgesuchtwird.“ Ver-

trag betr. Errichtung der Hanseat. Versicherungsanstaltvon 1890, § 3 und 5.

(Bezüglich der Staatskommissare ist in den angezogenen Paragraphen des

Reichsgesetzesbestimmt: Für den Bezirk einer jeden Versicherungsanstalt wird
zur Wahrung der Interessen der übrigen Versicherungsanstaltenund des Reichs
von der Landesregierungim Einvernehmen mit dem Reichskanzler ein Kommissar
bestellt. Die Ernennung desselben erfolgt bei gemeinsamen Versicherungsanstalten
durch die Regierungdes Staates, in welchem die Anstalt ihrenSitz hat.)

-„Ausführungsgesetzzum Gerichtsverfassungsgesetz8 67, Abs. 3, § 74 u. 73.

Ausführungsgesetzzum Gerichtsverfassungsgesetz§ 111. Analog bezüglich
des HanseatischenOberlandesgerichtsübereinkunft von 1878, Art. 21.

Ausführungsgesetzzum Gerichtsverfassungsgesetz8. 111, Abs. 2 (abgeändert
laut Bekanntmachungvom 4. Mai 1887.)

Ebenda § 112. — In Lübeck besteht eine Senatskommission für das
Instizwesen (Klügmann, Lüb. Staatsrecht, a. a. O. S. 55), in Bremen eine

7*
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d) Findet in einer der für viele Zweige der Verwaltung be—

stehenden Deputationen (s. unten § 55) oder in einer Sektion

oder Kommission derselbenbei einer Abstimmung Stimmengleichheit
statt, so entscheidet— wenn nicht die Geschäftsordnungder Depu-
tation für einen solchenFall Vorschriften enthält, oder im einzelnen
Falle eine anderweitige Verständigung gefundenwird — der Senat,
dem der Vorsitzende zu dem Ende die Sache vorzulegen hat.1
Ferner ist der Vorsitzendeeiner Deputation? verpflichtet, gegen einen

Beschluß derselben,welcher nach seiner Ansicht der Verfassung oder

einem Gesetzszuwiderläuft, oder eine Überschreitungder verfassungs-
mäßigen Geldbewilligungen veranlassenwürde, Einspruch zu thun und
die Sache dem Senate vorzulegen, welcher sodann über das erhobene
Bedenken entscheidet,jedochunbeschadetder Befugnis der Deputation,
die Sache durch Vermittelung des Bürgerausschusseszur Erwägung
seitensder Bürgerschaft und eventuell zu einer Entscheidungim Wege
des zur Erledigung von MeinungsverschiedenheitenzwischenSenat und

Bürgerschaft vorgesehenenVerfahrens zu bringen.“
e) Alle Deputationen sind verpflichtet, dem Senate über ihnen

vorgelegte Gegenstände, die in ihren Geschäftskreis gehören, Berichte
und Gutachtenzu erstatten.5

) Im Art. 94 der Verfassung heißt es: „Der Senat übt die

Oberleitung und Oberaufsichtüber das gesamteUnterrichts= und

Erziehungswesen vermittelst einer Oberschulbehördeaus. Das

aus drei Senatsmitgliedern und drei vom Richterkollegium (Land= und Amts-

richtern) deputierten Richtern zusammengesetzte „Justizverwaltungs-Kommission,“
welcher eine weitgehende Mitwirkung bei der Justizverwaltung zusteht, (Vgl.
Ausführungsgesetz zum Gerichtsverfassungsgesetzvom 17. Mai 1879.)

1 Verwaltungsgesetz § 15, Absf. 2.
2 Als solcher fungiert stets ein Senatsmitglied. Verf. Art. 85.
: Unter Gesetz wird hier auch eine Rechtsverordnung zu verstehensein.

(S. oben S. 88 ff.)
Verf. Art. 86. Über das Verfahren bei Meinungsverschiedenheitenzwischen

Senat und Bürgerschaft s. unten § 48.
5 Verf. Art. 90. Diese Bestimmung würde sich übrigens schon von selbst

aus der Unterordnung der Deputationen unter den Senat ergeben.
Der Senat ist ferner die dem hamburgischen Seeamt direkt vorgesetzte

„Aufsichtsbehörde"“und er kann dem Vorsitzenden des Seeamts „auch andere

seiner Stellung angemesseneGeschäfte übertragen“. (Revidierte Ausführungs-
verordnung zum Seeunfallsgesetzvom 30. Juni 1880, § 4.)
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Nähere bestimmt das Gesetz.“ Dem Senat soll hiernach bezüglich des

Unterrichtswesensnicht nur, wie bezüglich der anderen Verwaltungs-
zweige, die Aufsicht, sondern auch die Oberleitung, und zwar durch
eine Oberschulbehördezustehen. Die Oberschulbehördemüßte somit
wohl eine direkt vom Senat ressortierendeBehörde sein, d. h. nur

aus Deputierten des Senats oder anderen ausschließlichvon ihm
ernannten Mitgliedern bestehen. Thatsächlichist dies indes nicht der

Fall, und zwar auf Grund des Unterrichtsgesetzesvon 1870. Durch
ein einfaches Gesetzkonnte jedoch die oben erwähnte Verfassungs-
bestimmung nicht abgeändertwerden.

8) Beamte dürfen über die in ihren amtlichen Wirkungskreis
fallenden Angelegenheiteneinem bürgerschaftlichenAusschussenur mit

Genehmigung des ihnen vorgesetztenSenatsmitgliedes Auskunft er-

teilen. Wird die Genehmigung„aus besonderenGründen“ verweigert,
so entscheideteventuell der Senat über die Berechtigung solcher Ver-

weigerung.2
9. Dem Senat steht das Recht zu, die höheren Beamten zu

ernennen, soweit solchesRecht nicht durch die Verfassung oder durch
Gesetzeiner anderen Behörde übertragen ist.¾ In der Verfassung ist
letzteres nicht geschehen,wohl aber in verschiedenenGesetzen. Dabei

ist jedoch, besonders in früherer Zeit, wenig konsequentverfahren. So
wird z. B. der erste Beamte des Finanzdepartements von der Finanz-
Deputation, der ersteBeamte des Handels= und Schiffahrts-Departements
vom Senat ernannt. Im allgemeinenherrscht jetzt die gewiß richtige
Tendenz,dem Senate, dem 1879 die Richterernennung— unter Auf-
hebung früherer Beschränkungen— zugestanden4,auch die Ernennung

Allerdings vertreten Laband (a. a. O., Bd. 1, S. 547) u. A. die Ansicht,
daß eine Verfassungsbestimmungdann durch ein einfaches Gesetz aufgehoben
werdenkönne,wenn dieses Gesetzunter Beobachtungder für Verfassungsänderungen

aurtzeschriebenenVorschriften zu stande gekommen. Indes kann dies — ganz
coerehendavon, daß die betr. Ansicht von anderer Seite bestritten wird — hier

nich in Frage kommen, weil in vorliegendem Falle die besonderen Vorschriftenfür Verfassungsänderungen([. unten § 45, 6) nicht beobachtetsind.
6

Verf. Art. 51. (S. unten 8 46.)

-„Verf-Art. 25. Der Begriff „höhere Beamte“ ist nicht genauer fixiert.
Früherhatte der Senat aus einem ihm von den Gerichten vorzulegenden

Aufssatzzu wählen. — In Lübeck ernennt der Senat ebensalls die Richter, in
Bremen aber werden dieselben (wenn es sichnicht um die — durchdieJustizverwa
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aller höherenVerwaltungsbeamtenzu überlassen. In einzelnenFällen
steht auch einer anderen Behörde die eigentlicheWahl des Beamten
und dem Senate ein Bestätigungsrechtzu, d. h. das Recht, die Be—

stätigung zu erteilen oder dieselbe,ohne eine Verpflichtung zur Angabe
von Gründen, zu verweigern.“

Was das Hanseatische Oberlandesgericht zu Hamburg be—

trifft, so werden die Präsidenten desselbenvon den Senaten der drei

freien Städte gemeinschaftlichgewählt, und ist zur Gültigkeit einer

solchenWahl Einstimmigkeit der Senate erforderlich. Für die Wahl
der Räte des Oberlandesgerichtsist als Grundsatz festgestellt,daß das

Verhältnis der Beitragspflicht der Städte zu der Tragung der Kosten
des Oberlandesgerichts (Hamburg 3/12, Bremen 2/12, Lübeck ½/12)für
die Zahl der von jeder einzelnenStadt zu besetzendenRatsstellen maß-
gebendsein soll. Bei eintretenden Vakanzenhat jedochdiejenigeStadt,
welche die erledigteStelle früher besetzthat, auchderen Wiederbesetzung.
Jeder Senat macht bei Besetzungvon Ratsstellen denjenigen, welchen
er zum Rat zu berufen beabsichtigt,den anderen Senaten vorerst nam-

haft, um ihnen zur Geltendmachung etwaiger Bedenken Gelegenheit zu

geben. Die formelle Anstellung erfolgt im Namen der drei Senate.

Soweit nicht etwas anderes ausdrücklichbestimmt,sind ferner

tungskommission(s.oben S. 99, Anm. 4 zu bewirkende — Versetzungeines bremischen
Richters handelt) gewählt von einem neunköpfigen Wahlkollegium, das für jeden
einzelnen Fall in der Weise bestellt wird, daß Senat, Bürgerschaft und Richter-
kollegium (Land= und Amtsrichter) je drei Mitglieder deputieren. (Vgl. Aus-

führungsgesetz zum Gerichtsverfassungsgesetz vom 17. Mai 1879.) Die weitere

Bestimmung, daß der Bremer Senat nach erfolgter Wahl den Gewählten formell

zu ernennen hat, scheint darauf hinzudeuten, daß man das höchst eigentümliche
Wahlverfahren doch als mit der staatsrechtlichen Stellung des Senats eigentlich
nicht recht vereinbar angesehenhat, was es denn auch in der That wohl nicht
ist. — Bezüglich des Präsidenten und der Direktoren des Landgerichts ist in

Bremen die ebenfalls recht eigentümlicheBestimmung getroffen, daß dieselbenvon

dem Richterkollegium (Land und Amtsrichter) gewählt werden, unter Vorbehalt
der Genehmigung der Wahl und der Ernennung des Erwählten durch den Senat.

1 Unter zum Teil ähnlichen Beschränkungen wie in Hamburg hat auch in

Bremen und Lübeck der Senat das Beamtenernennungsrecht. (Bremer Verf.

§857n, Lübecker Verf. Art. 18.)
„ Übereinkunftvon 1878, Art. 11, 12 u. 15. Die beiden letzten Bestimmungen

finden analoge Anwendung auf die Anstellung von Beamten der Staatsanwalt

chaft beim Oberlandesgericht (Art. 28).
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nicht nur die vom Senate ernannten, sondern alle Beamten vom

Senate zu vereidigen. Es ergiebt sich dies aus Art. 26 der Ver—

fassung,demzufolge die dem Staate zu leistendenEide und die an

deren Stelle tretenden Verpflichtungen, soweit die Verfassung oder die

Gesetzenicht anderweitig darüber bestimmen, vor dem Senate abgelegt
werden.

Der Senat ernennt auch die Mitglieder des Disciplinargerichts
für die nichtrichterlichenBeamten, in welchem eines seiner Mitglieder
den Vorsitz führt (s.unten 8 62, 3).

Er beschließt ferner über die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft
und zu dem in Hamburg von jener vollständig getrennten Notariat.

Auch ernennt und entläßt er die ständigenvereidigtenDolmetscherund

lbersetzer."
10) Der Senat entscheidetbezüglichaller nicht richterlichenBeamten

über den eventuell von dem betreffendenBeamten selbst oder der

diesem vorgesetztenBehörde zu stellendenAntrag auf eine Versetzung
in den Ruhestand. Doch bedarf der Senat für diese seineEnt-

scheidungeiner Mitgenehmigung des Bürgerausschusses,was sichdaraus

erklärt, daß es sich bei der Versetzungin den Ruhestand um die Ge-

währung einer Pension, also um die Bewilligung von Geldmitteln
handelt.

Die Pensionierungeines Richters kann wider den Willen des
Betreffendennur durchGerichtsbeschlußerfolgen (s. unten 8 61). Im
übrigen gilt für die Pensionierungder richterlichen dasselbe wie für
die der nicht richterlichenBeamten.2

Die von einem Beamten gewünschteEntlassung ohne Pension

Gesetz, betr. Ausführung der Rechtsanwaltsordnung,8 1, Revidierte Notariats-
ordnung von 1883, 8 2, Ausführungsgesetzzum Gerichtsverfassungsgesetz,§ 117.

* Disciplinar- und Pensionsgesetzfür die nicht richterlichen Beamten, § 32

Ausführungsgesetzzum Gerichtsverfassungsgesetz,88 33—35 u. 89. Zusatzvertrag
zur Ubereinkunft der drei Städte, betr. die Errichtung eines gemeinschaftlichen
Oberlandesgerichtsvom 28. Febr. 1879, Art. 4. Über den auf Versetzung in den

RuhestandgerichtetenAntrag eines Mitgliedes des HanseatischenOberlandesgerichts
entscheidenallein die Senate der drei Städte.

VorErlaß der oben erwähnten gesetzlichenBestimmungen (der für die
richterlichen Beamten 1879, für die nicht richterlichen 1884 erfolgte) war für jede
einzelne Beamtenpensionierungein Beschluß von Senat und Bürgerschaft er-

forderlich.
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erfolgt durch den Senat resp. die anderweitige Behörde, welche den

betreffenden Beamten angestellt hat.7
Beamte der Staatsanwaltschaft kann der Senat im Interesse

des Dienstes jederzeit einstweilig in den Ruhestand versetzen(s. unten

8§62, 6).5
11) Der Senat übt — nach Art. 23 der Verfassung— „die dem

Staate zustehendeOberaufsicht über die bürgerlichen Gemein-

den“ aus. Selbständig organisiert sind zur Zeit nur die Landgemein-
den (s. unten § 64). Die Oberaufsichtüber die Verwaltung derselben
führt der Senat durch die den LandherrenschaftenvorgesetztenSenats-

mitglieder, die sogenannten Landherren. Gegen alle Erlasse und Ver-

fügungen des Landherrn steht den Beteiligten die Beschwerdean den

Senat zu.ö3
12) Der Senat übt — nachArt. 23 der Verfassung — „die dem

Staate zustehendeOberaufsicht über die religiösen Gemeinden“

aus. Dieselbe besteht in dem Recht und der Pflicht, Übergriffeeiner

Religionsgemeinschaft in die Sphäre des Staates oder einer anderen

Religionsgemeinschaft zu verhindern resp. zu beseitigen (s. unten § 65).
Der Senat hat ferner den gesetzmäßigzugelassenennicht lutherischen

christlichenReligionsgemeinschaften"gegenüber(laut ausdrücklicherBe-

stimmung in den Konzessionenfür dieselben)das Recht einer Bestäti-
gung der Predigerwahlen. Ferner ist der diesenReligionsgemeinschaften
vorgesetztenSenatskommissionvon der Wahl „anderer zur Abhaltung
des GottesdiensteserforderlicherPersonen“ Anzeige zu machen. Auch
den israelitischenReligionsgemeinschaftengegenüber übt der Senat her-
kömmlich das Recht einer Bestätigung der Predigerwahlen aus? (vgl.
unten 8 65).

Der evangelisch-lutherischenKirchegegenübersteht nicht dem Senat

als solchem,sondernnur den lutherischenMitgliedern desselbendas

sogenanntePatronat zu (d. h. Bestätigung kirchlicherVerordnungen
1 Bezüglich der Richter Ausführungsgesetzzum Gerichtsverfassungsgesetz8 76.
2 Ausführungsgesetzzum Gerichtsverfassungsgesetz,8 87.
3 Landgemeinde-Ordnungvon 1871, Art. 23 u. 25.

4Bezüglich der Zulassung von Religionsgemeinschaftenvgl. unten 8 65, II.
5 In Lübeck und Bremen hat der Senat den nicht lutherischen, resv. nicht

evangelischen Religionsgemeinden gegenüberaußer der Bestätigung der Prediger-
wahlen noch eine Oberaufsicht über die Verwaltung des Gemeindevermögens.
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und der Pastorenwahlen,Ernennung von Präsidialmitgliedern für den

Kirchenrat,die sogenanntenKonvente und die einzelnenKirchenvorstände,
sowie die Wahl des Seniors).

VI. Anteil des SLenats an der Gesetzgebung.

8 29.

Auf dem Gebiete der GesetzgebunghabenSenat und Bürgerschaft
ganz gleicheRechte. Insbesondre haben beide in gleicherWeise das

Recht der Initiative.
Über den Umfang des Gesetzgebungsgebietess. unten 8 40; vgl.

auch § 48.

VII. Geschäftsordnungund Geschäftsverteilung des Senats.

8 30.

Nach der Verfassung von 1860 (Art. 62) sollte eine Geschäfts—
ordnung des Senats durch die Gesetzgebungfestgestelltwerden. Dies
ist aber nicht geschehen,und bei der Verfassungsrevisionvon 1879 ist
die betr. Verfassungsbestimmunggestrichen. Die Geschäftsordnungist
demnachjetzt ein Internum des Senats. Sie kann jederzeit vom Senate
abgeändert oder aufgehoben und sie braucht auch nicht publiziert zu
werden.

Aus der derzeitigen(nicht offiziell publizierten)Geschäftsordnung
ist das Folgendehervorzuheben:

a. Den Vorsitz führt der ersteresp. zweiteBürgermeister.Sind

Kirchenverfassungvon 1883, § 5. Die evangelisch-lutherischenMitglieder
desSenatshaben ferner einen Anteil an den Pastorenwahlen in derjenigen Ge-
meinde, in welcher sie ihren rechtlichen Wohnsitz haben (8 5 u. § 28). Ein be-
sonderesSchutzrechtdes Senats gegenüber der evangelisch-lutherischenKirche(von dem im §4 der Kirchenverfassungdie Rede ist) kann nicht anerkannt werden.
(Vgl. unten § 65.)

In Lübeckund Bremen stehen dem Senate als solchem der evangelisch-
lutherischenKirche,resp. den evangelischen Kirchengemeindengegenüber die an die

LandesherrschaftgeknüpftenoberbischöflichenRechte zu (Verordnungsrecht, Ober-
aussicht über die Verwaltung des Kirchenvermögens, Bestätigung der Prediger-
wahlen, und in Lübeck auch Wahl des Seniors)
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beide verhindert, so erwählt der Senat (in geheimerAbstimmung)
einen interimistischenPräsidenten für die Dauer der Verhinderung
Bis zur Beendigung dieser Wahl fungiert das älteste anwesende
Mitglied des Senats als Präsident.

b. Bei Abstimmungen entscheidetdie absolute Stimmenmehrheit.
Bei Stimmengleichheit wird, wenn die Majorität eine sofortige Ent-

scheidungfür erforderlich hält, eine zweite Abstimmung vorgenommen.

Wiederholt sich bei derselbendie Stimmengleichheit, so entscheidet(ab-
gesehenvon Gnaden= und Dispensationssachen,bei welchendie mildere

Ansicht maßgebendist) die Stimme des Präsidenten und bei Wahlen
das Los.

c. Mitglieder, welche bei einer Sache (oder Wahl) persönlich
oder durch eine die Wahl zum Senatsmitgliede nach Art. 8 der Ver-

fassung hinderndeVerwandtschaft beteiligt sind, haben sich während
der Verhandlung zu entfernen.

d. Bei Beschwerden gegen Verfügungen von Behörden dürfen
diejenigen Mitglieder derselben,welche bei der Fassung des betr. Be-

schlussesmitgewirkt haben, an der Beratung, aber nicht an der Ab-

stimmung sich beteiligen.
e. Der Senat kann dazu geeigneteAngelegenheiteneinzelnen, aus

mindestens fünf seiner Mitglieder gebildetenAbteilungen zur Er-

ledigung überweisen.
An solcheAbteilungen dürfen nicht überwiesenwerden:

1. alle Sachen, welche an die Bürgerschaft oder den Bürgeraus-
schußgelangen sollen;
zu erlassendeVerordnungen und Bekanntmachungen des Senats;
Entscheidungenüber die Verwendung von Staatsmitteln;

4. Sachen, welche nach § 15 des Verwaltungsgesetzes(d. h. wegen
Stimmengleichheitin den Deputationen) an den Senat gelangen.
(S. oben S. 100);

5. Gnadengesuchebetr. erheblichereStrafen;
6. Wahlen.

%

D

1 In der Bremer Verf. heißt es (8 35, Abs. 4): „Bei Beratung und

Entscheidungüber Beschwerden,welche über Verfügungenoder Unterlassungen der

zu einzelnen Geschäftszweigenberufenen Mitglieder des Senats bei demselben
erhoben werden, dürfen die dabei beteiligten Mitglieder nicht zugegen sein."
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Jede Abteilung faßt ihre Beschlüssemit absoluterMajorität. Doch
kann die Minorität verlangen, daß eine Sache an das Plenum zurück—
verwiesenund dort endgültig entschiedenwird. Die in den Abteilungen
endgültig getroffenenEntscheidungengelten als Senatsbeschlüsse.

9#1.

Über die Geschäftsverteilung im Senat ist gesetzlichdas

Folgende bestimmt.2
Dem Senate ist die Verteilung der Ämter und Geschäfteunter

seineMitglieder und die Bestimmung darüber, wie lange die einzelnen
Mitglieder ein Amt zu verwalten oder an einer Deputation teilzu-
nehmen haben, überlassen. Er ist hierbei überhauptnicht und nament-

lich auch nicht hinsichtlich der Ubertragungdes Vorsitzes in den De-

putationen und Kommissionen an die Berücksichtigung der Amtsdauer

gebunden.3 Der Senat erwählt jährlich zur Verteilung der ständigen
Amter und Geschäfte eine Kommission von 5 Mitgliedern, der einer

der Bürgermeister und ein Syndikus anzugehörenhaben. Über etwaige
Einwendungengegen die Anordnungen dieser Kommission entscheidet
das Plenum des Senats.“ Die ÜbertragungsonstigerAmtsgeschäfte
und Relationen an einzelne Mitglieder erfolgt, unter thunlicher

Von den Abteilungen des Senats sind zu unterscheiden die nur zur Vor-
prüfung und Berichterstattungüber eine Angelegenheit ernannten Ausschüsse und
die zwar auch vom Plenum des Senats ernannten, aber von diesem ganz unab

hängigen Senatskommissionen für Gewerbe.Rekurssachenund für Angelegen-
heiten der Armenverbände.

: Gesetzbetr. die Wahl 2c. des Senats. § 14 f.
Dies war zu Zeiten der alten Verfassungmehr oder weniger der Fall.
* In der Lübecker Verf. (Art. 16) heißt es: „Die Verteilung der Ge-

schäfteunter die Mitglieder des Senats (die Ratssetzung) findet alle zwei Jahre
im Anfangedes Monats Dezember statt; die Ratssetzung tritt mit dem Anfange
desnächsten Jahres in Kraft. Es steht jedoch dem Senate frei, bei außerordent-
lichenVeranlassungenauch in der Zwischenzeit Anderungenin der Verteilung der

Geschäftevorzunehmen. — Die Ratssetzung beginnt mit der Wahl des Bürger-
meisters. — Demnächsttreten der derzeitige Bürgermeister, der zu seinem Amts-
nachfolger Gewählte und drei Mitgliederdes Senats, welche dieser zuvor mittelst
unbedingter Stimmenmehrheiterwählt hat, zusammen. Diese fünf Personen be-

stimmen, nötigenfalls nach Stimmenmehlheit,die Verteilung der Geschäfte,sowie
den Vorsitz in den einzelnen Behörden, worauf in der nächsten Versammlungdes
Senats die Ratssetzungverlesen und sofort öffentlich bekannt gemacht wird.“ — Die
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Berücksichtigungder verschiedenenVerwaltungsabteilungen, von dem

vorsitzendenBürgermeister,in erheblicherenFällen von ihm und dem

stellvertretenden Bürgermeister gemeinschaftlich.Eine Berufung an den

Senat ist aber auch hier vorbehalten.
Bei der Amter= und Geschäftsverteilungkommen neben den Senats-

mitgliedern auch die dem Senate „beigegebenen“vier Syndici und

zwei Senatssekretäre in Betracht.! Diese sind — im Gegensatz
zu den Senatoren — Beamte, nehmen aber in mancher Beziehung
eine bevorzugteStellung ein und haben vor allem einen Teil der

Amtsgeschäfteder Senatoren selbständig zu erledigen.? Sie werden

Bremer Verf. bestimmt (8 35): „Mit Handhabung der verschiedenen Ge-

schäftszweigedes Senats sind von ihm nach näherer gesetzlicher Bestimmung
ständige Ausschüsseaus seiner Mitte oder einzelne Mitglieder beauftragt. — Zur
Übernahme des ihm übertragenen Geschäfts ist regelmäßig jedes Mitglied ver-

pflichtet. über Ablehnungs- und Entlassungsgründe entscheidet der Senat. —

In Verhinderungsfällen einzelner Mitglieder ist eine Vertretung durch andere

Mitglieder des Senats zulässig.“ — Weiter heißt es im Bremer Senatzgesetz:
„Diejenigen Mitglieder des Senats, welche zufolge 8 35 der Verfassung zur

Handhabung der verschiedenenGeschäftszweigezu berufen sind, werden auf 2 Jahre
gewählt, sind indes bei ihrem Abgange sofort wieder wählbar. Die Wahl ge-

chieht gemeinsam von den Bürgermeistern und drei anderen Mitgliedern des Senats,

welche von diesem dazu stets auf 2 Jahre gewählt werden, jedoch bei ihrem Ab-

gange nicht sofort wieder wählbar sind. — Die ÜbertragungsonstigerAmtsge-
schäfte an einzelne Mitglieder geschiehtvom Präsidenten, und zwar in erheblichen
Fällen von ihm und dem andern Bürgermeister gemeinschaftlich.“ (8 31, 32 u. 35.

1 Gesetz betreffend Abänderung einiger Bestimmungen des Gesetzes über

die Wahl 2c. des Senats, vom 23. Januar 1889, § 1. (Von 1860—89 gab es

zwei Syndici und vier Sekretäre.) Eigentümlich ist, daß man offiziell statt „Syn=
diei“ „Syndiker“ und statt „Sekretäre“ „Sekretarien“ sagt.

2 Zu Zeiten der alten Verfassung rangierten die vier Syndici — obwohl sie
auch damals nur beratende Stimme im Senate hatten — direkt hinter den Bürger-
meistern; den vieren zusammen gebührte, wie jedem einzelnen Bürgermeister, das

Prädikat „Magnificenz“. Sie waren ursprünglich die rechtskundigen, insbesondere
staatsrechtskundigenKonsulenten des Rats und hatten auch später in erster Linie
die auswärtigen Angelegenheitenzu vertreten, sowie eventuell als außerordentliche
Diplomaten des Senats zu fungieren. (Ahnlich in Lübeck und Bremen.) Ihr
hoher Rang beruhte wohl ursprünglich darauf, daß von jeher zu Syndicis nur

Doktoren gewählt wurden, und daß diese in alter Zeit schonals solche den Rang
vor den Ratsherren hatten. (Westphalen, a. a. O., S. 36, Anm.) Die Syn-
diei und Senatssekretäre wurden zur Zeit der alten Verfassung als Mitglieder de

Senatu, im Gegensatzzu den stimmberechtigtenin Senatu, bezeichnet. Ihre Wahl
Aefolgtedurch den Senat, jedoch ohne Mitwirkung des Loses und ohne Amtszwang.
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vom Senate ernannt und sind in der Regel Juristen; doch ist über

ihre Qualifikation gesetzlichnichts bestimmt. Obwohl sie Beamte sind,
finden die Bestimmungen des Disciplinar= und Pensionsgesetzesfür die

nicht richterlichenBeamten nicht auf sie Anwendung, sondernstatt dieser
„analog“ die für die Senatsmitglieder geltendenBestimmungen des

Gesetzesüber die Wahl und Organisation des Senats.

Nach dem Verwaltungsgesetzkann der Senat die Syndici und

Senatssekretäre„statt seiner Mitglieder“ zu Mitgliedern von Ver-

waltungsabteilungen und Deputationen ernennen; doch können dieselben
den Vorsitz in Deputationen nicht führens. Im Plenum des Senats

1 Disciplinar= und Pensionsgesetzfür die nicht richterlichen Beamten vom

7. Januar 1884, § 1, Abs. 2. — Ein Syndikus oder Senatssekretär ist also, wenn

er (wegen Entmündigung, Konkurs rc.) die Wählbarkeit zum Senatsmitgliede ver-

liert, zum Niederlegen seines Amtes verpflichtet, und er kann ferner aus denselben

Gründen wie ein Senatsmitglied auf seinen Antrag oder auch gegen seinen Willen

in den Ruhestand versetzt werden. (S. oben 8§23, auch bezüglich der Pensions-
verhältnisse). Ferner ist er wie ein Senatsmitglied im Falle der Erhebung einer

Kriminalanklagegegen ihn von seinemAmte zu suspendieren.— Außer den Syn-
dicis und den Senatssekretären ist dem Senate seit 1889 auch noch eine Anzahl
von „ständigen Hülfsarbeitern“ beigegeben. Dieselben unterliegen jedoch
denBestimmungen des Disciplinar- und Pensionsgesetzesfür die nicht richter-
lichenBeamten (s. unten § 62) und nehmen auch in anderer Beziehung nicht
diebesondere Stellung der Syndici und Senatssekretäre ein (Gesetzbetreffend Ab-
änderung einiger Bestimmungen des Gesetzesüber die Wahl rc. des Senats vom
23. Januar 1889, § 2, ff). — In Lübeck sind dem Senat zwei Senatssekretäre
und ein Archivar, in Bremen drei Regierungssekretäre(von denen einer Archivar)
beigeordnet. (Lüb. Verf. Art. 17, Brem. Verf. § 36 und Senatsgesetz8 36.)

Gesetz über die Organisation der Verwaltung vom 15. Juni 1863, 8 3,
Abs. 2 und § 12. — Eigentümlich ist, daß in der Verfassung von dieser selb-
ständigenVerwaltungsthätigkeit der Syndici und Senatssekretärenicht die Rede
ist. Was die Mitgliedschaftvon Deputationen betrifft, so ist im Art 80 der Ver-

fassungbestimmt:„Inwiefern besoldete Beamte Mitglieder solcherDeputation sein

kiemenbesüimmtdas Gesetz.“Zweifelhaftkönnte es vielleicht erscheinen, ob Syn-

werden 75 euatssekretärezu Mitgliedern von Verwaltungsabteilungen ernannt

Abtor
unen, da es im Art. 79 der Verfassung heißt: „Für jede Verwaltungs-

,

eilung ernenntder Senat eines seiner Mitglieder zum Vorstande. Demselbenkönnen noch ein oderzwei Senatsmitgliederbeigeordnet werden". Doch ist wohl
anzunehmen,daß in der oben erwähnten Bestimmung des Verwaltungsgesetzes
nichtein Widerspruchzur Verfassung,sondern nur eine Ergänzung derselben vor-

r“'Ni Auchmag man bei Redaktion der neuen Verfassung unter den Senats.
mitgliedern im weiterenSinnedie Syndiei und Sekretäre (die, wie erwähnt, her.
kömmlicherweiseals Mitglieder de Senatu bezeichnetwurden) mitverstandenhaben.
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und in den Abteilungen desselbenhaben die Syndici und Sekretäre

kein Stimmrecht; hier fungieren sie also gewissermaßenals vortragende
Räte. Nähere gesetzlicheVorschriften über ihre Amtsthätigkeit wurden

1860 in Aussicht gestellt, sind aber bisher nicht erfolgt.2

1

Gesetzüber die Wahl 2c. des Senates, § 17, Abs. 2.
: Ein Sekretär fungierte bisher (wie zur Zeit der alten Verfassung) als

Archivar.



Sechster Abschnitt.

Die Bürgerschaft.

I. Zusammensetzungund Wahl der Bürgerschaft.

1. Frühere Zusammensetzung.

8 32.

Die ErbgesesseneBürgerschaftder alten Verfassung#bestandursprüng-

lich aus den Grundeigentümern der Stadt?, zu welchen dann später noch
die Mitglieder der bürgerlichen Kirchenkollegiensowie die derzeitigen
und zum Teil auch die früheren Inhaber einer Reihe anderer Ämter

hinzukamen.s Sie hatte demnacheinen entschiedenenaristokratischen
Charakter. Derselbeward indes erheblichgemindert, als die auchspäter,
wenigstens der Zahl nach, den Hauptbestandteilder Bürgerschaftbilden-
den Grundeigentümer infolge der mehr und mehr üblich werdenden

hypothekarischenBeschwerungder Grundstücke nur noch zum Teil die
Vertreter eines solide fundierten Wohlstandes waren. Allerdings hatte
man dem dadurchentgegenzuwirkengesucht,daß man — seit 1674 —

für die zum Besuchder Bürgerschaftsversammlungenberechtigendeso-
genannte Erbgesessenheitneben dem Grundeigentum auch noch den
—□

1 Vgl. über die Entwickelung der ErbgesessenenBürgerschaft Westphalen,
a. a. O., Bd. 1, S. 85 ff. Über die frühere Zusammensetzungder Bürgerschaft in
Lübeck und Bremen vgl. Zachariae, DeutschesStaats- und Bundesrecht, T. I,
3. Aufl., 715 ff.

5

Schonim ältesten hamburgischen Stadtrecht ist der Name „Erbe“, sofern
er eine einzelne Sache bezeichnet, gleichbedeutend mit „unbewegliches Gut“. Es
entsprach den Anschauungenjener Zeit, daß „nur der grundangesesseneMann die
vollen Ehren des Gemeinwesensgenoß" (v. Bippen, Aus Bremens Vorzeit,
1885, S. 24).

*# Es ist anzunehmen, daß diese anfänglich sämtlich Grundeigentümer und
als solche ohne weiteres bürgerschaftsberechtigtwaren. Im Gegensatzzu den
Erbgesessenennannte man sie später Personalisten.
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Nachweis verlangte, daß der Wert der Grundstückedie hypothekarische
Belastung derselbenum einen bestimmtenBetrag überstieg!; doch ward

schon 1814 von BürgermeisterAbendroth mit Recht hervorgehoben,
daß jemand trotz solcherErbgesessenheitsehrverschuldetsein könne, und

daß der Erwerb und die Fortdauer der Erbgesessenheitvon wechselnden
Konjunkturen abhänge.“

Freilich spielten in der ErbgesessenenBürgerschaft in neuerer Zeit
die Mitglieder der bürgerlichenKirchenkollegien,welcheauchschonan den

Vorberatungen über die Anträge des Rats teilgenommenhatten, die

Hauptrolle. Sie waren überdies zum Besuch der Bürgerschaftsver-
sammlung verfassungsmäßigverpflichtets, während die Grundeigen-
tümer und die übrigen Mitglieder nur zum Erscheinen berechtigt
waren und deshalb auch vielfach als Freiwillige bezeichnetwurden.“

Dessenungeachtetaber konnten die Grundeigentümer,wenn sie aus dem

einen oder anderen Grunde sich einmal veranlaßt sahen, in größerer
Zahl zu kommen, leicht bei der Abstimmung den Ausschlag geben.

Die hiernach, wenn auch nicht in der Regel, so doch unter Um-

ständen und besonders in erregter Zeit sehr umfangreiche Bürgerschafts-
versammlungs beriet und beschloßnicht im Plenum, sondern in fünf,
nach den fünf Kirchspielender Stadt gebildetenAbteilungen. Zu einem

Bürgerschaftsbeschlußwar die Zustimmung von mindestensdrei Kirch-
spielenerforderlich; da aber die einzelnenKirchspielekeineswegsgleich
groß waren, so konnte eine Majorität in drei Kirchspielen vielleicht

1 Nach dem Hauptrezeß von 1712 um 1000 Reichsthaler Species bei einem

Grundstück innerhalb der Stadt und um 2000 bei einem Grundstück außerhalb
derselben. Jeder Erbgesessene mußte jedoch in der Stadt „mit eigenem Feuer
und Herd wohnhaft sein.“ (1833 wurden auch die in den beiden Vorstädten St.

Georg und St. Pauli wohnenden Grundeigentümer, sofern sie im übrigen die Er-

fordernisse der Erbgesessenheitbesaßen,zur Bürgerschaft zugelassen.)
2 Wünschebei Hamburgs Wiedergeburt im Jahre 1814, S. 22.
* Wer „ohne beweißlicheEhhafft“ ausblieb, sollte in zwei Reichsthaler

Strafe verfallen.
4 Ubrigenswurden auch sie „zu fleißiger Besuchungder Conventuum aner-

innert", mit dem Hinzufügen, daß „die, so sich fleißig daselbsteneinfinden, zu

Dignitäten für anderen gezogen, die aber nimmer da erscheinen,zu keinen Ehren-
ämtern befördert werden“ sollten. Diese Mahnung hatte jedoch wenig Erfolg.

5 Westphalen bemerkt (1846), es seien selten über 300 erschienen. Am

16. Juni 1842 aber (nach dem großenBrande) erschienen848, am 13. März 1848
901 und am 14. März 1859 (vor Einführung der neuen Verfassung) 1090.
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mit einer Minorität im Plenum gleichbedeutendsein. Nimmt man

nun noch hinzu, daß die Verhandlungen in den Kirchspieleu unter

Ausschluß der Offentlichkeitstattfanden, und daß die Ratspropositionen
bis 1842 erst in der Bürgerschaftsversammlungbekannt gegebenwurden,
so kann man sich nicht darüber wundern, daß die ErbgesesseneBürger-
schaft gelegentlichunerwartete und eigentümlicheBeschlüssefaßte.1

Nach Beendigung der Franzosenherrschaftzu Anfang diesesJahr-
hunderts empfahl die damals niedergesetzteReformdeputation (die so-
genannten Zwanziger), unter Festhaltung an der bisherigenZusammen-
setzung der ErbgesessenenBürgerschaft, eine Abstimmung in derselben
nach Virilstimmen; doch blieb dieser Wunsch unberücksichtigt.Auf
denselben,bescheidenenAbänderungsvorschlagbeschränktensichauch noch
— mit ebensowenigErfolg — die Vorkämpfer der durch den großen
Brand von 1842 hervorgerufenen Reformbewegung(s. oben S. 13).
Um so radikaler räumte dann wenige Jahre später der Verfassungsent-
wurf der Konstituante mit der ErbgesessenenBürgerschaft auf. An ihre
Stelle setzteman eine repräsentativeBürgerschaft, die, 300 Köpfe stark,
alle zwei Jahre aus direkten, allgemeinenund geheimenWahlen her-
vorgehen sollte.?

2. Zusammensetzung seit 1859.

9 33.

Nachdem die Konstituantenverfassungvon 1849 gescheitert war,
entschiedsich auch die nunmehr mit der Verfassungsrevision betraute

Neunerkommission,wie nicht anders zu erwarten, für eine repräsenta-
tive Bürgerschaft.Ihren Vorschlägenim wesentlichenentsprechend,ward
in der neuen Verfassungbestimmt: Die Bürgerschaftbestehtaus 192

Mirgliedern. Von diesensollen 84 aus direkten Wahlen aller Steuer-
zahler hervorgehen,48 von und aus den Grundeigentümernder Stadt
und der Vorstädte gewählt und endlich 60 von den verschiedenenVer-
waltungsdeputationen und Gerichten deputiert werden. Die Mitglieder

— — —

Im Jahre 1856 bemerkte der Senat: Worin die Gründe der am 27. März
erfolgten Ablehnung des thunlichst nach den Ansichten der Bürgerschaft revidierten
Entwurfes (der neuen Verfassung)bestanden, sei nicht zu ermitteln, und daß man

diese Gründe nicht erfahren, sei ein Motiv mehr für die Abänderung der be—
stehenden Einrichtungen.

2 Konstituantenverfassung, Art. 47 u. 60.

v. Melle, Hamburg. Staatsrecht. 8
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der Bürgerschaft werden auf 6 Jahre gewählt; alle 3 Jahre tritt

eine halbschichtigeErneuerung der Versammlung ein.

DieseBestimmungengelten — mit einzelnen,bei der Verfassungs-
revision von 1879 beliebten Anderungen— noch heute. Die betreffenden
Anderungenbestehendarin, daß die Bürgerschaft jetzt 160 Mitglieder
zählt, von denen 80 von den Steuerzahlern, 40 von den Grund-

eigentümern und 40 von den sog. Notabeln (d. h. den jetzigen oder

früheren bürgerlichen Mitgliedern der Verwaltungsbehörden und den

jetzigenoder früheren Mitgliedern der Gerichte)gewählt werden.

3. Wahlbestimmungen.

§ 34.

Für sämtliche Wahlen zur Bürgerschaft gelten folgende
Bestimmungen:

a. Aktives Wahlrecht. Von demselbensind ausgeschlossen:
1. Diejenigen, welchenicht Hamburger Bürger sind.?
2. Diejenigen, welchenochnicht das 25. Lebensjahr vollendet haben.
3.Diejenigen, welche keine Einkommensteuer bezahlen oder zur

Zeit der Ausschreibungder Wahlen mit der Zahlung derselben im

Rückstandesind.
4. Diejenigen, welcheentmündigtsind.
5. Diejenigen, „über deren Vermögen das Konkursverfahren er-

öffnet ist, bis sie von allen Ansprüchenihrer Gläubiger befreit sind.“

1 Verf. von 1879, Art. 28—30 u. 38. — In Lübeck besteht die Bürgerschaft
aus 120 Mitgliedern („Vertretern“), von denen alle 2 Jahre ein Dritteil durch
allgemeine, direkte Wahlen neu gewählt wird. In Bremen hat die Bürgerschaft
150 Mitglieder („Vertreter"). Dieselben werden von 8 Wählergruppen gewählt,
und zwar 14 Vertreter von den Studierten, 42 von den Teilnehmern des Kauf.
mannskonvents, 22 von den Teilnehmern des Gewerbekonvents, 44 von den

übrigen Bewohnern der Stadt Bremen, 4 von den Bewohnern von Vegesack,
8 von den Bewohnern von Bremerhaven, 8 von denjenigen Landleuten, welche
wenigstens 3 Hektare Land selbst bewirtschaften, und endlich 8 von den übrigen
Bewohnern des Landgebiets. Die Wahl erfolgt auf 6 Jahre; alle 3 Jahre
scheidet,wie in Hamburg, die Hälfte der Mitglieder aus. (Vgl. Lüb. Verf., Art.

19 ff., Bremer Bürgerschaftsgesetzvon 1875, 8§1—8.)
: Verf. Art. 29 u. 30. (Vgl. oben § 11.)

Ebenso Lübecker Verf., Art. 21. Im Reichstagswahlgesetz(§ 3) aber

wird das Wahlrecht nur für die Dauer des Konkursverfahrens entzogen.
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Ein Gemeinschuldnererlangt demnachseinWahlrecht nur wieder, wenn

er seine Gläubiger entweder voll oder auf Grund eines Zwangs-
vergleichsteilweise befriedigt hat, oder wenn sämtliche Gläubiger auf
die ihnen noch zustehendenForderungen rechtsgültig verzichtethaben,
oder endlich, wenn ihre Forderungen verjährt sind. In anderen

Fällen nämlich ist er auch nach Aufhebung des Konkursverfahrens
von Rechtsansprüchenseiner Gläubiger nicht befreit.!

6. Diejenigen, denen durch strafrechtlichesUrteil die bürgerlichen
Ehrenrechteentzogen sind, während des dafür festgesetztenZeitraums.

7. Diejenigen, welchesich in Straf= oder Untersuchungshaftbe-

finden.?
8. Dazu kommen endlichnoch die zum aktiven HeereGehörenden,

sowie diejenigen, welche nicht in die endgültig festgestellteWählerliste
eingetragensind.3 Diese sind nach der UnterscheidungLabands nicht
quoad jus, sondernnur quoad exercitium vom Wählen ausgeschlossen.

b. Passives Wahlrecht. Wählbar zur Bürgerschaft sind die-

jenigen,welchedas aktive Wahlrechtbesitzen(s.oben),soferndieselbendas

dreißigsteLebensjahr vollendet habenund seit mindestensdrei Jahren
ihren Wohnsitz oder Geschäftsbetriebim hamburgischenStaate haben.“

Nicht wählbar sind die Mitglieder des Senats sowie besoldete
öffentliche Angestellte, deren amtliche oder dienstlicheFunktionen ihren
ausschließlichenGeschäftsberufbilden.s Eine Ausnahme von der letzteren
Bestimmungist jedochgemacht zu Gunsten der rechtsgelehrten Richter
und der Geistlichenaller Konfessionen.“

Reichs-Konkursordnung§ 152.

erf. Art. 31, Reichsstrafgesetzbuch§ 34, No. 4.

Abs. 4, Reichsmilitärgesetz§ 49 u. 38, Bürgerschaftswahlgesetzvon 1880 8 15.
Verf. Art. 32. Die Vollendung des 30. Lebensjahres ist auch in Preußen,

Sachsenund anderen Bundesstaaten Voraussetzung der Wählbarkeit; in Bremen
jedoch nur die des 25. (BürgerschaftsgesetzS 1) und in Lübeck sogar nur die
des 21. (Verf. Art. 20 u. 21, Bürgerrechtsgesetzvon 1870, Art. 1.)

. Die Bürgerschafthat sich mit Recht dahin ausgesprochen, daß zu diesen
nicht wählbaren Beamten auch die Sekretäre der Handelskammer zu rechnen seien.
(Vgl. Ausschußberichteder Bürgerschaft 1872, Nr. 35.)

s Früher auch der Professoren des inzwischen aufgehobenen Akademischen
Gymnasiums. (Verf. Art. 35 u. 36.) Ob die Geistlichen überhaupt im Sinne
des gegenwärtigenhamburgischen Staatsrechts als öffentliche Angestellte anzu-
sehen, mag zweifelhafterscheinen.

8#
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Die Nichtzulassungvon Beamten (resp. bestimmten Beamtenkate-

gorien) zur Volksvertretung findet man auch in anderen Staaten, so
z. B. in der französischenRepublik, in Italien, England, der Schweiz
und den Vereinigten Staaten von Nordamerika.: Dagegen kann die

ausnahmsweiseZulassung der richterlichen Beamten wohl als eine

hamburgischeSingularität bezeichnetwerden.: Dieselbe erklärt sich
teilweise aus der unabhängigerenStellung der Richter, in erster Linie
aber aus der historischenEntwickelung.

Bis 1879 war unter der Gesamtheit der hamburgischenRichter
das Laienelement überwiegend. Wie in die Verwaltungsdeputationen,
so wurden auch in die Gerichte Kaufleute oder andere Bürger zeit-
weise delegiert, und da es neben diesen nicht rechtsgelehrtenRichtern

— zumal so lange dem Senat noch ein wesentlicher Teil der Recht-
sprechungzustand— nur eine ganz geringe Zahl eigentlicher Berufs-
richter gab, so galt das Richteramt allgemein, wie die analoge Teil-

nahme der Bürger an der Verwaltung, als ein Ehrenamt. Dies hat
sich jetzt wesentlich geändert. Die Gerichte sind, von wenigen Aus-

nahmen abgesehen, ausschließlich mit rechtsgelehrten Berufsrichtern
besetzt,deren Amt kein Ehrenamt ist. Dessenungeachtethat man den

Richtern die Wählbarkeit zur Bürgerschaft belassen,weil gegen dieselbe
nie ernstlicheBedenken erhoben, und weil die Richter sich — zumal
andere Beamte nicht gewählt werden können — als ein wünschens-
wertes, ja notwendigesElement in der Volksvertretung erwiesenhaben.

c. Wahlverfahren. Alle drei Jahre tritt die Hälfte der durch
jeden der drei Wahlkörper (Steuerzahler, Grundeigentümer, Notable)
auf je 6 Jahre gewählten Mitglieder der Bürgerschaft aus. Spätestens
6 Wochen vor dem Termine der hiernach alle 3 Jahre vorzunehmenden
teilweisen (halbschichtigen)Erneuerung der Bürgerschaft wird der Senat

die neuen Wahlen anordnen. (Die Anordnung soll jedenfalls sozeitig

1 Vgl. Bluntschli, Allgem. Staatsrecht, S. 80 f., und Gareis, Allgem.
Staatsrecht, a. a. O., S. 71.

2 In England sind gerade die besoldeten Richter, zusammen mit den

Steuerbeamten und den Klerks der Regierungsämter, allein nicht wählbar zum

Parlament. In Italien sind, neben anderen höheren Beamten, von den Richtern
nur die Mitglieder des Kassationshofesvon der Nichtwählbarkeit der Beamten

ausgeschlossen.
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erfolgen,daß die Wahlen noch vor dem Erneuerungsterminvollendet

sein können.)
Der Senat wird ferner bei einer eintretenden Vakanz eine Neu—

wahl ausschreiben. Die letztereerfolgt jedochnur für dennochübrigen
Teil derjenigen Zeit, für welche der Ausgeschiedenegewählt war.
Die Wahl kann, namentlich in den letzten sechsMonaten vor dem
Termine der halbschichtigenErneuerung der Bürgerschaft, für einige
Zeit ausgesetztwerden, wenn Senat und Bürgerschaft darüber ein-
verstandensind.

Die oberste Leitung und Beaufsichtigung des Wahlgeschäftsist
der Central-Wahlkommissionübertragen. Dieselbe besteht aus zwei
Delegierten des Senats, zwei Delegierten des Bürgerausschussesund

den fünf unter Mitwirkung der Bürgerschaft gewählten Mitgliedern
der Steuerdeputation.? *½

Die Central-Wahlkommissionhat für die Feststellung der Wähler-
listen zu sorgen.s Die Listen werden im statistischenBureau der

Steuer-Deputation entworfen und der Central-Wahlkommissionzugestellt,
welche dieselbenspätestensdrei Tage vor dem Wahltage unter öffent-
licher Bekanntmachung,daß und wo dies geschehen,auf acht Tage zu

jedermannsEinsicht auslegen läßt.“ Einsprachen gegen die ausgelegten
Listen sind nur zulässig, weun sie spätestens zwei Werktage nach

1 Verf. Art. 38, 40 u. 43. — In Bremen erfolgt die Bestimmung der Wahl-
termine durch die „Deputation für die Vertreterwahlen“. (Wahlordnung, unter 1.)
In Lübeck sind für die regelmäßigenWahlen, welche successivein den verschiedenen
Bezirken vorgenommen werden, bestimmte Tage im Juni festgesetzt.Die Reihen-=
folge, in welcher die einzelnenBezirkezu wählen haben, wird vom Bürgerausschuß
durch das Los bestimmt. Zu der Wahlversammlung eines jeden Bezirks beruft
der Wortführer der Bürgerschaft die Wähler durch das Amtsblatt. (Verf. Art. 30.)

4 *|5Bürgerschaftswahlgesetz§ 6 u. 7. — In Bremen besteht die „Deputation

urdieVertreterwahlen“ aus 3 oder 4 Mitgliedern des Senats und 12 Mitgliedern
er Bürgerschaft.(Deputationsgesetz§ 22.) In Lübeck giebt es eine analoge

Central.Wahlkommissionnicht.3 s

Für jeden Wahlbezi
ür j · i irks si

zirk, bezw. für jede Abteilung eines Wahlbezirks sind
besondere Listen anzulegen.

5u fir %

4 3 2 x* "

6 wpreidie Einsichtnahmein die Wählerlisten und die Sicherheit der-

selben)adurch nicht beeinträchtigtwird, ist es gestattet, von den Wählerlisten
Abschrift zu nehmen. — In Lübeck wird vom Wortführer der Bürgerschaft be-
kannt gemacht,wann und wo die (vom Stadt- und Landamt angefertigten)Listen
ausgelegt werden. (Wahlverordnung8 2.)
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dem Schlusse der Auslegungszeit der Listen (unter Beifügung der er—

forderlichenBeweisstücke)bei der Central-Wahlkommissioneingebracht
werden. Über die rechtzeitigeingegangenenEinsprachen hat die Kom-

mission innerhalb acht Tage nach Ablauf der Frist für Anbringung
der Einsprachenendgültig zu entscheiden.Den Beteiligten ist die Ent-

scheidungschriftlichmitzuteilen.? Wenn die Kommission über alle Ein-

sprachenBeschlußgefaßt und die Liste dementsprechendberichtigt hat,
so ist die letztere von dem Vorsitzendender Kommission „als abge-
schlossen“zu unterzeichnen.Für jede neue Wahl sind neue Wählerlisten
aufzustellen, wenn nicht die Central-Wahlkommissionbei Nachwahlen,
welche innerhalb eines Jahres nach Abschlußder Wählerliste stattfinden,
die Auslegung der früheren Wählerliste für ausreichend erklärt.3

Nachdemder Wahltag vom Senate bestimmt worden, erfolgt die

öffentliche Aufforderung zu den Wahlen durch die Central-Wahlkom-
mission. Dieselbe machtzugleich bekannt,wo und währendwelcherZeit
die Stimmzettel abzugeben sind.“ Mit der speciellen Leitung des

Wahlverfahrens wird je eine Wahlkommission für die einzelnenWahl-
bezirke oder Abteilungen derselben, resp. (bei den Notabelnwahlen) für
alle Wahlen der betr. Kategorie betraut.5 Die Wahlhandlung dauert

von 9 Uhr morgens bis 6 Uhr nachmittags. Sie und die Ermitte-

lung des Wahlergebnissessind öffentlich. Während der Wahl dürfen
im Wahllokal weder Diskussionenstattfinden nochAnsprachengehalten,
noch Beschlüssegefaßt werden (abgesehenvon den Diskussionen und

Beschlüssender Wahlkommission,welche durch die Leitung des Wahl-
geschäftesbedingt sind).5

1 Die Central-Wahlkommission hat bei Auslegung der Wählerlisten eine

öffentliche Bekanntmachung darüber zu erlassen, bis zu welchem Tage Einsprache
gegen die Wählerliste zulässig und wo solcheanzubringen ist.

* Analog in Bremen. Doch steht hier dem, der aus der Liste gestrichen,
resp. in dieselbe nicht aufgenommen ist, gegen die betr. Entscheidungder Wahl-
deputation der Rechtsweg offen. (Wahlordnung, unter 4.) In Lübeck sind Ein-

sprachen gegen die Listen an den Wortführer des Bürgerausschusseszu richten,
und ist dann von diesem, resp. vom Bürgerausschußüber dieselben zu eutscheiden.
(Wahlverordnung §83.)

5 Bürgerschaftswahlgesetz8 13—15.
4

Wahlgesetz § 18.
5

Wahlgesetz§ 9 u. 10. S. unten § 35.
*

Wahlgesetz§ 19 u. 20.



Die Wahlen erfolgen mittelst Stimmzettels. Jeder Wähler hat
seinen Stimmzetteln, nachdemderselbe(von einem Mitgliede der Wahl-
kommission)gestempeltworden?, persönlichin den verschlossenenZettel-
behälter zu legen. Der Zettel muß von weißemPapier, ohne äußere
Kennzeichenund derart zusammengefaltetsein, daß der auf ihm ver-

zeichneteName verdeckt ist.¾ Nach geschlossenerAnnahme der Wahl-
zettel hat die Wahlkommissionden versiegeltenZettelbehälter zu öffnen
und das Wahlergebnisfestzustellen. Über die gesamte Wahlhand-
lung ist ein Protokoll aufzunehmen,welchesvon sämtlichenanwesenden
Mitgliedern der Wahlkommissionzu unterzeichnenist.4

Die Wahl erfolgt durch relative Stimmenmehrheit. Bei Stimmen-

gleichheit entscheidetdas Los, welches durch den Vorsitzendender

Central-Wahlkommissiongezogen wird.“

Die Wahlprotokolle (nebst allen dazu gehörigen Schriftstücken,
einschließlichder versiegeltenStimmzettel) sind von der Wahlkommission
der Central-Wahlkommission„fördersamst“ einzureichen,jedenfalls aber

1 Vor Abgabe des Stimmzettels hat der Wähler seinen Namen den an-

wesenden Kommissaren anzugeben. Auch hat er, falls er denselben nicht per-
sönlich bekannt ist, sich über seine Person auszuweisen.

Die Stempelung, welche die Abgabe mehrerer zusammengefalteter Wahl-
zettel verhindernsoll, ist auch in Lübeck vorgeschrieben. (Wahlverordnung§ 13,

#

Die Wahlkommission hat in der amtlichen Wählerliste bei dem Namen

jedesWählers, der seine Stimme abgegebenhat, einen betr. Vermerk zu machen.
Sie hat ferner eine Gegenliste zu führen, in welche der Name jedes Wählers,
der seine Stimme abgegebenhat, nach der Reihenfolge des Erscheinens aufzu.
nehmen ist.

4 Wahlgesetz§ 21—24.
* In Bremen ist absolute Majorität erforderlich, wodurch eventuell die

Notwendigkeit einer Stichwahl eintritt. (Wahlordnung,unter 12.)
Weahlgesetz§ 25, Bekanntmachungdes Senats vom 10. Mai 1889.

dem uennaufcinemStimmzettelein Nameunleserlichgeschriebenoder die von

alz nich giceen
e Person nicht genügend erkennbar ist, so gilt dieser Name

Wenn auf einem Stimmzettel mehr als die vorschriftsmäßige A
Namen stehen, so gelten nur die ainesnaben schrif bige Anzahtvon

Wennauf einem Stimmzettel derselbeName zweimal steht, so gilt derselbe
nur einmal.

Wennein Stimmzettel weniger Namen enthält, als er enthalten sollte, so
macht dieser Mangel denselbennicht ungültig

. Stimmzeteel,welchekeinen oder keinen lesbaren Namen enthalten, sind
ungültig und werden bei Ermittelungdes Wahlergebnissesnicht mitgezählt.
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so zeitig, daß sie spätestens im Laufe des zweiten Tages nach dem

Wahltage in deren Hände gelangen. Die Central-Wahlkommission
hat die Ergebnisseder Wahlen spätestens am Tage nach Empfang
der Wahlprotokolle (nebst den dazu gehörigen Schriftstücken) dem

Senate mitzuteilen und öffentlich bekannt zu machen.
Wenn die Wahl eine Personvtrifft,welche schonan einem früheren

Tage gewählt war, so ist die zweiteWahl ungültig. Fand die Doppel-
wahl an demselbenTage statt, so hat sich der Gewählteinnerhalb dreier

Tage darüber zu entscheiden,welcheWahl er annehmenwill, widrigen-
falls die Central-Wahlkommissiondie Entscheidungznu treffen hat.?

8 35.

Die vorstehendenBestimmungen gelten für alle Bürgerschafts-
wahlen. Daneben kommen für die einzelnen Kategorien von

Wahlen (Steuerzahler-,Grundeigentümer=und Notabelnwahlen3)noch
die folgenden in Betracht.

A. Erste Kategorie.
Wahlen der Steuerzahler (sog. allgemeine Wahlen). Durch

dieselben werden alle drei Jahre 40 Mitglieder der Bürgerschaft ge-

wählt. Für diese Wahlen wird das hamburgischeStaatsgebiet in

40 Wahllbezirkeeingeteilt.“
B. Zweite Kategorie.
Grundeigentümerwahlen. Durch dieselbenwerden alle drei

Jahre je 20 Mitglieder der Bürgerschaft gewählt. Wahblberechtigtsind
diejenigen Bürger, welche Eigentümer von innerhalb der Stadt, der

Vorstadt oder der Vororte belegenen Grundstücken sind.? Der Besitz

1 Wahlgesetz § 26. — In Lübeck erfolgt die Bekanntmachungdurch den

Wortführer der Bürgerschaft, welcher auch den Gewählten ihre Wahl schriftlich
anzeigt. (Verf. Art. 32.)

: Wahlgesetz§ 27.

Beim Vorliegen der betr. Voraussetzungen kann ein Bürger in allen drei

Kategorien wahlberechtigt sein und demgemäß dreimal ein Wahlrechtausüben.
4 Wahlgesetz § 4.
5 Verf. Art. 30. Den Betreffenden muß das Grundstückin den öffentlichen

Hypothekenbücherneigentümlichzugeschriebensein, und zwar ohne Klauseln und

Bestimmungen, welche ergeben, daß das Eigentum in Wirklichkeit einem andern

zusteht. (Wahlgesetz,8 3.)
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mehrerer Grundstücke giebt nur ein einmaliges Wahlrecht. Von

mehrerenMiteigentümern eines Grundstücks kann nur einer das Wahl-
recht ausüben. Die Miteigentümer haben der Central-Wahlkommission
anzuzeigen,welcher von ihnen als zur Ausübung des Wahlrechts be-

rechtigt in die Wählerliste eingetragen werden soll.1
Für die Grundeigentümerwahlenwerden die Stadt, die Vorstadt

St. Pauli und die Vororte in 20 Wahlbezirke geteilt. —

A und B. — Ferner ist für die Wahlen der ersten und zweiten
Kategorie (A und B, Stenerzahlerund Grundeigentümer) gemein-
schaftlichnoch das Folgende bestimmt:

Jeder Wahlberechtigteist in die Liste desjenigen Wahlbezirks
einzutragen, in welchem er seine regelmäßige Wohnung, oder wenn

diese außerhalb des hamburgischenStaatsgebiets liegt, sein gewöhn-
liches Geschäftslokal hat.2

Ortlich sehr ausgedehnteBezirke des Landgebiets (einschließlich
der Vororte) sind unter Berücksichtigung der Zahl der Wähler und

ihrer Wohnungen in Abteilungen zu zerlegen.
Die Central-Wahlkommissionbildet für jedenBezirk in der Stadt

und der Vorstadt eine Bezirkskommission,welche aus zwei Steuer-

schätzungsbürgern"und vier auf deren Vorschlag von der Central=
Wahlkommissionzu bestimmenden wahlberechtigten Bürgern respektive
wahlberechtigtenGrundeigentümern des betr. Bezirkes besteht. Auch
für das Landgebiet (einschließlichder Vororte) sind von der Central-=

WahlkommissionBezirkskommissionenresp. (soweit die Bezirke dort
in Abteilungen zerlegt sind) Abteilungskommissionenzu ernennen.

Die Zusammensetzungderselbenaber ist — sowohl was die Zahl
wie was die Qualifikation der Mitglieder anlangt — nicht be-
stimmt vorgeschrieben. Die Central-Wahlkommission soll in dieser
Beziehungauf die LokalverhältnisseRücksichtnehmen. Hervorgehoben

VWahlgesetz,8 8, Abs. 2.

» Wahlgesetz,§ 4. WahlberechtigteGrundeigentümer, welche innerhalb der
Bezirke für die Grundeigentümerwahlenweder Wohnung nochGeschäftslokal haben,
werden auf ihrenAntrag in die Wählerlisten eines Bezirks eingetragen, in welchem
sie mit Grundeigentum angesessensind,

3 Wahlgesetz§ 8.
4 S. unten § 57 a.
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ist nur, daß vorzugsweiseMitglieder der Gemeindevorstände zuzu-

ziehensind.“
In den Bezirks= und Abteilungskommissionenist zur Vornahme

einer amtlichenHandlung die Gegenwart von wenigstens drei Mit-

gliedern erforderlich. Den Vorsitz führt der dem Amts= resp. Lebens-

alter nach älteste Steuerschätzungsbürgerin der Kommission, resp.
(wenn kein Steuerschätzungsbürgerin der Kommission sitzt) ein von

der Central-Wahlkommissionzu bestimmendesMitglied.
Bei den alle drei Jahre stattfindenden Wahlen sür die halb-

schichtigeErneuerung der Bürgerschaft wählt immer nur die eine Hälfte
der Wahlbezirke, der dann nach drei Jahren die andere Hälfte folgt.
In jedem Bezirke hat der Wähler so viele Personen namhaft zu

machen,wie der Bezirk Abgeordnetewählt (in der Regel zwei, zuweilen
auch drei oder einen). Die allgemeinenWahlen finden zuerst — alle

an einem Tage — die GrundeigentümerwahleneinigeTage später—

ebenfalls an einem Tage — statt.3
C. Dritte Kategorie.
Notabelnwahlen. Alle drei Jahre werden 20 Mitglieder

der Bürgerschaft gewählt von denjenigen Bürgern, welche Richter,
Handelsrichter,Mitglieder der Vormundschaftsbehörde,bürgerlicheMit-

glieder der Verwaltungsbehördenoder Mitglieder der Handels=oder

Gewerbekammer sind oder gewesensind. Ein speciellesVerzeichnis
der hier nur generell aufgeführten Behörden ist in der Anlage C□
zum Wahlgesetzvon 1880 zusammengestellt,doch ist dasselbespäter
noch ergänzt worden." Die kurze Bezeichnung der Wähler dieser

1 Wahlgesetz8 9.

Wahlgesetz § 12 und 11. Der Vorsitzende kann in Behinderungsfällen
den Vorsitz einem anderen übertragen. In seiner Abwesenheit oder auf sein Ver-

langen wählt die Kommission seinen Stellvertreter.
3 Wahlgesetz§ 17 und 18.
* Verf. Art. 30. Die Teilnahme der rechtsgelehrtenRichter an den Nota-

belnwahlen erklärt sich aus denselben Gründen wie ihre Wählbarkeit zur Bürger-
schaft (s. oben S. 116). Die Mitglieder des HanseatischenOberlandesgerichtsge-

hören übrigens als nicht ausschließlichhamburgischeRichter nicht zu den Notabeln.

(Vgl. Verhandlungen zwischenSenat und Bürgerschaft, 1886, S. 190.)
5 Vgl. Gesetzevom 17. Dezember 1886 und 21. Dezember 1888. Seit

mehreren Jahren besteht eine Meinungsverschiedenheitzwischen Senat und

Bürgerschaft darüber, ob gewisse nicht unter Mitwirkung der Bürgerschaft
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Kategorie als „Notable“ hat sich eingebürgert, wird aber offiziell nie

gebraucht.

gewählte nichtsenatorischeMitglieder der Oberschulbehörde und des Medizi-
nalkollegiums zu den im Art. 30 der Verfassung aufgeführten „bürgerlichen
Mitgliedern der Verwaltungsbehörden“ zu rechnen sind (Ausschußberichte der

Bürgerschaft1886, Nr. 8 und Nr. 44 und 1888 Nr. 54, Verhandlungen zwischen
Senat und Bürgerschaft 1886, S. 190 und 1887, S. 302). Bürgerliche Mitglieder
der Verwaltungsbehörden sind unbestrittenermaßen nicht die senatorischenMitglieder,
andererseits aber weder alle nichtsenatorischen,noch nur die unter Mitwirkung der

Bürgerschaft gewählten Mitglieder. Im Art. 81 der Verfassung heißt es: „Die
bürgerlichen Mitglieder der Deputationen bekleiden ihr Amt während einer durch
das Gesetzzu bestimmenden Anzahl von Jahren und verwalten dasselbe unent-

geltlich. Die Wahl dieser Mitglieder ist durch Art. 52 geregelt“. Der Art. 52

der Verf. aber sagt: „Die Bürgerschaft erwählt für die sämtlichen Verwaltungs
behörden die bürgerlichen Mitglieder, welche nicht von einem anderen Kollegium
deputiert sind, aus einem — Wahlaussatze u. s. w.“

Nach diesenBestimmungen gehören zu den bürgerlichen Deputationsmitgliebern,
neben den unter Mitwirkung der Bürgerschaft gewähl"en, auch solche, die von einem

anderen Kollegium deputiert sind. Ob alle von einem anderen Kollegium (abgesehen
natürlich vom Senat) deputierten, mag bei der wenig glücklichenFassung des
Art. 52 der Verfassung nicht unzweifelhaft erscheinen. In Ermangelung weiterer,
erläuternder oder einschränkenderBestimmungen wird indes dieseFrage zu bejahen
sein. Der betreffende bürgerschaftlicheAusschuß war 1886 derselbenAnsicht, meinte

dagegen1888, es könne kaum bezweifelt werden, daß im Art. 52 der Verfassung
bei dem Wort „Kollegium" nur an eine andere staatliche Verwaltungsbehörde gedacht

wordensei. Ein genügender Nachweis für die letztere Behauptung wird sich
jedoch nicht erbringen lassen. Auch hat sich der bürgerschaftliche Ausschuß 1886

für seine damalige weitergehendeInterpretation mit Recht darauf berufen, daß im
Art. 52 der Verfassung gewiß nicht ohne Grund statt der sonst naheliegenden
Bezeichnungen„Behörde“ oder „Verwaltungsbehörde“ oder „Deputation“ das um-

fassendereWort „Kollegium“ gewählt sei. Übrigenshaben der betreffende bürger-
schaftlicheAusschußund die ihm zustimmendeBürgerschaft der erwähnten späteren
Einschränkung des Begriffs „Kollegium“ in ihren an den Senat gerichtetenAn-
trägen eine praktische Folge nicht gegeben. Nach diesen, durchaus korrekten An-

trägenwürden zu den bürgerlichenMitgliedern der Oberschulbehörde gehören:
1) dieunter Mitwirkung der Bürgerschaft gewählten Mitglieder; 2) die beiden

Deputiertendes Ministeriums (d. h. des Predigerkollegiums der evangelisch--lutheri=schenKirche) und 3) die beiden Deputierten der Schulsynode (dagegen nicht die vom

SenaternanntenVertreter des höheren Schulwesens, die beiden Schulräte und der

Seminardirektor).Im Medizinalkollegium würden ferner bürgerliche Mitglie-
der nur sein: die schon ohnehin zu den Notabeln gehörigen Delegierten des Armen-

Kollegiums und der Gefängnis-Deputation(dagegen nicht die Physici, der ärztliche
Direktor des AllgemeinenKrankenhauses,die vom Senat aus einem von allen

hamburgischenArzten aufgestellten Aufsatze ernannten ärztlichen Mitglieder und
die vom Senat nach gutachtlicher Außerungdes MedizinalKollegiums,resp. auf
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Bei den Notabelnwahlen bilden alle Wähler nur einen Wahl-
körper; es fällt also eine Bezirkseinteilungweg, und es giebt demgemäß
auch nur eine Wahlkommission. Die Central-Wahlkommissionbildet

diese aus zwei von ihren Mitgliedern und vier von den letzteren vor-

geschlagenenNotabeln. Den Vorsitz führt ein von der Central-Wahl-
kommissionzu bestimmendesMitglied.1

Die Notabelnwahlen finden in der Regel einige Tage nach den

Grundeigentümerwahlenstatt.

4. Wahlprüfung.

8 36.

Über die Gültigkeit der Wahlen entscheidet die Bürgerschaft.
Dieselbe wählt nach ihrer Einberufung (s. oben S. 84) einen Ausschuß

Vorschlag der Oberschulbehörde ernannten Assessorenfür Pharmacie und Chemie).
Ob die den Aufsatz für die ärztlichen Mitglieder aufstellende (nur bei dieser Gelegen.
heit zusammentretende und in keiner Weise organisierte) Gesamtheit der rzte als

Kollegium aufzufassen, kann dahingestellt bleiben, weil die Gesamtheit der Arzte
nicht eins ihrer Mitglieder deputiert, sondern nur drei ihrer Mitglieder für die Er-

nennung durch den Senat präsentiert. — Gegenüber der bisherigen Stellungnahme
des Senats in dieser Angelegenheit ist endlich noch zu bemerken, daß der Senat mit

Unrecht den Wortlaut der Anl. C des Wahlgesetzesund der 88 2 und 4 des Ver-

waltungsgesetzes urgiert. Abgesehenvon anderen Gründen (val. Ausschußberichte
der Bürgerschaft 1888. Nr. 54) könnten die angezogenen, allerdings nicht ganz korrekt

gefaßten Bestimmungen gegenüberdenjenigender Verfassung nicht ins Gewicht fallen.
Nicht wahlberechtigt in der Kategorie C sind ferner — was bisher noch nicht

hervorgehoben — die in der Anlage C des Wahlgesetzes aufgeführten Mitglieder
der Armenkollegien der Vororte; denn diese werden weder unter Mitwirkung der

Bürgerschaft gewählt, noch von einem Kollegium deputiert. Auch fallen die diesen
Armenkollegien unterstellten Armeninstitute nicht unter den Begriff der öffentlichen
milden Stiftungen, von denen in dem (1888 aufgehobenen) Abs. 2 des Art. 52

der Verfassung die Rede war (s. unten 8 55).
Übersehenist andererseits bisher, daß sich auch in der Kommission für die

Verwaltung der Kunsthalle neben senatorischen Mitgliedern, dem Direktor der

Kunsthalle und den Deputierten des Kunstvereins (welcher letztere nicht als Kolle-

gium angesehen werden kann), zwei unter Mitwirkung der Bürgerschaft gewählte,
bürgerliche Mitglieder befinden. Es würde demnach in das Behördenverzeichnis
der Anlage C des Wahlgesetzes noch die Kommission für die Verwaltung der

Kunsthalle aufzunehmen sein.
1 Wahlgesetz§ 10 u. 11. Uber die Vertretung des Vorsitzenden rc. gelten die-

selbenBestimmungen wie für die anderen Wahlkommissionen(s. oben S. 122, Anm. 2).
2

Verf. Art. 37.



— 125 —

von 10 Mitgliedern zur Prüfung der Wahlen.! Dieser Ausschuß
bleibt auch nach Konstituierung der Bürgerschaft (s. unten § 42) in

Wirksamkeit. Der Ausschuß teilt sich in zwei Abteilungen. Jede der-

selben prüft zunächstdie Akten über die Wahlen der zu der anderen

Abteilung gehörendenMitglieder. NachdemdiesePrüfung beschafft ist,
verteilt der Ausschußdie übrigen ihm von dem provisorischenPräsidenten
der Bürgerschaft überwiesenenWahlakten zur Prüfung und Beschluß-
fassungunter seinebeiden Abteilungen.? Die Beschlußfassungüber „zwei-
elhafte und beanstandete“Wahlen erfolgt jedoch durch die vereinigten
beiden Abteilungen des Ausschusses. Das Ergebnis seinerArbeit legt

der Ausschußin einem von den Berichterstatternder beiden Abteilungen
zu unterzeichnendenBerichte der Bürgerschaft vor. Der Ausschußkann

indes schondann einen (ersten)Bericht erstatten, wenn die Hälfte der

ihm überwiesenenWahlen von ihm geprüft und unbeanstandet geblie-
ben ist. Nach erfolgter Berichterstattung des Ausschussesbeschließtdie

Bürgerschaft über die Gültigkeit derjenigen Wahlen, welche entweder

vom Ausschusseoder von einzelnen Mitgliedern der Bürgerschaftbe-

anstandet sind. Die nicht in dieserWeise beanstandetenWahlen sind

#

Der provisorische Vorstand legt zu diesem Zwecke einen Aufsatz von
20 Namenvor, an den jedoch die Bürgerschaft bei der Wahl nicht gebunden ist.

Die mit einem Vermerk der Wahlkommission bei denjenigen Wählern,
welchegewählt haben, versehenen amtlichen Wählerlisten und die von den Wahl-
kommissionen geführten Gegenlisten (s. oben S. 119, Anm. 4) bilden die Grund-
lage für die Prüfung der Gültigkeit der Wahlen. Der Wahlprüfungsausschuß
hat auch die Wahlberechtigungder Wähler zu prüfen, und er hat davon aus-

zugehen, daß eine Wahl ungültig ist, wenn so viele Nichtwahlberechtigtemit
gestimmt haben, daß dies von Einfluß auf das Wahlergebnis gewesensein kann.
Entstehen hinsichtlich der Wahlberechtigungvon Wählern Zweifel, so ist der Aus-
schuß befugt, von den betr. Wählern die erforderlichen Nachweise zu verlangen.
Auch kanner bei den Behörden die behufige Erkundigung einziehen. (Wahl-
gesetz§ 23). Für den Wahlprüfungsausschuß(gewöhnlich Legitimationsausschuß
genannt)gelten ferner im allgemeinen die Bestimmungen der Geschäftsordnungder Bürgerschaftüber Ausschüsse(§ 17—24). S unten 8 46.

bolun re en findet keine allgemeine Wahlprüfung statt. Es gelten dort

g immungen: „Das Bürgeramt hat vor derjenigen Versammlung der

Bürgerschaft,in welcher neu gewählte Mitglieder zum ersten Male zu erscheinen
berechtigtsind, das Namensverzeichnisder Gewählten unter Vergleichung der

Mählerlistenzu revidieren, diejenigen Fälle, wo der Name eines Gewählten in
diesen Listen fehlt, zu untersuchenund über das Resultat dieser Untersuchungder
Bürgerschaft zu berichten, welche dann über die Gültigkeit oder Ungültigkeitder
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gültig, ohne daß es eines besonderenBeschlussesder Bürgerschaft da—

rüber bedürfte.
So lange die Wahl eines Mitgliedes von der Bürgerschaft nicht

für ungültig erklärt ist, hat dasselbe in der Versammlung Sitz und

Stimme. Jedoch darf derjenige, dessenWahl beanstandetwird, bei

der Beratungund Abstimmung der Bürgerschaftüber seineWahl nicht
gegenwärtigsein.

5. Verpflichtung zur Annahme der Wahl.

8 37.

Die in die Bürgerschaft Gewählten sind zur Annahme der Wahl
verpflichtet. Zur Ablehnung derselbensind nur berechtigt:

à. EhemaligeMitglieder des Senats,
b. Geistlichealler Konfessionens,
c. Diejenigen, welche während der letzten 6 Jahre der Bürger-

schaft angehört haben.“

Wahl zu entscheiden hat.“ (Geschäftsordnung §#69). „Beschwerden über die

Ungültigkeit einer Wahl wegen eines bei dem Gewählten zutreffenden Mangels
einer gesetzlichzur Wählbarkeit erforderlichen Eigenschaft können, sofern sie nicht
bereits bei der Wahldeputation angebracht und von derselben verworfen sein
sollten, bei der Bürgerschaft erhoben werden.“ (§ 70). „Die Anfechtung einer

Wahl wegen gesetzwidrigerWahlumtriebe oder wegen Ungesetzmäßigkeitder Wahl-
handlung selbst geschieht vor der Bürgerschaft“ (§ 71). Die Anfechtung der

Gültigkeit einer Wahl (8 70, 71) kann nicht später als in der Sitzung der

Bürgerschaft geschehen,in welcher der Gewählte zum ersten Male zu erscheinen

berechtigt ist. Der Antrag muß schriftlich eingereicht und von mindestens 5 Mit-

gliedern unterstützt sein. Über denselben entscheidet nach voraufgegangener kom-

missarischer Untersuchung die Bürgerschaft mittelst geheimer Abstimmung. Vorher
kann der Beteiligte selbst oder durch ein bevollmächtigtes Bürgerschaftsmitglied
seine Gründe gegen den Antrag vortragen (8 72 u. 73, Bürgerschaftsgesetz§ 12).

1 Geschäftsordnung der Bürgerschaft S 4—6.
2 Geschäftsordnung§ 7.
: Früher auchdie Professoren des AkademischenGymnasiums (s. oben S. 115,

Anm. 6).
1 Verf. Art. 35, 36 u. 34. Ist ein zur Ablehnung Berechtigter gewählt

so hat derselbe, falls er die Wahl nicht annehmen will, innerhalb drei Tage,

nachdem er von der auf ihn gefallenen Wahl amtliche Kenntnis erhalten hat, die

Central-Wahlkommission,unter Anführung der ihm zustehendenAblehnungsgründe,
hiervon in Kenntnis zu setzen, widrigenfalls er sein Ablehnungsrecht verliert.

(Bürgerschaftswahlgesetz,§ 27, Abf. 2.)
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Abgesehenvon diesendrei Ausnahmefällen, zieht eine Weigerung,
die Wahl anzunehmen, in gleicher Weise resp. mit den gleichen
Einschränkungenwie die Nichtannahmeeiner Wahl in den Senat (siehe
oben § 22), den Verlust des Bürgerrechts, sowie der öffentlichen
Amter und Ehrenstellennachsich!! Eine Befreiung von dieserKonse-
quenz der Annahmeverweigerung,sowie die Entlassung eines bereits

eingetretenenMitgliedes der Bürgerschaft kann nur durch Beschluß
der Bürgerschafterfolgen.?

Der hiernach in Hamburg bestehendeZwang zur Übernahme
und Fortführung eines Abgeordnetenmandatesist etwas recht Un-

gewöhnliches,für das sich eine Analogie wohl nur in zwei deutschen
Staaten (Sachsen-Altenburgund Reuß ä. L.), sowie in Norwegen
findet.¾ Der betreffendeZwang ist übrigens, im Gegensatzzu dem

Amtszwang bei den Mitgliedern des Senats und der sog. Deputationen
(s. unten § 55), eigentlich nur ein moralischer. Wenn ein zum Mit-

glied der Bürgerschaft Gewählter an den Sitzungen und Arbeiten

derselbennicht teilnimmt, so kann man ihm nichts anhaben, es sei
denn, daß er von vornherein ausdrücklicherklärte, er wolle die Wahl
nicht annehmen. Im allgemeinen wird freilich nur selten jemand
gegen seinen Willen zum Bürgerschaftsmitglied gewählt werden. Immer-
hin aber kann dies doch vorkommen, und ferner ist es jedenfalls wieder-
holt vorgekommen, daß Mitglieder der Bürgerschaft sich im Laufe der

sechsjährigenMandatszeit den Pflichten ihres Mandates einfach ent-

ziehen. Einem solchenpflichtwidrigen Verhalten von Mitgliedern der

Volksvertretungwürde sich,wenn die Möglichkeit einer Mandatsnieder-

legung existierte,wahrscheinlichleichterentgegenwirkenlassen.

1

Verf.Art.34. In der Verfassung von 1860 lautete der betr. Passus:
„Der Gewählteist zur Annahme der Wahl verpflichtet bei Verlust der staats-
bürgerlichen Rechte und des Rechtes, in Stadt oder Gebiet ein bürgerliches Ge-

werbezu betreiben, für die Dauer der nächsten 10 Jahre." (Ahnlich Kon-
stituantenverfassungArt. 54.)

* Verf. Art. 34.

Vgl. G. Meyer, DeutschesStaatsrecht, § 102, Anm. 1, und Aschehoug
Staatsrechtvon Schweden und Norwegen, 1886, S. 138. — In Lübeck und
Bremen giebt es einen solchenZwang nicht (Lüb. Verf. Art. 28, Brem. Verf.
8 41). In Sachsen ist ein Austritt aus der Kammer während einer Session
nur mit Genehmigung der Kammer gestattet (Wahlgesetz8 8).
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II. Allgemeine Stellung der Bürgerschaft.

8 38.

1. Die Bürgerschaft ist formell die Mitinhaberin der höchsten
Staatsgewalt. Sie ist jedoch (wie oben § 13 f. des weiteren aus-

geführt) thatsächlichauf eine Teilnahme an der Gesetzgebungund ge-

wisse,meist auch in den anderen deutschenBundesstaaten den an der

GesetzgebungteilnehmendenVolksvertretungen eingeräumteBefugnisse
beschränkt. (S. das Nähere unten S§40 f.).1

2. Besondere Ehrenrechte stehen der Bürgerschaft nicht zu. Die

Repräsentation des Staates ist allein Sache des Senats.

3. Die Bürgerschaft ist, wie der Senat und jede andere gesetz-
gebendeVersammlung, durch den 8 106 des Reichsstrafgesetzbuchsge-

schütztgegen eine Vergewaltigung (Auseinandersprengung;Nötigung
zur Fassung oder Unterlassung von Beschlüssen; gewaltsame Ent-

fernung von Mitgliedern; durch Gewalt oder durch Bedrohung mit

einer strafbaren Handlung bewirkte Verhinderung von Mitgliedern, sich
an den Ort der Versammlung zu begebenoder zu stimmen). Vgl.
oben S. 76.

4. Eine Beleidigung der Bürgerschaftist, wie die jeder anderen

deutschengesetzgebendenVersammlung, kein Antragsdelikt. Dieselbe
darf jedoch nur mit Ermächtigung der Bürgerschaft verfolgt werden.“

1 Grotefend sagt von den Bürgerschaften der Hansestädte: „Die politische
Personifikation der Unterthanen der drei Republiken ist die Bürgerschaft. Diese
ist die fingierte Gesamtheit der Unterthanen und vertritt dieselben ganz in der

Weise, wie die Ständeversammlung das politische Organ der Unterthanen in den

Monarchien ist. Es sind die Gesamtrechteder Unterthanen dem Staate gegen-
über, welche auch die Bürgerschaft in den Republiken zu vertreten hat. — Diese
Gesamtrechtesind aber genau dieselben, welche den Unterthanen der monarchischen
Staaten eignen, eben weil der Begriff der Unterthanenschaft in beiden Arten der

Staaten ein völlig gleicher ist. Vor allem gehört darum die Anteilnahme an

der Gesetzgebung zu dem Wirkungskreise der Bürgerschaft, aber auch die Be-

teiligung an der Staatsregierung (namentlich an der Finanzverwaltung) steht der

Bürgerschaft zu, welche die Ständeversammlung in den Monarchien geltend
machen kann.“ (Das Deutsche Staatsrecht der Gegenwart, 1863, S. 768.)

2

Strafgesetzbuch§ 197.
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5. „Das Organ der Versammlung in ihren äußerenBeziehungen“
ist der Präsident der Bürgerschaft, der in Behinderungsfällen durch
einen der beiden Vicepräsidentenvertreten wird.!

6. Die Bürgerschaft ist berechtigt — unter Berücksichtigungder

betreffendenBestimmungender Verfassung sowie auch sonstigerGesetze
— ihre Geschäftsordungselbständigfestzustellen.“ Sie prüft die Legi—
timation ihrer Mitglieder (s. oben 8 36), sie wählt ihren Präsidenten
sowie die anderen Mitglieder ihres Vorstandes, und sie übt eine

Disciplinargewalt über ihre Mitglieder sowie die Sitzungspolizei in

ihren Versammlungen aus? (s. unten S. 148 ff.).

III. Stellung und Verpflichtungender Bürgerschaftsmitglieder.

8 39.

1. Die einzelnen Mitglieder der Bürgerschaft sind, wie bereits

erwähnt, zur Annahme des ihnen, abgesehenvon Ersatzwahlen, auf
6 Jahre übertragenenMandates verpflichtet(s. oben 8 37). Vor Be—

endigung der Mandatszeit erlischt ihr Mandat nur, wenn sie die

Wählbarkeit zur Bürgerschaft verlieren (s.oben S. 115), oder wenn sie

1

Geschäftsordnung 8 12.
* Nach der Verfassung von 1860 (Art. 62) ward die Geschäftsordnung durch

Gesetzfestgestellt. — Eine selbständigeFeststellung der Geschäftsordnung steht auch
den Kammern in Preußen, Bayern und anderen deutschenBundesstaaten zu,
sowie auch den Bürgerschaften von Bremen und Lübeck. (Bremer Verf. 8 55,
Lüb. Art. 48.) In Bremen ist noch bestimmt, daß die Geschäftsordnungdem
Senat behufs Geltendmachung seines Einspruchsrechts gegen etwaige verfassungs-
oder gesetzwidrigeBestimmungen mitzuteilen sei. — H. Schulze sagt: „Die Ab-
fassung der Geschäftsordnungwird nach neuerer staatsrechtlicherAuffassung als
ein Akt der kollegialen Autonomie jedes Hauses (der Volksvertretung) angesehen.
Natürlich bezieht sich dieses Recht der Autonomie nur auf die inneren Verhält-
nisse jedes Hauses, während alle Bestimmungen, welche den Verkehr mit dem

anderenHause oder mit der Staatsregierung betreffen, nur durch Übereinkunft

*i*ö“ Faktoren geregelt werden können.“ (Deutsches Staatsrecht, Bd. 1,

Die Geschäftsordnungder Bürgerschaft bleibt in Kraft, bis sie von der
Bürgerschaft abgeändert wird, und bedarf demnach nach einer Erneuerung der
Bürgerschaftkeiner neuen Bestätigung. (Vgl. Wolffson, a. a. O., S. 17.)

*. Schulze nennt diese Rechte, im Gegensatz zu den politischen, die
Kollegialrechteder Volksvertretung.

v. Melle, Hamburg. Staatsrecht. 9
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ausnahmsweisevon der Bürgerschaft entlassen werden. Diäten oder

anderweitige Entschädigungenerhalten sie nicht.?
Es handelt sich demnachbei der Thätigkeit der Bürgerschafts-

mitglieder um eine unentgeltlich zu leistende Bürgerpflicht. Die Be-

zeichnungAmt resp. Ehrenamt dürfte jedochhier, wie bei anderen

Volksvertretungen,richtiger nicht angewandtwerdens; denn unter amt-

lichen Befugnissenpflegt man Regierungs=oder Verwaltungsbefugnisse
innerhalb eines bestimmten Amts= oder Geschäftskreiseszu verstehen,
und mit dem Amte ist ferner durchwegeine besonderejuristische oder

politische Verantwortlichkeit verbunden, die bei Volksvertretungen und

speciell auch bei der Bürgerschaft ausgeschlossenist."“ Jedenfalls sind
die Mitglieder der Bürgerschaft weder im Sinne des hamburgischen

1 Verf. Art. 34 u. 42. Über die Folgen einer Nichtannahme des Mandats

s. oben § 37 u. 22. — Gesucheum Entlassung aus der Bürgerschaft sind an den

Präsidenten derselben zu richten. Dieser veranlaßt zunächst einen Bericht des

Wahlprüfungsausschusses, und, wenn dieser eingegangen, entscheidetdie Bürgerschaft
nach einmaliger Beratung durch einfache Stimmenmehrheit. Von dem Ergebnisse
der Abstimmung wird dem Präsidenten des Senats Anzeige gemacht. (Geschäfts-
ordnung 8 67.)

2 Im Art. 44 der Verfassung heißt es: „Die Mitglieder der Bürgerschaft
verwalten ihr Amt unentgeltlich.“ Mit dieser Verfassungsbestimmung würde

eine etwaige Vergütung derjenigen Auslagen, welche den in Cuxhaven und

Bergedorf wohnhaften Bürgerschaftsmitgliedern durch die notwendigen Eisenbahn-
fahrten nach Hamburg erwachsen, wohl nicht unvereinbar erscheinenkönnen.

3 Die Verfassung thut dies im Art. 44. Auch H. Schulze spricht in seinem
Deutschen und Preußischen Staatsrecht von einem öffentlichen Amt der Volks-

vertreter. Die meisten Staatsrechtslehrer aber vermeiden — vermutlich nicht ohne
Grund — diese Ausdrucksweise. Grotefend sagt: „Wenn die Funktionen der

Bürgerschaftsmitglieder ein „Amt“ derselben genannt werden, so ist damit wohl
dem republikanischen Principe Rechnung getragen (o), eine besondere rechtliche
Bedeutung ist indes damit nicht bezeichnet.“ (Das DeutscheStaatsrecht der Gegen.
wart, S. 776.)

"Verf. Art. 48. Vgl. auch Reichsstrafgesetzbuch§ 11. — Gareis sagt in

seinem „Allgem. Staatsrecht“ (a. a. O., S. 59): „Dem Staatshaupte und den unter

ihm stehendenOrganen, d. i. der Regierung, obliegt die Aktion, die Leitung, die

Führung, und damit ist die Thätigkeit der Regierung als ununterbrochen, stetig
und als ein- und ergreifender bezeichnet als die der Volksvertretung; dies kommt

nicht bloß im Staatsnotrecht zum Ausdruck, sondern auch darin, daß zwar die

Regierung der Volksvertretung verantwortlich gemacht werden kann, nicht aber

die Volksvertretung der Regierung: die Genehmigungs-und Zustimmungsrechte
entziehen sich einer juristischen Verantwortlichkeit, sind aber eben doch nur Ge-

nehmigungs- und Zustimmungsrechte.“
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Staatsrechts noch in dem der Reichsgesetzgebung,insbesonderedes

Strafgesetzbuchs,als Beamte zu betrachten.
Es ist üblich von einem „Mandat“ der Volksvertreter zu sprechen,

vielleicht weil man das Wort „Amt“ zu vermeiden sucht. Doch ist,
wie oft genug hervorgehoben,eine analoge Anwendung der Grund-

sätze über das civilrechtlicheMandatsverhältnis nicht zulässig. Ins-

besonderesteht der Gewählte seinen Wählern gegenüber vollkommen

unabhängig und selbständigda. Dies ist auch in der hamburgischen
Verfassung zum Ausdruck gelangt, indem es dort im Art. 33 heißt:
„Kein Mitglied der Bürgerschaft kann hinsichtlichseinesVerhaltens in

derselben gültige Verpflichtungen gegen seine Wähler übernehmen;
ebensowenig können einem Mitgliede der Bürgerschaft von seinen
Wählern bindende Vorschriften erteilt werden“. Weiter aber vertritt

auch jedes Mitglied der Bürgerschaft nicht nur seine Wähler, sondern
die gesamte Bevölkerung. Der in die Bürgerschaft Gewählte ist nicht
Bezirks-, Grundeigentümer=oder Notabelnanwalt, sonderner ist Volks-

vertreter, d. h. er hat, einerlei von wem er gewählt worden, alle be-

rechtigtenInteressender Bevölkerungin gleicherWeise zu berücksichtigen.
In der hamburgischenVerfassung ist dies nicht, wie in vielen anderen

Verfassungen:,ausdrücklich hervorgehoben; es versteht sich aber von

selbst, da es sich ohne weiteres aus dem Begriff und Charakter der
Volksvertretungergiebt.=

2. Die Mitglieder der Bürgerschaft sind verpflichtet, in den

Sitzungen der Bürgerschaftzu erscheinen. In Behinderungsfällenist
dem PräsidentenschriftlichAnzeigezu machen. Die Beobachtungdieser
Bestimmungenläßt sichjedochnicht erzwingen; sie ist thatsächlichdem

Pflicht= und Taktgefühl des Einzelnen überlassen.(Vgl. oben S. 127.)
So in der Reichs. und preußischen Verfassung und auch in der von

Lübeck (Art. 26) und Bremen (8 44).

Vgl. H. Schulze, Deutsches Staatsrecht, Bd. 1, S. 457 f. — Den in
den meisten deutschenStaaten üblichen Abgeordneteneid haben die Mitglieder der

Hamburger,wie auch die der Bremer und Lübecker Bürgerschaft nicht zu leisten.
Geschäftsordnung§ 26. Vgl. ferner unten S. 168 bei Anm. 4 u. S. 183

Anm. 3, sowie § 106 des Strafgesetzbuchs(s. oben § 38, 3). — In der Bremer
Geschäftsordnung(§ 21) ist bestimmt: „Ein Urlaub von mehr als 6 Wochen ist
von der Bürgerschaft zu bewilligen."

In der alten Geschäftsordnung(von 1859, § 37) hieß es „Eine beharr-
liche Weigerung, die den Mitgliedern der Bürgerschaft obliegenden Verpflichtungen

9*
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3. Die Mitglieder der Bürgerschaft sind verpflichtet, über das in

geheimenSitzungen Verhandelte Verschwiegenheitzu bewahren. (Be-
züglich der Vertrauensmänner für die Senatswahlen f. oben 8 19,
bezüglich der Mitglieder einer Entscheidungsdeputations. unten 8 48.

4. Jedes Mitglied der Bürgerschaft untersteht in dieser der ord-

nungsmäßigen Disciplin des Vorsitzendenresp. des Hauses. Außer-
halb der Bürgerschaft aber kann es für seineAußerungenwie für seine
Abstimmungen in derselbenoder ihren Ausschüssennicht in Anspruch
genommen werden.s Entsprechendden in anderen Staaten für die

Volksvertreter geltendenBestimmungen, ist also den Mitgliedern der

Bürgerschaft in dieser eine nur durch das Haus selbst, nicht durch
irgendwelches GesetzbeschränkteRedefreiheit eingeräumt.“

zu erfüllen, hat dasselbe Präjudiz zur Folge, wie die Verweigerung der Annahme
der Wahl. Zu einem solchen Beschluß der Bürgerschaft ist eine Majorität von

128 Stimmen erforderlich.“ — Im Bremer Bürgerschaftsgesetzvon 1875 ist
bestimmt (8 15): „Das Recht zur Teilnahme an der Bürgerschaft kann demjenigen
entzogen werden, welcher sich beharrlich weigert, den ihm als Mitglied der Bürger-
schaft gesetzlichoder in Gemäßheit der Geschäftsordnung obliegenden Verbindlich.
keiten nachzukommen, oder der Pflicht zur Geheimhaltung eines Gegenstandes zu-

widerhandelt, oder die der Versammlung oder seiner Stellung schuldige Achtung
gröblich verletzt. Die Entscheidung darüber, ob ein solcher Fall vorliege, steht
der Bürgerschaft zu. Das Bürgeramt ist verpflichtet, sobald von wenigstens 30

Vertretern (d. h. Bürgerschaftsmitgliedern) darauf angetragen wird, die Bürgerschaft
zu einer solchen Beschlußnahme zu veranlassen. Vorab ist indes dem Beteiligten
davon Anzeige zu machen, und steht es demselben frei, selbst oder durch einen

Bevollmächtigten, der zugleich zu den Vertretern gehört, seine Gegengründe in der

Versammlung vorzutragen.“ — AhnlicheBestimmungen gelten auch in anderen

deutschenStaaten (z. B. Bayern, Sachsen und Hessen).
1 In Bremen und Lübeck ist dies ausdrücklich vorgeschrieben (Bremer

Geschäftsordnung § 25, Lübecker 8 15), in Hamburg nicht; doch bedarf es einer

besonderen Bestimmung darüber auch nicht.
8 Verf. Art. 48, Abs. 2. („Die Bürgerschaft hat, nach Maßgabe der Ge-

schäftsordnung, wegen Ordnungswidrigkeiten oder Pflichtverletzungen gegen ihre
Mitglieder auf disciplinarischem Wege zu verfahren“.), Geschäftsordnung§ 30.

Vgl. unten 8 43.
: Verf. Art. 48, Abs. 1, Reichsstrafgesetzbuch§ 11.
4 Das Vorbild der dahingehenden Bestimmungen aller neueren Verfassungen

war die nur altenglisches Recht bestätigende - Bill of rights= von 1689, a. 9:

othat the freedom of speech and debates or Proceedings in parliament ought
not to be impeached or questioned in any court or place out of parliamente
(ogl. H. Schulze, Deutsches Staatsrecht, Bd. 1, S. 485. — Eine Konsequenz der

parlamentarischenRedefreiheit ist der § 12 des Reichsstrafgesetzbuches:„Wahrheits-
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5. Die civilprozessualischeHaft ist gegen die Mitglieder der

Bürgerschaft, wie gegen die Mitglieder jeder anderen deutschengesetz-
gebendenVersammlung, während der Sitzungsperiodenunstatthaft, sofern
nicht die Versammlung die Vollstreckung derselben genehmigt. Die

begonneneHaft wird für die Dauer der Sitzungsperiodeunterbrochen,
wenn die Versammlung die Freilassung verlangt.2

6. Den Mitgliedern des Reichstages,des preußischenLandtages
und anderer Volksvertretungen stehen auch besonderePrivilegien in

betreff der strafprozessualischenVerhaftung und Untersuchungzu. Den

Mitgliedern der Bürgerschaft sind jedochsolchenicht eingeräumt."
7. Die Mitglieder der Bürgerschaft (wie die Mitglieder jeder

anderen deutschengesetzgebendenVersammlung)sindauf Grund der Reichs-
gesetzgebungbefugt, die Berufung zum Amte eines Schöffen oder Ge-

schworenenoder eines Beisitzers im Seeamteabzulehnen. Ferner sind
sie landesgesetzlichbefugt, die Wahl zum nichtrichterlichenMitgliede der

Schätzungskommissionfür Expropriationssachen und zu einem (Land)
Gemeindeamte abzulehnen.“

getreue Berichte über Verhandlungen eines Landtags oder einer Kammer eines
zum Reich gehörigen Staats bleiben von jeder Verantwortlichkeit frei“.

Die Sitzungsperiode beginnt mit dem auf Grund der Einberufung des
Senats erfolgenden Zusammentreten der Bürgerschaft und dauert von da bis zum
Ende der Legislaturperiode (s. oben S. 46).

* Civilprozeß.Ordnung § 785 f., 812 u. 355, Abf. 2.
* Reichs-Verf. Art. 31: „Ohne Genehmigung des Reichstags kann kein Mit-

glied desselbenwährend der Sitzungsperiode wegen einer mit Strafe bedrohten
Handlung zur Untersuchunggezogen oder verhaftet werden, außer, wenn es bei

Ausübung der That oder im Laufe des nächstfolgendenTages ergriffen wird. —

Auf Verlangen des Reichstags wird jedes Strafverfahren gegen ein Mitglied des-

selbenund jede Untersuchungshaftfür die Dauer der Sitzungsperiode aufgehoben."
(Ubereinstimmend Preuß. Verf. Art. 84.)

Die Reichsgesetzgebunghat nur bestimmt, daß „die landesgesetzlichenBe-
stimmungen über die Voraussetzungen,unter denen gegen Mitglieder einer gesetz-
gebenden Versammlungwährend der Dauer einer Sitzungsperiode eine Straf-
verfolgung eingeleitet oder fortgesetzt werden kann“, — durch die Strafprozeß-
ordnung unberührtbleiben sollen (Einführungsgesetzzur Strafprozeßordnung 8 6).
Es kommen also hier nur landesgesetzlicheVorschriften in Betracht.

5 Gerichtsverfassungsgesetz§ 35 und 8 85, Abs. 2; Seeunfallsgesetz von

1877, § 10.
5 Hamb. Expropriationsgesetzvon 1886, 8 16, Abs.6, und Gerichtsverfassungs.

gesetz§ 35; Landgemeindeordnungvon 1871, Art. 21, e.
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8. Dieselben sind (wie die Mitglieder jeder anderen deutschen
gesetzgebendenVersammlung) als Zeugen oder Sachverständigewährend
der Sitzungsperiodeund ihres Aufenthalts am Orte der Versammlung
an diesemOrte zu vernehmen. Zu einer Abweichung von dieser Be—

stimmungbedarf es der Genehmigungder Bürgerschaft.1

IV. Zuständigkeitder Bürgerschaft.

8 40.

Senat und Bürgerschaft sind die beiden, als solche?durchaus
gleichberechtigtengesetzgebendenKörper. Ein Gesetz (im formellen
Sinne) beruht also immer auf einem übereinstimmendenBeschluß von

Senat und Bürgerschaft.? Die Initiative dazu (das Vorschlagsrecht)
steht beiden in gleicherWeise zu.“

Gegenstände der Gesetzgebung, d. h. Gegenstände,bezüglich
derer eine Genehmigung von Senat und Bürgerschaft erforderlich ist,
sind nach der Verfassung die folgenden:

1. „Die Erlassung, authentischeAuslegung, Abänderung und Auf-
hebung von Gesetzen über Gegenstände des öffentlichen und des

Privatrechts.“
Unberührt durchdieseallgemeineBestimmung bleibt natürlich das

dem Senat in der VerfassungeingeräumteVerordnungsrecht(s. oben

S. 88 ff.). Gesetzeim materiellen Sinne könnensomit in bestimmten
Fällen in Gestalt von sog. Rechtsverordnungen(d. h. allgemeineRechts-
regeln enthaltenden Verordnungen) von dem Senate allein erlassen
werden. Außerdem ist der Bürgerausschuß (nach Art. 60 No. 2 der

1 Civilprozeßordnung § 347 und 367; Strafprozeßordnung § 49 und 72,
Seeunfallsgesetz § 19. (In betreff der Sitzungsperiode s. oben S. 46.)

2 Aber auch nur als solche, s. oben S. 39 ff.
Verf. Art. 61. Das Gesetz„beruht“ nur auf diesem übereinstimmenden

Beschluß. Zu seiner Entstehung ist außer demselben noch die Ausfertigung und

Verkündung (jedochnicht eine Sanktion) seitens des Senats erforderlich S. oben

S. 85 ff.
4 Verf. Art. 61, Abs. 2 (Vgl. jedoch unten unter 3 u. 11). Ebenso steht die

Initiative in fast allen konstitutionellen Staaten nicht nur der Regierung, sondern
auch der Volksvertretung zu.

— Nach der alten hamburgischenVerfassung aber

hatte die Bürgerschaft so gut wie gar keine Initiative (s. oben S. 10).
5

Verfassung Art. 62 (s. oben S. 42 f.). — In den wesentlicherenPunkten
übereinstimmend: Lüb. Verf. Art. 50 und 51, Brem. Verf. 8 58.
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Verfassung)befugt, auf Antrag des Senats iu dringlichen Fällen ge—

setzlicheVerfügungen von geringerer Bedeutung bis zur künftigen Zu-
stimmungder Bürgerschaft mitzugenehmigen.!

Ferner können durch die ReichsgesetzgebungjederzeitBestimmungen
hamburgischerGesetze,einschließlichder Verfassung,abgeändertoder auf-
gehobensowie neue, auch für Hamburg verbindliche Rechtsregeln auf-
gestellt werden. Auch kann die Reichsgesetzgebungden Senat mit dem

einseitigenErlaß von, sie nach bestimmten Richtungen hin ergänzenden,
Rechtsregelnbetrauen, einerlei ob für die letzterennachhamburgischem
Staatsrecht eine Mitgenehmigung der Bürgerschaft erforderlich wäre

oder nicht. (S. oben S. 90 f.)
Die Aufhebung oder Abänderung von Bestimmungen der hambur-

gischenVerfassung ist — sofern sie nicht durch die Reichsgesetzgebung
oder eine dieselbe ergänzendeRechtsverordnung oder provisorisch auf
Grund des dem Senate zustehendenStaatsnotrechts (s. oben S. 91 ff.)
erfolgt — an besondere erschwerendeBedingungen geknüpft. Diese
Bedingungen betreffen jedoch nur die Behandlung der betreffenden
Vorlage in der Bürgerschaft(s. unten S. 159).

2. „Die Auflegung, Prolongierung, Veränderung oder Aufhebung
von Steuern und Abgaben.“

Auch hier greift die Reichsgesetzgebungbeschränkendein. Nach der

Reichsverfassung(Art. 4 No. 2) unterliegen nämlich die für die
Zwecke des Reichs zu verwendenden Steuern der Gesetzgebungdes

Reichs. Die Auswahl der betreffendenSteuernist der Reichsgesetz-
gebung überlassen. Außerdem wird die einzelstaatlicheSteuergesetz-
gebungnoch durch die Bestimmungendes Reichsgesetzeswegen Besei-
tigung der Doppelbesteuerung(vom 13. Mai 1870) beschränkt.

Einer Prolongierung von Steuern bedarf es natürlich nur dann,
wenn dieselbennur für bestimmte Zeit bewilligt worden.?

3. Feststellung des Staatshaushaltes. Im Art. 62 der
Verfassungist dieselbebezeichnetals „Genehmigung des vom Senate

1
Nach dem Worte „Zustimmung"“ ist wohl zu ergänzen: „oder Nicht

zustimmung“.
2 Alljährlich werden auf ein weiteres Jahr prolongiert: die gesetzlichenBe.

stimmungen über die Einkommensteuer,die Stempelabgabe, die Erbschaftsabgabe,
die Abgabe von den öffentlichen Vergnügungenund die Immobilienabgabe.
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(mit den Specialetats) der Bürgerschaft vorzulegendenVoranschlages
der gesamtenEinnahmen und Ausgaben des Staates für das nächste
Jahr, im ganzen und in den einzelnen Teilen, sowie etwaige Nach-
bewilligungen“.1 Diese Fassung ist keine besonders glückliche; denn

man könnte aus dem Wortlaute vielleicht folgern, daß der Bürger-
schaft nur eine Genehmigung oder Nichtgenehmigungdes Gesamt-
budgets oder seiner einzelnen Positionen zustehe. Gemeint aber ist
jedenfalls, daß die Bürgerschaft, wie andere Volksvertretungen, auch
befugt sein soll, Abänderungs= oder Ergänzungsanträge zu dem ihr
vorgelegten Budgetentwurf zu machen.?

Das moderne Budgetrecht hat sich aus dem Steuerbewilligungs-
recht entwickelt und ist, wie dieses, auf dem Kontinent englischem
Muster nachgebildet,jedoch— von einzelnenAusnahmen abgesehen—

mit einer wesentlichenAbweichung. In England nämlich hat man

stets an dem Grundsatze festgehalten,daß die gesetzlichfeststehenden
Einnahmen und Ausgaben nicht GegenstandparlamentarischerBewilli-

gung seien. Es kommen also dort nur diejenigen Positionen des

Budgets zur Kognition des Parlaments, welche den Charakter von

sog. beweglichen Einnahmen oder Ausgaben besitzen. In den meisten
Staaten des Kontinents aber hat man diesenaturgemäßeEinschränkung
des parlamentarischenBudgetrechts — vermutlich zuerst aus Un-

kenntnis des englischenStaatsrechts — nicht mit übernommen, und

ist man dann vielfach zu der seltsamen Auffassung gelangt, die

1 Hervorzuheben ist noch, daß der Bürgerausschuß (an Stelle der Bürger-
schaft) befugt ist, im Budget nicht aufgeführte Ausgaben bis zu dem bei Be-

liebung des Budgets für unvorhergesehene Ausgaben festgestellten Gesamtbetrage
mitzugenehmigen (Verf. Art. 60, No. 1).

: Klarer und einfacher ist die Bestimmung der Reichsverfassung(Art. 69),
daß der Reichshaushaltsetat durch ein Gesetzfestzustellen sei. Laband hebt
jedoch mit Recht hervor, daß der Etat, da er keine Rechtssätzeenthalte, sondern
nur ein Voranschlag über die zu erwartenden Einnahmen und Ausgaben sei,
nicht im materiellen, sondern nur im formellen Sinne als ein Gesetz bezeichnet-
werden könne. Seine Festsetzungerfolge im Wege der Gesetzgebung(in Marquard,
sen's Handbuchdes öffentl. Rechts, Bd. 2, Hlbbd. 1, S. 204. Vgl. ferner Gneist
Gesetzund Budget, 1879, S. 166 und die dort citierten Schriftsteller). — Von

einer Initiative der Volksvertretung kann hier jedoch (abgesehenvon Ergänzungs-
anträgen) nicht die Rede sein.

s
Vgl. G. Meyer, Staatsrecht, § 204, Gneist, Gesetzund Budget, S. 85 ff.

G. Seidler, Budget und Budgetrecht, 1885, S. 150 ff.
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Volksvertretung habe bezüglichaller Steuern und Ausgabendas Recht,
dieselben alljährlich je nach ihrem Gutdünken zu bewilligen oder zu

verweigern.
Auch in Hamburg giebt es eine der obenerwähnten englischen

analoge Einschränkungdes Budgetrechtes nicht. Es findet demnach
eine formelle Teilung des Budgets in einen gesetzlichfeststehenden
und einen beweglichenTeil nicht statt. Materiell aber ist dessen-
ungeachtetein Unterschied zwischengesetzlichfeststehendenund beweg-
lichen Einnahmen und Ausgaben zu machen. Die Genehmigung der

ersteren ist ein rein formeller Akt, der von der Bürgerschaftnicht ver-

weigert werden kann, da es ihr nicht zusteht, einseitig bestehendeGe-

setzeaufzuheben. Nur wenn Senat und Bürgerschaft über solcheAuf-
hebungeinverstandensind, kann dieselbe wie durch ein Specialgesetz,
so auch durch das Budgetgesetzerfolgen.

1 G. Meyer sagt k(a. a. O., § 205): „Für die gesetzlichfeststehendenEin-

nahmen und Ausgaben enthält das Budget lediglich eine Deklaration; sie können

vom Landtage nicht verweigert werden, weil diesem nicht das Recht zusteht, ein-

seitig die bestehenden Gesetze aufzuheben. Nur die beweglichenEinnahmen und

Ausgaben unterliegen der freien Bewilligung seitens des Landtages“. Vgl. ferner

Saband,in Marquardsen's Handbuch des öffentlichen Rechts. a. a. O.,

In Lübeck ist bestimmt, daß die durch die Verfassung festgestellten oder
durch besondere Rat- und Bürgerschlüsse bereits bewilligten Einnahmen und Aus-
gaben bei Gelegenheit der Prüfung des Staatsbudgets einseitig weder vom Senat

noch von der Bürgerschaft abgelehnt werden dürfen. Die betreffenden Behörden
sind ausdrücklichermächtigt, derartige Positionen des Budgets zur Ausführung zu

bringen, auch wenn im übrigen über das letztere noch keine Einigung zwischen
Senat und Bürgerschaft zustandegekommenist. Der Mitgenehmigung der Bürger-
schaft unterliegt also das Staatsbudget in seiner Gesamtheit nur insofern, als die

Bürgerschaft berechtigt ist, bei jeder einzelnen Position zu prüfen, ob dieselbeauf
Grundvon im Wege der Gesetzgebungerlassenen Bestimmungen in das Budget
eingestellt ist. Ergiebt sich bei dieser Prüfung bezüglich einer Position eine Mei-
nungsverschiedenheitzwischen Senat und Bürgerschaft, und bleibt diese bis zum

Schlussedes Jahres unausgeglichen, so muß zwar von der Ausführung der betr.

PositionAbstandgenommen werden; doch soll dann sofort nach Maßgabe der Ver-

fassungeine. Entscheidungsdeputationeingesetzt werden (s. unten § 48, 3), welche
über die Streitfrage zu beschließenhat (Verf. Art. 51, 3, Bekanntmachung, die

zwischenSenat und Bürgerschaftin Beziehung auf das Budgetbewilligungsrecht ge.
schlosseneVereinbarung betreffend, von 1852, wieder publiziert als Anhang der
Verfassungvon 1875, und Klügmann, Lüb. Staatsrecht, a. a. O., S. 53). Ahnlich
(abgesehenvon der für Entscheidungvon Differenzen vorgesehenen Instanz)



— 138 —

Das Etatsjahr fällt in Hamburg mit dem Kalenderjahr zusammen.
Ist das Budgetgesetznicht rechtzeitigzu stande gekommen,so findet für
das erste Quartal des Jahres eine vorläufige Bewilligung in folgen-
der Weise statt. Es wird von Senat und Bürgerschaft beschlossen:
„die Finanzdeputationzu ermächtigen, die für die Staatsverwaltung
erforderlichenAusgaben, soweit dieselbennicht schonanderweitig durch
Senats= und Bürgerschafts-Beschlüssefeststehen",einstweilen bis zum
vierten Teile der in dem vom Senat vorgelegten Budget dafür aus-

gesetztenSummen aus der Staatskasse zu bestreiten,jedochunter dem

Vorbehalt, daß hierunter keine Neubauten oder sonstigeneue Anlagen

Verfassung von Schaumburg-Lippe Art. 34—36. — Hervorzuheben ist noch,
daß in der Lübecker Verfassung (Art. 51, 4) bestimmt ist: „Die Bürgerschaft
darf ihre Zustimmung zu einer nach der Aufgabe des Senates erforderlich werdenden

Verstärkung der zu Ehrenausgaben desselben, sowie zur Bestreitung der Kosten
diplomatischer Verhandlungen und Sendungen im Staatsbudget ausgefetzten Geld-
mittel nicht versagen. Sie kann indessenim ersten Falle vom Senate eine Dar-

legung der mit der Gesamtsumme bestrittenen Zahlungen begehren."
Ferner hat nach der Bremer Verfassung (8 57, 9) der Senat die freie

Verfügung „über eine bestimmte Summe zu öffentlichen oder anderen gemein-
nützigen Zwecken in Gemäßheit näherer gesetzlicherBestimmung.“ Im Senats-

gesetzvon 1875 ist im Anschluß daran bestimmt (§ 37—41): „Die betreffende
Summe beträgt, jährlich20,000 M. Dieselbe kann nicht zu Gehaltsverbesserungen
oder fortlaufenden Gratifikationen von Beamten verwandt werden. Der Senat giebt
Ende jedesJahres der Finanzdeputation eine Übersichtder gemachtenVerwendungen.
Was von der Summe im Jahre nicht verwandt ist, verbleibt der Generalkasse.
Die vorstehendenBestimmungen werden alle 5 Jahre einer Revision unterzogen.“

1 Nach § 17 des hamburgischen Verwaltungsgesetzes hat der Vorstand
einer jeden Verwaltungsabteilung (s. unten § 54) die Specialbudgets derselben

für das folgende Jahr (nachdem sie betreffenden Falls von den kompetenten

Deputationen genehmigt und von dem Vorsitzenden und einem anderen Mitgliede
dieser Deputationen unterzeichnet sind) im Laufe des Juli dem Senate einzu-
liefern. Der Senat überweist dieselben an die Finanzdeputation, welche ihm dann
vor Ende September den Entwurf des Generalbudgets einzureichen hat. Nach einer

Durchberatung im Senat erfolgt darauf die Budgetvorlage an die Bürgerschaft.
Mit der Verwendung einer im Budget bewilligten Ausgabe muß spätestens

bis zum 30. Juni des auf das Budgetjahr folgenden Jahres begonnen werden,

widrigenfalls die Bewilligung erlischt (Verwaltungsgesetz § 18).
à Bemerkenswert ist, daß in diesem üblichen provisorischenBewilligungs-

beschluß die durch Senats= und Bürgerschaftsbeschluß„feststehenden“ Ausgaben
nicht mit bewilligt werden. Es ist dies ein weiterer Beweis dafür, daß die ge-

setzlichfeststehendenPositionen des Budgets nicht von der Bürgerschaft verweigert
werden können.
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und keine mit festen Gehalten auszustattendeneue Anstellungen oder

Erhöhungen bisher bezogenerGehalte zu begreifen seien, — sowie
andererseitsunter der Erklärung, daß bei solchenAusgaben, welche
sich ihrer Natur nach nicht gleichmäßig über das Jahr verteilen,
sondern vorzugsweise oder gänzlich in bestimmtenMonaten zur Ver—

wendung kommen müssen(insbesondereauch bei dem Artikel „Unvor—
hergeseheneAusgaben") eine Überschreitungder bewilligten Quote je
nach Bedürfnis statthaft sei."“

4) Die Bewilligung von Staatsanleihen:
5) Die Veräußerung von Staatsgut, welche den Betrag

von M. 5000 übersteigt und nicht schon im regelmäßigenGange der

Verwaltung liegt.
6) Grenzregulierungen. Dieselben werden wohl nicht anders

als durch einen Staatsvertrag erfolgen können. Für letzteren aber

ist ohnedies die Zustimmung der Bürgerschaft erforderlich. (S. unter 11.)
Abgesehenvon dem Fall einer „bloßen Grenzregulierung“ kann eine

Gebietsveräußerungnur auf dem Wege der Verfassungsänderunger-

folgen.s (S. unten S. 159.)
7) Die Enteignung (Expropriation) von Privateigentum
Daß die gesetzgebendenKörper in jedem einzelnenFalle darüber zu

entscheiden haben, ob von dem Expropriationsrecht des Staates Ge-
brauch zu machen, ist eine Eigentümlichkeit, welche das Staatsrecht der
drei Hansestädtemit dem von England und den Vereinigten Staaten

gemein hat.“" In anderen Staaten ist dieseEntscheidungdurchweg in
die Hände eines Regierungsorgansgelegt.

1 In der Verfassungheißt es inkorrekt „Abschließung“ von Staatsanleihen.
Die Abschließungsetzt zwar die Bewilligung im Wege der Gesetzgebungvoraus,
sie selbst aber kann nur Sache der Verwaltung sein. (Vergl. auch Wolffson,
a. a. O., S. 20.)

Z * Zur Mitgenehmigungeiner Veräußerung, welche den Betrag von 5000 M.

nichtübersteigt,ist der Bürgerausschuß befugt (Verf. Art. 60, No. 1). — Die
Vermietung oder Verpachtung von Staatsgrund, auch auf längere Dauer, ist
alleinSacheder Verwaltung. (Ausschußberichteder Bürgerschaft 1879, No. 50;
Wolffson, a. a. O., S. 20.)

3 Verf. Art. 2.

Vgl. Lüb. Verf. Art. 50, VIII, Bremer Expropriationsgesetz
von 1843; Bluntschli, Allgem. Staatslehre, 5. Aufl., S. 294 f G. Meyer,
DeutschesVerwaltungsrecht, Bd. 1, S. 266. Bluntschli erklärt die Entscheidung
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Auch in den Hansestädtensind übrigens, wie in anderen Staaten,
allgemeine gesetzlicheRegeln darüber erlassen,für Anlagen welcher Art

eine Expropriation überhaupt zulässig sein soll.! Die Gesetzgebung
aber, welchejene allgemeinenRegeln erlassenhat, ist wenigstensformell
berechtigt,sich über eine Anwendung derselbenim einzelnenFalle hin-
wegzusetzen.Wie sie ein einfachesGesetz(im Gegensatzzu einer be-

sonders geschütztenVerfassungsbestimmung)jederzeit aufheben kann, so
ist sie auch nicht gehindert, für einen einzelnen Fall eine Ausnahme
von demselbenzu beschließen.Auch ist nicht erforderlich, daß sie aus-

drücklicherklärt, es solle eine solcheAusnahme gemachtwerden; viel-

mehr ist der betr. Beschluß, einerlei, ob er mit den allgemeinenRegeln
des Expropriationsgesetzes in Widerspruch steht oder nicht, zweifellos
rechtsgültig.

Andererseits wäre es freilich gewiß nicht rationell, sich ohne
zwingenden Grund über die allgemeinenRegeln des Expropriations-
gesetzeshinwegzusetzen;denn dieselbensollen ja, wie in anderen Staaten,
die Richtschnur für die Entscheidung im einzelnen Fall bilden.

8. Die Erteilung ausschließlicher Privilegien.?
9. Die Zulassung neuer religiöser Gemeinden und die

durch ein Regierungsorgan für im Princip richtiger. Sache der Regierung
— so argumentiert er mit Recht — sei es, im einzelnen Falle das anzuordnen,
was das öffentliche Wohl erfordere. Auch komme der Regierung in höherem
Maße die Fähigkeit zu, die Zweckmäßigkeit der Mittel zu beurteilen. Nur müßten
die Formen des Verfahrens Garantien dafür bieten, daß nicht bloße Willkür und

Laune entscheide.
1 Hamb. Expropriationsgesetzvom 5. Mai 1886, § 1. S. unten § 70.

2 Der etwas dunkle Begriff der „ausschließlichen Privilegien“ stammt aus

der alten Verfassung. Nach Art. V des Hauptrezessesvon 1712 stand dem Rate

zu: „Concessio Privilegiorum, jedoch dergestalt, daß in den bißher bereits vor-

gekommenenPrivilegien, mit Oberalten oder Collegis Civicis, auf gleicheAhrt, wie

solches bißher gebräuchlichgewesen,in neuen Vorfällen aber, da in illo genere

vorhin noch kein Privilegium Einem oder Mehrern privative, mit Ausschließung
aller Andern, zu geben wäre, mit der ErbgesessenenBürgerschafftselbst behörige
Communication gepflogen und sonsten nach dem Reglement der Aempter und

Brüderschafften verfahren werde.“ Daß zu den ausschließlichenPrivilegien nicht
die Ehrentitel gehören, ist schon oben (S. 77. Anm.) hervorgehoben.— Auch in

Lübeck ist zur Erteilung von Privilegien, in Bremen zur Erteilung, Abände-

rung oder Aufhebung gewerblicherPrivilegien die Mitgenehmigung der Bürger-
schaft erforderlich (Lüb. Verf. Art. 50, VI; Brem., § 58, d).
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Abänderung der Konzessionen für die bereits zugelassenen.
Nach Art. 96, Abs. 2 der Verfassung sollte über die Bedingungen für
die Bildung neuer religiöser Gemeinschaftenein Gesetzerlassenwerden;

doch ist dies bisher nicht geschehen.Nach einem Gesetzvon 1860 ist
aber „bis auf weiteres“ zur Erteilung einer „Konzession“zur Bildung
einer neuen „religiösen Kongregation“, wie zur Abänderung der erteilten

Konzessionen,ein Beschluß von Senat und Bürgerschaft erforderlich,
10. Die Gewährung einer Amnestie.
11. „Staatsverträge.“ Im Art. 22, Abs. 2 der Verfassung

heißt es: „Der Senat schließt die Staatsverträge, hat aber vor

Ratifi zierung, d. h. vor dem definitiven Abschluß?derselben,die

Zustimmung der Bürgerschafteinzuholen.“ Hiermit stimmt nicht ganz

überein, daß nach Art. 62 der Verfassung die Ratifikation selbst
Gegenstand der Gesetzgebungsein soll. Thatsächlich kommt freilich
beides auf dasselbe hinaus: die Ratifikation erfolgt nur, wenn Senat

und Bürgerschaft über den Vertrag einverstanden sind. Rechtlich aber

ist es nicht gleichbedeutend,ob die Ratifikation durch den Senat nach
von ihm eingeholterZustimmung der Bürgerschaft, oder ob sie durch
Senat und Bürgerschaft erfolgt. Daß das letztere mit der staats-
rechtlichenStellung des Senats, welcher den Staat nach außen hin

1 Gesetz vom 28. Sept. 1860, betreffend Aufhebung der dem Kollegium
der Sechziger hinsichtlich der Bildung neuer religiöser Gemeinschaften erteilten
Vollmacht. — Auch in Bremen und Lübeck ist die Anerkennung neuer Religions-
gemeinschaftenresp. die Gestattung eines öffentlichen Gottesdienstes derselben von

einer Mitgenehmigung der Bürgerschaft abhängig (Brem. Verf, § 57, d; Lüb.

Verf. Art 50, V).
* Die Amnestie bezieht sich auf eine ganze Kategorie von strafbaren Hand-

lungen. „Sie ist eine Verbindung von Begnadigung und Abolition (Nieder-
schlagungder Untersuchung) in einer größeren Ausdehnung und ohne weiteres
Eingehen auf einzelne Fälle und begreift im Zweifel nicht nur die Erlassung der

Strafe,sondern auch sämtlicher rechtlicher Folgen der Anschuldigung und Ver-

urteilungin sich; sie bezeichnet ein vollständiges Vergessen des Geschehenen, lex
oblivionis“ (H. Schulze, Deutsches Staatsrecht, Bd. 1, S. 570).

"
Ratifikation ist der vollgültige völkerrechtlicheVertragsabschluß. Sie besteht

in der Ausstellungeiner den (von den Bevollmächtigtenfestgestellten)Vertragsentwurf
genehmigendenUrkunde seitens der Regierung. Vgl. H. Schulze, Deutsches
Staatsrecht, Buch 2, S. 329: Bulmerinegq, Völkerrecht, in Marquardsen's Hand.
buch des öffentlichen Rechts, Bd. 1, Halbband 2, S. 303; Heffter-Gefscken
Völkerrecht, 8. Ausgabe, 1888, S. 194.
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allein zu vertreten hat, unvereinbar sein würde, liegt auf der Hand.
Die Ausstellung der Ratifikationsurkunde kann immer nur Sache des

Staatshauptes, der Regierung sein, und die sichdaraus ergebendeaus-

schließlicheBefugnis des Senats ist denn auch im Art. 22, Abs. 2

der hamburgischenVerfassung aufs klarste zum Ausdruck gelangt.
Die erwähnte Bestimmung des Art. 62 der Verfassung muß daher
dahin interpretiert respektivekorrigiert werden, daß die im Wege der

Gesetzgebungerfolgte Genehmigung eines Staatsvertrages eine not-

wendige Vorbedingung für die Ratifikation desselbenseitens des

Senats ist.“
Richtiger aber ist es wohl noch, hier — Laband folgend —

statt von einem der Gesetzgebunganalogen Akte von einer einfachen
Genehmigungder Volksvertretung zu einer Handlung der Regierung
zu reden.: Jedenfalls unterscheidetsich die fragliche Genehmigung
seitens der Bürgerschaft insofern von dem sonstigenAnteil der letzteren
an der Gesetzgebung,als hier der Bürgerschaft keine Initiative zu-

steht und auchkein Amendierungsrecht. Der ihr fertig vorgelegte, mit

dem anderen Kontrahenten bereits vorläufig festgestellte Vertrag kann

von ihr der Natur der Sache nach nur angenommen oder abgelehnt
werden.

Ahnlichverhält es sich auch in einem anderen Falle, welchen
Laband gleichfalls unter den besonderenBegriff der „Genehmigung“

1 Nach erfolgter Mitgenehmigung der Bürgerschaft ist jedoch der Senat zur

Ratifikation verpflichtet.
Wolffson sagt, der Senat habe zu allen Staatsverträgen „die Ratifikation

der Bürgerschaft vorzubehalten“ (a. a. O., S. 14). Daß die Bürgerschaft nicht
mitratifiziert, geschweige denn allein ratifiziert, sondern nur zustimmt, ist schon
oben hervorgehoben. Außerdem aber pflegt der Senat nicht die Zustimmung der

Bürgerschaft vorzubehalten, sondern seine eigene Zustimmung dem anderen Kon-

trahenten gegenüber erst nach eingeholter Zustimmung der Bürgerschaftzu er-

klären.
2 Laband, a. a. O., Bd. 1, S. 278 ff. Derselbe sagt (S. 280): „Man muß es

der traditionellen Darstellung des konstitutionellen Staatsrechts zum Vorwurf
machen, daß sie bei Erörterung der Kompetenz der Volksvertretung neben der

Gesetzgebungdie Form der Genehmigung ganz außer Betracht läßt, und zwar

umsomehr, als der Bereich der Anwendung dieser Form ein sehr bedeutender ist.
Es beruht dies offenbar darauf, daß in politischer Beziehung beide Formen bei-

nahe gleichwertig erscheinen.“
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seitens der Volksvertretung rubriziert, nämlich, wenn der Senat eine

im Falle eines Krieges oder Aufruhrs auf Grund Art. 102 der Ver—

fassung von ihm erlassene, gewisseverfassungsmäßigeoder gesetzliche
Bestimmungen zeitweilig aufhebendeNotverordnung, der ihm ver—

fassungsmäßigobliegendenVerpflichtung gemäß, der Bürgerschaft zur

„Zustimmung“ vorlegt. (S. oben S. 91.) Auch hier kann von einer

Initiative der Bürgerschaft natürlich nicht die Rede sein, und ebenso—
wenig von einer Amendierung der Verordnung.7

841.

1. Von der einfachenGenehmigung,wie von der Teilnahme an

der Gesetzgebungverschiedenist ein der Volksvertretung in bestimmten
Fällen eingeräumtes Recht der Kenntniserlangung und der

Prüfung.?
Für Hamburg kommt hier der Art. 63 der Verfassung in Be-

tracht, demzufolge der Senat nach Ablauf eines jeden Rechnungs-
jahres baldthunlichstdie Abrechnung über die Einnahmen und

Ausgaben des verflossenen Jahres der Bürgerschaft zur Prüfung
vorzulegen hat.s Aus der Fassung dieses Artikels ergiebt sich von
— x-

*In Bezug auf einen analogen Fall des Reichsstaatsrechts sagt Laband
(a. a. O., S. 281, Anm. 1): „Die Genehmigung muß pure erteilt werden.

Genehmigung einer solchen Verordnung unter Abänderung derselben gilt als

Verwerfung, verbunden mit der Aufstellung eines neuen Gesetzentwurfes. Es

ergiebt sich dies aus dem formalen Charakter der Genehmigung. Vgl. Steno-

graphischeBerichte des Reichstags von 1874/75, S. 123 f., 139, 141.“" — Die Er-

teilung der Genehmigungmacht die Notverordnung nicht zum Gesetz(s. oben S. 92,
Anm. 3).

2
Vgl. Laband, a. a. O., S. 282.

Nach § 17 des Verwaltungsgesetzes hat der Vorstand einer jeden Ver-

waltungsabteilung die Jahresabrechnungen derselben für das vergangene Jahr
(nachdem sie betreffenden Falls von den kompetenten Deputationen genehmigt und
von dem Vorsitzenden und von einem anderen Mitgliede dieser Deputationen
unterzeichnet sind) bis zu einem vom Senate für jede einzelne Behörde festzu-
stellenden Termine dem Senate einzuliefern. Der Senat verweist dieselben an

die Finanzdeputation, welche ihm sodann die Generalabrechnung vor Ende März
des zweiten auf das Budgetjahr folgenden Jahres einzureichen hat. Sobald dem
Senat die Generalabrechnungübergeben ist, legt er dieselbe der Bürgerschaft zur
Prüfung vor. Mit der Generalabrechnungübergiebt die Finanzdeputation dem
Senat, gleichfalls zur Mitteilung an die Bürgerschaft, eine ungefähre Schätzung
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selbst, daß die Bürgerschaft zu der betreffenden Prüfung nicht nur

berechtigt, sondern auch verpflichtet ist. In dem analogen Art. 72

der Reichsverfassungheißt es, daß die Rechnungslegung „zur Ent—

lastung“ zu erfolgen, d. h. mit anderen Worten, daß der Reichstag
Dechargezu erteilen habe. Ob zu solcherDechargeerteilungauchnach
hamburgischemStaatsrecht die Bürgerschaft berechtigtund verpflichtet
erscheinenkann, mag für zweifelhaft erachtetwerden. Jedenfalls wird

sie das Resultat der ihr obliegendenPrüfung durch einen Beschluß
festzustellenhaben, und thatsächlichgeschiehtdies in der Form einer

Genehmigung resp.teilweisen Beanstandungder ihr vorgelegtenStaats-

haushaltsabrechnung.
2. Weiter ist — nach Art. 65 der Verfassung — die Bürger-

schaftberechtigt, vom Senate Auskunft über Staatsangelegen-
heiten zu verlangen. Die diesemRecht der Bürgerschaft korrespon-
dierende Auskunftspflicht des Senats erstreckt sich jedoch nicht auf
noch schwebendeVerhandlungen in Reichs= oder auswärtigen Ange-
legenheiten.

Ein in der Bürgerschaft gestellter Antrag auf Auskunftsersuchen
an den Senat bedarf, wie jeder andere Antrag eines Bürgerschafts-
mitgliedes, der Unterstützung von mindestens 15 Mitgliedern. Ist er

genügendunterstützt, so hat der Präsident der Bürgerschaftzunächst
eine Abschrift desselbendem Senate mitzuteilen.“ Dem Senat soll

des Gesamtergebnisses der budgetmäßigen Einnahmen und Ausgaben des letztver-
flossenen Rechnungsjahres. — Hinsichtlich solcher Ausgaben, welche außerhalb
des Budgets bewilligt sind, hat der Vorstand der betreffenden Verwaltungsabtei-
lung am Schlusse desjenigen Jahres, in welchem die Verwendung beendet ist, eine

Generalabrechnung, bis dahin aber alljährlich Bericht über die bisherigen Ver-

wendungen der von ihm zu erteilenden Jahresabrechnung hinzuzufügen.
1 Außerdem pflegt der Senat seit einiger Zeit, auf Wunsch der Bürgerschaft.

dieser ihm erstattete Jahresberichte der verschiedenenVerwaltungsbehördenmit.

zuteilen. Doch ist diese Mitteilung, wie auch der Senat wiederholt betont hat,
eine ganz freiwillige. Von einer Genehmigung der Berichte seitens der Bürger-
schaft kann daher nicht die Rede sein. Indes ist die Bürgerschaftnicht gehindert,
Beratungen und Anträge an dieselben zu knüpfen.

ÜübereinstimmendLüb. Verf. Art. 45. In Bremen giebt es analoge

Bestimmungen nicht.

Geschäftsordnung der Bürgerschaft§62. — In Lübeck bedarf der Antrag
nur einer Unterstützung von 5 Mitgliedern (Geschäftsordnung § 53 und 51).
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hierdurch die Gelegenheitgegebenwerden, eventuell freiwillig, noch ehe
die Bürgerschaft über den Antrag auf Auskunftsersuchenbeschlossen
hat, die gewünschteAuskunft zu erteilen. Geschieht letzteres nicht,
so ist mit dem in der Bürgerschaft gestellten Antrage auf ein Aus-

kunftsersuchenan den Senat wie mit anderen selbständigenAnträgen
von Bürgerschaftsmitgliedernzu verfahren. (S. unten 8 45, 6.)2

Beschließt die Bürgerschaft dann, ein Auskunftsersuchenan den

Senat zu richten, so hat der letztere entweder schriftlich oder mündlich
(durch Kommissare) eine Antwort zu erteilen. Ist das Auskunfts-
ersuchen von der Bürgerschaft als dringlich bezeichnet,so hat der

Senat bis zur nächstenSitzung der Bürgerschaftzu antworten oder

die Gründe anzugeben,welche ihn an Erteilung einer Auskunft über-

haupt oder zur Zeit verhindern.3
Über eine Mitteilung, welche der Senat infolge eines in der

Bürgerschaft gestellten Antrages auf Auskunftserteilung oder infolge
eines Auskunftsersuchensder Bürgerschaft an diesegelangen läßt, kann

eine Beratung und Beschlußnahmeder Bürgerschaft nur dann statt-
finden, wenn von einem Mitgliede derselbenan die betreffendeMit-

teilung ein Antrag geknüpft wird, mit welchem sodann wie mit an-

deren selbständigen Anträgen von Bürgerschaftsmitgliedern zu ver-

fahren ist. (S. unten 8 45, 6.)4.
3. Von einem in anderen Verfassungen(z.B. in der preußischen)der

VolksvertretungzugestandenenRechte, an sie gerichtetePetitionen oder

Beschwerdender Regierung zu überweisen,ist in der hamburgischen

1 Die betreffeude Bestimmung der Geschäftsordnungder Bürgerschaft ist
erlassen auf Grund des Art. 65 der Verfassung, in welchem es heißt: „Die
Gegenstände, über welche Auskunft verlangt wird, sind vorher (d. h. vor dem

Auskunftsverlangen)schriftlich dem Senate mitzuteilen, dem es sodann freisteht,
die verlangte Auskunft chriftlich oder mündlich durch Kommissarien) mitzuteilen“
— In VLübeck findet eine solchevorgängige Mitteilung eines Antrages auf Aus-
kunftsersuchenan den Senat nicht statt.2

Geschäftsordnung§ 62.
*

Verf. Art. 65.

Geschäftsordnung§ 63. — In Lübeck ist bestimmt: „An eine Mitteilung,
welche der Senat auf einen Antrag um Auskunftserteilung an die Bürgerschaft
gelangen läßt, darf sich eine sofortige Besprechung des Gegenstandes anschließen,
wenn ein hierauf gerichteter Antrag von mindestens 10 Mitgliedern unterstützt
wird“ (Geschäftsordnung§ 55).

v. Melle, Hamburg. Staatsrecht. 10
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Verfassung nicht die Rede. Doch steht es den Mitgliedern der

Bürgerschaft frei, an Eingaben, welche von einem ihrer Mitglieder
eingereichtwerden oder von einer Behörde ausgehen, einen Antrag zu

knüpfen. (S. unten S. 166.)0
Zu erwähnen ist auch noch, daß der Bürgerausschuß— welcher

verpflichtet ist, die Einhaltung der Verfassung und der auf das öffent-
licheRechtbezüglichenGesetzezu überwachen(s.unten S. 193) — seiner
Ansicht nach vorgekommeneVerletzungen derselben— sofern Reklama-

tionen beim Senate keinen Erfolg gehabt haben — der Bürger-
schaft „zur Erwägung und eventuell zum Behuf der weiteren, im

Wege des für die GesetzgebungvorgeschriebenenVerfahrens einzuleiten-
den Maßregeln“ zur Anzeige zu bringen hat.

4. Der Bürgerschaft soll nach Art. 53 der Verfassung zustehen:
eine (gesetzlichnäher festzustellende)„Teilnahme an der Geltendmachung
der den Mitgliedern des Senats und der Behörden dem Staate

gegenüberobliegendenVerantwortlichkeit dafür, daß durch ihre Amts-

führung die Verfassung und die in anerkannter Gültigkeit stehenden
Gesetzenicht verletzt werden.““ Doch sind die zur Ausführung dieser
Verfassungsbestimmungerforderlichen gesetzlichenBestimmungen bisher
nicht erlassen.

5. Der Bürgerschaft steht in den folgendenFällen eine Mit-

wirkung bei Wahlen zu Ehrenämtern zur

a) Sie wählt, zusammenmit dem Senat, in einem komplizierten
Wahlverfahren die Mitglieder des Senats. (S. oben 8 19.)

b) Sie wählt aus einem ihr vorgelegten Aufsatz die meisten der

1 Geschäftsordnung der Bürgerschaft § 68 und 69, Verf. Art. 46. Abs. 4.
:2 Verf. Art. 60, No. 5 (s. unten S. 193 ff.). Die Bürgerschaft kann, wenn

an die betreffende Anzeige des Bürgerausschussesseitens eines Bürgerschaftsmit.
gliedes ein von mindestens 15 Mitgliedern unterstützter Antrag geknüpft wird,
über diesen Antrag beschließen. Kommt es zu einer Meinungsverschiedenheit
zwischenSenat und Bürgerschaft (s. unten § 48) darüber, ob eine Verwaltungs-
behörde auf Grund § 26, 1 des Verwaltungsgesetzes (s. unten § 58) zum Erlaß einer

Polizeiverordnung befugt gewesen, so ist die betreffendePolizeiverordnung auf des.

fallsigen Beschluß der Bürgerschaft sofort vorläufig außer Kraft zu setzen (Ver-

waltungsgesetz § 26, letzter Abs.).
3 Vgl. auch Art. 27 der Verfassung. In den Fällen des Art. 53 der Ver-

fassungsoll auch der Senat das Begnadigungsrechtnur auf Antrag oder mit

Zustimmung der Bürgerschaft ausüben können (Verf. Art. 24, Abs. 2).
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sogenanntenbürgerlichenMitglieder der Verwaltungsdeputationen (vgl.
oben S. 123, Anm.), die nicht rechtsgelehrtenMitglieder der Vormund-

schaftsbehördeund der mit der Entscheidungvon Expropriationsstreitig=
keiten betrauten Schätzungskommission,die Steuerschätzungsbürgerund

die Schulpfleger, — sowie ohne vorgelegten Aufsatz die sogenannten
Vertrauensmänner, welche als Beisitzer des bei dem Antsgericht
Hamburg zu bildenden Ausschussesfür Formierung der Schöffenliste
und der Vorschlagsliste der Geschworenenzu fungieren haben.“

6. Die Bürgerschaftwählt ferner aus ihrer Mitte die Mitglieder
des Bürgerausschusses.

7. Die Bürgerschaft entscheidetüber Gesuche um Entlassung
aus der Bürgerschaftund dem Bürgerausschusse,sowie aus dem Ehren-
amte eines unter ihrer Mitwirkung gewähltenbürgerlichenDeputations=
mitgliedes, eines nicht rechtsgelehrtenMitgliedes der Vormundschaftsbe-
hördeund eines nicht rechtsgelehrtenMitgliedes der Schätzungskommission.

Über Entlassungsgesuchevon (nicht senatorischen)Deputationsmit-
gliedern, bei deren Wahl die Bürgerschaftnicht mitgewirkt hat, haben
Senat und Bürgerschaft gemeinschaftlichzu entscheiden.)

Verf Art. 52, Vormundschaftsordnung von 1883, Art. 96, Abs. 4, Expro-

priationsgesetzvon 1886 § 16, Verwaltungsgesetz 8 34, Unterrichtsgesetz von 1870
87, Gerichtsverfassungsgesetz§ 40 und hamburgisches Ausführungsgesetz dazu 8 71.
Vgl. ferner unten 8 55 u. 57.

Verf. Art. 54. Bezüglich der unter 5 und 6 erwähnten Wahlen, vgl.
im allgemeinen unten S. 166.

Verf. Art. 34, 56 und 83, VormundschaftsordnungArt. 97, Expropria-
tionsgesetz S 16, Abs. 7, Verwaltungsgesetz S6. — Im 8 67 der Geschäfts-
ordnung der Bürgerschaft heißt es: „Gesuche um Entlassung von einem Amte,
zu welchem die Bürgerschaft gewählt hat, werden beim Senate angebracht und

von diesem dem Präsidenten der Bürgerschaft zugestellt, welcher u. s. w. — Nach
eingezogenem Ausschußbericht entscheidet die Bürgerschaft nach einmaliger Bera-
tung u. s. w.“ Dieser Paragraph ist nicht ganz korrekt gefaßt. Statt „Gesuche
um Entlassungvon einem Amte, zu welchem die Bürgerschaft gewählt hat" müßte
es heißen: „Gesucheum Entlassung aus einem Amte, aus welchem die Bürger-
schaftzu entlassenberechtigt ist“; denn die Bürgerschaft ist nicht in allen Fällen,
in denensie wählt resp. bei der Wahl mitwirkt, auch zur Entlassung berechtigt.
Bezüglichder Schulpflegerist im 87, Abs. 4 des Unterrichtsgesetzes von 1870

ausdritlich erklärt „Entlassungsgesuchesind bei der Oberschulbehörde anzubringen
und von derselbenin ihrer Gesamtheit zu entscheiden.“ (Die letzten Worte, von

„und“ an, sind durch Gesetzvom 11. Februar 1874 hinzugefügt.) Die Schätzungs-
bürger waren früher jedenfalls von der Bürgerschaft zu entlassen, da dem oben
eitierten 8 67 der Geschäftsordnungder Bürgerschaft der § 81 der alten, im Wege

10“
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V. Konstituierung und Geschäftsordnungder Bürgerschaft.
A. Konstituierung.

§ 42.

Die vom Senat (nach der alle drei Jahre erfolgenden halbschich-
tigen Erneuerung) einberufeneBürgerschafttritt unter dem Vorsitz des

ältesten der anwesendenMitglieder (des Alterspräsidenten) zu-

sammen. Der Alterspräsident kann zwei Mitglieder zur Protokoll=
führung berufen.

Die Anwesendenerwählen hierauf nach relativer Stimmenmehr-
heit (bei Stimmengleichheit entscheidetdas Los) einen provisori-
schen Vorsitzenden, welcher gleich nach der Wahl den Vorsitz von

dem Alterspräsidentenübernimmt. In gleicher Weise werden sodann
in einer und derselbenWahlhandlung zwei provisorische Schriftführer
erwählt. Nachdem dies geschehen,folgt die Wahl des aus 10 Mit-

gliedern bestehendenWahlprüfungs-(Legitimations-)Ausschusses.(Über
dieselbeund die Funktionen des Ausschussess. oben § 36.)

Nach Abstattung des ersten Berichtes des Wahlprüfungsaus-
schusses— die erfolgen kann, wenn mindestens die Hälfte der ihm
überwiesenenWahlen von ihm geprüft und unbeanstandet geblieben
ist — und nachdemdie Bürgerschaft über die in jenem Berichte er-

örterten Wahlen, soweit sie vom Ausschuß oder von einzelnenMit-

gliedern der Bürgerschaft beanstandet sind, Beschluß gefaßt hat, er-

folgt die Konstituierung der Bürgerschaft durch die Wahl des defini-
tiven Vorstandes.

Der Vorstand besteht aus dem Präsidenten, dem ersten und

zweiten Vicepräsidenten und vier Schriftführern. Der Präsident und

der Gesetzgebungerlassenen Geschäftsordnung entsprach. Die jetzige, von der

Bürgerschaft einseitig festgestellteGeschäftsordnung dagegen konnte eine solche,über

ihre Sphäre hinausgehendeBestimmung nicht treffen. Bei dem Fehlen ander.

weitiger Bestimmungen mag es sich indes rechtfertigen lassen, wenn man bezüglich
der Schätzungsbürger an der erwähnten Vorschrift der alten Geschäftsordnung,
obwohl die letztere in optima forma aufgehoben ist, bis auf weiteres festhält.

1 Im DeutschenReichstage kann das Amt des Alterspräsidenten von dem

dazu Berufenen auf das im Lebensalter ihm am nächsten stehendeMitglied über-

tragen werden (Geschäftsordnung 8 1). In der Geschäftsordnung der Bürger-
schaft findet sich eine analoge Bestimmung nicht.

Geschäftsordnung§ 1—4.
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die beiden Vicepräsidentenwerden in abgesonderten,mittelst Stimm-

zettel vorzunehmendenWahlhandlungen mit absoluter Stimmenmehr--
heit der an der Wahl Teilnehmenden gewählt. (Haben bei einer

Wahl zwei Wahlhandlungen keine absolute Stimmenmehrheit ergeben,
so ist durch eine dritte Abstimmung zwischenden beiden Personen,
welche bei der zweitenWahlhandlung die meistenStimmen hatten, zu

wählen. Bei Stimmengleichheit entscheidetdas Los.) Die vier

Schriftführer werden in einer und derselbenWahlhandlungmit relativer

Stimmenmehrheitgewählt. (Bei Stimmengleichheitentscheidetdas Los.)
Alle Mitglieder des Vorstandes werden auf ein Jahr gewählt.

Eine Verpflichtung zur Annahme der Wahl giebt es nicht. Bezüglich
der Schriftführer ist bestimmt, daß sie das Recht haben, nach sechs-
monatlicher Amtsführung zurückzutreten. Die Präsidenten müssen
(ungeachtet des anscheinenddagegen sprechendenWortlauts des § 11

der Geschäftsordnung)nach allgemeinen parlamentarischen Grundsätzen
zur jederzeitigen Niederlegung ihres Amtes befugt erscheinen:

B. Funktionen des Vorstandes.

§ 43.

6

1. Der Präsident ist das Organ der Versammlung in ihren
äußeren Beziehungen?und vermittelt in dieserEigenschaft insbesondere
auch den Geschäftsverkehrzwischen der Bürgerschaft und dem Senat. 3

1 Geschäftsordnung§ 6 u. 8—11. — In Bremen wird der „Geschäfts-
vorstand“ der Bürgerschaft (1 Präsident, 2 Vicepräsidenten und 4 Schriftführer)
auf ein Jahr gewählt. Dem Geschäftsvorstandekann die Bürgerschaft einen aus

ihrer Mitte für die Dauer seines Bürgerschaftsmandats gewählten besoldeten.
Archivar beiordnen. Die Gewählten können die Wahl ablehnen und jederzeit ihre
Entlassung verlangen (Verf. § 45). — In Lübeck erfolgt die Wahl des „Wort-
führers“ der Bürgerschaft und seiner beiden Stellvertreter auf zwei Jahre. Die

Gewähltensind verpflichtet, die Wahl anzunehmen, und scheiden, wenn sie Mit-
glieder des Bürgerausschussessind, aus demselben aus. Der Wortführer kann
nach Ablaufseiner Amtsdauer nicht sofort wieder gewählt werden. Einer später
zum zweiten Mal auf ihn gefallenen Wahl muß er Folge leisten; jede fernere

Wahlaberkanner ablehnen. Der (besoldete) Protokollführer und Archivar der

Bürgerschaftwird auf 5 Jahre gewählt. (Verf. Art. 34 und 35.)

AnalogBremer Geschäftsordnung8 13, Lübecker 8 4.

Geschäftsordnung § 55, 62, 21, Abs. 2 u. 67, Abs. 1. In Bremen gehen
alle Mitteilungen zwischen Senat und Bürgerschaft durch das Bürgeramt (dem
übrigens der gesamteGeschäftsvorstandder Bürgerschaft angehört) Verf. 8 47, b.
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Er führt den Vorsitz in den Versammlungen,eröffnet und schließtdie

Sitzungen, leitet die Verhandlungen und überwachtdie Einhaltung
der Geschäftsordnung.Er erteilt das Wort, stellt die Fragen zur

Abstimmung und spricht das Ergebnis der letzteren aus.1

Amendements, die nicht in wesentlicherVerbindung mit dem

Hauptantrage stehen, sind von ihm nach gemachter Anzeige an die

Versammlung zurückzuweisen.?
Ihm liegt die Erhaltung der Ruhe und Ordnung im Sitzungs-

lokale ob. Er kann etwaige Ruhestörer von den Gallerien fortweisen
und bei fortdauernder Ruhestörung die Gallerien räumen und die

Sitzung bei verschlossenenThüren fortsetzen lassen.3 Er kann ferner
die Mitglieder des Hauses — jedoch nicht die Senatskommissare4—
zur Ordnung rufen resp., wenn sie in ihren Reden den Gegenstand
der Verhandlungen verlassen,auf diesenzurückverweisen.

Dem zur Ordnung Gerufenenstehteine sofortigeBerufung an die

Versammlung frei, über welchedieseohne Diskussion entscheidet.Fährt
ein Redner nach erfolgter Zurückweisung auf die Sache oder nach er-

folgtem Ordnungsrufe fort, in derselbenRede sich von dem Gegenstande

1 Geschäftsordnung § 12 und 13. Er kann das Reden vom Platze aus

gestatten (§ 38) und entscheidet(vorbehältlich der Berufung an die Versammlung)
darüber, inwiefern Schriftstücke oder Drucksachen von einem Mitgliede verlesen
werden dürfen (8 39, Abs. 2).

2 Geschäftsordnung 8§40.
„ Geschäftsordnung § 13 und 28. Als Ruhestörungen sind auch laute Auße.

rungen des Beifalls oder Mißfallensabseitender Zuhörer zu betrachten (§ 28.

Abs. 3).
4 Vgl. G. Meyer, Staatsrecht § 104, H. Schulze, Preuß. Staatsrecht,

2. Aufl., Bd. 1, § 166. — n der Verfassung von Reuß ä. L. (8 83) heißt
es bezüglich der Regierungsvertreter: „Der Disciplinargewalt des Vorsitzenden
sind dieselben selbstverständlich nicht unterworfen.“) — Andererseits steht
den Regierungsvertretern auch das Recht der parlamentarischen Redefreiheit nicht
zu.

— Im Grundgesetz von Sachsen-Meiningen (8 22) heißt es: „Verletzt
ein Mitglied des Herzogl. Staatsministeriums die Ordnung, so steht dem Land-

tage das Recht der Beschwerdebei dem Herzog zu.“ Ein derartiges Beschwerde-
recht kann jedoch ohne ausdrückliche Bestimmung nicht als der Volksvertretung
zustehend angenommen werden. In Ermangelung anderer Bestimmungen wird

dem Vorsitzenden der Versammlung eventuell nichts anderes übrig bleiben, als

die Sitzung zu schließen, wozu er im Interesse der Aufrechterhaltung der Ordnung
jederzeit, auch wenn der Regierungsvertreter noch das Wort hat, berechtigt er-

scheinenmuß.
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zu entfernen oder gegen die Ordnung zu verstoßen, so kann die Ver—

sammlung auf Anfrage des Präsidenten beschließen,daß ihm das

Wort über den vorliegendenGegenstandgenommen werden solle. Doch
muß der Redner zuvor vom Präsidenten auf dieseFolge aufmerksam
gemacht worden sein. Eine Diskussion über die Anfrage des Präsi—
denten ist nicht zulässig.7

Bei anhaltendenOrdnungsstörungen in der Versammlung selbst
hat der Präsident erforderlichenfalls die Sitzung zu unterbrechen.

Wenn der Präsident sich an der Beratung beteiligen will, muß
er den Vorsitz abgeben.3

Auf Vorschlag des Präsidenten beschließtdie Bürgerschaft vor

Schluß jeder Sitzung über Zeit und Tagesordnung der nächsten
Sitzung. Der Präsident ist jedoch befugt, auch andere Gegenstände,
als beschlossen,auf die Tagesordnung zu setzen,und er kann auch von

der Bürgerschaft befugt werden, mit Zustimmung des Vorstandes,
Sitzungen anzuberaumen.“

Der Präsident kann erforderlichenfalls je für eine Sitzung Mit-

glieder zu Schriftführern bestellen.

eschäftsordnung § 13 und 30. — Auch in Lübeck kann der (vom Vor-
sitzenden)zur Ordnung Gerufene einen Beschluß der Bürgerschaft darüber bean-

tragen,ob der Ordnungsruf berechtigt war. Die Versammlung beschließt aber
über solchen Antrag erst nach Erledigung der Tagesordnung. (Geschäftsordnung
§ 18.) In der Bremer Geschäftsordnungheißt es (8 43): „Beschwerden über
einen Ordnungsruf (des Präsidenten) müssen vor Ablauf von 2 Tagen schriftlich
beim Bürgeramt eingebracht,von diesem auf die Tagesordnung der nächstfolgenden
ordentlichen Sitzung gestellt und nach vorhergehender Außerungdes Präsidenten
ohne Diskussion entschiedenwerden“ (Analog Geschäftsordnungdes Deutschen
Reichstages8 60).

2:
Geschäftsordnung § 29. Nach der früheren Geschäftsordnung(von 1860,

8§37) konnte, wie in manchen anderen deutschenStaaten (z. B. Braunschweig,
Waldeck und auch Bremen) auch die Ausschließung von Mitgliedern erfolgen
„wegen beharrlicher Weigerung, sich der Geschäftsordnungzu sügen“. Der Aus-
schluß mußte von der Versammlung durch eine Majorität von mindestens
128 Stimmen beschlossenwerden. Außerdem konnte die Bürgerschaft mit ein-
facher Majorität einen vom Präsidenten zu erteilenden Verweis und eine sofortige
Entfernung aus der Versammlung beschließen. — Bezüglich Bremens vgl.
oben S. 132, Anm.

! Geschäftsordnung8§ 13.

Geschäftsordnung§ 31 und 25, Abs. 2 (s. unten S. 155). — In Bremen
hat das Bürgeramt die Tagesordnungfestzustellen. (Verf. 8 47, c.)

5 Geschäftsordnung § 13.
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Erklärungen einzelner Mitglieder über Beschlüsseoder sonstige
Vorgänge in den Sitzungen sind ihm schriftlich außerhalb der Sitzung
zuzustellen. — Gesucheum Entlassungaus der Bürgerschaft sind an

ihn zu richten. Ist ein Mitglied verhindert, an der Sitzung teilzu-
nehmen, so hat es ihm schriftlichAnzeige davon zu machen.?

Die Beantwortung von Anfragen einzelner Mitglieder an den

Vorstand bleibt dem Ermessendes Präsidentenüberlassen.3
Der Präsident der Bürgerschaft ist als solcherzugleich Mitglied

und Vorsitzender des Bürgerausschusses.“ Er ist ferner befugt, den

Sitzungen aller bürgerschaftlichenAusschüsse,jedoch (sofern er nicht
zum Mitglied derselbenerwählt ist) ohne Stimmberechtigung, beizu-
wohnen.

2. Die beiden Vicepräsidenten der Bürgerschaft vertreten

den Präsidentenin Behinderungsfällen.
3. Die Schriftführer haben das Sitzungsprotokoll zu führen

(s. unten S. 167) und die Redner-Anmeldungen entgegenzunehmen.
Denselben liegt ferner bei Abstimmungen und Wahlen das Zählen
der Stimmen resp. die Einsammlung der Stimm= oder Wahlzettel ob.

Auch haben sie den bei namentlichen Abstimmungen sowie zur Kon-

statierung der Beschlußfähigkeitder Versammlung erforderlichenNamens-

aufruf vorzunehmen.

1 Geschäftsordnung § 36, Abs. 2.
2 Geschäftsordnung § 67, Abs. 2 und § 26.
3 Geschäftsordnung 8 64.
4 Verf. Art. 54, Abs. 2, Geschäftsordnung § 16.

5 Geschäftsordnung § 21, Abs. 1. Diese Bestimmung ist 1881 der Geschäfts-
ordnung des preußischen Abgeordnetenhausesund des Reichstages entlehnt. (Über
das Genehmigungsrecht des Präsidenten betreffend die Zuziehung des Sekretärs
der Bürgerschaft zu den Sitzungen eines Ausschussesoder einer Senats= und

Bürgerschafts-Kommissions. unten S. 154.)
" Geschäftsordnung § 12. (Über die Vertretung des Präsidenten als Vor-

sitzendendes Bürgerausschussess. unten § 52.)

In der Lübecker Geschäftsordnung heißt es noch (§ 4): „Der Wortführer
und dessenStellvertreter beschließenüber die Ausgaben zur Deckung der Bedürf-

nisse der Bürgerschaft innerhalb des gesetzlichfestzustellendenVoranschlags. Die

Jahresrechnung der Bürgerschaftwird von dem Wortführer, nachdem dieselbe von

dessenStellvertretern nachgesehenworden ist, der Bürgerschaft vorgelegt."
Geschäftsordnung § 14 u. 27.
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4. Der Vorstand der Bürgerschaft in seiner Gesamtheit
tritt an Bedeutung hinter dem Präsidentensehr zurück.

Wird bei einer Abstimmung durch Aufstehen und Sitzenbleiben
die Gegenprobegemacht, so unterbleibt eine Zählung der Aufgestan—
denen und Sitzenden nur, wenn der ganze Vorstand sich über das

Resultat der Gegenprobeeinig ist.
Dem Vorstande steht es frei, bei Ausschußwahlen ihm geeignet

erscheinendeMitglieder in Vorschlag zu bringen; die Bürgerschaft ist
jedoch an diesenVorschlag nicht gebunden. Auch steht ihm eventuell

die Entscheidungdarüber zu, ob ein Mitglied die Wahl in einen Aus-

schußwegen seiner Mitgliedschaft in anderen Ausschüssenablehnen
kann.?

Anträge auf Abänderung der Geschäftsordnungsind, ehe sie zur

Beratung gelangen, dem Vorstande behufs schriftlicher Berichterstat-
tung zu überweisen.3

Der Vorstand ist die den Beamten der Bürgerschaft vorgesetzte
Behörde. (S. 8 44.)

C. Die Beamten der Bürgerschaft.

8 44.

Die Beamten der Bürgerschaft unterscheidensich insofern von den

anderen Staatsbeamten, als sie allein nicht der Aufsicht des Senates

unterstellt sind. Die Aufsicht über sie führt der Vorstand der Bürger—
schaft. Derselbekann als die ihnen vorgesetzteBehördeOrdnungs-
strafen gegen sie verfügen (wogegenBeschwerdebeim Bürgerausschuß
zulässig ist) und das Disciplinarverfahren gegen sie eröffnen.“ Im
übrigen gelten für sie die allgemeinen bezüglichder nicht richterlichen
Staatsbeamten erlassenenBestimmungen. (S. unten 8 62.)

GCEeschäftsordnung8 52, Abs. 5.

Geschäftsordnung§ 17, Abs. 2 u. 20, Abs. 3. (Vgl. unten S. 168, Anm. 5.)
Über die Anberaumungvon Sitzungen durch den Präsidenten unter Zustimmung
des Vorstandes s. unten S. 155.

1 Geschäftsordnung§ 71.
4 Disciplinar- und Pensionsgesetzfür die nicht richterlichen Beamten § 6

Abs. 2 u. 8, Abs. 3.
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1. Der Sekretär der Bürgerschaft, welcher zugleich als

Sekretär des Bürgerausschussesfungiert, wird vom Bürgerausschuß
(durch absolute Stimmenmehrheit) gewählt und vom Präsidenten der

Bürgerschaft in einer Sitzung des Bürgerausschussesvereidigt. Er

muß die Befähigung zum hamburgischenRichteramte besitzen. (Siehe
unten § 61.)1

Dem Sekretär liegt, neben der Ausfertigung von Beschlüssen,die

Protokollführung im Bürgerausschuß und in den Budget= und Ab-

rechnungs-Ausschüssender Bürgerschaft ob. Ihm können auch die

Protokollführung in Special-Ausschüssender Bürgerschaft und in

Senats= und Bürgerschafts-Kommissionen,die Erstattung von Berichten
in diesen und im Bürgerausschuß sowie sonstigeAusarbeitungen über-

tragen werden. Seine Mitwirkung in Specialausschüssenund in

Senats= und Bürgerschafts-Kommissionentritt jedochnur ein, entweder

auf Beschluß der Bürgerschaft, oder mit Genehmigungdes Präsidenten
der Bürgerschaft, sofern der betr. Ausschuß oder die betr. Senats-

und Bürgerschafts-Kommission bei letzterem einen darauf bezüglichen
Antrag stellt.

Der Sekretär ist in den Sitzungen der Bürgerschaft anwesend,
jedoch ohne Stimmberechtigung. Als Berichterstatter kann er auch
das Wort ergreifen. Abgesehendavon ist ihm nur in den Special-
ausschüssender Bürgerschaft, zu welchener zugezogen wird, eine be-

ratende Stimme eingeräumt.3
2. Die Kanzleibeamten werden vom Vorstande der Bürgerschaft

mit absoluter Stimmenmehrheit ernannt.“

1 Gesetzbetr. den Beamtenetat der Bürgerschaft von 1881, § 1. Mit dem Amte
des Sekretärs ist jedes andere öffentliche Amt, sowie die Ausübung der Rechts-
anwaltschaft oder des Notariats unvereinbar. Der Sekretär darf ohne vorgängige,
jederzeit widerrufliche Genehmigung des Vorstandes der Bürgerschaft keinerlei

Nebenbeschäftigung,mit der eine fortlaufende Remuneration verbunden ist, über-

nehmen und kein Gewerbe betreiben. Dieselbe Genehmigungist zu dem Eintritt

in den Vorstand, Verwaltungs= oder Aufsichtsrat einer jeden auf Erwerb gerichteten
Gesellschafterforderlich. Sie darf nicht erteilt werden, wenn die Stelle mittelbar

oder unmittelbar mit einer Remuneration verbunden ist (8 3).
2 Bürgerschaftsbeamtengesetz§ 4, Abs. 1 und 2.
: Bürgerschaftsbeamtengesetz§ 4, Abs. 3, Geschäftsordnung§ 38.

4Bürgerschaftsbeamtengesetz§ 7.
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D. Sitzungen der Bürgerschaft.
45.

1. Die Bürgerschaft wird vermittelst ihrer Kanzlei zusammen-
berufen:!

a) auf Anordnung des Senats,
b) auf Beschlußdes Bürgerausschusses,
T) auf ihren eigenenBeschluß,
) wenn seit ihrer letzten Sitzung mehr als volle drei Monate ver-

flossen sind, auf das an den Präsidenten der Bürgerschaftgerich-
tete Verlangen von wenigstens30 Mitgliedern.

In den Fällen b—d ist dem Senate zwei Werktage vor der

Sitzung die Tagesordnung mitzuteilen.
2. Die Bürgerschaft ist beschlußfähig, wenn mehr als 80 Mit-

glieder, d. h. mehr als die Hälfte der Mitglieder, anwesend sind. Ob

dies der Fall, wird in Zweifelsfällen durch Zählen oder Namens-

aufruf konstatiert. Die Feststellungder Tagesordnung für die nächste
Sitzung, die Genehmigungdes Protokolls, eine Unterbrechungder

Sitzung und eine Vertagung derselben können auch von einer nicht
beschlußfähigenVersammlung beschlossenworden.

1 Über die von dieser Zusammenberufung zu unterscheidende Einberufung
s. oben 45 f. — Die Zusammenberufung erfolgt durch Mitteilung an die Mit-

glieder und durch öffentliche Bekanntmachung. (Geschäftsordnung § 25.)°
2 Verf. Art. 50. In der Geschäftsordnung der Bürgerschaft (§ 25, Abf. 2)

ist ferner bestimmt: „Die Bürgerschaft befugt den Präsidenten, mit Zustimmung
des Vorstandes Sitzungen anzuberaumen.“ Es handelt sich hier umeine generelle
Ermächtigung seitens der Bürgerschaftauf Grund ihrer Befugnis unter c.

In der Lübecker Verfassung (Art. 37) sind für die Bürgerschaft be-

stimmte Sitzungstage im Jahr festgestellt (der dritte Montag in den Monaten

März, Juli, September und Dezember). Außerdem muß die Bürgerschaft (durch
ihren Wortführer) zusammenberufen werden auf Verlangen des Senats oder des

Bürgerausschusses,und wenn mindestens 30 Mitglieder unter Darlegung des
Zwecks schriftlich darauf antragen. Über die Zeit und den Ort der Versammlung
hat der Wortführer sich mit dem für die Verhandlungen mit der Bürgerschaft
bestellten Senatskommissarzu verständigen. —In Bremen finden Versammlungen
der Bürgerschaft statt, so oft der Bürgerausschuß(Bürgeramt) es für nötig er.

achtet. Der letztere ist aber auf Verlangen des Senats und auf schriftlichenAntrag
von mindestens 30 Bürgerschaftsmitgliedernzur Veranstaltung einer Versammlung
verpflichtet (Verf. § 49).

* Verf. Art. 45, Geschäftsordnung§ 27.
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Eine Abstimmung und eine Wahl sind ohne Rücksichtauf die

Zahl der abgegebenenStimmen gültig, wenn während derselben die

Gegenwart einer beschlußfähigenAnzahl von Mitgliedern konstatiert ist.
3. Die Sitzungen sind öffentlich.: Ausnahmsweise tritt die

Bürgerschaft,wenn entweder der Senat oder mindestens10 ihrer Mit-

glieder es verlangen, in geheimerSitzung zusammen, in welcher sie
nach Anhörung des Antrages, für welchen die geheime Sitzung ver-

langt wird, zunächst beschließt, ob die Sitzung für die Behandlung
des in Rede stehendenGegenstandeseine geheimebleiben soll. —

Einem Antrage des Senats auf geheimeSitzung muß die Bürger-
schaft dann ohne weiteres Folge geben,wenn es sich um Reichs=oder

auswärtige Angelegenheiten handelt, oder wenn der Bürgerausschuß
dem Antrage des Senats auf geheime Sitzung beitritt.

Der Senat kann zu den Verhandlungen der Bürgerschaft aus

seiner Mitte oder anderweitig zu ernennende Kommissarien abordnen,
die zur Teilnahme an den Beratungen befugt sind. Auf Wunsch der

Bürgerschaft ist der Senat zur Absendung von Kommissarien zu den

Verhandlungen über Senatsanträge verpflichtet."
4. Die Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung in den

Sitzungen ist Sache des Präsidenten. (S. oben S. 150 f.)
5. Die Reihenfolge der Verhandlungsgegenständeergiebt sich aus

der (den Mitgliedern zugleich mit der Konvokation mitzuteilenden)
Tagesordnung. (Über deren Feststellung s. oben S. 151.) Die

1 Verf. Art. 45. Über die Beschlußfähigkeit bei einer Senatswahl s. oben

S. 61.— Die Lübecker Bürgerschaft ist beschlußfähig, wenn „mindestens die Hälfte
der jeweiligen Vertreter“ (d. h. Mitglieder) anwesend ist (Verf. Art. 40). — In
Bremen, wo die Bürgerschaft aus 150 Mitgliedern besteht, ist nur die Anwesen-
heit von wenigstens 50 Mitgliedern erforderlich. Ferner ist bestimmt: „Aus-
nahmsweise kann auch in Ermangelung dieser Zahl eine Beschlußnahmegültig
erfolgen, wenn die Dringlichkeit des Gegenstandes keinen Aufschub gestattet und

dieses bei der Ladung zu der Versammlung ausdrücklich angezeigt worden. Be-

antragt der Senat, daß wegen Dringlichkeit des Gegenstandes diese Ausnahme
eintrete, so ist demgemäßzu verfahren“ (Geschäftsordnung§ 22 und 23).

Deputationen werden weder in den Versammlungender Bürgerschaft
noch in den Sitzungen der Ausschüssezugelassen(Verf. Art. 46, Abs. 3).

3 Verf. Art. 46, Abs. 1 und 2. — In Bremen und Lübeck kann der Senat

stets den Ausschluß der Offentlichkeitverlangen (Brem. Verf. 8 51, Lüb. Art. 42).
"*

Verf. Art. 64, 3 und 4.
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Versammlung kann jedoch die Aussetzung der Verhandlung über die

auf die Tagesordnung gesetztenGegenständeoder eine andere Reihen—
folge der Beratungen beschließen,und sie kann sich vor Erledigung der

Tagesordnung vertagen.! — Anträge des Senats, welchederselbeals

dringlich bezeichnet,sind vor allen anderen Gegenständenzur Verhand-
lung zu bringen. Ist ein solcherdringlicher Senatsantrag noch nicht
zur Abstimmunggelangt, so kann eine Vertagung der Bürgerschaft
nur auf den nächstenWerktag erfolgen.“

6. Anträge, Amendements und Anfragen.
Die Senatsanträge (mit Motiven) werden den Mitgliedern der

Bürgerschaftgedrucktzugestellt.
Alle von Mitgliedern der Bürgerschaftausgehendenselbständigen

Anträge sind schriftlich beim Sekretariate einzureichen und werden,
wenn sie mindestens von 15 Mitgliedern unterstützt sind, auf die

Tagesordnungeiner der nächsten Sitzungen gesetzt.“

1 Geschäftsordnung§ 31, Abs. 3, 32 und 34.
* Verf. Art. 45, Abs. 3. — In Lübeck sind alle Mitteilungen und Anträge

des Senates auf der Tagesordnung den übrigen Verhandlungsgegenständenvor-

anzustellen. Ohne Zustimmung der Senatskommissare dürfen Verhandlungen über

Senatsanträge nicht durch anderweitige Geschäfte unterbrochen werden (Verf.
Art. 461 Eine Abänderung der aufgestellten Tagesordnung ist, soweit sie Anträge
des Senats betrifft, nur mit Zustimmung der Senatskommissare zulässig (Geschäfts-
ordnung 8 24). Auf alle Anträge des Senats muß in derselben Versammlung,
in welcher sie gestellt sind, ein Beschluß gefaßt werden; doch kann auch zunächst
die Üüberweisungan eine Kommission erfolgen (Verf. Art. 46). — In Bremen

sollen „in der Regel“ die Mitteilungen des Senats den anderen Verhandlungs-
gegenständenvorgehen (Geschäftsordnung8§34).

3 In Bremen ist nur eine Unterstützung von 5 Mitgliedern erforderlich
(Geschäftsordnung§ 44). Ebenso in Lübeck bei Angelegenheiten,über welche die

Bürgerschaft allein entscheidet. Sog. „Anregen“ zu Anträgen der Lübecker Bürger-
schaft an den Senat müssen „nach gestellter Vorfrage“ von mindestens 10 Mit.
gliedern unterstützt werden. Die Versammlung berät und beschließtdann darüber,
ob der Gegenstandzur näheren Erwägung an den Bürgerausschuß zu verweisen sei.
Wirddie Verweisungnicht beliebt, so ist damit der Antrag abgelehnt. Wird dagegen
die Sache an den Bürgerausschußverwiesen, und erklärt sich dieser gegen den
Antrag, oder wird der letztere zwar von ihm empfohlen, aber sodann vom Senat

abgelehnt, so hat die Bürgerschaftin ihrer nächstenSitzung darüber zu beschließen,
ob sie den Antrag an den Senat stellen will oder nicht (Lüb. Verf. Art. 44.

Geschäftsordnung§ 51).
4 Bei Anträgen, welche von mehreren Mitgliedern unterzeichnet sind, ist

derjenige, dessenName voransteht, als Antragsteller zu betrachten, sofern nicht ein
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Vor Eröffnung einer Diskussion über dieselbenkann jedoch von

einem Mitgliede eine Entscheidungüber die Vorfrage, ob sie in Betracht
zu ziehenseien,verlangt werden. Geschiehtdies, so erfolgt, nachdem
dem AntragstellerGelegenheitzur BegründungseinesAntrages gegeben
ist, ohne voraufgehendeweitere Diskussion eine Abstimmung über die

Vorfrage. Entscheidetsich dabei eine Majorität von wenigstens zwei
Dritteilen der Anwesendenfür die Verneinung der Vorfrage, so ist
der betreffendeAntrag damit beseitigt.7

Wird ein Antrag von dem Antragsteller zurückgezogen,jedoch
sofort von einem anderen Mitgliede wieder aufgenommen, so ist in

der Behandlung desselbenin der begonnenenWeise fortzufahren. Ein

vom Senat zurückgezogenerAntrag, welcher von einem Mitgliede der

Bürgerschaft ausgenommenwird, ist als selbständiger Antrag des

letzterenzu behandeln.
Jeder Antrag des Senats 3 und jeder andere Antrag, welcher

nicht durch die Vorfrage beseitigt worden, gilt nach einmaliger Be-

ratung und Abstimmung nur dann als definitiv angenommen, wenn

sich zwei Dritteile der Abstimmenden für die Annahme erklärt haben.
Ist der Antrag mit einer kleineren Majorität angenommen, so muß
er noch einer zweiten (an einem späterenTage stattfindenden)Beratung
und Abstimmung unterzogen werden.“ Bei der zweiten Abstimmung
genügt dann zur definitiven Annahme des Antrages (auch in verän-

derter Fassung) eine einfacheMajorität. Entscheidetsich dagegenbei

der zweiten Abstimmung die Moajorität gegen den Antrag, so ist

anderer Unterzeichner als Antragsteller benannt wird (Geschäftsordnung 8 60).
Ein Antrag unterliegt, sobald er genügend unterstützt ist, der weiteren geschäft-
lichen Behandlung auch dann, wenn inzwischen der Antragsteller aus der Bürger-
schaftausgeschiedensein sollte (§ 59). Anträge auf Abänderung der Geschäfts-
ordnung der Bürgerschaft sind von mindestens 5 Mitgliedern zu stellen und

werden, ehe sie zur Beratung gelangen, dem Vorstande zur schriftlichenBericht-
erstattung überwiesen(8 71).

1 Geschäftsordnung § 56 und 57; Verfassung, Art. 67.
2 Geschäftsordnung 8 58.

„ Anträge von Senats- und Bürgerschaftskommissionensind wie Senats-

anträge zu behandeln (Geschäftsordnung§ 61, Abs. 3).

Wann die zweite Beratung und Abstimmungstattfinden soll, wird durch
einfache Majorität der Anwesendenbestimmt (Verfassung Art. 68, Abs. 2).
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derselbedefinitiv abgelehnt, auch wenn er bei der ersten Abstimmung
mit einfacherMajorität angenommen war.:

Hat der Senat einem Antrage, über den die Bürgerschaft bereits

definitiv beschlossenhat, nur mit Modifikationen zugestimmt, so ge-

nügt zur definitiven Annahme des modifizierten Antrages die Zustim-
mung seitens der einfachen Majorität der Versammlung, ohne daß
eine zweite Beratung und Abstimmung erforderlichwäre.

Einer besonderenBehandlung unterliegen in der Bürgerschaft—

und zwar nur in ihr und nicht auch im Senate — die Anträge auf
Abänderung der Verfassung, einerlei, ob dieselbenvom Senate

oder aus der Mitte der Bürgerschaft heraus gestellt werden. Erfor-
derlich ist eine zweimalige Genehmigung in Anwesenheit von min-

destens drei Vierteilen sämtlicher Mitglieder der Bürgerschaft durch
eine Drei-Viertels-Majorität der anwesendenMitglieder. Die zweite
Genehmigungdarf frühestens 21 Tage nach der ersten erfolgen. Eine

bei der ersten oder zweiten Abstimmung erfolgende Annahme durch
eine geringere als die vorgeschriebeneMajorität ist als Ablehnung
anzusehen.3

—

Verf. Art. 68, Abs. 1—3. Für die zweite Lesung bildet der Beschluß
erster Lesung die Grundlage und, soweit nicht Abänderungen, insbesondere die
Wiederherstellungder ursprünglichen Vorlage beantragt werden, alleinigen Gegen-
stand der Beratung und Beschlußfassung(Geschäftsordnung § 51). — Wolffson
hebt (a. a. O., S. 19, Anm. 1) mit Recht hervor, daß der Abs. 3 des Art. 68 der

Verfassung („Ein Antrag gilt für angenommen, wenn derselbe bei beiden Abstim-
mungen die einfache Majorität erhalten hat") nicht ganz korrekt gefaßt sei. Ein

Antrag habe in derjenigenFassung für angenommen zu gelten, in welcher er bei

der zweiten Abstimmung die einfache Majorität erhalten habe, auch wenn er in

erster Abstimmung in anderer Gestalt angenommen gewesen. (Vgl. ferner Aus-

schußberichteder Bürgerschaft 1881, Nr. 6, 5, und den Artikel über Art. 68
der Verfassung in der Morgenausgabe der „Hamb. Nachrichten“ vom 25. Okt. 1890.)

Verf. Art. 68, Abs. 4.

Verf. Art. 101. Wolffson fügt hinzu: „Die Anwesenheit einer ge.

ringeren Zahl als ¼ sämtlicher Mitglieder bei der ersten oder zweiten Ab.
stimmung würde nur zu einer Vertagung der BeschlußfassungVeranlassung geben"
(a. a. O.,

# 22). — Nach dem Entwurf der Konstituantenverfassung von 1849
war zu einer Verfassungsänderungeine Zustimmung der Wähler (ein sogenanntes
Referendum) erforderlich. Die Verfassung von 1860 (Art. 123) schrieb für Ver-

fassungsänderungenvor:

a. Einen im Wege der Gesetzgebung,und zwar von der Bürgerschaft durch
Zwei.Drittel-Majorität aller Abgeordneten,gefaßten Beschluß.
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—

Amendements, sowie Anträge, welche nur die Geschäfts—
behandlungder zur Beratung gestelltenGegenständebetreffen, bedürfen
keiner Unterstützung durch andere Mitglieder; auch können sie nicht
durch die Vorfrage beseitigt werden. — Amendements können nicht
nur bei der ersten, sondern auch bei der zweiten Beratung eines An—

trages gestellt werden. Sie sind vor dem Schluß der Beratung
schriftlichdem Präsidenten zu übergebenund von diesembaldthunlichst
der Bürgerschaft mitzuteilen. Ein Amendement muß mit dem Haupt—
antrage in wesentlicherVerbindung stehen. Ist dies nicht der Fall,
so ist dasselbevom Vorsitzenden,nach gemachterAnzeige an die Ver—

sammlung, zurückzuweisen!!
Anfragen einzelner Mitglieder an den Vorstand oder an die

Ausschüsseoder an die zur Bürgerschaft gehörenden Mitglieder der

Verwaltungsdeputationen bedürfen einer weiteren Förmlichkeit nicht.
Doch bleibt die Beantwortung derselbendem Ermessen des Präsi-
denten bezw. des Vorsitzenden oder Berichterstatters des Ausschusses
oder des befragten Deputationsmitgliedes überlassen. Eine Beratung
darf sich — und zwar ohne Rücksicht darauf, ob eine Antwort erteilt

b. Die Bestätigung dieses Beschlussesdurch die Bürgerschaft, entweder
1. durch Drei-Viertel-Majorität aller Abgeordneten nach ihrer, (d. h. der

Bürgerschaft) in verfassungsmäßigerZeit vollzogenen halbschichtigenErneuerung oder

2. durch Zwei--Drittel-Majorität aller Abgeordneten nach ihrer (d, h. der

Bürgerschaft) zu den verfassungsmäßigenZeiten vollzogenen zweimaligen, je halb-
schichtigen Erneuerung. (Die Zwei--Drittel-Majorität genügte indessen nur dann,

wenn auch nach der ersten halbschichtigen Erneuerung freilich keine Drei-Viertel.

Majorität, wohl aber eine Zwei-DrittelMajorität zugestimmt hatte) oder

3. nach ihrer (der Bürgerschaft) Integral-Erneuerung, (welche für diesen Fall
durch Beschluß des Senats und der Bürgerschaft beliebt werden konnte) und nach
Verlauf von 6 Monaten seit der Fassungdes ersten BeschlussesdurchZwei-Drittel-
Majorität aller Mitglieder der integral erneuerten Bürgerschaft.

Diese schwerfälligen Bestimmungen der Verfassung von 1860 wurden schon
vor der Verfassungsrevision von 1879 — im Jahre 1869 — durch die jetzt
geltenden einfacheren ersetzt. — In Lübeck erfolgt eine Verfassungsänderungein

fach im Wege der Gesetzgebung (Verf. Art. 50). In Bremen ist neben eine-

wiederholten Genehmigung von Senat und Bürgerschaft durch die Majorität der

gesetzlichenZahl ihrer Mitglieder eine Vorprüfung durcheine Deputation erforder-
lich (Verf. 8 67, Sievers, Brem. Staatsrecht, a. a. O., S. 75).

1 Geschäftsordnung § 61, Abs. 2 u. § 40. Vgl. auch § 45. Abs. 2. (S.
unten S. 163.)
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ist oder nicht — an die Anfrage bezw. die Antwort knüpfen, falls
ein dahingehenderAntrag gestellt und von mindestens einem Dritteil
der Anwesendenunterstützt wird.

7. Beratung. Der Präsident erteilt das Wort.“ Senats-

kommissarekönnen dasselbejederzeit — vor allen anderen angemel-
deten Rednern — erhalten, auch nach Schluß der Diskussion.

Es darf kein Vortrag abgelesenwerden (außer nicht gedruckten

1 Geschäftsordnung § 64. Der zur Vorberatung der gegenwärtigen Geschäfts-
ordnung niedergesetztebürgerschaftlicheAusschußbemerkte: „Die Übung,Anfragen
an die zur Bürgerschaft gehörenden Mitglieder der Verwaltungsdeputationen zu

richten, hat sich aus dem Bedürfnis heraus im Laufe der Jahre neben der Ge-

schäftsordnung gebildet“ (Ausschußberichte1881 No. 6). Sie ward beibehalten,
obwohl es nach der Verfassung von 1879 Deputierte der Verwaltungsdeputationen
in der Bürgerschaft nicht mehr giebt. — In der Bremer Geschäftsordnung heißt es

(§ 38): „Mitteilungen oder Anfragen über Gegenstände, welche zum Wirkungs-
kreise einer Deputation oder eines sonstigen Ausschusses gehören, müssen vorab

dem Bürgeramte eingereicht werden, damit dieses in den ihm geeignet erscheinenden
Fällen einem Mitgliede des Ausschussesdavon Kenntnis geben könne. Auch zu
anderen Mitteilungen oder Anfragen über nicht zur Beratung stehende Gegen-
stände kann, wenn davon dem Präsidium vorher schriftliche Anzeige gemacht
worden, ausnahmsweise das Wort verliehen werden. In beiden Fällen ist nach
einer kurzen Motivierung und Beantwortung eine weitere Diskussion nicht gestattet,
sofern nicht ein Antrag auf einen durch die Bürgerschaft zu fassenden Beschluß
ordnungsgemäß gestellt und zugelassen ist.“

* Wer reden will, hat sich beim Beginn der Beratung oder während der-

selben bei einem Schriftführer zu melden; frühere Anmeldungen sind nicht zu
berücksichtigen.— Die Reihenfolge der Anmeldungen bestimmt die Folge der

Sprechenden, wobei jedoch, soweit möglich, zwischendenjenigen, welche für, und

denjenigen, welche gegen den Antrag sprechenwollen, abzuwechselnist. — Der

Berichterstatter erhält auf Verlangen zuerst und zuletzt das Wort. (Geschäfts-
ordnung 8 38.) Der Berichterstatter der Minderheit eines Ausschusseserhält bei

Beginn der Beratung nach, beim Schluß derselben vor dem Berichterstatter der
Mehrheit des Ausschussesdas Wort (8 43). Das von den bürgerschaftlichen
Mitgliedern einer Senats-= und BürgerschaftsKommissionmit der Berichterstattung
beauftragteMitglied derselben hat bei der Beratung über die Anträge der Kom.

missiondie Rechte des Berichterstatters für einen Ausschuß (8 44). Bezüglich
desjenigen,welcher ein Amendement gestellt hat, s. unten S. 162, Anm. 3. Ge-

sprochenwird in der Regel von der Tribüne aus (§ 38). — In Bremen und
Lübeck immer vom Platze aus. Ferner sind in Bremen (nach englischer Sitte)
alle Reden an den Präsidenten zu richten, und darf (abgesehen von etwaigen
thatsächlichenAufklärungen) kein Mitglied öfter als dreimal in derselben Sitzung
über denselbenGegenstanddas Wort erhalten (Geschäftsordnung§ 42).

Verf. Art. 64, § 3.

v. Melle, Hamburg. Staatsrecht. 11
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oder nicht rechtzeitig verteilten Ausschußberichtenund den Anträgen
und Amendements). Inwiefern Schriftstücke oder Drucksachenvon

einem Mitgliede verlesen werden dürfen, entscheidetin jedem einzelnen
Fall der Präsident, vorbehältlichder Berufung an die Versammlung.

Die Beratung kann zu jeder Zeit von der Versammlung für
geschlossenerklärt werden. Wenn mindestens zehn Mitglieder den

Schluß schriftlich beantragen, muß der Präsident über diesen Antrag
abstimmen lassen, nachdem vorher die Liste der noch eingeschriebenen.
Redner verlesenworden. Eine bereits geschlosseneBeratung kann durch
Beschlußder Bürgerschaft wieder eröffnet werden. Hat ein Senats-

kommissarnach Schluß der Beratung das Wort erhalten, so gilt damit

die Beratung als wieder eröffnet.2
Ist der Schluß der Beratung ausgesprochen,so erhält — abge-

sehenvon den Senatskommissaren,die jederzeit das Wort verlangen
können — nur nochder Antragsteller und nachihm der Berichterstatter,
vor diesenbeiden aber noch — auf sein von mindestens 15 Mitglie-
dern unterstütztes Verlangen — derjenige das Wort, welcher über ein

von ihm eingebrachtes Amendement noch nicht gehört ist.3
Eine begonnene Beratung kann auf Beschluß der Versammlung

unterbrochenund, in gleicherWeise wie eine noch nicht begonnene,
vertagt werden, ohne daß darum die Sitzung selbstvertagt zu werden

braucht.“
Ist ein Antrag in Bezug auf die geschäftlicheBehandlung des

vorliegenden Gegenstandes(namentlich auf Aussetzung der Beratung
oder auf Verweisung des Gegenstandes an einen Ausschuß) vor oder

während der Beratung gestellt, so ist nach Schluß der letzteren zu-

nächst über diesen Antrag zu beschließenund, sofern der gefaßte Be-

schluß dem nicht entgegensteht,alsdann die Beratung über den Gegen-
stand selbstwieder zu eröffnen.

1 Geschäftsordnung § 39.
: Geschäftsordnung§ 41, Verf. Art. 64, § 3. — Analog Bremer Geschäfts-

ordnung § 42, Lübecker § 45.
„ Geschäftsordnung § 42. Abgesehen von diesem besonderen Falle kann

derjenige, welcher ein Amendement gestellt hat, zur Begründung desselben nur

in der ordnungsmäßigen Reihenfolge der Redner zugelassenwerden.

Geschäftsordnung 8 41.

Geschäftsordnung§ 45, Abfk.3.
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Bei Vorlagen, welche aus mehrereneinzelnenBestimmungen oder

Anträgenbestehen,findet zunächsteine allgemeineBeratung statt, welche
auchdie geschäftlicheBehandlungdes Gegenstandesmit umfaßt. Erst nach
Schluß dieserallgemeinenBeratung wird in die Beratung der einzelnen
Teile eingetreten,und zwar in der Weise,daß über jedeneinzelnenArtikel,
der Reihenfolge nach, die Beratung eröffnet und geschlossenund die

Abstimmung vorgenommen wird. Auf Beschluß der Versammlung
kann die in der Vorlage beobachteteReihenfolge abgeändert,und kann

auch die Beratung über mehrereArtikel verbunden,oder aber die Be—

ratung über verschiedenezu demselbenArtikel gestellteAmendements

getrennt werden.1

Bei größerenGesetzesvorlagen,über welcheein Ausschußberichter-

stattet ist, kann die Versammlung einen Zeitpunkt feststellen, bis zu

welchem die einzelnen Mitglieder ihre Amendements oder Anträge auf
Abstimmung über einzelne Teile des Gesetzes einzubringen haben.
Nach Ablauf dieser Frist sind solcheAnträge nur dann noch zulässig,
wenn sie von mindestens30 Mitgliedern unterstütztwerden. Diejenigen
Teile des Gesetzes,zu welchen keine Anträge vorliegen, werden in

solchemFalle einer Beratung und Abstimmung nicht unterzogen, sondern
gelten ohne weiteres als angenommen.

Nach Schluß der Beratung — oder im Falle der Vertagung der-
selbenam Schlusseder Sitzung — sind persönlicheBemerkungengestattet.

8. Abstimmung. Nach geschlossenerBeratung stellt der Prä-
sident die Frage, welche durch die Abstimmung zu entscheidenist.
Stehen sich mehrereAnträge gegenüber,so hat derselbedie Reihen-
folge der Abstimmungen zu bezeichnen.Über die Fragestellung und
die Reihenfolgeder Abstimmungen kann das Wort verlangt werden
und entscheidetauf Antrag die Versammlung.“

Anträge bezüglichder geschäftlichenBehandlung der Vorlage sind

-„Geschäftsordnung§ 45, Abs. 1.

n Geschäftsordnung§ 45, Abf. 2.

Geschäftsordnung§ 42, Abs. 2. Die Geschäftsordnung von 1859 kannte
das Institut der persönlichenBemerkungennicht.

.

4

Geschäftsordnung846. — In der Lübecker Geschäftsordnung ist bestimmt:
„Ein Antragauf Übergangzur Tagesordnung gelangt vor der Frage, auf
welche er sich bezieht, zunächst zur Abstimmung. Anträge auf Übergangzur
Tagesordnung sind gegen Senatsanträgenicht zulässig.“ (8 58 und 39).

117
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vor Anträgen, welche die Sache selbst betreffen, Anträge auf Aus-

setzungdes Beschlussesvor allen anderen zur Abstimmung zu bringen.
Bei Anträgen, welche aus mehreren einzelnen Teilen bestehen,

findet nach beendeter Abstimmung über die einzelnen Teile eine Ab-

stimmung über das Ganze statt. Dieselbe ist auf eine spätereSitzung
auszusetzen,falls die Vorlage durch die gefaßtenBeschlüsseabgeändert
ist und von 30 Mitgliedern die Vorlegung einer gedrucktenZusammen-
stellung der im Einzelnen gefaßtenBeschlüsseverlangt wird.

Die Annahme eines aus mehrerenParagraphen bestehendenGe-

setzesdurch eine allgemeineAbstimmung (ohne besondereAbstimmung
über die einzelnenParagraphen) ist nur dann zulässig, wenn ein mit
der Prüfung des Gesetzesbeauftragter Ausschuß durch einen, mit einer

Mehrheit von mindestens zwei Dritteilen seiner Mitglieder gefaßten
Beschlußein solchesVerfahren empfiehlt, und die Bürgerschaft dasselbe
mit einer Stimmenmehrheit von zwei Dritteilen der Anwesenden
beschließt.5

Ein Ausschußantrag, über welchen die Bürgerschaft noch nicht
beschlossenhat, geht in der Abstimmung immer dem ursprünglichen
Antrage vor. Wird derselbeverworfen, so ist auf den letzteren zurück-
zukommen. Liegt neben dem Antrage der Mehrheit eines Ausschusses
noch ein Minderheits-Antrag vor, so kommt der Antrag der Minder-

heit des Ausschusseszuerst zur Abstimmung, wenn nicht das Ver-

hältnis beider Anträge zu der ursprünglichen Vorlage eine andere

Reihenfolge bedingt.“
Die Abstimmung muß, wenn mindestens zehn Mitglieder es ver-

langen, eine geheime sein. Der Antrag auf geheimeAbstimmung muß
vor Schluß der Beratung schriftlich eingebrachtwerden.5

1 Geschäftsordnung 8§47.
2 Geschäftsordnung 8 48.
3 Geschäftsordnung § 49.
14 Geschäftsordnung 8 50.
5 Verf. Art. 47. Geschäftsordnung§ 52, Abs. 1. (Die geheimeAbstimmung

erfolgt mit weißen und schwarzenKugeln. Die ersteren sind von denen abzugeben,
welche für, die letzteren von denen, welche gegen den Antrag stimmen wollen). —

In der Bremer Geschäftsordnungheißt es (8 53): „Über Anträge, welche für
bestimmte Personen Gehaltserhöhungen,Zulagen, Gratifikationen, Wartegelder oder

Pensionen überhaupt, oder die Größe oder Dauer derselben betreffen, muß eine

geheimeAbstimmung stattfinden, wenn dies von einem Mitgliede verlangt wird.“
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Eine Abstimmung durch namentlichenAufruf findet, falls nicht
geheimeAbstimmung einzutreten hat, dann statt, wenn dieselbein einer

vor Schluß der Beratung dem Vorsitzenden eingereichtenschriftlichen
Erklärung von 25 Mitgliedern verlangt wird. Eine namentlicheAb-

stimmung über den Antrag auf Aussetzung der Beratung oder der

Beschlußfassungoder auf Schluß der Debatte oder auf Vertagung ist
nicht zulässig.!

Eine Begründung des Antrags auf geheime oder namentliche
Abstimmung und eine Beratung darüber ist unzulässig.

Liegt ein Antrag auf geheimeoder namentlicheAbstimmung nicht
vor, so erfolgt die Abstimmung durch Aufstehen und Sitzenbleiben.
Erscheinthierbei dem Vorsitzendendas Ergebnis zweifelhaft, oder wird

sofort nachVerkündung des Resultats von mindestens 10 Mitgliedern
ein dahingehendesVerlangen gestellt, so wird die Gegenprobegemacht.
Ist über das Resultat der Gegenprobe nicht der ganze Vorstand einig,
so werden die Aufgestandenen und die Sitzenden von den Schrift-
führern gezählt. Ergiebt auch diese Zählung kein unzweifelhaftes
Resultat, so wird durch namentlichenAufruf abgestimmt.3

Bei allen Abstimmungenentscheidetdie einfacheStimmenmehrheit,
wenn nicht durch die Verfassung oder die Geschäftsordnungausdrücklich
ein anderes bestimmt ist. Bei Stimmengleichheit gilt die durch die

Abstimmungzu entscheidendeFrage für verneint.“
An Abstimmungenüber „Fragen der Kontrolle oder der Verant-

wortlichkeit“ nehmendie etwa in der Bürgerschaftsitzendendavon be-

troffenen Mitglieder der bezüglichenVerwaltungsdeputation oder die

etwa darin sitzendenvon der SachebetroffenenBeamten nicht teil.

1

Geschäftsordnung§ 52, Abs. 2 und 3.

Geschäftsordnung§ 52, Abf. 4.

kGeschäftsordnung8§52, Abs. 5.

„
Geschäftsordnung§ 53 und 54.

Verf.Art. 53, Abs. 2. — In der Lübecker Geschäftsordnungheißt es (§ 63):
„Werbeieinerzur Entscheidungstehenden, Privatverhältnisse betreffenden Frage

persönlichbeteiligtist, darf an der Abstimmung nicht teilnehmen. In Zweifels-
fällen entscheidet die Versammlung,ob eine derartige Beteiligung vorliegt.“

In Bremenvotiert der Präsident nicht mit, doch kann er sich bei den
Wahlen beteiligen (Geschäftsordnung§ 52). Dasselbe war in der früheren Ge.
schäftsordnung der hamb. Bürgerschaft (von 1859, § 59) bestimmt. Der zur-
Vorberatung der gegenwärtigen Geschäftsordnungniedergesetztebürgerschaftliche.
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9. Wahlen und Entlassungen. Soweit nicht die Verfassung
oder die Geschäftsordnungder BürgerschaftabweichendeVorschriften
enthält, erfolgendie von der BürgerschaftvorzunehmendenWahlen durch
relative Stimmenmehrheit.Bei Stimmengleichheitentscheidetdas Los.

Gesucheum Entlassung aus einem Ehrenamte, aus welchemdie

Bürgerschaftzu entlassenbefugt ist (s. oben S. 147), werden beim

Senate eingebrachtund von diesemdem Präsidentender Bürgerschaft
zugestellt,welcher dieselbenan den Wahlprüfungsausschußzur Bericht—
erstattungverweist. Nach eingegangenemBericht entscheidetdie Bürger-
schaft nach einmaliger Beratung durch einfacheStimmenmehrheit.

10. Eingaben an die Bürgerschaft müssen schriftlich und,
sofern sie nicht von Behörden ausgehen, immer durch ein Mitglied
der Versammlung, welchessich dadurch mit ihrem Inhalt einverstan-
den erklärt, dem Präsidentenübermittelt werden.s Der Präsident hat

Ausschuß erklärte sich gewiß mit Recht gegen solcheBestimmung (Ausschußberichte
der Bürgerschaft 1881, No. 6); doch irrte er, wenn er meinte, daß dieselbe eine „sich
nirgends sonst findende hamburgische Besonderheit“ sei. Abgesehen von Bremen,
stimmt auch in Württemberg und in England der Vorsitzende nicht mit; nur

bei Stimmengleichheit giebt er dort den Ausschlag, jedoch in England, alter Sitte

gemäß, möglichst ohne dadurch einc definitive Entscheidung herbeizuführen. (Vgl.
May, Das englischeParlament und sein Verfahren, übersetztvon Oppenheim,
2. Aufl., 1880. S. 357.)

In der Bremer Geschäftsordnung ist noch bestimmt: „Wer an der ersten
Abstimmung über einen Antrag nicht teilgenommen hat, nimmt auch an der

Gegenprobe oder der namentlichen Abstimmung nicht teil“ (8 50), und in der

Lübecker: „Wer sich der Abstimmung enthalten will, hat dies zu erklären,

bevor zur Abstimmung geschritten wird“ (8 62).
1 Geschäftsordnung § 5. Alle in derselben Sitzung vorzunehmenden Wahlen

von Ausschuß und Deputationsmitgliedern können zu einer Wahlhandlung ver-

bunden werden.
2 Geschäftsordnung § 67. Von dem Ergebnisse der Abstimmung wird dem

Präsidenten des Senats Anzeige gemacht.
* Verf. Art. 46, Abs. 4. Diese verfassungsmäßigeEinschränkungdes sonst

fast überall zugestandenenallgemeinen Petitionsrechtes an die Volksvertretung ist
eine hamburgische Singularität, die, wenn man sie auch praktisch für wenig
relevant erachten mag, wohl nicht genügend gerechtfertigt erscheinenkann.

Der Zusatz: „Sofern sie nicht von Behörden ausgehen“ ist eigentümlich.
Ein Recht der hamburgischenBehörden, selbständig, ohne Genehmigung des ihnen

vorgesetzten Senats, Eingaben an die Bürgerschaft zu richten, kann jedenfalls aus

demselbennicht gefolgert werden. (Bemerkt mag noch werden, daß der betreffende
Zusatz im 8 70 der Geschäftsordnungder Bürgerschaftunberücksichtigt gelassenist.)
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dann von dem Eingehen derselbenin der nächstenSitzung Anzeige zu

machen.
Zu einer Beratung und Abstimmung in der Bürgerschaft kann

eine Eingabe nur dann Veranlassung geben, wenn an dieselbe von

einem Bürgerschaftsmitgliedeein Antrag geknüpft wird, welcher dann

wie jeder andere Antrag eines Mitgliedes zu behandeln ist.?
11. Protokoll. Die Führung des Sitzungsprotokolls liegt

den Schriftführern ob. Am Schluß jeder Sitzung wird das Protokoll
verlesen. Etwaige Einwendungen gegen dasselbesind gleich nach der

Verlesung vorzubringen und sofort zu erledigen.“

E. Bürgerschaftliche Ausschüsse.

8 46.

Die Bürgerschaftkann zur Prüfung und Vorberatung einzelner
Gegenständedie Bildung besondererAusschüssebeschließen.“Die Zahl

1

Geschäftsordnung§ 68. Anonyme Eingaben sowie Eingaben, welche der

betreffendenVerfassungsbestimmung (Art. 76, Abs. 4) nicht entsprechen, bleiben

unberücksichtigt(§ 70). Wolffson hebt noch hervor: Das Mitglied der Bürger-
schaft,welches eine Eingabe übermittle, sei, da es sich dadurch mit dem Inhalt
derselben einverstanden erkläre, auch disciplinarisch für diesen Inhalt verantwortlich
(a. a. O., S. 19).

Geschäftsordnung8 69. Eingaben in Bezug auf einen Gegenstand, zu
dessenPrüfung ein Ausschuß besteht oder eingesetzt wird, kann der Präsident
unter Zustimmung der Versammlung diesem Ausschussezuweisen.

3 Geschäftsordnung§ 36. Nach Feststellung des Protokolls ist dem Senate

baldthunlichst eine Abschrift mitzuteilen. (Verf. Art. 49, Geschäftsordnung§ 36.)
— Analoge Bestimmungen in Lübeck (Geschäftsordnung § 20 u. 21). — In
Br emen giebt es stenographischeVerhandlungsberichte, die jedochnur den wesent.
lichenInhalt der Debatte wiedergeben. Dieselben werden drei Tage nach der

Sitzungzur Kenntnisnahmeder Mitglieder ausgelegt. Über Einwendungen ent-

scheideteventuellder Geschäftsvorstand.Offizielle Geltung hat jedoch nur das von
en Schriftführerngeführte Hauptprotokoll. Einwendungen gegen dasselbe sind bis

zum Beginnder nächsten Sitzung einzureichen. (Geschäftsordnung§ 27—32 u. 55.)
Natürlich kann sie dies aber nur innerhalb des Rahmens ihrer Kompetenz.

Insbesonderestehtes ihr, in Ermangelung dahingehender Bestimmungen, nicht
zu, eine förmlicheUntersuchungüber bestimmte Vorgänge in der nicht ihr, son.
dern allein dem Senate unterstellten Verwaltung zu eröffnen. Wünscht sie sich
über derartige Vorgänge zu orientieren, so hat sie das Mittel eines Auskunfts-
ersuchens an den Senat.
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der Mitglieder eines Ausschusseswird, soweit dieselbenicht durch die

Geschäftsordnungfeststeht,!durch Beschlußder Versammlung bestimmt.
Die Wahl erfolgt in einem Wahlgang durch relative Majorität.

Tritt eine Vakanz in einem Ausschusseein, so hat dieser selbst
für jedes austretende Mitglied drei Mitglieder vorzuschlagen. Die

Versammlungist jedoch an diesenVorschlag nicht gebunden.
Jeder in einen AusschußGewählte ist verpflichtet, die Wahl an-

zunehmen und regelmäßig den Sitzungen beizuwohnen.“ Wer jedoch
Mitglied von zwei Ausschüssen(oder des Bürgerausschussesund eines

Ausschusses)ist, kann die Wahl in einen dritten Ausschußablehnen.5
Der Ausschuß wird durch dasjenige seinerMitglieder einberufen,

welches bei der Wahl die meisten Stimmen erhalten hat (im Falle
von Stimmengleichheit durch dasjenige, dessenName nach alphabeti-
scherReihenfolgevorangeht). Er ist beschlußfähig,wenn zwei Dritt-

teile der Mitglieder anwesendsind.

1 Dies ist nur der Fall bezüglich des Wahlprüfungsausschusses, welcher aus.

10 Mitgliedern bestehen muß. (Geschäftsordnung 8 4.)
2 Geschäftsordnung § 17. Dem Vorstande steht es frei, ihm geeignet

scheinende Mitglieder vorzuschlagen. Die Versammlung ist jedoch an solchen
Vorschlag nicht gebunden.

3 Geschäftsordnung8 18.
* Die Beobachtung dieser Bestimmung läßt sich jedoch nicht erzwingen. Sie

ist dem Pflichtgefühl des Einzelnen überlassen.
5 Geschäftsordnung§ 20. Wer Mitglied mehrerer Ausschüsseist, braucht,

wenn er in den Bürgerausschuß gewählt wird, außerdem nur in einem Ausschusse
zu bleiben und kann demgemäß die Entlassung aus dem resp. den anderen ver-

langen. — Der Mitgliedschaft in Ausschüssen steht die Mitgliedschaft in Senats-

und BürgerschaftsKommissionengleich. In Zweifelsfällen steht dem Vorstande-
die Entscheidung darüber zu, ob die Mitgliedschaft in dem Ausschusse,auf welche
der Betreffende behufs Ablehnung einer ferneren Wahl sich beruft, als Ent-

schuldigungsgrundanzusehenist. — Zur Erläuterung des letzten Satzes(8 20, Abs. 3)
bemerkte der mit Vorberatung der Geschäftsordnung beauftragte bürgerschaftliche
Ausschuß: „Diese Vorschrift empfiehlt sich aus dem Grunde, weil einzelne Aus-

schüssethatsächlich Monate, oft Jahre lang ruhen, namentlich wenn in betreff
einer umfassendenGesetzesvorlage, die vom Ausschussebehandelt und dann in der

Bürgerschaft durchberaten ist, eine Senatserwiderung aussteht, die der Natur der

Sache nach auch im Schoßeder Behörden eingehendeEIIIIID
macht.“ (Ausschußberichte1881, No. 6.) — Über Entlassungsgesucheaus anderen

Gründen entscheidetdie Bürgerschaft.
*Geschäftsordnung § 19, Abs. 1.
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Der Ausschuß hat sofort aus seiner Mitte einen Vorsitzenden
und einen Schriftführer zu wählen! und sodanndem Präsidentender

Bürgerschaft,unter Namhaftmachungder Gewählten, von seinerKon—

stituierung Mitteilung zu machen.?
Die Sitzungen der Ausschüssesind nicht öffentlich. Der Präsident

der Bürgerschaft hat das Recht, denselbenohne Stimmberechtigung
beizuwohnen. Ferner ist ein Antragsteller, auch wenn er nicht Mit-

glied des Ausschussesist, berechtigt, in einer Sitzung des Ausschusses,
welchemsein Antrag zur Begutachtung zugewiesenist, diesen Antrag
näher zu begründen. Im übrigen haben jedoch die nicht dem Aus-

schußangehörigenMitglieder der Bürgerschaft nur mit Genehmigung
des AusschussesZutritt zu den Sitzungen desselben.

Auf Verlangen des Senats ist Kommissaren desselbenGelegen-
heit zu geben, an einer Sitzung des Ausschussesteilzunehmen, sofern
die Berichterstattungdes Ausschussesdadurch nicht verzögert wird.“

Die Ausschüssekönnen sich wegen der zur Vorbereitung ihrer
Arbeiten erforderlichenAuskunft direkt an den Senat oder an den

Chef der betreffendenVerwaltungsbehördewenden.5 Sie haben ferner

Die Wahl erfolgt unter Beobachtung der für die Wahl des Präsidenten
und der Schriftführer der Bürgerschaft gegebenen Bestimmungen. (S. oben S. 149.)
Der Vorsitzende wird eventuell von dem Schriftführer vertreten, welcher letztere
dann die Schriftführung einem anderen Mitgliede des Ausschusses überträgt. —

Ein Schriftführer ist auch dann zu wählen, wenn der Sekretär der Bürgerschaft
zur Führung des Protokolls hinzugezogen wird. (S. oben S. 154.) — In
Bremen führt, wenn der Präsident der Bürgerschaft Mitglied des Ausschusses
ist, dieser den Vorsitz. (Geschäftsordnung8 60.)

eschäftsordnung § 19, Abs. 2 u. 3. Der Präsident bringt die ihm ge-
wordene Mitteilung in der nächstenSitzung zur Kenntnis der Bürgerschaft und
macht ferner dem Senat den Vorsitzenden des Ausschussesnamhaft. (8 19,
Abs. 3 u. 21, Abs. 2)

Z

*

Geschäftsordnung§ 21, Abs. 1. Über die Zuziehung des Sekretärs der
Bürgerschaft (mit beratender Stimme) s. oben S. 154.

Geschäftsordnung8 21, Abs. 2.
s

Verf-Art. 51. Analog heißt es in der bayerischen Verfassung (Art.
33): „DieKammern sowohl als die Ausschüssehaben innerhalb des Umfanges.
ihres Wirkungskreises das Recht. diejenigen Erläuterungen und Aufschlüsse, welche
sie erforderlich erachten, von den einschlägigen Staatsministerien zu verlangen,
und haben letztere solchem Ansinnen zu entsprechen. Unmittelbares Benehmen
mit anderen Stellen und Behörden ist nicht gestattet."
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das Recht, solcheAuskunft von jedem Staatsangehörigenin gleichem
Umfange, in welchemderselbesie öffentlichenVerwaltungsbehörden zu
erteilen verpflichtet ist, zu verlangen. Doch dürfen Beamte über die

in ihren amtlichenWirkungskreisfallenden Angelegenheitennicht ohne
Genehmigungdes ihnen vorgesetztenSenatsmitgliedes Auskunft er—

teilen. Die betr. Genehmigung kann nur „aus besonderenGründen“,
über welcheeventuell der Senat zu entscheidenhat, verweigert werden.

Jeder Ausschuß kann Sachverständige behufs einer Auskunfts-
erteilung zu seinenSitzungen hinzuziehen.

1 Dasselbe Recht will H. Schulze (Preuß. Staatsrecht § 163) aus dem Art. 82

der preußischen Verfassung für die auf Grund desselben „zur Untersuchung von That-
sachen“ niedergesetztenKommissionen des Landtags herleiten. — Zu der Bestimmung
im Art. 51 der hamburgischenVerfassung (Die Ausschüssekönnen von jedem Staats-

angehörigen Auskunft in demselben Umfange verlangen, wie dieselbe öffentlichen
Verwaltungsbehörden zu erteilen) bemerkt Wolffson (a. a. O., S. 19, Anm. 3):
„Diese Bezeichnung findet ihre Erklärung im § 20 des Gesetzesbetr. das Ver-

hältnis der Verwaltung zur Rechtspflege von 1879. Danach haben Verwaltungs-
behörden das Recht, zur Feststellung der in ihren Geschäftskreis fallenden
Thatsachen Vorladungen (und zwar bei einer Strafe bis zu M. 30) zu erlassen.
Die speciell von der Feststellung des Thatbestandes vor Erlaß von Straf-
verfügungen handelnden Bestimmungen des § 6 desselben Gesetzes eignen sich
weniger zu einer analogen Anwendung auf die Befugnisse der bürgerschaftlichen
Ausschüsse.“— Was zunächstden 86 des sog.Verhältnisgesetzesbetrifft, so kann

derselbe hier gar nicht in Betracht kommen, denn er redet nicht von Befugnissen
der Verwaltungsbehörden im allgemeinen, sondern von ganz besonderen Befug.
nissen bestimmter Verwaltungsbehörden (der in den 88 4 u. 5 des Gesetzes
genannten Behörden, d. h. der Polizeibehörden und derjenigen Verwaltungs-
behörden, welchen die Ausführung der Gesetzeüber direkte oder indirekte Steuern

obliegt). Weiter aber läßt sich aus der Bestimmung des Art. 51 der Verfassung,

derzufolge jeder Staatsangehörige einem bürgerschaftlichen Ausschusse in demselben

Umfange wie einer Verwaltungsbehörde Auskunft zu erteilen hat, wohl nicht
folgern, daß der bürgerschaftliche Ausschuß „Vorladungen bei Strafe“ ergehen
lassen kann. Ohne solche Befugnis mag das Recht, Auskunft zu verlangen,
eventuell wesentlich erschwert oder gar vereitelt werden; diese Erwägung wird

jedochnicht eine fehlende gesetzlicheErmächtigung ersetzenkönnen.
„ Verf. Art. 51. Nach dieser Verfassungsbestimmungkann das die fragliche

Genehmigung verweigernde Senatsmitglied nicht für verpflichtet erachtet werden

die „besonderen Gründe“ der Verweigerung anzugeben. Ist der Ausschuß der

Ansicht, daß solche Gründe nicht vorliegen, so kann er eine Entscheidung des

Senats veranlassen. Tritt dann der Senat der Weigerungseines Mitgliedes bei

— wobei er gleichfalls die Gründe seiner Entscheidungnicht anzugeben braucht —

so muß der Ausschuß auf die Auskunft des betr. Beamten verzichten.
„

Geschäftsordnung § 21, Abf. 3.
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Das Ergebnis der Beratung des Ausschussesist durch einen von

dem letzteren erwählten Berichterstatter der Bürgerschaft vorzulegen.
Mit der Berichterstattung kann nicht nur ein Mitglied des Ausschusses
beauftragt werden, sondern auch der Sekretär der Bürgerschaft, falls
derselbean den Sitzungen teilgenommen hat.

Erklärt eine Minderheit von mindestens einem Vierteil der Aus-

schußmitglieder sich dem von der Mehrheit beschlossenenGutachten
nicht zustimmig, so kann dieselbe dem Hauptberichte ihr besonderes
Gutachten beifügen und dasselbeals Minoritätsbericht durch einen be-

sonderen Berichterstatter der Bürgerschaft vorlegen lassen. Jedoch
darf die Berichterstattung hierdurchnicht verzögert werden.

Die Ausschußberichtewerden gedrucktund wenigstensdrei Tage,
ehe sie in der Bürgerschaft zur Beratung kommen, allen Mitgliedern
der Bürgerschaftzugestellt. Die Bürgerschaft kann jedoch beschließen,
daß von der Drucklegung und Zustellung an die Mitglieder abzusehen,
oder daß die dreitägige Frist zwischender Zustellung des Berichts an

die Mitglieder und der Beratung desselbenabzukürzenist.2

1

Geschäftsordnung§ 22 u. 23.
! Geschäftsordnung8 24.



Siebenter Abschnitt.

GeschäftsgangzwischenSenat und Bürgerschaft.
Erledigung von Meinungsverschiedenheiten.

I. Geschäftsgang.

§ 47.

1. Die gegenseitigenamtlichenMitteilungen des Senats und der

Bürgerschaft erfolgen schriftlich. Sie werden, insofern sie in öffent-
licher Versammlung der Bürgerschaft beraten zu werden bestimmt sind,
in der Regel dem Druck übergeben.?

2. Dem Senat ist, sofern er nicht selbstdie Zusammenberufung
der Bürgerschaftangeordnethat, die Tagesordnung der letzterenzwei
Werktagevor der Sitzung mitzuteilen; auch ist ihm von dem Sitzungs-
protokoll der Bürgerschaft baldthunlichst eine Abschrift zuzustellen.

1 Von einem besonderen Abschnitt über die Gesetzgebung konnte abge-
sehen werden, da die betr. Ausführungen, soweit sie nicht in diesem Abschnitte
mit enthalten, schon früher in anderem Zusammenhange gegeben sind. Vgl. über

den Umfang der Gesetzgebung S. 42 ff. u. 134 ff., über Verfassungsände-
rungen S. 135 u. 159 und über die Verkündung der Gesetze S. 85 ff.

:2 Verf. Art. 64, § 2. — Analog Brem.Verf. § 63. In Lübeck werden
die Anträge des Senats in der Versammlung der Bürgerschaft — zusammen mit
dem stets vom Senat vorher einzuholenden Gutachten des Bürgerausschusses
(s. unten Abschnitt 8) — von den Senatskommissaren dem Vorsitzendender Bür-

gerschaft übergeben (Verf. Art. 68). Die vom Bürgerausschussein seinem Gut-

achten empfohlenen Abänderungen oder Zusätze sind, wenn der Senat denselben
nicht beigetreten ist, gleichzeitig mit den Senatsanträgen zur Beratung und Be-

schlußfassungder Bürgerschaftzu verstellen (Geschäftsordnungder Bürgerschaft 8 47).
„ Verf. Art. 50, Abs. 2 u. Art. 49. Außerdem hat der Präsident der

Bürgerschaft dem Senat den Namen des zum Vorsitzenden eines AusschussesEr-

wählten mitzuteilen (Geschäftsordnungder Bürgerschaft§ 21, Abs. 2).
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3. Der Senat kann zu den Verhandlungen der Bürgerschaft aus

seinerMitte oder anderweitig zu ernennende Kommissare abordnen.

Auf Wunschder Bürgerschaftist er zur Absendungvon Kommissarenzu
den Verhandlungenüber Senatsanträge verpflichtet.! Auf Verlangen des

Senats ist weiter KommissarendesselbenGelegenheitzu geben, an der

Sitzung eines bürgerschaftlichenAusschussesteilzunehmen,vorausgesetzt,
daß dadurchdie Berichterstattungdes Ausschussesnicht verzögert wird.

4. Anträge des Senats können in der Bürgerschaftnicht durch
die sog.Vorfrage beseitigt werden (s. oben S. 158). Als dringlich be-

zeichneteSenatsanträge sind vor allen andern Gegenständenzur Ver-

handlung zu bringen. Ist ein dringlicher Senatsantrag noch nicht
zur Abstimmung gelangt, so kann eine Vertagung der Bürgerschaft
nur auf den nächstenWerktag erfolgen. (Ülberdie weitere Behand-
lung der Senatsanträge in der Bürgerschaft s. oben S. 158 f.)

Wenn ein Antrag des Senats von der Bürgerschaft nicht pure,

sondern mit Modifikationen angenommen worden ist, und wenn dann

der Senat beschließt,den bürgerschaftlichenModifikationen seineZu-
stimmung zu erteilen, so wird schondurch eine diesenBeschlußdes

Senats kundgebendeMitteilung an den Bürgerausschußauch formell
ein übereinstimmender Senats= und Bürgerschafts-Beschlußhergestellt.
Dasselbe abgekürzteVerfahren kann stattfinden, wenn der Senat einen

selbständigenAntrag der Bürgerschaft unverändert genehmigen will.“

1 Verf. Art. 64, § 3 u. 4. (Über die Rechte der Senatskommissare in der Bür-

gerschafts. oben S. 150 u. 161.) — In Bremer kann nicht nur bei Senatsanträgen
die Anwesenheit von Senatskommissaren verlangt werden (Gesetzbetr. die Bür-

gerschaft v. 1875, § 22). In der Lübecker Verfassung(Art. 41) heißt es: „In
den Versammlungen der Bürgerschaft sind Kommissare des Senats gegenwärtig
und an der Beratung teilzunehmen berechtigt. Die Anwesenheit derselben ist
jedoch nicht erforderlich, wenn es sich um Wahlen oder Gegenständehandelt, über
welche die Bürgerschaft ohne Mitwirkung des Senats entscheiden kann.“ Der
Wortführer der Bürgerschaft hat sich über Zeit und Ort der Versammlung mit
dem für die Verhandlungenmit der Bürgerschaft bestellten Senatskommissar zu
verständigen (Verf. Art. 37). Derselbe läßt ferner nach Eröffnung der Sitzungen
denKommissaren des Senats anzeigen, daß die Bürgerschaft versammelt, resp. daß
die Versammlung als unvollzählig entlassensei (Geschäftsordnung 8 12).

Geschäftsordnungder Bürgerschaft 8 21, Abs. 2.
* Verf. Art 45. (BezüglichLübecks und Bremens s. oben S. 157, Anm.2.)
Verf. Art. 69, Abs. 1. — Daß ein abgelehnter Antrag stets wiederholt

werden kann (Verf. Art. 69, Abs. 2), ist selbstverständlich. Das Gegenteil müßte
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5. Über die Verpflichtung des Senats zur Auskunftserteilung an

die Bürgerschaft und über die Berechtigung der bürgerschaftlichenAus-

schüsse,sich wegen der zur Vorbereitung ihrer Arbeiten erforderlichen
Auskunft direkt an den Senat zu wenden, s. oben S. 144 f. u. 169.

6. Gemeinschaftliche Versammlungen von Senat und Bür-

gerschaftsind nur für zwei Fälle vorgesehenresp.vorgeschrieben— für
die Vereidigung eines neuerwählten Senatsmitgliedes und für die Aus-

losung und Vereidigung der Mitglieder einer Entscheidungs-Deputation.
Im ersteren Falle pflegt der den Vorsitz führende ersteBürger-

meister eine Ansprachezu halten. Diskussionen aber, sowie Anträge
und Abstimmungensind der Natur der Sache nach ausgeschlossen.Die

Anordnung der gemeinschaftlichenVersammlung ist Sache des Senats.

7. Zur Vorberatung, zur Erörterung und auch zur selbständigen
Erledigung bestimmterAngelegenheitenkönnen Senats= und Bürger-
schafts-Kommissionen (auch „gemischteKommissionen“ genannt)
niedergesetztwerden, vorausgesetzt,daß Senat und Bürgerschaft damit

einverstanden sind. Nachdem man sichüber die Zahl der senatorischen
und der bürgerschaftlichen Mitglieder der Kommission geeinigt hat,
werden die ersteren vom Senat, die letzteren von der Bürgerschaft
erwählt. Nach beendeter Beratung wird der Bericht der Kommission
dem Senat eingereichtund von diesem der Bürgerschaft mitgeteilt.
Anträge der Kommission werden in der Bürgerschaft wie Senats-

anträge behandelt (s. oben S. 157 f.).2

ausdrücklich bestimmt sein, wie z. B. in Sachsen, wo ein ganz abgelehnter Regie-

rungsantrag demselben Landtage „nur in verändertem Maße“ wieder vorgelegt
werden kann (Verf. 8§95).

1 Verf. Art. 15 u. 72 f. Im zweiten Falle spricht die Verfassung nicht
von einer gemeinschaftlichen „Versammlung“, sondern von einer gemeinschaftlichen
„Sitzung“. — Zu unterscheidenvon einer gemeinschaftlichenVersammlungist ein

gleichzeitigesTagen von Senat und Bürgerschaft,wie es für den Fall einer Senats-

wahl (Art. 9, Abs. 13) vorgeschriebenist. — Wenn es im Art. 64 heißt: „Die Ver-

sammlungen des Senats und der Bürgerschaft können unabhängig von einander

stattfinden“, so erklärt sich diese — sofern nicht das Gegenteil ausdrücklich gesagt
ist, selbstverständliche— Bestimmung wohl daraus, daß es nach der alten Ver-

fassung keine selbständigeVersammlung der Bürgerschaft, sondern nur einen Rat-

und Bürgerkonvent gab.
* Im § 60 der Bremer Verf. heißt es „Die Vorberatung und Begut-

achtung aller einer gemeinsamen Beschlußnahme(von Senat und Bürgerschaft,
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Zu den Senats= und Bürgerschafts-Kommissionensind auch die-

für die Wahl eines neuen Senatsmitgliedes zu bildenden Vertrauens-

männerkommissionenzu zählen. Doch sind über Zusammensetzung,
Wahl und Verfahren derselbenbesondereVorschriften erlassen. (S.
oben § 19.) Dasselbe gilt von der im § 48 zu besprechendenVer-

mittelungs= und Entscheidungs-Deputation.

unterworfenen Gegenstände,sowie die Ausführung beschlossenerMaßregeln können.

an Deputationen verwiesen werden. Für Deputationen der ersteren Art kann der

Senat statt seiner Mitglieder oder im Verein mit denselben auch rechtsgelehrte
Mitglieder derjenigen Gerichte, welche in der Stadt Bremen ihren Sitz haben,
zu seinen Kommissarien ernennen.“ In Bremen sind ferner auch die sog. Ver-

waltungsdeputationen einfache Senats- und Bürgerschafts-Ausschüsse.(Verf. 8 60,
Abs. 3, Deputationsgesetzvon 1875, 8 3; s. unten § 55.) — Auch in Lübeck
giebt es Senats. und Bürgerschafts.Kommissionen.Die bürgerschaftlichen Mit

glieder derselben wählt der Bürgerausschuß (Verf. Art. 72). Die zu Mitgliedern
der Senats- und Bürgerschafts-Kommissionen Gewählten sind — abgesehenvon be-

stimmten Ausnahmen (Alter über 65 Jahre ic.) —

zur Übernahmeund Fort-
führung der ihnen dadurch übertragenen Funktionen verpflichtet, unter dem Prä-
judiz einer „vom Senat auszusprechenden" Geldstrafe (nicht über 1000 X;
Verordnung vom 21. Juni 1860).

1 In einzelnen außergewöhnlichen Fällen so im Juni 1866 und vor dem

Zollanschluß Hamburgs) sind auch auf Antrag des Senats von der Bürgerschaft sog.
Vertrauensmänner gewählt. Der Zweck dieser Maßregel war jedoch nur,
dem Senat bei seinem Vorgehen in besonders wichtigen Angelegenheiten eine ge-
wisse Fühlung mit der Bürgerschaft und der Bevölkerung überhaupt zu sichern.

In der Lübecker Verf. (Art. 52) heißt es: „Sollte bei Gelegenheit eines
vom Staate abzuschließendenVertrages oder bei einer anderen außerordentlichen
Veranlassung der Senat und die Bürgerschaft der übereinstimmenden Ansicht sein,
daß der Gegenstandaus Rücksichtauf notwendige Geheimhaltung sich so wenig
zur Verhandlung mit dem Bürgerausschusseals mit der Bürgerschaft eigne, so ist
eine Geheimkommission zu ernennen, welche die dem Bürgerausschußwie der

Bürgerschaft zustehenden Befugnisse auszuüben hat, insoweit nicht im einzelnen
Falle von der Bürgerschaft die Vollmacht der Kommission beschränktist. Die Zahl
der in eine solcheKommission zu wählenden Mitglieder wird von der Bürgerschaft-
bestimmt;eine Vermehrungderselben ist vorzunehmen, so oft es die Bürgerschaft,
sei es auf Antrag der Geheimkommission,sei es aus eigenem Antriebe, für ange-
messenerachtet. — Ein Beschluß der Geheimkommission ist nur dann gültig, wenn-

er von der Mehrheit sämtlicherMitglieder gefaßt ist. — Falls von einer Geheim-
kommission die Instruktion des mit dem Abschlusseeines Vertrages Beauftragten
genehmigtist, so kann die Bürgerschaft ihre Zustimmung zu dem Vertrage nur

dann ablehnen, wenn die Geheimkommissiondie Grenzen ihrer Befugnis über-

schritten hat, oder der Vertrag nicht der erteilten Instruktion gemäß abgeschlossen.
ist.“ Die Mitglieder der Geheimkommissionenernennt der Bürgerausschuß(Verf.
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II. Meinungsverschiedenheiten.

8 48.

Überall,wo im Staatsleben eine Entscheidungvon der Überein—

stimmung verschiedenerFaktoren abhängt, ist mit der Möglichkeit einer

im einzelnen Fall nicht zu erzielendenVerständigung dieser Faktoren
zu rechnen. Will man diese Möglichkeit und die eventuell aus ihr
entstehendenSchwierigkeiten beseitigen, so giebt es nur zwei Wege:
man muß entweder dem einen der mehrerenFaktoren die schließliche
Entscheidung einräumen, oder man muß eine über jenen Faktoren
stehendeEntscheidungsinstanzschaffen.

Handelt es sich um eine Meinungsverschiedenheitzwischen den

gesetzgebendenFaktoren, so lassensichgegen beide Wege Bedenken er-

heben. In den meistenStaaten hat man es denn auch vorgezogen,
keinen der beiden zu betreten. In Hamburg dagegenhat es seit dem

18. Jahrhundert eine besondere, unter bestimmten Voraussetzungen
mit der Erledigung von MeinungsverschiedenheitenzwischenSenat und

Bürgerschaft betraute Entscheidungsinstanzgegeben.

Art. 72). Die Ernannten sind, abgesehen von bestimmten Ausnahmen (Alter
über 65 Jahre 2c.), zur ÜUbernahmeund Fortführung der betreffenden Funktionen
verpflichtet, unter dem Präjudiz einer „vom Senat auszusprechenden“Geldstrafe
(nicht über 1000 A; Verordnung vom 21. Juni 1860).

1 H. Schulze sagt in seinem Deutschen Staatsrecht (Bd. 1, S. 505) bezüg-

lich der freien Städte: „Bei der Gleichstellung der beiden staatlichen Organe, des

Senats und der Bürgerschaft, welchen „conjunctim und pro indiviso“ die höchste
Staatsgewalt zukommt, muß ein verfassungsmäßigesMittel gegeben sein, um

im Falle einer unüberwindlichen Meinungsverschiedenheitin wichtigen Staatsfragen
doch zu einem endgültigen Beschlussezu gelangen,“ Daß es gerade in den freien
Städten — im Gegensatzzu anderen Staaten — ein solchesMittel geben müsse,
kann nicht als zutreffend bezeichnetwerden. Der von H. Schulze auch bei dieser
Gelegenheit wieder herangezogeneUmstand, daß die Bürgerschaftdie rein formelle
Mitinhaberin der höchstenStaatsgewalt ist, kann hier nicht in Betracht kommen,
weil der Bürgerschaft im wesentlichen nur die gleichen Rechte zustehen, wie den

Volksvertretungen in anderen Staaten (s. oben S. 128 u. 8 40 f.). Thatsächlich
giebt es denn auch in Bremenkeine Cntscheidungsinstanzfür die nicht reine

Rechtsfragenbetreffenden Meinungsverschiedenheitenzwischen Senat und Bürger-
schaft. Bei dem Fehlen einer Entscheidungsinstanzmuß eben in den freien
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Aus der alten Verfassung ist in die gegenwärtigedie sogenannte
Entscheidungsdeputation,ein für den einzelnen Fall durch das Los

bestimmterAusschuß aus Senat und Bürgerschaft, übernommen. Die

Entscheidungreiner Rechtsfragendagegenist in der neuen Verfassung
— im Gegensatzzu der alten — einem Gerichtshof übertragen, dem

Oberappellationsgerichtder freien Städte, an dessenStelle später das

Reichsgerichttrat.? Außerdem ist noch in der neuen Verfassung ein

sich an die Praxis zur Zeit der alten Verfassung anlehnendes, jetzt

Städten, wie in anderen Staaten, ein Konflikt thunlichst vermieden oder beigelegt
werden. Richtig ist es freilich, wenn Wolffson (a. a. O., S. 20) hervorhebt, daß
die sonst in konstitutionellen Staaten gegebenenMittel einer Auflösung des Re-

präsentativkörpers oder eines Rücktritts der Regierung in den freien Städten nicht
möglich seien; doch hat die Erfahrung, z. B. in Preußen und in Dänemark,
gezeigt, daß auch diese Mittel bei einem ernsteren Konflikt leicht versagen, — es sei
denn, daß, wie in England, schließlich die Volksvertretung (nach dem Princip des

Parlamentarismus) der ausschlaggebendeFaktor ist. Die Sache liegt also in den

freien Städten nicht so wesentlich anders als in anderen Staaten.
1 Uber die Entscheidungsdeputationder alten Verfassung vgl. Westphalen,

a. a. O., Bd. 1. S. 175 ff. — Nach der Konstituantenverfassung von 1849

(Art. 75 ff.) sollte dem Rat der allein gesetzgebendenBürgerschaft gegenüber nur

ein suspensives Veto zustehen, das unter bestimmten Voraussetzungen durch einen
wiederholten Beschluß der Bürgerschaft beseitigt werden konnte. (In der Bremer
Verfassung von 1849 hieß es (8 6): „Können Senat und Bürge schaft bei Aus-
übung ihrer gemeinschaftlichenWirksamkeit hinsichtlich der Zweckmäßigkeit einer
das öffentliche Wohl betreffenden Maßregel zu einem übereinstimmenden Beschlusse
nicht gelangen, so wird dieser Gegenstand an die Gesamtheit der Staatsbürger
zur Entscheidungverwiesen.“) Nach den ersten von der sog. Neunerkommission
aufgestellten Entwürfen der neuen hamburgischenVerfassung sollte bei Dissensen
zwischen Senat und Bürgerschaft in erster Linie die — nach voraufgegangener
Auflösung (sei es durch den Senat, sei es durch sichselbst)neu zusammentretende
— Bürgerschaft entscheiden.

Eine analoge richterliche resp. schiedsrichterlicheEntscheidung rechtlicher
KontroversenzwischenRegierung und Volksvertretung ist auch in anderen Staaten
vorgesehen. So, abgesehenvon Lübeck und Bremen, in Sachsen (Verf. § 142
und 153),Oldenburg (Staatsgrundgesetz Art. 209), Braunschweig (Neue
Landschaftsordnung§ 231), Sachsen-Altenburg (Grundgesetz § 266.)

Im Art. 76, Abs. 2 der Reichsverfassung heißt es: „Verfassungs-
streitigkeitenin solchenBundesstaaten,in deren Verfassung nicht eine Behörde zur
Entscheidungsolcher Streitigkeiten bestimmt ist, hat auf Anrufen eines Teiles der
Bundesrat gütlich auszugleichen oder, wenn das nicht gelingt, im Wege der

Reichsgesetzgebungzur Erledigung zu bringen.“ Diese Bestimmung ist dem Obigen
nach auf Hamburg nicht anwendbar.

v. Melle, Hamburg. Staatsrecht. 12
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aber bestimmter festgestelltesund obligatorisch gemachtesvorgängiges
Vermittlungsverfahren vorgesehen.

·

Demgemäßgelten nunmehr die folgenden Bestimmungen:
1. Vermittlungsverfahren. Zeigt sich nach wiederholten

Verhandlungen zwischen Senat und Bürgerschaft eine „beharrliche
Meinungsverschiedenheit“,“so wird auf den Antrag des einen oder

anderen Teils eine Vermittlungsdeputationniedergesetzt.“DieseDepu-
tation bestehtzu einem Dritteil aus Mitgliedern des Senats und zu

zwei Dritteilen aus Mitgliedern der Bürgerschaft. Die Gesamtzahl
ihrer Mitglieder soll 9 betragen, sofern nicht etwa Senat und Bürger-
schaft sich im einzelnenFalle über eine andere Zahl einigen. Die

Deputation hat über etwaige in ihrer Mitte gestellte Vermittlungs-
vorschlägezu beraten und über das Resultat ihrer Beratungen dem-

nächstzu berichten.“

1 Auch in Braunschweig und Sachsen-Altenburg hat in den erwähnten
Fällen zunächst ein Vermittlungsverfahren einzutreten. (Bezüglich Lübecks und

Bremens f. unten Anm. 4.)
:„ Kommt es zu einer Meinungsverschiedenheit zwischen Senat und Bürger-

schaftdarüber, ob eine Verwaltungsbehörde auf Grund von § 26, 1 des Verwaltungs-
gesetzeszum Erlaß einer Polizeiverordnung befugt gewesen (s. unten 8 58), so
ist die betr. Polizeiverordnung auf desfallsigenBeschluß der Bürgerschaft sofort
vorläufig außer Kraft zu setzen. (Verwaltungsgesetz§ 26, letzter Absatz.)

2 Zuweilen greift man vorher noch zu dem — in der Verfassung nicht
besonders vorgesehenen— Mittel einer sog. Besprechungskommission, d. h.
einer gewöhnlichen,zur Erörterung der Differenz bestimmten Senats- und Bürger-
schafts-Kommission(s. oben S. 174).

Verf. Art. 70. — Ein ähnliches Verfahren muß in Bremen und Lübeck
— jedoch nur, wenn die Meinungsverschiedenheitzwischen Senat und Bürgerschaft
eine Rechtsfrage betrifft — stattfinden. In Bremen besteht die Vermittlungs-
deputatlon aus 4 Mitgliedern des Senats und 6 Mitgliedern der Bürgerschaft.
(Gesetz,die Erledigung von MeinungsverschiedenheitenzwischenSenat und Bürger-
schaft betr., § 2). In Lübeck besteht die „Vergleichskommission“ aus 3 Mit-

gliedern des Senats und 3 vom Bürgerausschußgewählten Mitgliedern der

Bürgerschaft. Die Kommission fordert den Senat und die Bürgerschaftauf, eine

Darstellung der Streitfrage (mit Erörterung der rechtlichen Gründe und Gegen-
gründe) einzureichen. Die eingegangenen Schriften werden dann dem andern Teil

zur Beantwortung mitgeteilt. Nach Prüfung der beiderseitigenDarlegungen hat
die Deputation über Vergleichsvorschlägezu beraten; über die Rechtsfrage aber
hat sie sich (wie inHamburg und Bremen) nicht auszusprechen.(Verf. Art. 74,

Bekanntmachung,die AusführungdesArt. 74der revidierten Verfassungsurkunde
betreffend von 1851, wieder publiziert als Anhang der Verfassung von 1875.)
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Notwendige Voraussetzungenfür die Niedersetzungeiner Ver-

mittlungsdeputationsind demnach:1) wiederholtefruchtloseVerhand-
lungen über den fraglichen Gegenstandund 2) ein vom Senat oder

von der Bürgerschaft gestellter Antrag betreffend Niedersetzungder

Deputation. Eine Genehmigung diesesAntrages seitens des anderen

Teiles ist nicht erforderlich; und ferner ist es auch gleichgültig, auf
welchenGegenstandsich die MeinungsverschiedenheitzwischenSenat

und Bürgerschaftbezieht. Dieser Gegenstandbraucht also weder ein

dringender noch ein besonderswichtiger zu sein. Nähere Regeln über

das Verfahren innerhalb der Deputation sind nicht gegeben.Etwaige
Vermittlungsvorschläge,über welchedieselbesich einigt, sind eben nur

Vorschläge,deren Annahme nur durch Senat und Bürgerschafterfol-
gen kann.

2. Entscheidung durch das Reichsgericht. Hat das Ver-

mittlungsverfahrennicht zu einer Erledigung der Meinungsverschieden-
heit zwischen Senat und Bürgerschaft geführt, und betrifft diese
Meinungsverschiedenheit„die Auslegung der Verfassungoder von Ge-

setzenoder ein von dem Senat oder der Bürgerschaftauf Grund der

Verfassungoder eines GesetzesbehauptetesRecht,##oder die Frage, ob
ein Mitglied des Senats oder der Behörden wegen Verletzung der Ver-

fassung oder eines in anerkannter Gültigkeit stehenden Gesetzeszur
gerichtlichenVerantwortung zu ziehen sei“ so ist die Streitfrage
dann durch das Reichsgerichtzu entscheiden,wenn dies entweder vom

Senat oder von der Bürgerschaftverlangt wird.3 Sind Senat und

Bürgerschaftdarüber verschiedenerAnsicht,ob die fraglicheMeinungs-
verschiedenheiteine solcheist, welchedem Vorstehendennach der Kom-

petenz des Reichsgerichtsunterliegt, so ist hierüber eine Entscheidung
des Reichsgerichtseinzuholen. Das Reichsgerichthat sichdabei jedoch

—.

!sh*% Die Worte: „oder ein von dem Senat oder der Bürgerschaft — Recht“
sind nur eine weitere Ausführung des vorangestellten Begriffs der „streitigen Aus,
legung der Verfassungoder von Gesetzen.“"

Auch die Worte von: „oder die Frage“ an fallen wohl unter den Begriff
der streitigen Verfassungs-oder Gesetzesauslegung.

* Verf. Art. 71, 1. Reichsgesetzvom 14. März 1881 betr. die Zuständigkeit
des Reichsgerichtsfür Streitfragen zwischendem Senat und der Bürgerschaftder

freien und HansestadtHamburg. (Reichsgesetzblatt1881, S. 37.)
12°7
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— auch wenn es sich für kompetent erklärt — zunächst noch eines

Eingehens auf die Sache selbstzu enthalten.
Notwendige Voraussetzungenfür einen Entscheidungsspruchdes

Reichsgerichtssind demnach: 1) wiederholte fruchtlose Verhandlungen
zwischenSenat und Bürgerschaft über die betreffende Streitfrage,
2) ein resultatloses Vermittlungsverfahren (resultatlos, weil entweder

die Vermittlungsdeputation keine Vermittlungsvorschlägegemachthat,
oder weil ihre Vorschlägenicht von Senat und Bürgerschaftgenehmigt
sind), 3) daß es sich bei der Meinungsverschiedenheitum eine Verfas-
sungs-oderGesetzesinterpretation— also um eine Rechtsfrage— handelt
(Hierüber entscheideteventuell das Reichsgericht. Ob die Frage eine

dringendeoder ob sie eine besonders wichtige ist oder nicht, ist gleich-
gültig.), und 4) daß der Senat oder die Bürgerschafteine Entscheidung
durch das Reichsgerichtverlangt. Eine Zustimmung zu dem letzteren
Verlangen seitensdes anderen Teiles ist nicht erforderlich. Die Ent-

scheidungdes Reichsgerichtserledigt die Streitfrage definitiv.
3. Entscheidung durch eine Entscheidungsdeputation.

Betrifft eine Meinungsverschiedenheit, bezüglich derer ein Vermittlungs-
verfahren resultatlos geblieben ist, nicht die Auslegung der Verfassung
oder von Gesetzen,und stimmen Senat und Bürgerschaftdarin über-

ein, daß die Entscheidungder betreffendenFrage ohne wesentlichen
Nachteil für das Gemeinwesennicht ausgesetztwerden dürfe, so ist
die Meinungsverschiedenheitdurch den Ausspruch einer Entscheidungs-
deputation zu erledigen.5

1 Verf. Art. 76.
* In analoger Weise entscheidet in Lübeck und Bremen über zwischen

Senat und Bürgerschaft streitige Rechtsfragendas HanseatischeOberlandesgerichtin
Hamburg. (Lüb. Verf. Art. 73 und 74, Bremer Verf. § 66, Abs. 2 und Bremer

Gesetz betr. die Erledigung von Meinungsverschiedenheiten zwischenSenat und

Bürgerschaft.) — Zu einer Entscheidungdurch das betr. Gericht ist es übrigens in

Hamburg und, wie es scheint, auch in den beiden anderen Städten bisher nicht
gekommen.

s Verf. Art. 71, 2. Handelt es sich dabei um die Prolongation oder

Erneuerung eines nur auf bestimmte Zeit bewilligten Gesetzes,und ist vor Ablauf

dieser Zeit die Einsetzung einer Entscheidungsdeputation beschlossen, so ist das

Gesetz„als bis zu der erfolgenden Entscheidungprolongiert“ anzusehen. — Auch
zur Niedersetzungeiner Entscheidungsdeputationist es bisher in Hamburg nicht
gekommen.



— 181 —

a) Notwendige Voraussetzungen für die Niedersetzungeiner

Entscheidungsdeputationsind demnach: 1) wiederholte fruchtloseVer-

handlungen zwischen Senat und Bürgerschaft über die betreffende
Streitfrage, 2) ein resultatloses Vermittlungsverfahren, 3) eine

Meinungsverschiedenheit,bei der es sich nicht um eine Verfassungs-
oder Gesetzesinterpretationhandelt (Über das Vorhandensein dieser
Voraussetzungentscheideteventuell das Reichsgericht;s. oben S. 179),
4) ÜbereinstimmungzwischenSenat und Bürgerschaftdarüber, daß
die Entscheidungder betreffendenFrage ohne wesentlichenNachteil für
das Gemeinwesennicht ausgesetztwerden dürfe. Ist der eine Teil
— einerlei, ob mit Recht oder Unrecht — der Ansicht, daß die Ent-

scheidungausgesetztwerden könne, so ist die Niedersetzungeiner Ent-

scheidungsdeputationnicht möglich."
b) Zusammensetzung. Die Entscheidungsdeputation besteht

— im Gegensatzzu der Vermittlungsdeputation, in welcher die

bürgerschaftlichenMitglieder die Majorität bilden — aus einer

gleichenAnzahl von Mitgliedern des Senats und der Bürgerschaft,
und zwar „in der Regel“ aus je 8 Mitgliedern von jeder Seite.
Mit beiderseitigerZustimmung kann dieseZahl vermehrt oder ver-

mindert werden.?

Die Mitglieder des Senats, welche der Deputation angehören
sollen, werden durch das Los bestimmt. Doch findet die Auslosung
derselbennur aus der Zahl der zur Zeit in Hamburg (d. h. auf
hamburgischemGebiet)befindlichenSenatsmitglieder statt.

Die bürgerschaftlichenMitglieder der Deputation werden in

folgender Weise bestimmt: Sämtliche in der betreffendenVersamm-
lung der Bürgerschaft anwesendeMitglieder derselbenwerden durch
das Los in so viele Abteilungen von möglichstgleicherAnzahl geteilt,

1 Unter denselben Voraussetzungen findet auch in Lübeck die Niedersetzung
einer Entscheidungsdeputationstatt (Verf. Art. 75). Nur ist hier nicht das Voran-

geheneines Vermittlungsverfahrensvorgeschrieben;doch kann die Entscheidungs-
deputation zunächst Vermittlungsvorschlägemachen, denen übrigens zugleich die
eventuelle (dann erst noch geheim bleibendeEntscheidung)hinzuzufügen ist (Verf.
Art. 84). — In Bremen fehlt das Institut der Entscheidungsdeputation ganz.

erf. Art. 72, Abs. 1. — In Lübeckbesteht die Entscheidungsdeputation
aus je 7 Mitgliedern von jeder Seite. (Verf. Art. 76.)
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als bürgerschaftlicheMitglieder für die Deputation zu wählen sind
(also in der Regel in 8 Abteilungen). Jede dieserAbteilungen wählt
dann durch Stimmzettel aus ihrer Mitte mit absoluter Stimmen-

mehrheit ein Mitglied für die Deputation. Ist eine etwa vorhandene
Stimmengleichheitdurch eine abermalige Abstimmung nicht zu be-

seitigen,so entscheidetdas Los.“

Die Bildung der Entscheidungsdeputation(d. h. die Auslosung
resp.Wahl der Mitglieder des Senats und der Bürgerschaft für die-

selbein der oben angegebenenWeise) erfolgt in einer vom Senat anzu-

setzendengemeinschaftlichenVersammlung von Senat und Bürgerschaft.
Das Los, um die Mitglieder des Senats für die Deputation zu be-

stimmen, wird dabei durch die jüngsten Mitglieder des Bürgerausschusses
und andererseitsdas Los für die in der Bürgerschaftzu bildenden Wahl-
abteilungendurch die jüngsten Mitglieder des Senats gezogen.“

Die zu Mitgliedern der EntscheidungsdeputationBestimmtensind
verpflichtet, die ihnen damit übertragenen Funktionen zu übernehmen.
Eine Weigerung zieht (unter den früher erwähnten Einschränkungen)
den Verlust des Bürgerrechts sowie der öffentlichen Amter und Ehren-
stellen nach sich. (S. oben 8 22.)

Tc)Eid der Mitglieder der Deputation. In derselben
gemeinschaftlichenVersammlung von Senat und Bürgerschaft, in

welcher die Bildung der Entscheidungsdeputationerfolgt — oder,
wenn nicht alle für die Deputation ausgelostenSenatsmitglieder in

jener Versammlung anwesendsein sollten, in einer zu dem Zwecke
vom Senat anzusetzendenanderen gemeinschaftlichenVersammlung —

wird allen Mitgliedern der Deputation durch den ersten oder zweiten

Bürgermeister, resp. durch das älteste nicht in der Deputation befind-
liche Senatsmitglied folgender Eid abgenommen:

1 Verf. Art. 72, Abs. 2—4. — In Lübeck werden die senatorischenMitglieder
vom Senat, die bürgerschaftlichenvon der Bürgerschaft in geheimer Abstimmung
gewählt. (Verf. Art. 76.)

: Verf. Art. 72, Abs. 5. Unter den jüngstenMitgliedern des Senats werden

hier, wie herkömmlich, die dem Amtsalter nach jüngsten,unter den jüngsten Mit-

gliedern des Bürgerausschussesdagegen wohl die dem Lebensalter nach jüngsten
zu verstehen sein.

Verf. Art. 75. — Auch in Lübeck kann die Wahl in die Deputation nicht
abgelehnt werden. (Verf. Art. 78.)
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„Ich gelobe und schwörezu Gott dem Allmächtigen, daß ich in

der zwischendem Senate und der Bürgerschaftwegen deren Meinungs-
verschiedenheitnicht erledigten Angelegenheit, zu deren Entscheidung
ich verfassungsmäßigberufen bin, bei meiner Abstimmung und meinem

Ausspruchenur das allgemeine Beste vor Augen haben, nur nach
meinem bestenWissenund Gewissenhandeln,mich weder durchFreund-
schaftnoch durchFeindschaftgegen den Senat oder die Bürgerschaft
oder die einzelnenMitglieder derselben oder gegen sonst jemand,
noch auch durch irgend eines Anderen Befehl, Autorität oder Über-

redung, geschweigedenn durch meinen eigenenoder der Meinigen
Privatvorteil, dabei leiten oder bestimmen lassen,vielmehr so, wie

ich es nach meinem Gewissen dem Staate nützlich und vor Gott

verantwortlich befinden werde, thun und handeln, und auch, sowohl
was ich selbst, als was meine Mitdeputierten bei der uns zur Ent-

scheidungaufgetragenen Sache votieren, thun und lassen werden,
niemals irgend einem Menschen innerhalb oder außerhalbdes Senats

und der Bürgerschaftoffenbaren,sondernsolchalles als ein teuer Ge-

heimnis mit in das Grab nehmenwill. So wahr mir Gott helfel“1
d) Verfahren der Deputation. Die Deputation hat inner-

halb 14 Tage nach ihrer Beeidigung in geheimerSitzung durch einen
mit absoluter Stimmenmehrheit zu fassendenBeschluß die streitige
Sache endgültig zu entscheiden.

Ihre Mitglieder sind verpflichtet, in den Sitzungen zu erscheinen.
Bei dauernder Verhinderung eines Mitgliedes wird ein Ersatzmann
beziehentlichvom Senat in der oben gedachtenWeise ausgelost oder

von der Bürgerschaftdurch die betreffendeWahlabteilung, welchezu

diesemZwecke wieder zusammentritt,erwählt.“
Verf. Art. 73. — Ein ähnlicher Eid ist auch in der Lübecker Verfassung

(Art. 79) vorgeschrieben.
Verf. Art. 74, Abs. 1. (Analog Lüb. Verf., Art 833.) — Wolffson be-

merkt hierzu: „Daß die Deputation sich dem Beschlusse der einen oder anderen

Körperschaftanzuschließenhat, schreibt die Verfassung nicht vor. Es ist also auch
nicht ausgeschlossen,daß sie sich über eine andere Modalität, als die von der einen
oder anderen ins Auge gefaßte, verständigt“ (a. a. O., S. 21).

Von dieser Verpflichtungbefreien nur: ärztlich bescheinigte Krankheit,
Trauerfälle und ähnliche Verhinderungsgründe,über deren Triftigkeit die an-

wesendenMitglieder der Deputation entscheiden.
Verf. Art. 75, Abs. 1.
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Den Vorsitz in der Deputation führt „das erste der dazu gehö-
rigen Senatsmitglieder.“1 Die Deputation ist nur beschlußfähig,wenn

sie vollzählig versammelt ist. Keines ihrer Mitglieder darf sich bei der

Abstimmung seiner Stimme enthalten.
Sollte es der Deputation auch bei wiederholter Umfrage nicht

gelingen, eine etwa entstandeneStimmengleichheit zu beseitigen, so
wird eine Subdeputation von 5 Mitgliedern ausgelost, und zwar in

der Art, daß alle Mitglieder der Deputation, ohne Unterschied, ob sie
dem Senate oder der Bürgerschaft angehören, ins Los gebrachtund

daraus 5 Namen gezogen werden. Die Mehrheit der Subdeputation
entscheidetdann endgültig über diejenigenPunkte, über welche in der

Deputation Stimmengleichheit stattfand.]
Die Beschlüsseder Deputation resp. Subdeputation stehen in jeder

Beziehungeinem Senats= und Bürgerschafts-Beschlussegleich. Jedoch
dürfen sie eine Abänderung der Verfassungoder solchergesetzlicherBe-

stimmungen, durch welcheRechtedes Senats oder der Bürgerschaft fest-
gestellt worden sind, nicht enthalten.“ Sie sind in zwei gleichlautenden
Exemplaren niederzuschreiben, von allen Mitgliedern der Deputation
resp. Subdeputation zu unterzeichnen und, nachdem das eine Exemplar
dem Präsidentendes Senats, das andere dem Präsidentender Bürger-
schaftdurchein Mitglied der Deputation zugestelltworden, vom Senate

innerhalb 14 Tage zu verkünden. Weder die Deputation resp. die

Subdeputation noch irgend ein Mitglied derselben kann für die ge-

faßten Beschlüsseverantwortlich gemachtwerden.5

1 Verf. Art. 74, Abs. 1. Der Ausdruck ist nicht glücklich gewählt. Gemeint

ist vermutlich der erste resp. der zweite Bürgermeister resp. das der Amtsdauer

nach älteste Senatsmitglied.
2 Verf. Art. 75, Abs. 2 u. 3.
3 Verf. Art. 74, Abs. 2. Auch die Subdeputation ist nur beschlußfähig,wenn sie

vollzählig versammeltist, und auch in ihr darf sichniemand bei der Abstimmungseiner
Stimme enthalten. Uberhaupt habenihre Mitglieder naturgemäßdieselbenVerpflichtun-
gen wie die der Ent cheidungsdeputation(Verf. Art. 75).— Auch in Lübeck ist für den

Fall der Stimmengleichheit eine Subdeputation (Ausschuß)vorgesehen.Dieselbe wird

jedochnicht ausgelost, sondern von der Entscheidungsdeputation aus ihrer Mitte ge-

wählt. Sie bestehtaus je 3 Mitgliedern des Senats und derBürgerschaft(Verf. Art. 82).
4 In der Lüb. Verf. (Art. 75) heißt es: „Anderungen in der Staats-

verfassungdürfen indessenniemals durch den Aussprucheiner solchenKommission
herbeigeführt werden."“

5 Verf. Art. 74, 71, Abs. 5, 77 u. 75, Abs. 4,
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Daß sich gegen die vorstehend mitgeteilten Bestimmungen über

die Exledigung von MeinungsverschiedenheitenzwischenSenat und

BürgerschaftmancherleiBedenken erhebenlassen, ist klar. Die even-

tuelle Entscheidungvon streitigen Rechtsfragen durch ein höheres oder

höchstesGericht mag vielleicht in mancherBeziehung nicht unpraktisch
sein; sie kann aber insofern nicht empfehlenswert erscheinen,als sie
für Fälle der fraglichenArt'dasGericht den gesetzgebendenGewalten

überordnet. Ist, wie nach der hamburgischenVerfassung, die Ent-

scheidung dem Reichsgerichte übertragen, so ist jenes Mißver-
hältnis weniger empfindlich, weil das Reichsgericht ein ganz außer-
halb des hamburgischenStaatslebens stehenderFaktor ist. Frrationell
aber ist es gewiß, wenn das HanseatischeOberlandesgerichtzu Hamburg,
welches den Senaten der drei Städte unterstellt ist, in Lübeck und
Bremen die höchsteInstanz für Verfassungsfragenbildet.

In den Bestimmungen über die Entscheidungsdeputation ist
ferner dem Lose, oder mit anderen Worten dem Zufall, ein ziemlich
großer Spielraum gewährt. Es mag das die Erledigung der Streit-

fragen unter Umständenerleichtern;doch es ist andererseits,wie schon
oben (S. 64) ausgeführt, nicht unbedenklich, die Entscheidung über

wichtige Dinge von ganz unberechenbarenUmständen abhängig zu
machen. Rationeller als die hamburgischen müssendaher die Lübecker

Bestimmungenerscheinen,denenzufolgedie Mitglieder der Entscheidungs-
und der Subdeputation nicht ausgelost, sondern einfach gewählt
werden. Allerdings kann nach ihnen, wenn auch in der Subdepu-
tation dauernd Stimmengleichheitherrscht, das ganze Entscheidungs-
verfahrenerfolglos bleiben; dochwird dies meist einer brutalen Durch-
hauung des Knotens mit Hülfe des Loses vorzuziehensein.



Achter Abschnitt.

Der Bürgerausschuß.

I. Im allgemeinen.

§ 49.

Der Bürgerausschußist ein ständiger Ausschußder Bürgerschaft,
dem, gewissermaßenin Vertretung derselben,aber unabhängig von ihr,
eine Reihe besondererBefugnisse zusteht. Man kann ihn als eine

Umbildung der bürgerlichen Kirchenkollegien der alten Verfassung
(s. oben S. 10) bezeichnen;doch unterscheideter sich, sowohl was

seineFunktionen, wie was seineZusammensetzungund Wahl betrifft,
sehr wesentlichvon jenen.

Nach dem Entwurf der Konstituantenverfassungvon 1849, auf
den die Institution des Bürgerausschussesim wesentlichen zurück-
zuführen, sollte derselbeaus 30 auf je ein Jahr gewählten Mitgliedern

bestehen. Er sollte, wie die Bürgerschaft öffentlich tagen und befugt
sein: 1) an Stelle der Bürgerschaft außerordentlicheAusgaben und

Veräußerungen von Staatsgut bis zu einem gewissenWerte mitzu-
genehmigen, 2) in dringlichen Fällen gesetzlicheVerfügungenvon ge-

ringerer Bedeutung bis zur Entscheidungdurch die Bürgerschaftvor-

läufig zu beschließen,3) vom Senat Auskunft über Staatsangelegen-
heiten zu verlangen und 4) die Zusammenberufungder Bürgerschaftzu

veranlassen.
Von diesenBestimmungen der Konstituante ging ein erheblicher

Teil in die neue Verfassung über. Auch nach dieser wird der

1

KonstituantenverfassungArt. 86 f. und 92 f.
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Bürgerausschußvon der Bürgerschaft gewählt; doch ist seine Mit-

gliederzahlauf 20 herabgesetzt,und sind ferner seine Sitzungen nicht
öffentlich. Seine Befugnissesind im wesentlichendie von der Konsti-
tuante festgestellten. Doch ist er, wie die bürgerlichenKollegien der

alten Verfassung, verpflichtet, die Einhaltung der Verfassung und der

auf das öffentliche Recht bezüglichenGesetzezu überwachen.

II. Zusammensetzungund Wahl des Bürgerausschusses.

9 50.

Der Bürgerausschußbesteht aus 20 Mitgliedern der Bürger-
schaft, von denen jedoch nur fünf Rechtsgelehrtesein dürfen.

Der Präsident der Bürgerschaft ist als solcher Mitglied und

Vorsitzender des Ausschusses. Die Wahl der übrigen 19 Mitglieder
erfolgt durch die Bürgerschaft mittelst Stimmzettel, und zwar in der

Weise, daß jedes anwesendeMitglied der Bürgerschaft eine Persön-
lichkeit bezeichnet.Wer die Stimmen von mindestenseinem Viertel
der Anwesenden erhält, ist damit gewählt. Nötigenfalls wird die

Wahlhandlung so oft wiederholt, bis die Wahl von 19 Mitgliedern
in der vorgedachtenWeise erfolgt ist. Falls aber bei einer Wiederholung

1 Zoepfl sagt nicht mit Unrecht vom Bürgerausschuß; „Seine Befugnisse
vergleichen sich denen eines landständischen Ausschusses.“ (Deutsches Staatsrecht
5. Aufl., Tl. II, S. 463.) — Auch in Lübeck und Bremen giebt es neben der

Bürgerschaft einen aus dieser gewähltenBürgerausschuß(in Bremen „Bürgeramt"
genannt). Doch sind die Funktionen dieser Körperschaft in den drei Städten in

mancher Beziehung verschieden. In Lübeck hat der Bürgerausschuß,ähnlich wie
in Hamburg, in bestimmten minder wichtigen Angelegenheitendie Bürgerschaft
zu vertreten. Außerdem aber ist er, wie die alten bürgerlichen Kollegien Hamburgs,
die obligatorische Vorberatungsinstanz für alle Anträge des Senats an die
Bürgerschaft. Eine Überwachungder Einhaltung der Verfassung ist ihm jedoch
nicht übertragen. In Bremen andrerseits ist dem Bürgeramt zwar jene
Überwachungsbefugnis,aber nicht irgend welche Mitwirkung in der Gesetzgebung
im weiteren Sinne an Stelle der Bürgerschaft eingeräumt. Ferner hat das

Bürgeramt die ständige Leitung der Geschäfteder Bürgerschaft. Es beraumt die

Plenarversammlungenan, stellt die Tagesordnung fest, übermittelt dem Senat die

erforderlichenAnzeigen (über Sitzung, Tagesordnung 2c.) sowie alle Mitteilungen
der Bürgerschaftund nimmt für letztere alle Mitteilungen des Senats entgegen.
(Lüb. Verf. Art. 69 f. Brem. 8 47.)
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mehr Personen, als noch erforderlich, die genügendeStimmenzahl
erhalten haben, so entscheidetunter ihnen die größereStimmenzahl
und bei etwaiger Stimmengleichheitdas Los.7

Die in den BürgerausschußGewählten sind verpflichtet, die ihnen
durch die Wahl übertragenenFunktionen zu übernehmenund dieselben
bis zu ihrem Austritt aus der Bürgerschaft weiterzuführen. Die

Nichterfüllung dieserPflicht zieht (unter den früher erwähnten Ein—

schränkungen)den Verlust des Bürgerrechts, sowie der öffentlichen
Ämter und Ehrenstellen nach sich. (S. oben 8 22.) Befreit von

der betr. Pflicht ist jedoch, wer bereits einmal dem Bürgerausschuß
angehört hat, und wer Mitglied eines Gerichts oder der Finanzdepu—
tation ist.“ Diejenigen Mitglieder des Ausschusses,welche aus der

Bürgerschaft austreten, scheidennatürlich auch aus dem Bürgeraus-
schusseaus, dessenMitglieder sie eben nicht sein können, ohne der

Bürgerschaft anzugehören. Werden sie jedochwieder in die Bürger-
schaft gewählt, so kann auch ihrer Wiederwahl in den Bürgerausschuß
nichts entgegenstehen.5

1 Verf. Art. 54. In gleicher Weise wird auch bei Ergänzungswahlen ver-

fahren. — v. Kirchenheim sagt: „Die Art der Wahl zeigt den interessanten
Versuch der Verwirklichung einer Minoritätenvertretung“ (Lehrbuch des Deutschen
Staatsrechts, 1887, S. 271).

In Lübeck besteht der Bürgerausschuß aus 30 Mitgliedern, welche von

und aus der Bürgerschaft auf zwei Jahre gewählt werden. Der Präsident (Wort-
führer) der Bürgerschaft und dessen Stellvertreter sind nicht wählbar (Verf.
Art. 53). — In Bremen besteht das Bürgeramt aus dem Geschäftsvorstande

(s. oben S. 149, Anm. 2) und 18 anderen Mitgliedern der Bürgerschaft, welche
von Vertretern der einzelnen 8 Wahlklassen (s. oben S. 114, Anm. 1) getrennt
gewählt werden, so daß jede dieser 8 Klassen auch im Bürgeramt vertreten ist
(Verf. § 46, Bürgerschaftsgesetz8 17).

* Verf. Art. 56. — In Lübeck ist einfach bestimmt, daß eine Wahl in den

Bürgerausschußnicht abgelehntwerden könne (Verf. Art. 53). In Bremen kann

derjenige die Wahl in das Bürgeramt ablehnen, welcher schoneinmal mindestens
3 Jahre Mitglied des Bürgeramts gewesen,oder über 65 Jahre alt ist. oder ein

Richteramt bekleidet, oder bereits zu drei ständigen (Senats- und Bürgerschafts.)
Ausschüssengehört (Bürgerschaftsgesetz§ 17).

* Verf. Art. 55. — In Bremen ist bestimmt: „Die Mitglieder des Bürger-
amts, welche bei Ablauf des Zeitraums, für den sie in die Bürgerschaft gewählt
sind, von neuem ein Mandat erhalten haben, bleiben bis zu erfolgter Wahl ihrer
Nachfolger in Funktion (Geschäftsordnungder Bürgerschaft von 1879, § 5).
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Mitglieder des Bürgerausschussessind berechtigt,eine Wahl zum

bürgerlichenMitgliede einer Verwaltungsdeputation, zum Handels-
richter, zum nicht rechtsgelehrtenMitgliede der Vormundschaftsbehörde
und der Schätzungskommissionfür Expropriationsstreitigkeiten,zum

Mitgliede der Handels=und der Gewerbekammer und zum Schätzungs-
bürger abzulehnen.

III. RZuständigkkeitdes Bürgerausschusses.

8 51.

1. Der Bürgerausschußist befugt, auf Antrag desSenatsaußer-
ordentliche, im Budget nicht aufgeführteAusgaben bis zu dem bei Be-

liebung des Budgets für unvorhergeseheneAusgaben festgestellten
Gesamtbetrag, sowie solche, nicht schon im regelmäßigen Gange der

Verwaltung liegende Veräußerungen von Staatsgut, welche den Be-

trag von M. 5000 nicht übersteigen,an Stelle der Bürgerschaft
mitzugenehmigen.

Verf. Art. 84, Einführungsgesetz zum Gerichtsverfassungsgesetz8 77,
Vormundschaftsordnungvon 1883, Art. 97, Expropriationsgesetz von 1886, 8 16,
Abs. 7, Gesetzbetreffend die Handelskammer von 1880, 8 6, Gesetz betreffend die
Gewerbekammer von 1872, § 9, Verwaltungsgesetz § 34, Abs. 3.

* Verf. Art. 60, 1. — In Lübeck übt der Bürgerausschuß nach Art. 69 der

Verfassung „die Befugnisseder Bürgerschaft aus, wenn es sich handelt:
1. um Geldbewilligungen, welche in dem einzelnen Falle oder, wenn in einem

und demselben Kalenderjahr mehrmals für denselben Zweck beantragt, in ihrer
Gesamtheit die Summe von M. 6000 einmaliger Ausgabe oder von M. 300

jährlicher Ausgabe nicht überschreiten, sofern nicht im einzelnen Falle die Geld-

bewilligungder Entscheidungeiner anderen Frage vorgreift, welcheverfassungsmäßig
zur Mitgenehmigungder Bürgerschaft zu verstellen ist;

2. um Verwendungder bereits im Staatsbudget ausgesetzten Summen, soweit
nicht die einzelnen Behörden zur Verwendung dieser Summen berechtigt sind;

.

3. um den Erwerb oder die Veräußerung von Grundstücken für den Staat,
dieevangelisch-lutherischenKirchengemeinden,die öffentlichen Wohlthätigkeitsanstalten
und die Privatstiftungen, soweit damit nicht ein Erwerb oder Aufgeben von Hoheits-
rechten verbunden ist und das Grundstück nicht einen höheren Wert hat als von

M. 12000;
»

4. um Anderungen in der Verwaltung oder in der Benutzung des Eigen.
tums des Staates, der evangelisch-lutherischenKirchengemeinden, der öffentlichen



— 190 —

Die fragliche Genehmigungsteht, wenn sie gewährt worden, voll-

kommen einer Genehmigungder Bürgerschaft gleich. Sie bedarf also
auch nicht etwa einer nachträglichenBestätigung seitens der letzteren.
Jedoch ist der Senat nicht verpflichtet, sich mit Anträgen der frag-
lichenArt an den Bürgerausschußzu wenden. Er kann dieselbenauch
der Bürgerschaft vorlegen, und er kann letzteres auch dann thun, wenn

der BürgerausschußseineAnträge abgelehnthat. Die Möglichkeit der
— naturgemäß in der Regel schnelleren— Prüfung und Beschluß-
fassung durch den Bürgerausschuß ist hier vor allem im Interesse
einer Beschleunigungder Sache, zum Teil auchvielleicht zur Entlastung
der Bürgerschaft gegeben.

2. Der Bürgerausschuß ist befugt, auf Antrag des Senats in

dringlichen Fällen gesetzlicheVerfügungen von geringerer Bedeutung
„bis zur zukünftigenZustimmung der Bürgerschaft“ an deren Stelle

mitzugenehmigen.
Die Genehmigungsteht in diesenFällen, wenn siegewährt worden,

Wohlthätigkeitsanstalten und der Privatstiftungen, wenn ein Wert von nicht
mehr als M. 12000 in Frage steht;

5. um Verfügungen über Denkmäler der Kunst oder des Altertums;
6. um Entscheidungen,welche durch Beschluß des Senats und der Bürger-

schaft dem Bürgerausschusseübertragen sind."“
In Bremen fehlen analoge Bestimmungen.
1 Aus dem Wunsche einer Beschleunigung der Geschäftserledigungerklären

sich auch die folgenden Bestimmungen des Art. 69 der Verfassung: „Wenn der

Antrag des Senats von der Bürgerschaftnicht ohne weiteres, sondern nur mit

Modifikationen oder Bedingungen angenommen worden ist, und der Senat be-

schließt, den letzteren seine Zustimmung zu erteilen, so kann dies durch eine ein-

fache Mitteilung an den Bürgerausschuß geschehen, und dadurch der überein-

stimmende Beschluß des Senats und der Bürgerschaft (Art. 61) herbeigeführt
werden. Dosselbe abgekürzte Verfahren kann stattfinden, wenn der Senat einen

selbständigenAntrag der Bürgerschaft unverändert genehmigen will.“
2 Verf. Art. 60, 2. Wolffson sagt (a. a. O., S. 23): „Die Anwendung

dieser ziemlich unklaren und unpräcisen Bestimmung setztvoraus, daß die Bürger-
schaft im gegebenen Moment nicht zugängig ist, namentlich also nicht in beschluß-
fähiger Anzahl zusammengebrachtwerden kann, ein Fall, der aber so selten ein-

treffen wird, wie die Dringlichkeit einer gesetzlichenVerfügung von geringer
Bedeutung, auch bisher niemals eingetreten ist.“ — Der betreffende Passus ist
(wenn auch nicht ganz wörtlich) dem Entwurf der Konstituantenverfassung
(Art. 92) entnommen. In Lübeck und Bremen giebt es analoge Bestimmungen
nicht.
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nicht einer Genehmigung der Bürgerschaft gleich, sondern sie hat
nur einen provisorischenCharakter. Sie gilt nur bis zu der bald-

thunlichsteinzuholendenEntscheidungder Bürgerschaft.: Auch hier kann

der Senat sich unter Umgehungdes Bürgerausschussesdirekt an die

Bürgerschaft wenden; auch kann er nach einer Ablehnung durch den

BürgerausschußdenselbenAntrag bei der Bürgerschaft wiederholen.
Wie weit der die Kompetenz des BürgerausschussesbegründendeBe-

griff der „gesetzlichenVerfügungen von geringerer Bedeutung“ reicht,
kann natürlich unter Umständen zweifelhaft sein. Erachtet sich in

einem bestimmten Falle der Bürgerausschußfür inkompetent, so wird

dem Senate nichts übrig bleiben, als mit seinem Antrage an die

Bürgerschaftzu gehen.
3. Im Falle eines Krieges oder Aufruhrs kann der Senat

allein, kraft seines Staatsnotrechts, gewisse verfassungsmäßigeoder

gesetzlicheBestimmungen(über Versammlungsrecht, Presse2c.) zeitweilig
außer Kraft setzen. (S. oben S. 91 ff.) Nachdem dies geschehen,ist
sofort eine Entscheidungder Bürgerschaft über die Aufrechterhaltung
dieser provisorischenMaßregel herbeizuführen. Kommt jedoch die

Bürgerschaft auf erfolgte Berufung nicht in beschlußfähigerAnzahl
zusammen, so hat der Senat sich alsbald an den Bürgerausschußzu
wenden, der dann an Stelle der Bürgerschaft über die Frage der Auf-
rechterhaltungder provisorischen Maßregel des Senats zu entschei-
den hat.3

1 So werden die nicht eben glücklich gewählten Worte: „bis zur künftigen
Zustimmung der Bürgerschaft“ zu interpretieren sein. Im Entwurf der Kon-

stituantenverfassung(Art. 92) hieß es korrekter: „Der Bürgerausschußist befugt
— — bis zur Entscheidungdurch die Bürgerschaft vorläufig zu beschließen.“

* Im Entwurf der Konstituantenverfassung(Art. 93) war bezüglichder hier
erörterten Kompetenzdes Bürgerausschussesbestimmt: „Wenn ½⅛der anwesenden
Mitglieder des Bürgerausschussesvor Eröffnung der Beratung die Zuständigkeit
des Bürgerausschussesfür den betreffenden Antrag in Frage stellt, so ist derselbe
an die Bürgerschaftzu verweisen.“

* Verf. Art. 102. Die provisorische Maßregel des Senats tritt jedoch
4 Wochen nach ihrer Verfügung von selbstaußer Kraft, wenn sie nicht (wieder
unter Beobachtung der obigen Bestimmungen) verlängert wird. — In Lübeck

ist dem Senat eine analoge Ausübung des Staatsnotrechts nicht eingeräumt. In
Bremen ist dies geschehen;doch kann eine Außerkraftsetzung der provisorischen
Maßregel nur durch die Bürgerschaftoder durch Ablauf der vierwöchentlichenFrist
erfolgen. (Verf. 8 20.)
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4. In einzelnenGesetzenist ausdrücklich bestimmt, daß zur Ab—

änderung gewisserBestimmungen, Tarife 2c. neben der Genehmigung
des Senats die des Bürgerausschusseserforderlich resp. genügend sein
solle. Ferner ist bei Einführung der neuen Verfassung durch Rat-

und Bürgerschluß vom 11. August 1859 (No. 13) bestimmt, daß, wo

in früheren Gesetzenund Rat= und Bürgerschlüssendie Mitwirkung der

Kollegien der Oberalten oder der Sechzigerzu den Erlassendes Senats

vorgeschriebensei,an die Stelle dieserKollegiender Bürgerausschußtrete.

5. Der Senat bedarf zur Pensionierungeines Beamten der Zu-
stimmungdes Bürgerausschusses.Soll die Pensionierungeines Richters
gegen den Willen des Betreffenden erfolgen, so ist dazu ein Gerichts-
beschlußerforderlich,

6. Der Bürgerausschußist befugt, vom Senate Auskunft über

Staatsangelegenheitenzu verlangen. Das betr. Recht steht dem

Bürgerausschußin gleichemUmfange wie der Bürgerschaftzu. (S. oben

S. 144.)
7. Er kann die Zusammenberufung der Bürgerschaft verlangen.

(Über diese Zusammenberufung nach voraufgegangener Vertagung im

Gegensatzzu der Einberufung der Bürgerschaft durch den Senat s.
oben S. 45 f. u. 155.)5

8. Einem Antrage des Senats auf geheimeSitzung der Bürger-
schaft,welchem der Bürgerausschuß beigetreten ist, muß die Bürger-
schaft ohne weiteres Folge geben.“

1 Vgl. z. B. Reglement für den Betrieb des Quaispeichers vom 5. Oktober

1888, 8 17.

Vgl. z. B. bezüglich der Mitwirkung des Bürgerausschussesbei Verleihung
der Ehrenmedaille an einen hamburgischen Bürger oben S. 75. — Auch im Art.
69 der Lüb. Verf. ist die Rede von „Entscheidungen, welche durch Beschlußdes

Senats und der Bürgerschaft dem Bürgerausschusseübertragen sind“.
3 Disciplinar- und Pensionsgesetzfür die nicht richterlichen Beamten 8 32,

Ausführungsgesetz zum Gerichtsverfassungsgesetz§ 33 f. und 89. (S. unten

8 61, 4.)
4 In Lübeck hat dieses Recht nur die Bürgerschaft. In Bremen fehlen

überhaupt analoge Bestimmungen Doch kann dort das Bürgeramt bei dem

Senate eine „vertrauliche Beratung“ mit demselben beantragen. (Bürgerschafts-
gesetz§ 26.)

5 Verf. Art. 60, 3 und 4.

*Verf. Art. 46, Abs. 2.
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9. Der Bürgerausschußist verpflichtet, „die Einhaltung der Ver-

fassung und der auf das öffentliche Recht bezüglichenGesetzezu über-

wachen.“1 Etwaige Verletzungen derselben hat der Bürgerausschuß,
„sofern Reklamationen beim Senat eine befriedigendeErklärung nicht
herbeigeführthaben sollten, der Bürgerschaft zur Erwägung und even-

tuell zum Behuf der weiteren, im Wege des für die Gesetzgebungvor-

geschriebenenVerfahrens einzuleitenden Maßregeln zur Anzeige zu

bringen.“2
Die fraglicheVerpflichtung des Bürgerausschussesist, wie bereits

erwähnt, der alten Verfassung entlehnt. Man hat dieselbevielfach
für ganz besonderswichtig erachtetund sie demgemäßals die Haupt-
funktion des Bürgerausschussesbezeichnet; doch hat man dabei ihre
Bedeutung ersichtlichüberschätzt.

Der Bürgerausschußhat auf eine seiner Ansicht nach vorge-
kommene Verletzung der Verfassung oder anderer Bestimmungen des

öffentlichen Rechts aufmerksam zu machen, und zwar in der Weise,
daß er sichmit seinenrechtlichenBedenken zunächstan den Senat und

eventuell — falls der Senat ihm nicht zustimmt, er selbst aber seine
Ansicht aufrecht erhält — an die Bürgerschaft wendet. Gelangen
seine Bedenken an die Bürgerschaft, so hat diese ihrerseits zu den-
selben Stellung zu nehmen. Ergiebt sich dann eine Meinungsver-
schiedenheitzwischenSenat und Bürgerschaft, so kann es eventuell zu
einer Entscheidung der betr. Rechtsfrage durch das Reichsgericht
kommen. (S. oben S.179 f.) Der Bürgerausschußhat demnachnur eine

Kritik zu üben, die eventuell zur gerichtlichenEntscheidungeiner nicht

1 Zu dem öffentlichen Recht pflegt man im allgemeinen auch das

Kirchenrecht zu rechnen. Bei der in Hamburg bestehendenTrennung zwischen
Staat und Kirche (s. unten § 65) können jedochhier nur Rechtsverhältnissezwischen
Staat und Kirche und nicht interne Rechtsverhältnisse der letzteren in Frage
kommen.

Verf. Art. 60, 5 (vgl. auch Verf. Art. 86 und unten S. 210). —

In Lübeck fehlt eine analoge Bestimmung. Im § 47 der Bremer Verfassung
heißt es: „Das Bürgeramt hat die Verpflichtung, auf die Aufrechterhaltung der

Verfassung, der Gesetze und Staatseinrichtungen fortwährend zu achten und,
wenn es Mängel oder Beeinträchtigungenwahrnimmt, der Bürgerschaft deshalb
zu berichten“.

* Vgl. H. Schulze, DeutschesStaatsrecht, Bd. 1, S. 504 f; Wolffson,
a. a. O., S. 23; v. Kirchenheim, Lehrbuchdes DeutschenStaatsrechts,1887, S. 271.

v. Melle, Hamburg. Staatsrecht. 13
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zwischenihm, sondern zwischender Bürgerschaft und dem Senat strei-
tigen Gesetzesinterpretationführen kann. Wenn man den Bürgeraus-
schußwegen dieser Befugnis sogar mit den einst allmächtigenEphoren
Spartas verglichen hat,! so ist dies eine eigentümlicheÜberschätzung
der ihm von der Verfassung zugewiesenenRolle im Staatsleben.

10. Die Bürgerschaft wählt die bürgerlichen Mitglieder der Ver-

waltungsbehörden,welchenicht von einem anderen Kollegium zu depu-
tieren sind (s. oben S. 123, Anm.), aus einem von der betr. Ver-

waltungsbehörde mit drei Namen für jede erledigteStelle vorzulegen-
den Wahlaufsatz. Diesem Wahlaufsatze kann jedoch der Bürgeraus-
schuß durch einen mit mindestens Zweidrittel-Majorität gefaßtenBe-

schluß einen vierten Namen hinzufügen. Die bürgerlichen Mitglieder
der Behörde für Krankenversicherungund die nicht rechtsgelehrtenMit-

glieder der mit der Entscheidungvon Expropriationsstreitigkeiten be-

trauten Schätzungskommissionwerden aus einem vom Bürgerausschuß
aufzustellendenWahlaufsatz (welcher die dreifacheresp. doppelte Zahl
der zu wählenden Personen enthält) von der Bürgerschaft gewählt.
Der Bürgerausschuß wählt ferner die außerordentlichenCivilmitglieder
für den erstenAushebungsbezirkder Militär-Ersatz= und für die Militär-

Oberersatz-Kommissionen,und er delegiert zwei seiner Mitglieder in

die Central-Wahlkommission.

1 H. Schulze, a. a. O., S. 505.
2 Das betr. Recht des Bürgerausschussesunterscheidet sich nicht wesentlichvon

dem Recht, das H. Schulze selbst in seinem Preuß. Staatsrecht (2. Aufl., Bd. 1,
S. 613) der Volksvertretung zuweist, indem er sagt: „Der preußischen Volksver-

tretung steht das allgemeine, allumfassende Recht zu, die Verfassung und den be.

stehenden Rechtszustand des ganzen Landes sowie die staatsbürgerlichenRechte der

Einzelnen gegen etwaige Eingriffe der Regierung mit allen gesetzlichenMitteln zu
verteidigen. Es ist die alte „custodia legum et jurium patriae“, welcheden Volks-
vertretern der Gegenwart, als den geborenen Hütern der Verfassungund des Ge-

setzes, ebenso und in noch höherem Maße zusteht als den deutschenLandständen
des Mittelalters.“ Dasselbe Recht, welchesSchulze hier der Volksvertretung zu-
erkennt, wird in manchen deutschen Staaten für die Zeit zwischen den Sitzungs-
perioden der Volksvertretung ausdrücklich einem von dieser gewählten Land-

tagsausschuß eingeräumt. So in Württemberg (Verf. 8 188), Sachsen-
Altenburg (Grundgesetz§ 255), Schaumburg-Lippe (Verf. Art. 46).

3 Verf. Art. 52, Bekanntmachung betr. die Ausführung des Reichsgesetzes
über die Krankenversicherung der Arbeiter vom 14. März 1884, I, Expropriations=
gesetzvon 1886, § 16; Verhandlungen zwischen Senat und Bürgerschaft, 1874,
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11. Beamte der Bürgerschaft, gegen welche der Vorstand der

letzteren auf Ordnungsstrafen erkannt hat, können dagegen beim

BürgerausschußBeschwerdeeinlegen.
12. AußereEhren=oder Repräsentationsrechtestehendem Bürger-

ausschußebensowenigzu wie der Bürgerschaft. Auch ist ihm nicht eine

allgemeineVertretung der Bürgerschafteingeräumt. Vielmehr wird diese
nach außen hin, soweit erforderlich, durch ihren Präsidenten vertreten.

IV. Verfahren im Bürgerausschuß.

§52.
Der Präsident der Bürgerschaft ist, wie bereits erwähnt,zugleich

auch Vorsitzenderdes Bürgerausschusses. Ist unter den übrigen
19 Mitgliedern des Ausschusses einer der beiden Vicepräsidentender

Bürgerschaft, so fungiert dieser, so lange er Vicepräsident bleibt, auchals

stellvertretenderVorsitzender des Bürgerausschusses. Ist dagegenkein

Vicepräsident der Bürgerschaft im Bürgerausschuß,so wählt der letztere
aus seiner Mitte einen stellvertretendenVorsitzendenfür die Dauer

eines Jahres (durchrelative Stimmenmehrheit).
Bei einer halbschichtigenErneuerung der Bürgerschaft gehen für

S. 458, und Bekanntmachung vom 4. Jan. 1875; Bürgerschaftswahlgesetz §87.—

Im Art. 72 der Lübecker Verf. heißt es: „Der Bürgerausschuß ernennt die

Mitglieder der Geheimkommissionen (s. oben S. 175, Anm. 1), die bürgerschaftlichen
Teilnehmer an gemeinsamen Kommissionen des Senats und der Bürgerschaft
sowie die bürgerlichen Deputierten bei denjenigenVerwaltungsbehörden, für welche
der Bürgerschaft oder dem Bürgerausschussedas Ernennungsrecht eingeräumt ist.
Zu jeder Wahl eines bürgerlichen Deputierten bei den übrigen Verwaltungs-
behörden dagegenhat der Bürgerausschußdem Senate zwei Bürger vorzuschlagen.“—
Im Bremer Deputationsgesetzvon 1875 ist bestimmt (8 6): „Die (Bürgerschafts.)
Klassenwahlenzur Besetzungvon Deputationen (s. unten S. 206, Anm.) sind aus

einer vondem Bürgeramt entworfenen und nachträglicher Vermehrung in der
Bürgerschaft — sobald ein dahin gerichteter Antrag durch fünf der anwesenden
Vertreterunterstützt wird — unterliegenden Wahlliste vorzunehmen. Im Falle
beider Wahl zur Besetzungeiner Deputation sich in der zweiten Klasse nicht
wenigstens zehn und in jeder der übrigen Wahlklassen nicht wenigstens fünf Mit—

glieder beteiligen sollten, so ist für die betr. Klasse die Wahl für dasmal durch
das Bürgeramt, unter Zuziehungder anwesenden Mitglieder der betr. Wahlklasse,
sofort vorzunehmen.“

Disciplinar· und Pensionsgesetz,8 8, Abs. 3.
2 Geschäftsordnung8 12.

137
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die Zeit vom Zusammentritt der vom Senat einberufenen neuen

Bürgerschaft bis zur erfolgten Wahl des definitiven Vorstandes
derselbendie sämtlichenBefugnissedes Vorsitzendenauf das den Lebens-

jahren nach älteste Mitglied des Bürgerausschussesüber.1

Der Bürgerausschuß wird durch seinenVorsitzenden oder durch
den Senat zusammenberufen. Seine Sitzungen sind nicht öffentlich.
Er ist beschlußfähig,wenn wenigstenszwölf Mitglieder anwesendsind.?

Der Bürgerausschußkann durch einen mit einer Mehrheit von

zwei Dritteilen der Anwesenden gefaßtenBeschluß seineMitglieder
verpflichten, über eine zur Verhandlung gelangte AngelegenheitStill-

schweigenzu beobachten.
Abgesehenvon dem Vorstehenden finden die Bestimmungen der

Geschäftsordnungder Bürgerschaft über die Sitzungen der letzteren
(s. oben S. 155 ff.) auf die Sitzungen des Bürgerausschussesent-

sprechendeAnwendung.3
1 Geschäftsordnung der Bürgerschaft § 16, Abs. 1 u. 2.

Verf. Art. 57—59. Die Berichterstatter für die einzelnen Verhandlungs-
gegenstände bestimmt der Vorsitzende. Erhebt sich Widerspruch gegen diese Be-

stimmung, so entscheidet der Ausschuß. — Der Vorsitzende kann während der Be-

ratung das Wort nehmen, ohne den Vorsitz abzutreten. (Geschäftsordnungder

Bürgerschaft § 16, Abs. 3 u. 4.)
3 Geschäftsordnungder Bürgerschaft, § 16, Abs. 5 u. 6. — In der Lübecker

Verf. ist bestimmt: „Die Anträge des Senats werden dem Bürgerausschussein

schriftlicher Abfassung durch Kommissare überbracht und von diesen mit dem

Bürgerausschußbesprochen". Die Abstimmung erfolgt erst nach Entfernung der

Senatskommissare (Art. 61.). In der Regel muß die Entscheidung des Bürger-
ausschussesauf die Anträge des Senats in derselben Versammlung, in welcher sie

vorgelegt sind, erfolgen. Der Bürgerausschuß kann jedoch einen Antrag des

Senats zunächst einer Kommission zur Begutachtung überweisen oder auch die

Beratung des Gegenstandes bis zur nächstenVersammlung aussetzen(Art. 62).—
Stimmt der Bürgerausschußeinem Antrage des Senats nicht bei, so hat er seine
Gründe anzugeben (Art. 65). Das Protokoll des Bürgerausschussesist, soweit
nicht Geheimhaltung beschlossenworden, durch den Druck zu veröffentlichen
(Art. 67). Nach der Geschäftsordnungdes Bürgerausschusses(8 29) darf sich kein

Mitglied der Abstimmung enthalten; wer jedoch bei einer Privatverhältnisse be-

treffenden Frage persönlich beteiligt ist, darf nicht mitstimmen. — In Bremen

votiert der Vorsitzendedes Bürgeramts nicht mit; doch hat er bei Stimmengleich-
heit die Entscheidung (Geschäftsordnungder Bürgerschaft§ 17).



Neunter Abschnitt.

Die Staatsverwaltung.

I. Die Organisation der Verwaltung.

1. Selbstverwaltung. Oberste Verwaltungsbehörde.

8 53.

Die hamburgischeVerwaltung hat sich aus kleinen Anfängen all-

mählich zu größeremUmfange entwickelt. In alter Zeit beruhte sie
ausschließlichauf dem System der Selbstverwaltung, und noch gegen-

wärtig ist der letzteren in Hamburg, wie in den beiden anderen freien
Städten, ein besonders großer Spielraum gewährt. Dessenungeachtet
aber giebt es jetzt neben den Inhabern von Verwaltungs-Ehrenämtern
eine Reihe höherer Verwaltungsbeamten, und die Zahl derselbenwird

jedenfalls mit der Zeit noch sehr erheblich vermehrt werden müssen.
An der Spitze der gesamtenVerwaltung steht der Senat. Die

Funktionen,welchediesemals der oberstenVerwaltungsbehördeobliegen,
sind bereits oben (8 28) aufgeführt.

2. Die Verwaltungsabteilungen.

8 54.

Die gesamte,dem Plenum des Senats unterstellte Verwaltung
zerfällt in eine Reihe von Verwaltungsabteilungen. Die Zahl
derselbenbeträgt jetzt zehn. (I. Finanzen, II. Handel und Gewerbe,
III. Bauwesen, IV. Militärwesen, V. Unterrichtswesen, VI. Justiz-
wesen,VII. Polizei und andere innere Angelegenheiten,VIII. Offentliche
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Wohlthätigkeit, IX. Reichs= und Auswärtige Angelegenheiten,
X. Zollwesen.

Für jede dieserzehn Verwaltungsabteilungen ernennt der Senat
eins seiner Mitglieder zum Vorstande. Demselbenkönnen noch ein

oder zwei andere Senatsmitglieder resp. Syndici oder Senatssekretäre
beigeordnetwerden. Auch kann der Senat, wenn die Verhältnisse es

notwendig machen,einen Wechselder Personeneintreten lassen.?
Die Machtvollkommenheitdes Vorstandes einer Verwaltungs-

abteilung ist eine sehr verschiedene,je nachdemfür sein Ressort eine

oder mehrere Deputationen, d. h. aus senatorischenund bürgerlichen
Mitgliedern zusammengesetzteVerwaltungskollegien bestehenoder nicht.
Existiert für seine Verwaltungsabteilung gar keine Deputation, wie

dies für die Verwaltungsabteilungen der Reichs= und auswärtigen
Angelegenheitenund der Justiz der Fall,s so ist seine Aktionssphäre
nur durch die Gesetzeund ein etwaiges Eingreifen des über ihm
stehendenSenates beschränkt. Existiert ferner nur für gewisseBranchen
seines Ressorts eine Deputation, wie bei der Verwaltungsabteilung
für polizeiliche und innere Angelegenheiten, so ist er bezüglich der

übrigen Branchen gleichfalls nur in der oben erwähnten Weise be-

schränkt. Ist dagegen, sei es für sein ganzes Ressort, sei es für ein

1 Art. 78 der Verf. sagt: „Die Staatsverwaltung zerfällt nach Beschaffen-
heit der Geschäfteund nach Maßgabe des Bedürfnisses in mehrere Abteilungen.
Das Gesetzhat die Zahl dieser Abteilungen und den Wirkungskreis einer jeden
zu bestimmen.“ (Übereinstimmendmit Art. 140 der Konstituantenverfassung von

1849.) — Die Verwaltungsabteilungen IIX sind durch das Verwaltungsgesetz von

1863 (8 1), die Abteilung X ist durch das Gesetz betr. die Organisation der Zoll-

verwaltung von 1888 (8 2) geschaffen.
2 Verf. Art. 79. Im § 3 des Verwaltungsgesetzes heißt es: „Der Senat

ernennt zu jeder Verwaltungsabteilung eines oder mehrere seiner Mitglieder und

bestimmt ausdrücklich, welchem dieser Mitglieder als Vorstand der Verwaltungs-
abteilung die Leitung derselben und welchem der Vorsitz in den Deputationen
zustehen soll. Zu Mitgliedern von Verwaltungsabteilungen kann der Senat statt
seiner Mitglieder auchSyndiker und Sekretarien ernennen“ (vgl. oben S. 109, Anm. 2).
— Abgesehen von den Vorständen resp. Mitgliedern der Verwaltungsabteilungen
und den Vorsitzenden der Deputationen ernennt der Senat noch für einzelne
Ressorts (z. B. für Eisenbahn=und für Post= und Telegraphenangelegenheiten)sog.

Senatskommissare.
3 Ahnlich auch in der Verwaltungsabteilung für Zollwesen, wo es nur eine

mit konsultativen Befugnissen ausgerüsteteBeratungsbehördegiebt.
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bestimmtes Gebiet desselben,eine Deputation eingesetzt,so liegt in dem

betreffenden Bereiche all' und jede Entscheidung, welche sonst dem

Vorstande der Verwaltungsabteilung zustehenwürde, allein bei dieser
Deputation. Sie ist für ihr Gebiet, nächst dem Senate, die höchste
Instanz, und nur ausnahmsweisegehen einzelneSachen rein formell
durch die Hände des Vorstandes der betr. Verwaltungsabteilung.“ In
der Regel ist auch der äußere Verkehr zwischendem Senat und den

Deputationen ein ganz direkter. (S. unten S. 208.)
Die ganz unbedeutende Rolle, welchedemnachdie Vorstände der

Verwaltungsabteilungen als solche neben den Deputationen ihres Res-
sorts spielen, tritt übrigens im allgemeinen deshalb weniger hervor,
weil in der Regel der Vorstand der betr. Verwaltungsabteilung auch
Vorsitzender der Deputation seines Ressorts, resp. wenn zu demselben
mehrere Deputationen gehören, doch einer derselbenist, und weil ihm
in dieser seiner Eigenschaft als Vorsitzender thatsächlich die alleinige
Erledigung einer nicht unbedeutenden Anzahl von Angelegenheiten
seitens seinerDeputation überlassenwird. (S. unten S. 211.) Seine

Befugnisseals Vorstand der Verwaltungsabteilung werden aber dadurch
nicht, oder doch höchstensnur dem äußeren Anscheinenach, erweitert.

Auch üben diejenigen Deputations-Vorsitzenden, welche nicht zugleich
Vorstand der betr. Verwaltungsabteilung sind, dessenungeachtetdie
gleichen Präsidialbefugnisseaus.

3. Die Deputationen.

9 55.

Das Institut der Verwaltungs-Deputationen ist aus der alten

Verfassung übernommen. Während aber jetzt die Zusammensetzung
aus senatorischenund bürgerlichen Mitgliedern das charakteristische
Merkmal der Deputationen bildet,., gab es zu Zeiten der alten

So hat z. B. nach § 17 des Verwaltungsgesetzesder Vorstand einer jeden
Verwaltungsabteilungdie Specialbudgets derselben für das folgende und die
Jahresabrechnungfür das vergangene Jahr, „nachdem sie betreffenden Falls von
den beikommenden Deputationen genehmigt und von dem Vorsitzenden und einem
anderen Mitgliede dieser Deputationen unterzeichnet sind“, dem Senate einzuliefern.

Verf. Art. 80 und 81. Unter „bürgerlichen Mitgliedern“ sind wie oben
(S. 123, Anm.) weiter ausgeführt, die unter Mitwirkung der Bürgerschaft



— 200 —

Verfassungauch einzelnenur aus Senatoren und nur aus Bürgern zu-

sammengesetzteDeputationen.
Die meistender gegenwärtigenDeputationen werden auch aus-

drücklich als solchebezeichnetsso die Finanzdeputation, die Baudepu-
tation, die Deputation für Handel und Schiffahrt u. s. w.). Andere

aber führen auch den Titel „Behörde“ oder „Kollegium“ oder „Kom-
mission“ (soOberschulbehörde,Behördefür Zwangserziehung,Medicinal-

kollegium, Kommission für die Kunsthalle u. s. w.).
Durch die Gesetzgebungwird bestimmt, für welcheZweige der

Verwaltung Deputationen bestehen. Es ist dies teils im Verwal-

tungsgesetz,teils in späterenSpecialgesetzengeschehen.

a. Zusammensetzung der Deputationen.

Im Art. 30 der Verfassungheißt es: „Die Deputationen werden

aus den dazu ernannten Senatsmitgliedern und einer Anzahl von

Bürgern zusammengesetzt.5*Inwiefern besoldete Beamte Mitglieder
solcherDeputation sein können, bestimmt das Gesetz.“

I. Senatorische Mitglieder. Der Senat ist in den meisten
Deputationen durch zwei oder drei, in einzelnen auch nur durch eins

gewählten oder von einem anderen Kollegium deputierten Mi glieder zu verstehen.
Alle Verwaltungsbehörden, in welchen sichneben senatorischensolchebürgerlichen
Mitglieder befinden, müssen unter den Begriff der Deputationen fallen.

1 Westphalen, a. a. O., Bd. 1, S. 14 f.
Verf. Art. 80.

3 Die bürgerlichen Mitglieder der Deputationen sind, wie in einer Handels-
stadt erklärlich, ganz überwiegend Kaufleute. — Bluntschli sagt: Für alle Organe
der Selbstverwaltung seien drei Eigenschaften erforderlich: Bildung,Bürgertugend
und eine gewisseMuße (d. h. eine relativ günstige und gesicherteOkonomie, welche
dem Bürger für öffentliche Dienste freie Zeit gewähre und ihn nicht nötige, seine
ganze Arbeit ausschließlich für den eigenen Lebensunterhalt und seine Privat-
geschäftezu verwenden). Die Verbindung dieser drei Eigenschaften komme aber

überall nur einer verhältnismäßig kleinen Minderheit von Staatsbürgernzu, und

insofern seidie Selbstverwaltung nicht, wie viele dächten, eine demokratische,sondern
eher eine aristokratische Einrichtung. Insbesondere die schwierigere, feinere
und fortgesetzteSelbstverwaltung sei nur wenigen zugänglich. (Politik als Wissen
schaft, 1876, S. 91.)

Auch in Lübeck und Bremen sind die sog. Deputationen (resp. Departe-
ments) aus senatorischen und nicht senatorischen Mitgliedern zusammengesetzt
(s. unten S. 207, Anm.).
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seiner Mitglieder vertreten. Der Senat bestimmt ferner, welches der

senatorischenMitglieder einer Deputation den Vorsitz in derselbenzu

führen hat. Der Vorsitzendewird im Verhinderungsfalle von einem

anderen senatorischenMitgliede der Deputation resp. von einem anderen

dazu beauftragten Senatsmitgliede vertreten. An Stelle seiner Mit-

glieder kann der Senat auch Syndici und Senatssekretäre zu sena-
torischenDeputationsmitgliedern ernennen; doch können dieselbennicht
den Vorsitz in der Deputation führen. Der Senat kann jederzeit
einen Wechselin den Personen eintreten lassen.

II. Nicht senatorische Mitglieder. Die Zahl derselbenist
in den einzelnenDeputationen eine sehr verschiedene.Doch ist sie
immer erheblich größer als die der senatorischenMitglieder.

1. Unter Mitwirkung der Bürgerschaft gewählte
Mitglieder. Dieselben bilden die bei weitem überwiegendeZahl
der nicht senatorischenMitglieder. Ihre Wahl geschiehtin folgender
Weise: Die betr. Deputation, für die eine Neuwahl zu erfolgen hat,
stellt einen Wahlaufsatzvon drei Namen für jede erledigteStelle auf.
Die senatorischenMitglieder der Deputation nehmen jedoch an der

Entwerfung des Aufsatzesnicht teil. Der Wahlaufsatz der Deputation
geht hierauf erst an den Senat, dann an den Präsidenten der Bürger-
schaft und dann an den Bürgerausschuß, welcher das Recht hat, durch
einen mit mindestens Zweidrittel-Majorität gefaßten Beschluß den
drei Namen für jede einzelneStelle einen vierten hinzuzufügen. Nach-
dem er von diesemRechteGebrauchgemachtoder aber — wie in der

Regel — erklärt hat, daß er von demselbennicht Gebrauchzu machen
beschlossen,erfolgt die Wahl aus dem Aufsatzevon je drei oder vier

Personen durch die Bürgerschaft mit relativer Stimmenmehrheit. Bei

Stimmengleichheitentscheidetdas Los. Die öffentlicheBekanntmachung
der erfolgten Wahl geschiehtdurch den Senat.3

6
Ausgeschlossenvon der Wählbarkeit zum bürgerlichen Mitgliede

einer Deputation sind alle, welchenicht zur Bürgerschaft wählbar sind

1 Verf. Art. 85.

*Verwaltungsgesetz8 3, Abs. 2.

Verf. Art. 52, Geschäftsordnungder Bürgerschaft 8 65, Verwaltungsgesetz
§4, Ab.2.
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(s. oben S. 115), sowie die rechtsgelehrtenRichter.“ Doch können die

letzteren in „die Verwaltungskollegien der öffentlichen milden Stiftun-
gen“ (d. h. das Krankenhaus-, das Armen= und das Waisenhaus-
Kollegium) gewählt werden.? Mitglieder der Finanzdeputationkönnen

nicht in eine andere Deputation gewählt werden (abgesehenvon der

unten zu erwähnendenDelegation durch die Finanzdeputation selbst).5
Jeder Bürger ist zur Annahme der Wahl in eine Deputation

und zur Fortführung des Amtes während der gesetzmäßigenZeit
(einer für die einzelnenDeputationen verschiedenbestimmtenZahl von

Jahren) verpflichtet." Die Nichterfüllung dieser Pflicht zieht (unter
den früher erwähntenEinschränkungen)den Verlust des Bürgerrechts
sowie der öffentlichen Amter und Ehrenstellen nach sich. (S. oben

8 22.) Zur Ablehnung der Wahl sind nur berechtigt:
1. Diejenigen, welche am Tage der Wahl ihr 60. Lebensjahr

zurückgelegthaben,
2. diejenigen, welche bereits Mitglieder derselbenDeputation ge-

wesensind,
3. Mitglieder einer anderen Deputation,
4. Mitglieder des Bürgerausschusses,

1 Verf. Art. 82. Ausnahmsweise können besoldete Beamte in die Ober-

schulbehörde und die Verwaltung der Gewerbeschule und der Schule für
Bauhandwerker gewählt werden. (Unterrichtsgesetzvon 1870, § 2, Gesetz vom

11. Febr. 1874.)
2 Verwaltungsgesetz§ 27. Die betr. Kollegien, die ihre bürgerlichen Mit-

glieder bis 1888 selbst wählten, und die Instituten vorstehen, welche bis 1865

noch aus Privatmitteln mit erhalten wurden (vgl. v. Melle, Die Entwickelung des

öffentlichen Armenwesens in Hamburg, 1883, S. 178 ff.) werden im Verwaltungs-
gesetznicht zu den Deputationen gerechnet; doch sollen, von der obigen Ausnahme
abgesehen,alle Bestimmungen über die Deputationen auf sie Anwendungfinden.

* Verwaltungsgesetz S88. Die Bestimmung desselben Paragraphen, nach
welcher auch die nicht rechtsgelehrten Mitglieder der Gerichte in keine Deputation
gewählt werden können, scheint mit dem Art. 84 der Verfassung („Auch ist
niemand verpflichtet, Mitglied einer Deputation und Handelsrichteroder Mitglied
der Vormundschaftsbehörde — zu sein") nicht recht vereinbar und wird auch
thatsächlich nicht beachtet.

4 Die regelmäßigen Neuwahlen finden vor Jahresschlußstatt, so daß mit

Anfang des Jahres die neugewählten Mitglieder an die Stelle der ausscheidenden
treten. (Verwaltungsgesetz§ 4, Abs. 3.)



— 203 —

5. Handelsrichterund nicht rechtsgelehrteMitglieder der Vormund-

schaftsbehördeund der Schätzungskommissionfür Expropriations-
sachen,

6. Mitglieder der Handelskammer:!
Außerdem kann jederzeit eine Entlassung durch Beschluß der

Bürgerschaft erfolgen.?
Wer in die Finanzdeputation gewählt ist, muß aus jeder anderen

Deputation, der er etwa angehört, austreten und auch ein etwaiges
Amt als Handelsrichter oder Mitglied der Handelskammer, der Vor-

mundschaftsbehördeoder der Schätzungskommissionfür Expropriations=
sachen aufgeben.* Wer jedoch in eine andere Deputation als die

Finanzdeputationgewählt wird, ist weder verpflichtetnoch berechtigt,
auf Grund dieser Wahl sein etwaiges bisheriges Amt als Mitglied
einer Deputation oder als Handelsrichter oder als Mitglied der Han-
delskammer, der Vormundschaftsbehördeoder der Schätzungskommission
für Expropriationssachenaufzugeben.“

Deputationsmitglieder, welche ihre Wählbarkeit als solche ver-

lieren, müssenaus der Deputation ausscheiden.5

1 Verf. Art. 83 u. 84, Expropriationsgesetz § 16, Abs. 7. — Auch in
Bremen und Lübeck besteht die Annahmepflicht mit ähnlichen Ausnahmen. In
Bremen ohne Präjudiz; in Lübeck ist eine „vom Senat auszusprechende“
Geldstrafe (nicht über 1000 90 vorgesehen. (Bremer Deputationsgesetz 8 9,
Lübecker Verordnung vom 21. Juni 1860, § 4.)

Verf. Art. 83, Verwaltungsgesetz § 6. — In Bremen kann die Bürger-
chaft einen Austritt aus der Deputation nicht nur gestatten, sondern auch ohne

Antrag des Betreffenden beschließen. (Deputationsgesetz § 10.) In Lübeck ent.

scheidenüber Ablehnungsgesucheder Senat allein resp. Senat und Bürgerausschuß.
(Verordnung vom 21. Juni 1860.)

* Die Mitglieder der Finanzdeputation können eine Wahl zum Schätzungs-
bürger ablehnen. (Verwaltungsgesetz§ 34, Abs. 3.)

Verf. Art. 84, Verwaltungsgesetz § 8, Ausführungsgesetz zum Gerichts-
verfassungsgesetz§ 16, Gesetzbetr. die Handelskammer von 1890, 8 6, Vor.

mundschaftsordnungArt. 97, Expropriationsgesetz 8 16.

Verf. Art. 83, Abs. 2, Verwaltungsgesetz § 5. In den beiden an

gezogenen Bestimmungenist allerdings nicht von einem Verlust der Wählbarkeit
als Deputationsmitglied, sondern nur von einem Verlust der Wählbarkeit zur
Bürgerschaft die Rede. Doch ist wohl anzunehmen, daß auch die Wahl zum

rechtsgelehrtenRichter dieselbe Folge haben soll (sofern es sichnicht um Mitglieder
der oben S. 202 erwähnten Verwaltungskollegiender öffentlichen Stiftungen handelt).
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Wenn ein Deputationsmitglied vor Ablauf seiner gesetzlichen
Amtsdauer aus der Deputation scheidetund infolgedesseneine außer-
ordentliche Wahl stattfindet, so wird die Amtsdauer der nach ihm
gewählten Mitglieder sowie des an seine Stelle gewählten soweit
abgekürzt,daß immer nachden gesetzlichbestimmtenZeiträumen die vor-

geschriebeneNeuwahl stattfindet.
2. Delegierte Mitglieder. Außer den vorstehend erwähnten,

aus dem Ausfsatzeder betr. Deputation von der Bürgerschaft gewähl-
ten Deputationsmitgliedern gehöreneinzelnen Deputationen auch ein

oder mehrere von anderen Deputationen oder Kollegien delegierte
bürgerlicheMitglieder an. So ist die Finanzdeputation in den meisten
anderen Deputationen durch eins ihrer bürgerlichen Mitglieder ver-

treten.; um dadurcheine ständige direkte Verbindung mit den betref-
fendenVerwaltungszweigenzu erhalten. Aus ähnlichemGrunde haben
auch andere Deputationen eins oder zwei ihrer Mitglieder in solche
Deputationen zu delegieren, deren Verhandlungen für sie wegen ge-

wisser regelmäßiger Beziehungen zu ihrem eigenen Ressort von Be-

deutung sind (so die Feuerkassen-Deputation in die Deputation für das

Feuerlöschwesen,die Oberschulbehörde in die Behörde für Zwangs-
erziehungund das Waisenhaus-Kollegium,das Armenkollegiumin die

Gefängnisdeputation, die Behörde für Zwangserziehungund das

Medizinalkollegium u. s. w.). Auch ist die, wie in anderen Handels-
städten,von der KaufmannschaftgewählteHandelskammerin der Depu-
tation für Handel und Schiffahrt, der Deputation für indirekte Steuern

und der Behörde für das Auswandererwesen, die Gewerbekammer in

der Aufsichtsbehörde für die Innungen und in der Verwaltung der

Gewerbeschule, die aus den Vorstehern und Lehrern der öffentlichen
und den Vorstehern der Privatschulen gebildete Schulsynodein der

Oberschulbehörde,die Gesellschaftzur Beförderung der Künste und

nützlichenGewerbe in der Verwaltung der (durch sie begründeten)
Gewerbeschuleund der Kunstverein in der Kommissionfür die Ver-

waltung der Kunsthalle (der seinerzeit vom Kunstverein ins Leben

gerufenen öffentlichen Gallerie) durch mehrere Delegierte vertreten.

1 Verwaltungsgesetz § 9.

Verwaltungsgesetz § 30.
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Endlich ist auchder evangelisch-lutherischenKirche in zwei Deputationen
(der Oberschulbehördeund der Friedhofs-Deputation) eine Vertretung
eingeräumt.

3. Beamtliche und vom Senat ernannte Mitglieder.
Ausnahmsweise ist in der Oberschulbehörde,dem Medizinalkollegium
und der Kunsthallenkommissioneinzelnen höheren Beamten Sitz und

Stimme eingeräumt — und zwar entweder den Inhabern bestimmter
Amter (Schulrat, Medizinalinspektor, Direktor der Kunsthalle rc.)
oder den vom Senat aus einem bestimmtenBeamtenkreise (z. B. Ver-

tretern des höherenSchulwesens)zu Ernennenden.: Außerdem ernennt

derSenat mehrere sachverständigeMitglieder des Medizinalkollegiums
(Arzteund Assessorenfür Pharmacie und Chemie, — und zwar die

Arzte aus einem ihm von der Gesamtheit der ärzte vorgelegten Auf-
satze, die Assessorennach gutachtlicher Außerung des Medizinalkolle-
giums, resp. auf Vorschlag der Oberschulbehörde.

1 Hiergegensind neuerdings, soweit die Oberschulbehörde in Frage kommt, von

der Bürgerschaft Bedenken erhoben, die vom principiellen und auch wohl vom prakti-
schenStandpunkte aus in mancher Beziehung nicht unbegründet erscheinenkönnen.
In anderen Deputationen steht den höheren Beamten nur beratende Stimme zu.

Gesetz betr. Reorganisation des Gesundheitsrats von 1870, 8 3 u. 4, Gesetz
betr. Reorganisation des Chemischen Laboratoriums von 1878, § 2 u. 4. Über
die in gewissenFällen zuzuziehenden, vom Senat aus einem Aufsatz der Apotheken-
besitzerzu ernennenden pharmaceutischenAssistenten vgl. Gesetz von 1870, § 4.

Besonders eigentümlich und kompliziert ist die Zusammensetzungder Oberschul-
behörde und des Medizinalkollegiums. Die erstere bestehtaus drei Senats-

deputierten, sechsvon der BürgerschaftgewähltenMitgliedern (von denen nicht mehr
als zwei dem Lehrerstande angehören dürfen), zwei Deputierten des Ministeriums
(d. h. des Predigerkollegiumsder evangelischlutherischenKirche), zwei vom Senat
ernannten Vertretern des höheren Schulwesens, den beiden Schulräten, dem

Seminardirektorund zwei Deputierten der Schulsynode. — Das Medizinal-
kollegiumbesteht aus zwei Senatsdeputierten, den vier Physicis, dem ärztlichen
Direktordes Allgemeinen Krankenhauses, drei praktischen ärzten, je einem Assessor
für Pharmacieund Chemie und je einem Delegierten des Armen-Kollegiums und
der Gefängnis-Deputation.— Der Beratungsbehörde für das Zollwesen
(s. oben S. 198, Anm. 3) gehören neben dem senatorischenVorsitzenden und meh.
reren von der Handels, und Gewerbekammer gewählten Mitgliedern verschiedene

vom Senat ernannte Sachverständigean. (Gesetzbetr. die Organisation der Zoll.
verwaltung von 1888, 8 3.)

In Lübeck sind die Verwaltungs-Deputationen(dort meist Departements
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b. Stellung der Deputationsmitglieder.

Die nicht senatorischenMitglieder der Deputationen bekleiden ihr
Amt unentgeltlich.! Wie bereits erwähnt, sind sie nicht nur zur An-

nahme, sondern auchzur Fortführung ihres Amtes während der gesetz-
mäßigen Zeit verpflichtet. Als Inhaber eines bürgerlichenEhren-
amtes sind sie im Sinne des hamburgischenStaatsrechtes nicht
Beamte. Dagegen sind sie unter dem Ausdruck „Beamte“ in

manchen Reichsgesetzenmitzuverstehen. (So z. B. in den Bestim-
mungen des Reichsstrafgesetzbuchsüber Verbrechen und Vergehen
im Amte.)

Die bürgerlichen Mitglieder der Finanzdeputation werden auf
getreue Amtsführung vor dem Senat beeidigt. Eine Beeidigung der

anderen Deputationsmitglieder findet nicht statt.3
Kein Mitglied einer Deputation kann der Finanzdeputation

genannt) ähnlich zusammengesetztwie in Hamburg. Die bürgerlichen Deputations-
mitglieder werden vom Bürgerausschuß resp. aus einem die doppelte Zahl von

Namen enthaltenden Aufsatzedes Bürgerausschussesvom Senat gewählt, und zwar
in der Regel auf 6 Jahre. Wählbar sind alle Bürgerschaftswähler. Die tech-
nischen Beamten werden zu den Deputationssitzungen hinzugezogen, haben aber

nur beratende Stimme. (Klügmann, Lüb. Staatsrecht, a. a. O., S. 55.) —

In Bremen sind die Verwaltungs-Deputationen — im Gegensatzzu Hamburg
und Lübeck — einfache Senats- und Bürgerschafts-Ausschüsse. Der Senat ernennt

die senatorischen Mitglieder; die Bürgerschaft wählt die in der Regel doppelt so
große Zahl der bürgerschaftlichen Mitglieder aus ihrer Mitte, wobei die Vertreter

der verschiedenen Wahlklassen für die Bürgerschaftswahlen in näher bestimmter
Weise abgesondert wählen, und zwar aus einem vom Bürgeramt aufzustellenden,
von der Bürgerschaft eventuell zu vergrößernden Wahlaufsatze. Die Gewählten
gehören der Deputation an, so lange sie Mitglieder der Bürgerschaft bleiben.

(Verf. § 59, Deputationsgesetzvon 1875, § 3—6 u. 8.) — Der Schuldeputation
sind vier aus dem Lehrerstande zu erwählende praktische Lehrer mit beratender

Stimme beigeordnet, die nach Einholung eines Gutachtens der Schuldeputation
vom Senat auf drei Jahre ernannt werden. (Dep.-Ges. 8 63.)

1 Verf. Art. 81, Verwaltungsgesetz § 10. (Die Assessorendes Medizinal-
kollegiums beziehen ein Gehalt.)

2 Verfassung Art. 83. (S. oben S. 202.)
* Verwaltgsges. § 28. Die Assessorendes Medizinalkollegiums werden als

Beamte vereidigt. Dasselbe gilt von den anderen, oben S. 205 genannten be-

amtlichen Mitgliedern.



— 207 —

(d. h. dem Fiskus) gegenüber eine Bürgschaft übernehmen bezüglich
einer Angelegenheit,welchezum Ressort seiner Deputation gehört.“

Jedes Mitglied einer Deputation ist „nachMaßgabe der gesetz-
lichenBestimmungen“ für die ihm als Einzelnem obliegendeAmts-

führung, nicht aber für die Teilnahme an Beschlüssender Deputation,
dem Staate verantwortlich. Nur der Vorsitzendeist außerdem auch
dafür verantwortlich, daß durch die Beschlüsseder Deputation die Ver-

fassung nicht verletzt werde.

An den bürgerschaftlichenAbstimmungen „über Fragen der Kon-

trolle oder der Verantwortlichkeit“ nehmen die etwa der Bürgerschaft
angehörenden davon betroffenen Mitglieder der bezüglichenVerwal-

tungsdeputation keinen Teil.=

c. Stellung und Geschäftskreis der Deputationen.

Die einzelnenDeputationen stehenformell unter dem Vorstande
derjenigenVerwaltungsabteilung, zu welchersie gehören; thatsächlich
sind sie jedoch, abgesehenvon der Oberaufsicht des Senats, ganz

selbständig(s. oben S. 198 f.). Sie (resp. ihre Vorsitzenden,s. unten

S. 211) bilden die Spitze ihres Verwaltungsressorts. Auch die höhe-
ren Beamten des letzteren sind ihnen und nicht etwa den Vorständen
der Verwaltungsabteilung unterstellt.“

1 Verwaltgsges. 8 24.

: Verf. Art. 87. Bezüglich des Vorsitzenden siehe noch unten S. 211.

Wolffson sagt (a. a. O., S. 25.); „Über den Grad des Verschuldens, der den

Vorsitzenden oder die einzelnen Mitglieder verantwortlich macht, ist gesetzlich
nichts vorgeschrieben. Nach allgemeinen Principien wird man anzunehmen haben,
daß sie für grobes Verschulden verantwortlich sind und überdies den öffentlichen
Geschäften mindestens denselben Fleiß zuzuwenden haben, den sie in ihren Privat-
angelegenheiten anzuwenden pflegen. Es kommt hier die Analogie der Vor.

mundschaftzur Anwendung.“Vgl ferner Gutachten der Juristenfakultät Göttingen,
in den Verhandlungenzwischen Senat und Bürgerschaft, 1875, S. 123 ff.

3 Verf. Art. 53, Abs. 2.

Eine ähnliche Stellung haben auch die Deputationen in Lübeck und
Bremen. Bezüglich Bremens bemerkt Sievers (Brem. Staatsrecht, a. a. O.
S. 77): „Es fehlt an einer geordneten Hierarchie der Behörden. Die verschie-
denen Deputationen stehen völlig selbständig nebeneinander. Das Oberaussichts-
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Der Geschäftkreis der einzelnen Deputationen ist teils durch
Specialgesetze,teils durch das Herkommen festgestellt. Im allge—
meinen ist nur bestimmt, daß der Senat bei der Vorbereitung der an

die Bürgerschaftzu stellendenAnträge, soweit thunlich, die zuständigen
Verwaltungsdeputationen zu Rate ziehen soll und daß die einzelnen
Deputationen befugt sind, dem Senat Vorschläge über die in ihren
Geschäftskreisfallenden Angelegenheitenzu machen,sowie daß sie ver-

pflichtet sind, demselbenüber solcheihnen vorgelegteGegenständeBe-

richte und Gutachten zu erteilen.?

Die Verhandlungen zwischen dem Senat und einer Deputation
werden durch die Vermittelung des der letzterenpräsidierendenSenats-

mitgliedes geführt, und zwar in der Form von (in der Regel schrift-
lich genau formulierten) sog. Kommissorien, welche dem betr. Senats-

mitgliede vom Senate einerseits und von der Deputation andererseits
erteilt werden.?

recht des Senats, dem sie alle gemeinsam unterliegen, ist nicht kräftig genug aus.

gestattet, um an sich den nötigen Schutz gegen das Auseinanderfallen der Gruppen
zu bieten und die Einheitlichkeit der Verwaltung zu gewährleisten. Gleichwohl
gehört ein Gegeneinander-Arbeiten verschiedener Deputationen zu den größten
Seltenheiten; die nahen persönlichen Beziehungen der Mitglieder verhindern dies

ebensowohl wie die thatsächlicheUbung,alle Angelegenheiten von größerer Wichtig-
keit deputationsseitig nur vorzubereiten, zur definitiven Entscheidung aber Senat
und Bürgerschaft vorzulegen.“ Übrigens ist im Bremer Deputationsgesetz (8 57)
bestimmt: „Alle Instruktionen der Beamten gehen vom Senate aus, doch sind
sie oder etwaige Abänderungen oder Zusätze derselben vorab den betreffenden
Deputationen zur Begutachtung mitzuteilen."“

Erwägenswert dürfte — wenigstens für Hamburg — sein, ob nicht, statt
des bisherigen direkten Verkehrs zwischen den einzelnen Deputationen und an-

deren Behörden, nur ein Verkehr derselben durch Vermittelung des Senats zuzu-
lassen wäre. (Über die Ernennung und Beeidigung der Beamten s.oben S. 101 f.)

1 Verf. Art. 66 u. 90. Über die Funktionen der nicht zu den Deputationen
gehörenden Beratungsbehörde für das Zollwesen vgl. Gesetz betr. die

Organisation der Zollverwaltung von 1888, 8 3.

: Dies ist nur für die Finanzdeputation ausdrücklich vorgeschrieben(Ver-
waltungsgesetz § 31), gilt aber thatsächlich für alle Deputationen. Dasselbe ist

wohl bezüglichdes Schlußsatzes des § 31 des Verwaltungsgesetzeszu sagen, in

welchem es heißt: „Jedoch können außerdem auch andere Mitglieder des Senats,
um die Ansichten desselben mündlich zu entwickeln, wenn der Senat es verfügt,
oder wenn solches ihnen und der Finanzdeputation wünschenswert erscheint, per-

sönlich in der Sitzung der letzteren erscheinen."
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d. Verfahren in den Deputationen.

Über das Verfahren in den Deputationen gelten, abgesehenvon

Specialgesetzen,Specialinstruktionenꝛc., die folgenden allgemeinenVor-

schriften:
Jede Deputation kann für einzelneZweige ihrer Verwaltungs-

thätigkeit Sektionen aus ihrer Mitte bilden, „welche die ihnen von

der Deputation zugewiesenenGeschäfteselbständigverwalten“.1 Die

Bedeutung dieserSektionen hängt natürlich von dem Umfang und der

Bedeutung ihres Geschäftskreisesab. In mehrerenDeputationen (wie
3. B. in der Baudeputation) wird die Hauptmasseder Geschäftein den
Sektionen erledigt, und versammelt sich demgemäßdas Plenum der

Deputation in der Regel nur zur Entscheidung über allgemeinere
Fragen. Auch findet vielfach ein direkter Verkehr zwischen den Sek-

tionen und anderen Behörden statt.
Die Mitglieder der Sektionen können jederzeit auf Beschlußder

Deputationen durchandere Deputationsmitglieder ersetztwerden. Regel-
mäßig findet eine Neuwahl der Sektionsmitglieder am Anfange eines

jeden Verwaltungsjahres statt. Die abtretenden Mitglieder sind stets
wieder wählbar.?

In jeder Deputation führt ein senatorischesMitglied den Vorsitz.

1 Als erweiterte Sektionen der Oberschulbehörde kann man vielleicht die

freilich der Mehrzahl nach nicht aus Mitgliedern der Oberschulbehörde, sondern
aus von dieser gewählten anderen Mitgliedern bestehendensog. Kommissionenfür
die Stadtbibliothekl, das Museum für Kunst und Gewerbe, das Naturhistorische
Museum u. s. w. bezeichnen. (Vgl. auch unten S. 251, Anm. 2.)

5ZVerwaltungsgesetz§ 11. In der Regel befinden sich in den Sektionen

sowohlsenatorische wie nicht senatorischeMitglieder; doch ist dies nicht vorge-
schrieben.— In Bremen ist bestimmt: „Über die Anordnung von Subdepu.
tationen, ihren Geschäftskreisund die Zahl ihrer Mitglieder beschließt die Depu-
tation. Jedoch muß zu jeder Subdeputation regelmäßig wenigstens ein Mitglied des
Senats und ein Mitglied der Bürgerschaft gehören. Erfolgt die Wahl der Personen
nicht schonim Wegeder Verständigung,so wählen die Mitglieder des Senats und der
Bürgerschaft, jedochabgesondert,mittelst geheimer Abstimmung ihre Subdeputierten."
(Deputationsgesetzvon 1875, 8 19u. 20.) Es wird in diesenBestimmungen strengdaran
festgehalten, daß die Deputationen in Bremen nur Senats- und Bürgerschafts-
Ausschüssesind.

v. Melle, Hamburg. Staatsrecht. 14
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Dasselbe gilt für diejenigen Sektionen, welchensenatorischeMitglieder
angehören. Syndici und Senatssekretäre können jedoch im Plenum
der Deputation den Vorsitz nicht führen.

Im allgemeinen bleibt es den Deputationen überlassen, ihre
höheren Beamten an ihren Beratungen teilnehmen zu lassen.?
Daß in einzelnen Deputationen ausnahmsweise auch Beamte der

Deputationen zu den Mitgliedern derselbengehören, ist bereits oben

(S. 204 f.) hervorgehoben.
Jede Deputation bestimmt die Zahl und die Zeit ihrer Sitzun-

gen. Der Vorsitzende einer Deputation oder Sektion ist berechtigt,
jederzeit eine außerordentlicheSitzung anzuberaumen; auf Verlangen
von mindestens der Hälfte der nicht senatorischenMitglieder ist derselbe
dazu verpflichtet. — Jede Deputation ist verpflichtet, über ihre Ver-

handlungenund Beschlüsseein Protokoll zu führen.
Zur Fassung eines gültigen Beschlusses ist die Gegenwart von

mindestens der Hälfte der bürgerlichen Mitglieder der Deputation
bezw. der Sektion oder Kommission erforderlich. Für die Deputationen
bedarf es außerdem der Gegenwart mindestens eines Senatsmitgliedes,
für die Sektionen der eines Senators oder Syndikus oder Senats-

sekretärs,falls ein solcherdazu gehört.3
Die Beschlüssewerden mit absoluter Stimmenmehrheit der an-

wesendenMitglieder gefaßt. Der Minorität steht es zu, ihre An-

sichtenzu Protokoll zu geben und bei Vorschlägen oder Berichten an

1 Verf. Art. 85, Verwaltungsgesetz § 12.
„ Verwaltungsgesetz § 13, Abs. 3
„ Verwaltungsgesetz § 13 u. 14. Uber den Begriff „bürgerliche Mitglieder“

s. oben S. 123, Anm.
4 Die senatorischenMitglieder können also eventuell überstimmt werden. —

Ebenso in Lübeck. „Es ist nicht zu leugnen", so sagt Klügmann in seinem
Lüb. Staatsrecht (a. a. O., S. 55), „daß hierdurch unter Umständen die Stetigkeit
und Sicherheit der Verwaltung beeinträchtigt werden kann.“ — In Bremen ist
bestimmt: „Beschlüsse werden nach absoluter Stimmenmehrheit gefaßt. Wenn

aber bei verwaltenden und ausführenden Deputationen sämtlicheanwesende Mit-

glieder des Senats oder sämtliche anwesende Mitglieder der Bürgerschaft sich in

der Minorität befinden, so ist kein Beschluß zustande gekommen.“ (Deputations-
gesetzvon 1875, § 17.) Es ist dies eine Konsequenzder mehrfach hervorgehobenen
Thatsache, daß die Deputationen in Bremen nur Senats= und Bürgerschafts-
Ausschüssesind.
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den Senat dieselbenbesonderszu motivieren. Bei Stimmengleichheit
entscheidet— wenn nicht die Geschäftsordnungder Deputation für einen

solchenFall besondereVorschriften enthält, oder im einzelnenFall eine

anderweitige Verständigung gefunden wird — der Senat, dem der

Vorsitzendezu diesemZweckedie Sache vorzulegen hat.
Der Vorsitzendeeiner Deputation ist verpflichtet, gegen einen Be—

schluß,welchernach seiner Ansicht gegen die Verfassung oder ein Gesetz
verstößt oder eine Überschreitungder verfassungsmäßigenGeldbewilli—

gungen veranlassenwürde, Einspruch zu erhebenund, wenn die Depu—
tation bei ihrem Beschlussebeharrt, die Sache dem Senate vorzulegen.
Der letztere entscheidetdann über das erhobeneBedenken; doch steht
es der Deputationsmajorität, wenn die Entscheidunggegen sie aus-

fällt, frei, ihrerseits die Sache dem Bürgerausschuß zur eventuellen
weiteren Geltendmachungihres abweichendenStandpunktes auf Grund
Art. 60, 5 der Verfassung (S. oben S. 193 f.) vorzulegen.:

Diejenigen Deputationen, welche eine Kasse führen, haben die

Revision derselbenmindestens alle drei Monate durch zwei ihrer Mit-

glieder vorzunehmen. Bei denjenigenDeputationen, in welchensich
bürgerlicheMitglieder der Finanzdeputation befinden, liegt es diesen
ob, dafür Sorge zu tragen, daß die Buchführung derjenigen der Haupt-
staatskassemöglichst entsprechendeingerichtet werde.

Der Vorsitzende der Deputation hat nicht nur die Leitung der

Geschäfte,sondern er übt thatsächlichviel weiter gehendeBefugnisseaus.5

Es hat sichnämlich, wie bereits oben erwähnt, mit der Zeit immer

mehr die Praxis herausgebildet,daß von dem der Deputation präsi-
dierenden Senatsmitgliede eine Reihe dringender und unbedeutenderer

Geschäfteselbständigerledigt wird.

Verf. Art. 86, Verwaltungsgesetz§ 15.
2

Verwaltungsgesetz§ 22.

In Bremen ist bestimmt: „So oft in dem Geschäftskreiseder Deputation
eine obrigkeitliche Handlung erforderlich ist, steht die Vornahme allein dem Vor-
sitzer oder seinem Substituten zu.“ (Deputationsgesetz von 1875, § 12.) Ferner
ist bezüglich der Schuldeputationausnahmsweise bestimmt: „Die Mitglieder des
Senats bei dieser Deputation bilden das Scholarchat; sie haben für die Aus-
führung der das SchulwesenbetreffendenGesetzeund Verordnungen zu sorgen,dieSchul-
pläne und Schulbücher sowie die Vorschläge wegen der Unterrichtszeit zu geneh-
migen. Jedoch sollen diese vorab der Deputation vorgelegt werden, um sichgut-
achtlich darüber zu äußern“ (a. a. O., 8 68).

14*
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Diese thatsächlicheEntwickelung war ein notwendiges Ergebnis
der bestehendenVerhältnisse. Die bürgerlichen Deputationsmitglieder
können, da sie doch in erster Linie ihren Privatgeschäften nachgehen
müssen, in der Regel nur ein= oder höchstenszweimal in der Woche
an einer Sitzung teilnehmen. In den Zwischenzeitenaber ereignet sich
im Betriebe einer großenVerwaltung immer vieles mehr oder weniger
Wichtiges, das eine promptere Erledigung verlangt. Diese Erledigung
fällt dann naturgemäß dem präsidierenden Senator zu. Der letztere
wird durch die Macht zwingenderUmstände in die Lage versetzt,selb-
ständigeBeschlüssezu fassen,die er dann meist, um der Form zu ge-

nügen, hernachder versammeltenDeputation zur Ratihabition vorlegt,
einer Ratihabition, welche die Deputation wiederum der besonderen
Umstände wegen in der Regel nicht verweigern darf.

Ferner aber muß es, auch abgesehenvon den dringenden Ge-

schäften,unmöglich erscheinen,alle Angelegenheitenresp. alle Details

derselben in der Deputation durchzuberaten und zu entscheiden.
Vielerlei Dinge von mehr oder weniger Bedeutung werden daher that-
sächlich, auch wenn sie nicht eilig sind, von dem präsidierenden Senats-

mitgliede erledigt und nur hernach, um wiederum der Form zu ge-

nügen, dem Kollegium in der einen oder anderen Form zur Kennt-

nisnahme oder Ratihabition unterbreitet.

Demnach besteht jetzt offenbar ein Zwiespalt zwischender noch
offiziell aufrecht erhaltenen Theorie, daß alles von dem Kollegium
der Deputation abhängig sein soll, und der nach Sachlage allein

möglichen Geschäftspraxis. Dieser Zwiespalt aber wird voraussichtlich
früher oder später dazu führen müssen, daß man jene Theorie auch
offiziell aufgiebt und sichzu einer sachgemäßenTeilung der Verwaltungs-
geschäftezwischendem präsidierendenSenatsmitgliedeeinerseitsund dem

Kollegium der Deputation andererseitsentschließt. Solche Teilung
aber würde dann wohl nicht bei einer Sanktionierungdes schon jetzt
bestehendenthatsächlichenZustandes stehenbleiben können,sondern noch
erheblich weiter gehen müssen.?

Für eine Erörterung der Frage, wie das im einzelnengeschehen

1 Auch würde zu erwägen sein, ob nicht die eine oder andere der unbe-

deutenderen Deputationen ganz in Wegfall kommen könnte.
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kann, und ob es für alle Deputationen und Verwaltungszweige in

gleicher resp. analoger Weise geschehenmüßte, ist hier nicht der Ort.

Eine nach allen Richtungen hin wohl erwogene Durchführung der

fraglichen Kompetenzverteilung dürfte jedoch im allseitigen Interesse
liegen.

Die bürgerlichenDeputationsmitglieder würden durch dieselbean

Bedeutungund Einfluß kaum verlieren, andererseits aber von manchen
mehr nebensächlichenoder der Natur der Sache nach sie weniger inter-

essierendenGeschäftenbefreit werden. Dieselben würden ferner, da

dann die Dauer der Sitzungen jedenfalls eine kürzere sein würde als

bisher, weniger von ihrer, dochoft sehr kostbarenZeit zu opfern haben
und auch nicht mehr durchAnhörung einer großen Anzahl von Neben-

dingen, Formalien 2c. ermüdet werden.

Eine weitere Folge der erwähnten Kompetenzverteilung aber würde

jedenfalls eine umfangreichereUnterstützung der Senatsmitglieder durch
höhere, juristisch und staatswissenschaftlichgebildeteVerwaltungsbeamte
sein. Eine solcheist überdies neuerdingsschon vom Senate in An-

regung gebracht. Kommt es zu derselben, so können die Senatoren,
trotz der ihnen ein größeres Schaffensgebiet zuweisendenneuen Kom-

petenzverteilung, von manchen, sie jetzt ungebührlich belastenden unbe-
deutenderen Verfügungen und anderen, nicht für die Verwaltungschefs
geeignetenGeschäftsdetailsbefreit werden. Ihnen würde nur die all-

gemeineLeitung, die Beaufsichtigungund die Entscheidung in höherer
Instanz zukommen; unter ihnen aber würden die ihnen als vortra-

gende Räte oder Decernenten beigeordnetenBeamten eine teils sie
unterstützende,teils auch ganz selbständigeThätigkeit entfalten.

Daß dadurch auch die Stellung der Beamten eine dankbarere
und würdigere werden würde, liegt auf der Hand (s. auch unten

8 62). Endlich aber kann wohl kaum in Frage gezogen werden, daß
Reformen der fraglichenArt im allgemeinenInteresse der Verwaltung
und des Staates liegen müssen, und daß der oben geschildertegegen-
wärtige Zustand sich bei dem steten Anwachsender Bevölkerung und
der Geschäfteund den immer komplizierterwerdenden Aufgaben, welche
der Verwaltungsmaschineriegestellt werden, auf die Dauer nicht wird

aufrechterhalten lassen.



— 214 —

4. Handels- und Gewerbekammer.

8 66.

a. Die Handelskammer ist in Hamburg, wie in anderen

Städten, ein zur Wahrnehmung und Förderung der Interessen des

Handels und der Schiffahrt berufenes selbständigesOrgan der Kauf—
mannschaft.1Sie hat aber insofern auch einen gewissenAnteil an der

Staatsverwaltung, als sie je zwei ihrer Mitglieder in die Deputation
für Handel und Schiffahrt und die Deputation für indirekte Steuern

sowie drei ihrer Mitglieder in die Behörde für das Auswandererwesen

1 Vxgl. Verf. Art. 93. Die Handelskammer besteht aus 24 Mitgliedern
welche von „der Versammlung Eines Ehrbaren Kaufmanns" durch Stimmenmehr-
heit gewählt werden. (Gesetz betr. die Handelskammer und die Versammlung
Eines Ehrbaren Kaufmanns vom 23. Januar 1880, § 1.) — Mitglied der Ver-

sammlung Eines Ehrbaren Kaufmanns ist, wer in das von der Handelskammer
zu führende Register eingetragen ist. Die Eintragung wird im Anfang jedes
Jahres erneuert gegen eine Gebühr von 1 Mark. (8 21.) In das Register sind
auf ihren Antrag einzutragen: die in das hamburgische Handelsregister einge-
tragenen Geschäftsinhaber,welchevorzugsweiseGeschäfteim Großen betreiben, sowie
die Vorstände von in Hamburg domizilierenden kommerziellen oder industriellen
Aktiengesellschaften. Ferner können auf ihren Antrag zufolge Beschlusses der

Handelskammer eingetragen werden: in Hamburg domizilierende Teilhaber aus-

wärtiger Firmen, sowie Personen, welche nach Aufgabe ihres kaufmännischen
Geschäftsbetriebes in Hamburg ihren festen Wohnsitz haben. In allen Fällen
müssen die Eingetragenen hamburgische Staatsangehörige sein (8 22; über den

Verlust der Mitgliedschaft vgl. § 23). — Aus der Handelskammer scheiden alljährlich
4 Mitglieder aus, doch sind dieselben wieder wählbar. Für jede Vakanz legt die

Handelskammer einen Wahlaufsatz von 3 Personen vor. Wählbar sind alle Mit-

glieder der Versammlung Eines Ehrbaren Kaufmanns, welche die Qualifikation
zur Bürgerschaft haben (8 3; s. oben S. 115). Der Gewählte ist zur Annahme
und Fortführung des Amtes in gleicher Weise und unter gleichem Präjudize ver-

pflichtet, wie ein zum Deputationsmitglied Gewählter (s. oben S. 202). Über

Weigerungsgründe und Entlassungsgesucheentscheidetder Senat (8 6).
Die bis 1866 den Namen „Kommerz- Deputation“ führende Hamburger

Handelskammer (errichtet 1665) ist, wie es scheint, nächst der chambre de com-

merce von Marseille die älteste Handelskammer in Europa. (Vgl. Kirchenpauer,
Die alte Börse, ihre Gründer und ihre Vorsteher, 1841, und v. Melle, Kirchen-
pauer, S. 73, Anm. 2). Dies wird in der Regel übersehen, so auch neuerdings
von Landgraf in dem Artikel „Handels= und Gewerbekammern“ in v. Stengels
Wörterbuchdes Deutschen Verwaltungsrechts, 1890, Bd. 1, S. 627.
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delegiert und ferner vier Mitglieder der Beratungsbehördefür das

Zollwesenwählt.
Der Senat hat ferner bei der Vorbereitung der an die Bürger-

schaft zu stellenden Anträge in Handels= und Schiffahrtsangelegen-
heiten, so weit thunlich, eine Begutachtung durch die Handelskammer
zu veranlassen. Die Handelsrichter werden von ihm auf Vorschlag
der Handelskammerernannt.

Die Handelskammerhat ihre, die Förderung der kommerziellen
InteressenbetreffendenAnträge im regelmäßigenGeschäftsgangean die

Deputation für Handel und Schiffahrt zu richten und dieser Behörde
auch auf ErsuchenGutachten über die von derselbenbezeichnetenGegen-
stände zu erteilen. Ein direkter Verkehr zwischendem Senat und der

Handelskammer findet nur ausnahmsweisein dringlichenFällen statt.
Die Handelskammer hat ferner, abgesehenvon der Ernennung

verschiedenerSachverständiger,Taxatoren 2c. und anderen, hier nicht
näher zu erörternden Befugnissen, die Aufsicht über die Börse und

übt innerhalb derselbendie Polizei nach Maßgabe einer mit Genehmi-
gung des Senats zu erlassendenBörsenordnung. Sie hat eine Reihe
eigener Einnahmen (gewisseBörsengelder, Beglaubigungsgebühren2c.)
und erhält einen (1885 auf M. 50.000 festgestellten)Staatszuschuß.
Dem Senat ist alljährlich Rechnung abzulegen und eine Vermögens-
bilanz einzureichen.

1 Gesetzbetr. die Handelskammer § 12, Gesetzbetr. das Auswandererwesen
von 1881, 8 1, Gesetzbetr. die Organisation der Zollverwaltung § 3. Abt. 5.

: Gesetz betr. die Handelskammer § 8 und 13, Gerichtsverfassungsgesetz
§ 112 und hamburgischesAusführungsgesetzdazu 8 76.

„ Handelskammergesetz§ 9. Vgl. auch oben S. 84, Anm. 1.

Handelskammergesetz§ 17u. 20. Der Handelskammer ist auch die Kom-

merzbibliothek (eine über 100,000 Bände zählende kommerzielle und staats-
wissenschaftlicheBibliothek ersten Ranges) unterstelt. — Über die Lübecker

Handelskammer vgl. Revid. Kaufmannsordnung vom 28. Januar 1867, über
die Bremer: Verf. § 98—110 und Gesetz, die Handelskammer betr. von 1875.

Ausden Bremer Bestimmungenist hervorzuheben: Über alle in Handels= oder

Schiffahrtsangelegenheitenzu erlassenden Gesetzewird vorerst die Handelskammer
zu einer Begutachtung veranlaßt. (Verf. 8 106.) Im Einverständnisse mit der
Handelskammerund nach Vernehmungdes Kaufmannskonvents können, „sofern die
Staatskassenicht dabei beteiligt ist“, vom Senat Regulative für den Handels- und
Schiffahrtsbetrieb und für die dazu gehörigen Hülfsgeschäfte, sowie die erforder.
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b. Die Gewerbekammer ist eine der Handelskammeranaloge
selbständigeVertretung des Gewerbestandes,1der gleichfalls indirekt ein

gewisserAnteil an der Staatsverwaltung eingeräumt ist. Sie hat
dem Senat auf dessenVerlangen oder unaufgefordert über gewerbliche
Angelegenheitengutachtlich zu berichten, sie delegiert je zwei ihrer
Mitglieder in die Aufsichtsbehördefür die Innungen und in die Ver—

waltung der Gewerbeschule,und sie wählt zwei Mitglieder der Bera-

tungsbehördefür das Zollwesen.?

lichen Taxen für letztere festgestellt und erlassen werden. Jedoch kann eine

Abänderung oder Aufhebung solcherAnordnungen durch einen Beschluß von Senat
und Bürgerschaft jederzeit erfolgen (8 107.) Zur Beratung über Handels= und

Schiffahrtsangelegenheiten, sowie zur gegenseitigen Mitteilung der sich darauf
beziehendenAnträge und Beschlüssedes Senats und der Handelskammer ist eine

Behörde aus einigen Mitgliedern des Senats und einigen Mitgliedern der Handels-
kammer gebildet (8§109.) Für einzelne Geschäftszweigeund Einrichtungen, welche
dem Handels- und Schiffahrtsbetriebe zur Hülfe dienen (z. B. Lotsen- und.

Auswandererwesen) bestehen besondere Behörden aus einigen Mitgliedern des

Senats und einigen Mitgliedern der Handelskammer, welche „die nächste Aussicht"
über solche Geschäftszweige und Einrichtungen führen und bei der Wahl der
dafür anzustellenden Beamten mitwirken (§ 110). Eine Verpflichtung zur

Annahme der Wahl in die Handelskammer giebt es nicht (Handelskammer-
gesetz8 24).

1 Verf. Art. 93. Nach dem Gesetzbetr. die Gewerbekammer vom 18. Dezbr.
1872 besteht die Kammer aus 15 Mitgliedern. Die Wahl derselben erfolgt
abteilungsweise nach Maßgabe eines jenem Gesetzeangehängten Verzeichnisses
der Gewerbe in der Art, daß jede der 15 Abteilungen einen Vertreter wählt

(§ 7). Die Gewählten sind zur Annahme und Fortführung des Amtes in gleicher
Weise und unter gleichemPräjudize verpflichtet, wie die zu Deputationsmitgliedern
Gewählten (s. oben S. 202); doch berechtigt die Mitgliedschaft in einer Depu-
tation nicht zur Ablehnung der Wahl. Über Weigerungsgründe oder Entlassungs-
gesucheentscheidet der Senat (8 9).

* Gewerbekammergesetz § 11, Bekanntmachung betr. die Zuständigkeit der

Behörden für das gewerbliche Innungswesen vom 2. Juni 1882, 8§1, Gesetz
betr. die Organisation der Zollverwaltung § 3, Abs. 5. (Vor Inkrafttreten des

Reichsgesetzesbetr. die Gewerbegerichte von 1890 wählte die Gewerbekammer

auch die Mitglieder des gewerblichen Schiedsgerichts). — In Bremen giebt es

neben der Handels- und der Gewerbekammer auch noch eine Kammer für
Landwirtschaft (bestehend aus einigen Delegierten des Senats und 20 prak-
tischen Landwirten). Alle drei Kammern sind vor dem Erlaß von ihr Gebiet

betreffenden Gesetzengutachtlich zu hören. (Bezüglich der Gewerbekammer und

der Kammer für Landwirtschaft vgl. Verf. § 111—125 und die Sperialgefetze
von 1875.)
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5. Weitere Organe der Selbstverwaltung.

867.
In der hamburgischenStaatsverwaltung (einschließlichder Rechts-

pflege) giebt es außer den vorerwähntennocheine Reihe anderer, mehr
oder weniger wichtigerbürgerlicher Ehrenämter. Zu denselbengehören
die der Steuerschätzungsbürgerund der Schul= und Armenpfleger resp.
Vorsteher, sowie gewisserichterliche oder den richterlichen analoge
Ehrenämter.

a) Den Steuerschätzungsbürgern liegt die Prüfung der Selbst-
schätzungresp. die Schätzungder Steuerpflichtigen ihres Bezirks ob.1

b) Die Schulpfleger habenals Mitglieder der Schulkommissionen
das Schul= und Erziehungswesen in einem bestimmten Bezirke mit zu

überwachen.?

Jc) Die Armenpfleger stehenim Gebiete des städtischenOrts-

armenverbandes (zu welchemSt. Pauli nicht gehört)und in den Orts-

armenverbänden der Vororte an der Spitze eines Armenquartiers. An
der Spitze der aus mehrerenQuartieren gebildetenArmenbezirkestehen
Armenvorsteher. In St. Pauli giebt es nicht Armenquartiere und

Bezirke, sondern nur Armendistrikte, welche direkt den Armenvorstehern

1 Dieselben werden in folgenderWeise gewählt: Die Steuerschätzungsbürger
des betr. Bezirks schlagen für jede Wahl zwei Bürger vor, und die Steuer-

deputation fügt je einen dritten Namen hinzu. Aus dem so gebildeten Aufsatz
wählt dann die Bürgerschaft. Zur Ablehnung der Wahl sind nur berechtigt:
diejenigen, welche bereits früher Schätzungsbürgergewesensind, sowiedie Mitglieder
des Bürgerausschussesund der Finanzdepntation. (Verwaltungsgesetz § 34). Ein
Präjudiz ist jedochfür die Nichtannahme der Wahl nicht aufgestellt. Über die
Entlassung von Steuerschätzungsbürgerns. oben S. 147, Anm. 3.

Die Schulpfleger werden von der Bürgerschaft gewählt. Zu der Wahl
hat die betreffende Schulkommission einen Aussatz in doppelter Personenzahl —

jedochunbeschadetder Wahlfreiheit — vorzulegen. Wählbar ist jeder volljährige
Staatsangehörige, welcher eine selbständige Stellung einnimmt. Nur wer das.
60 ste Lebensjahr überschritten hat, ist zur Ablehnung der Wahl berechtigt. Ein

Präjudiz ist jedoch für die Nichtannahme der Wahl nicht aufgestellt. Über Ent.
lassungsgesucheentscheidet die Oberschulbehörde.(Unterrichtsgesetzvon 1870, § 7
und Gesetzvom 11. Februar 1874.)
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unterstellt sind. Im Gebiete des städtischenOrtsarmenverbandes giebt
es ferner nochbesondereKostkinderverwalter:1

d) Richterliche Ehrenämter. Bis 1879 waren alle hamburgi-
schen Gerichte mit rechtsgelehrtenund nicht rechtsgelehrtenMit-

gliedern besetzt(s. oben S. 116). Zur Zeit bekleiden ein richterliches
resp.ein dem richterlichenanaloges Ehrenamt: die Handelsrichter(auf
Vorschlagder Handelskammervom Senat ernannt) und die nicht rechts-
gelehrten Mitglieder der Vormundschaftsbehördeund der Schätzungs-
kommission für Expropriationssachen (beide von der Bürgerschaftge-

wählt, die ersteren aus einem von der Vormundschaftsbehörde,die

letzteren aus einem vom Bürgerausschuß aufzustellenden Aussatze).
Die zu diesen Ehrenämtern für eine bestimmte Reihe von Jahren Ge-

wählten sind in gleicherWeise und unter gleichemPräjudiz wie die

Deputationsmitglieder zur Übernahmeund Fortführung dieser Amter

verpflichtet (s. oben S. 202).2

II. Verordnungsrecht der Verwaltungsbehörden.

858.
Die einzelnenVerwaltungsbehördensind berechtigt,„soweit es im

Interesseihrer Verwaltung und namentlichzur Nachachtungdes beteiligten
Publikums erforderlich ist“, durch öffentlicheBekanntmachungen

a) die Vorschriften bestehender,sich auf ihren Geschäftskreis
beziehenderGesetzein Erinnerung zu bringen oder die Voraussetzungen
der Anwendbarkeit solcher Gesetzefür vorhanden zu erklären;

1 Die den Hauptteil des städtischen Armenkollegiums bildenden städtischen
Armenvorsteher sind den bürgerlichen Deputationsmitgliedern gleichgestellt und

werden seit 1888 unter Mitwirkung der Bürgerschaft gewählt. Die nicht städtischen
Armewvorsteher (einschließlichderer St. Paulis) sowie die Armenpflegerund die

Kostkinderverwalter werden von den beti. Armenkollegien gewählt. Über die

Voraussetzungen der Wählbarkeit und eine Verpflichtung zur Annahme der Wahl
sind nur für die Vororte besondere Bestimmungen erlassen. (Gesetz betr. das

Armenwesen in den Vororten vom 12. April 1878, § 5 f.)
* Vgl. Gerichtsverfassungsgesetz§ 111 ff., hamburgischesAusführungsgesetz

dazu § 76 f., Vormundschaftsordnung Art. 96 f., Expropriationsgesetz 8 16. —

Eine Amtsenthebung der Handelsrichter (wegen Verlust einer zu ihrer
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b) die für die Ausführung der ihren Geschäftskreisbetreffenden
Gesetze,für die Handhabung ihrer Geschäfteund für die Aufrecht-
erhaltung der Ordnung in Bezug auf die ihrer Aufsicht übergebenen
Angelegenheitenund GegenständeerforderlichenAnordnungen zu treffen,
insofern dieselbenden bestehendenGesetzennicht widerstreiten.

Ferner sind die mit der Verwaltung der Polizei beauftragtenBe-

hörden befugt, öffentlicheBekanntmachungenzu erlassen,durchwelchesie

1) das Verbot solcherHandlungen, welche,ohne durch ein Gesetz
ausdrücklichverboten zu sein, nach bestehendemRecht als unerlaubt

zu betrachtensind, für bestimmteArten von Kontraventionen unter

Androhung einer Geldstrafe bis zu 36 Mark einschärfen;

2) die zur Regelung des Betriebes in den unter polizeiliche
Aufsicht gestellten Gewerben erforderlichen Anordnungen zu erlassen
und für die Übertretungensolcher Anordnungen Strafen bis zu
18 Mark anzudrohen.

Kommt es später zu einer MeinungsverschiedenheitzwischenSenat

und Bürgerschaft(s.oben § 48) darüber, ob eine Verwaltungsbehörde
auf Grund der oben unter 1) getroffenen Bestimmung zum Erlaß
einer Polizeiverordnung befugt gewesen,so ist die betreffendePolizei-
verordnung auf desfallsigen Beschluß der Bürgerschaft vorläufig außer
Kraft zu setzen.

Ernennungerforderlichen Eigenschaft)erfolgt durch den ersten Civilsenatdes Ober-

landesgerichtsnach Anhörung der Beteiligten (Gerichtsverfassungsgesetz§ 117). —

Die Handelsrichter und die nicht rechtsgelehrtenMitglieder der Vormund-

schaftsbehörde und der Schätzungskommission können — in gleicherWeise
wie die Schöffen — wenn sie sich ihren Obliegenheiten entziehen, in eine Geld-
strafe von M. 1000 genommen werden (Ausführungsgesetzzum Gerichtsverfassungs-
gesetz§ 77, VormundschaftsordnungArt. 97, Expropriationsgesetz 8 16, Gerichts-
verfassungsgesetz§ 50). — Auf die reichsgesetzlichen Ehrenämter eines

Schöffen, Geschworenen,Beisitzers im Seeamt und im Gewerbegericht ist hier nicht
näher einzugehen.

Diese Bestimmungist durch das Reichsstrafgesetzbuchfür die in demselben
behandelten Materien unanwendbar geworden. In Kraft geblieben aber ist sie
für die im § 2 des Einführungsgesetzeszum Strafgesetzbuch erwähnten, der

Landesgesetzgebungüberwiesenen Materien.

Verwaltungsgesetz 8 26. Über das Verordnungsrecht des Senats

s. oben S. 88 ff.
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III. Finanzielle Bestimmungen.

§ 59.

Die Finanzdeputation vertritt in vermögensrechtlicherBeziehung
den hamburgischenStaat und die Stadt Hamburg.! Sie ist der

Vereinigungspunkt für die Administration und Kontrolle alles ham-
burgischenStaatseigentums und aller Staats-Einnahmen und -Ausgaben
(vorbehältlich der besonderenVerwaltungen für einzelne Zweige der-

selben). Ihr unterstehtauch das Staatsschuldenwesen.
Die der Finanzdeputation unterstellte Staatshauptkasseist der

allgemeine Vereinigungspunkt des Ertrages aller öffentlichen Ein-

nahmen, und aus derselben sind die Gelder zu allen öffentlichenAus-

gaben zu erheben. Außer ihr giebt es keine für sich bestehende
öffentlicheKasse. Alle Administrationszweige haben an sie ihre Ein-

nahmen gegen Quittung abzuliefern? und aus ihr auf gehörige
Anweisungen ihre Bedürfnisse zu beziehen.5

Anweisungen einer Deputation oder eines Gerichts auf die Finanz-
deputation sind von dem Präses und einem Mitgliede, welches die

Deputation oder das Gericht der Finanzdeputation namhaft macht,
AnweisungensolcherVerwaltungsbehörden,welchenicht aus Deputa-
tionen bestehen,von dem Chef derselbenzu unterzeichnen. Diese
Anweisungen müssen ferner diejenige Rubrik des verfassungsmäßig
genehmigtenBudgets“ oder diejenige anderweitige verfassungsmäßige

1 Vgl. Brandis, Die Hamb. Praxis in Civilsachen, 1888, S. 2. —

Dieselbe Stellung nehmen die Bremer Finanzdeputation und das Lübecker

Finanzdepartement ein. (In Lübeck ist dem Finanzdepartement 1858 ein Be-

triebskapital von M. 60 000 überwiesen.)
2 Die Verwaltungsbehörden und Gerichte haben die ihnen für die Staatskasse

eingehenden Beträge in den vom Senat zu bestimmenden Terminen, jedochmindestens
alle 3 Monate, mit einer Speeifikation abzuliefern. Die Deputationen für die-

direkten und indirekten Stenern haben die eingehendenGelder mindestenszweimal
wöchentlich abzuliefern und monatlich eine specifizierte Rechnungzu geben. (Ver-
waltungsgesetz § 21.)

3 Finanzplan von 1814, Art. 1—3.
4 ber das Budget und seine Vorbereitung s. oben S. 135 ff., über die

Jahresabrechnung s. S. 143 f. Eine besondereRechnungs-Revisionsbehördegiebt es

jetzt nicht. (Überdie zur Zeit der alten VerfassungbestehendeRevisionskommission
des allgemeinen Rechnungswesensvgl. Westphalen, a. a. O., Bd. 2, S. 10.) —

In Lübeck giebt es eine Rechnungs-Revisions.Deputation.
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Bewilligung angeben,auf welcheder zu erhebendeBetrag zu verrechnen
ist. Auf eine Anweisung, welche den vorstehendenErfordernissennicht
entspricht, darf die Finanzdeputation keine Zahlung leisten. Ebenso—
wenig darf dieselbenatürlich auf eine Rubrik des Budgets oder eine

anderweitige verfassungsmäßigeBewilligung mehr als die bewilligte
Summe auszahlen.

Die Verwaltungsbehördenoder Gerichte dürfen die von ihnen
aus der HauptstaatskasseerhobenenSummen nur für diejenigenZwecke
verwenden,für welchesie erhobensind. Der etwaige Minderverbrauch
in speciellenRubriken fällt an die Hauptstaatskassezurück; zu einer

beabsichtigtenMehrverwendung für specielleRubriken ist ausdrückliche
Nachbewilligung erforderlich.?

Alle die Staatskasse verbindlich machendenKontrakte sind von

der Finanzdeputation abzuschließen.
Alle Verkäufe oder Verpachtungen von Staatseigentum müssen

durch öffentliche Licitation an den Meistbietenden, mit Vorbehalt der

Ratihabition des letzten Gebots seitens des Senats und der Finanz-
deputation,geschehen,sofernnicht in einzelnenFällen besondereund sehr
erhebliche Gründe des öffentlichen Interesses gegen eine öffentliche
Submission eintreten, in welchenFällen auf übereinstimmendeMeinung
des Senats und der Finanzdeputation Ausnahmen von der Regel der

Submission gemacht werden können.
Alle Lieferungen für öffentliche Rechnung und alle öffentlichen

Arbeiten und Bauten, deren Kosten über M. 360 betragen, sind
nach einem bestimmtenAnschlageöffentlich an den Mindestnehmenden
zu licitieren. Eine Ausnahme von dieserRegel kann in einzelnen
Fällen, wo eine besondersschnelleoder auchin Hinsichtauf die öffent-
liche Sicherheit eine ganz vorzüglich sorgfältige und zuverlässige

Verwaltungsgesetz§ 19. Verschiebungensind demnach nur innerhalb einer

Rubrik, nicht von einer Rubrik in die andere zulässig. Im Art. 92 der Ver-

fassung heißt es: „Die Behörde, welche die Hauptstaatskasse zu verwalten hat,
darf niemals einer anderen Behörde eine größere Summe auszahlen, als dieser
letzteren verfassungsmäßigbewilligt ist. Ausnahmsbestimmungen für die Anfangszeit
des Rechnungsjahres, falls das Budget alsdann noch nicht festgestellt sein sollte,
bleiben der Gesetzgebungvorbehalten." (Vgl. oben S. 138.)

2 Verwaltungsgesetz § 19 u. 20.
3 Verwaltungsgesetz § 23.
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Ausführung der Arbeit erforderlich,wenn Senat und Finanzdeputation
darüber einverstandensind, gemacht werden.

Die Finanzdeputationhat bei öffentlichenSubmissionen die Aus-

schreibungder Bedingungen auf Grund der ihr von den betr. Verwal-

tungsbehördenzu machendenVorlagen festzustellen und über den Zu-
schlagnach Beratung mit denselbenBehörden zu entscheiden.

Kein Mitglied der Finanzdeputation kann dieser gegenüber eine

Bürgschaft übernehmen,desgleichenkein Mitglied einer Deputation
oder Gerichtsbehörde,zu deren Verwaltungsressort die zu verbürgende
Verpflichtung gehört.

Diejenigen bürgerlichenMitglieder der Finanzdeputation, welche
die Aufsicht über die Kasse führen, dürfen gleichzeitigin keiner anderen

Deputation Sitz und Stimme haben. Auch dürfen dieselbenan den

sonstigender Finanzdeputation überwiesenenVerwaltungen nicht teil-

nehmen.“

IV. Verwaltung und Rechtspflege.

8 60.

Die Trennung von Verwaltung und Justiz ist seit der neuen

Verfassung, wie in anderen modernen Staaten, möglichstkonsequent
durchgeführt. Doch konnte die Grenzezwischenbeiden in Hamburg wie

anderswo aus praktischenGründen und insbesondereauch im Interesse
der wünschenswertenSelbständigkeitder Verwaltung nicht immer ganz

logisch scharf gezogen werden.

1. Daß die Justiz im Grunde nur einen in mancher Beziehung

selbständiger gestellten Zweig der Verwaltung bildet, ist schon oben

(S. 51 f.) ausgeführt. Die Gerichte sind aber nicht nur der Aufsicht
des Senats (als der obersten Verwaltungsbehörde) und des als

1 Finanzplan Art. 12.
* Verwaltungsgesetz §823.

Verwaltungsgesetz S 24. Eine vor der Wahl in die Deputation oder

Gerichtsbehörde übernommene Bürgschaft hindert zwar die Wählbarkeit nicht, doch
kann die betr. Bürgschaft, wenn sie während der Amtsdauer des Deputations-
oder Gerichtsmitgliedes abläuft, nicht prolongiert werden.

Verwaltungsgesetz 8 30.
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Vorstand der Verwaltungsabteilung für das Justizwesenfungierenden
Senatsmitgliedes unterstellt, sondern ihnen liegen neben der Recht-
sprechungauch Justiz-Verwaltungsgeschäfte ob.! Insbesondere
haben sie dem Senat auf Erfordern Gutachten über Gegenständeder

Justizverwaltung und Gesetzgebungund über allgemeine Rechtsfragen,
sowie Berichteüber ihre Geschäftsführungim allgemeinenund in Einzel-
heiten zu erstatten.? Ferner liegen ihnen die Assessorenprüfungen,die

Anleitung der Referendare, die Anstellung und Prüfung der Gerichts-
schreiberund andere nicht zur Rechtsprechunggehörige Geschäfteob.3

2. Andererseits ist den Gerichten die Entscheidung über

bestimmte Rechtsstreitigkeiten entzogen:

a) Streitigkeiten, welchenach staatsrechtlichen Grundsätzen
zu beurteilende öffentliche Verhältnisse betreffen(insbesondere
die innere Einrichtung der Staatsbehörden und die Verhältnisse der

einzelnen Mitglieder zu denselben, sowie die Verhältnisse der Staats-

behördengegen einander und gegen den Staat), gehören nicht zur Zu-
ständigkeit der Gerichte, sondern sind nach Maßgabe des geltenden
Rechts entweder im Wege der Verwaltung oder durch die gesetzgeben-
den Gewalten zu erledigen.

1 Nach § 4 des Einführungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetzkann die

Landesgesetzgebungden ordentlichen Gerichten neben der ihnen reichsgesetzlichzu-

gewiesenenThätigkeit jede andere Art der Gerichtsbarkeit sowie Geschäfte der

Justizverwaltung übertragen. Andere Gegenstände der Verwaltung dürfen den

ordentlichen Gerichten nicht übertragen werden.
2 Ausführungsgesetzzum Gerichtsverfassungsgesetz8 111.
*s Erwähnt mag hier noch werden, daß dem Amtsgericht in Hamburg

auch die Gerichtsbarkeit der Elbzollgerichte in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten
und in Strafsachen (betr. gewissemit der Stromschiffahrt auf der Elbe zusammen-
hängende Fälle) übertragen ist. (Ausführungsgesetz zum Gerichtsverfassungsgesetz
§ 65, Gerichtsverfassungsgesetz§ 14.) Diese Gerichtsbarkeitberuht auf der zwischen
den Elbuferstaaten, einschließlichOesterreichs, abgeschlossenenElbschiffahrtsakte vom

23. Juni 1821, Art. 26 und der Additionalakte dazu vom 13. April 1844, 8 47.
4 Insbesondere gilt dies auch für die Entscheidung der Frage, ob jemandem

staatsbürgerlicheRechte zustehen, und ob jemand zur Annahme und Fortführung
eines bürgerlichen Ehrenamtes verpflichtet ist. Gesetz betr. das Verhältnis der

Verwaltung zur Rechtspflege(sog. Verhältnisgesetz) von 1879, 8 1. — Wolffson
bemerkt zu diesem Paragraphen mit Recht: „Insofern nicht in einzelnen Fällen,
z. B. in Bezug auf das Wahlrecht zur Bürgerschaft, ein besonderes Reklamations.

verfahren vorgeschriebenist, steht dem Betreffenden die Beschwerde an den Senat

oder an den Bürgerausschuß zu“ (a. a. O., S. 26). Der Bürgerausschußkann
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b) Streitigkeiten in Expropriationssachen unterliegen der

ausschließlichenKompetenz einer ausLandrichtern und nicht rechts—
gelehrten Mitgliedern zusammengesetztenSchätzungskommission.In
erster Instanz entscheideteine Sektion der Schätzungskommission,be—

stehendaus drei Mitgliedern (darunterein Landrichter), in zweiter eine

sog. Kommission, bestehendaus fünf Mitgliedern (darunter zwei Land—

richter). Die Regelung des Verfahrens weicht zum Teil von den Be—

stimmungender Civilprozeßordnung ab.7

jedoch, wenn er die Beschwerde für begründet erachtet, nur in Gemäßheit des

Art. 60, No. 5 der Verfassung verfahren. (S. oben S. 193 f.) Ferner kann

eine Beschwerde eventuell auch zunächst an eine dem Senat unterstellte Ver-

waltungsbehörde gerichtet werden.
1 Expropriationsgesetz S§16. 18 u. 29. Eine aus Juristen und Laien be-

stehende Schätzungskommissionward zuerst ausnahmsweise für die durch den großen
Brand von 1842 und später 1883 für die durch den Zollanschluß notwendig ge-
wordenen Expropriationen niedergesetzt. 1886 ward diese Einrichtung, da sie sich
bewährt hatte, zu einer generellen und dauernden gemacht. — Die Frage, ob die

Einsetzung solcher Schätzungskommissionennach den Reichsgesetzenzulässig sei, ist
mit Recht bejaht worden. Nach 8§ 15. No. 2 des Einführungsgesetzes zur Civil=

prozeßordnung steht den Landesgesetzgebungen frei, bei Streitigkeiten, welche die

Zwangsenteignung und die Entschädigung wegen derselben betreffen, ein von den

Vorschriften der Civilprozeßordnung abweichendesVerfahren einzuführen, und nach
8 3, Abs. 2 des Einführungsgesetzeszum Gerichtsverfassungsgesetzist denselben
ferner gestattet, insoweit für bürgerlicheRechtsstreitigkeitenein von den Vorschriften
der Civilprozeßordnung abweichendesVerfahren stattfinden kann, die Zuständig-
keit der ordentlichen Landesgerichte nach anderen als den durch das Gerichtsver-
fassungsgesetzvorgeschriebenenNormen zu bestimmen. Dagegen gehören die Ex-
propriationssachen nicht zu denjenigen Gegenständen, für welche nach dem Gerichts-
verfassungsgesetz(§ 14) oder anderen Reichsgesetzen besondere Gerichte neben den

ordentlichen Landesgerichten zugelassen sind. Ein Sondergericht für Expropria-

tionsfälle könnte daher in Hamburg nicht eingesetztwerden. Da aber andererseits

nach § 13 des Gerichtsverfassungsgesetzesvor die ordentlichen Gerichte nur die-

jenigen bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten gehören, für welche nicht entweder die

Zuständigkeit von Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichtenbegründet ist,
oder reichsgesetzlichbesondereGerichte bestellt oder zugelassensind, so ist klar, daß
die Einzelstaaten in der Lage sind, nach eigenem Ermessen zu bestimmen, ob und

welche Entscheidungen den Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichtenüber-

lassen werden sollen. Die hamburgische Entscheidungsbehördefür Expropriations-
sachenwurde seiner Zeit vom Senat ausdrücklich als „eine Art von Verwaltungs-
gericht" bezeichnet. Auch wurde ihr, um noch deutlicher kenntlich zu machen, daß
sie nicht etwa ein nach der ReichsgesetzgebungunzulässigesSondergericht sei, statt
des 1842 gebrauchten Namens „Schätzungsgericht“ der einer „Schätzungskom-
mission" gegeben. — In Bremen ist die Entscheidung von Expropriations-
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o) Bei Civilstreitigkeiten, welchedas Dienstverhältnis der Mann-

schaft auf einem ausländischen Kauffahrteischiffe betreffen,kann

der Konsul des betr. Landes die Entscheidungübernehmen. Thut er

dies, so fällt die Kompetenzder ordentlichen Gerichte fort.1
3. In gewissenFällen haben die Verwaltungsbehörden eine

durchaus selbständige Strafgewalt:
à) Die Verwaltungsbehörden können denjenigen, welcher sich in

einer an sie gerichtetenEingabeungebührliche Außerungen er-

laubt oder sich vor ihrem Protokoll ungebührlichbeträgt, in eine Geld-

strafe bis zu M. 75 nehmen. Gegen eine solcheStrafverfügung ist
nur eine Beschwerdebeim Senat zulässig.

b) Die Verwaltungsbehördenhaben das Recht, zur Feststellung
der in ihren Geschäftskreisfallenden ThatsachenVorladungen bei
einer Strafe bis zu M. 30 zu erlassenund eventuell die Strafe für
verwirkt zu erklären.3 Gegen die Strafverfügung ist nur eine Be-

schwerdebeim Senat zulässig.
) Über Personen, welchesich in einer öffentlichen Anstal

in Haft oder Verwahrung befinden, können von der der Anstalt
vorgesetzten Behörde nach Maßgabe der Hausordnung — sofern es

sich um Untersuchungsgefangene handelt, unter Berücksichtigung des

§ 116 der Strafprozeßordnung"“— Strafen verhängt werden.
—

streitigkeitenden ordentlichen Gerichten überlassen; in Lübeck entscheidetnach einem

Gesetz von 1870 zunächst eine Verwaltungsbehörde (die sog. Entschädigungs-
kommission des Senats); doch ist innerhalb bestimmter Frist die Berufung auf
den Rechtswegzulässig.

An Stelle des seit 1875 in Hamburg bestehendengewerblichen Schieds.
gerichts tritt auf Grund des Reichsgesetzesvon 1890 ein Gewerbegericht.

1 Vgl. Gesetzbetr. die gerichtliche Entscheidungprivatrechtlicher Streitigkeiten
zwischen Schifferund Schiffsmannschaft vom 27. Nov. 1874. Der Inhalt dieses
Gesetzes ist im Ubrigen durch die Reichscivilprozeßordnung aufgehoben.

Verhältnisgesetz8 11. (Von den der Verwaltungsabteilung für das Zoll-
wesen unterstellten Behörden hat dieses Recht nur der Generalzolldirektor; Gesetz
betr. das Strafverfahren in Zoll, und Reichssteuersachen, § 5, Abs. 2.) Über
die entsprechendeStrafgewalt des Senats s. oben S. 77 f.

Verhältnisgesetz § 20. Vgl. auch unten S. 228 unter c.
“ Nach § 116 der Strafprozeßordnungdürfen dem Untersuchungsgefangenen

nur solche Beschränkungenauferlegt werden, welche zur Sicherung des Zweckes
der Haft oder zur Aufrechterhaltungder Ordnung im Gefängnisse notwendig sind.

5 Verhältnisgesetz§ 14.

v. Melle, Hamburg. Staatsrecht. 15
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4. In anderen Fällen steht den Verwaltungsbehörden eine

Entscheidung strafrechtlicher oder civilrechtlicher Art zu,

jedochnur unter Vorbehalt einer dem BetreffendenzustehendenBerufung
auf den Rechtsweg,resp.mit der Möglichkeit einer gerichtlichenKlage-
erhebungwegen vermeintlich verletzter Privatrechte(s.unten S. 231 ff.).1

a) Den Polizeibehörden steht die in den §§ 453—458 der

Strafprozeßordnung näher bestimmte Befugnis, eine in den Straf-
gesetzen angedrohte Strafe durch Verfügung festzusetzen,
bei allen Übertretungenzu, jedochmit der Beschränkung,„daß keine

andere Strafe als Geldstrafeund diejenigeHaft, welchefür den Fall, daß
die Geldstrafe nicht beigetriebenwerden kann, an die Stelle der letzte-
ren tritt, sowie eine etwa verwirkte Einziehungverhängt werden kann“.

Die vorerwähnte Beschränkungfindet indes auf die im 8 361 des

Strafgesetzbuchsaufgeführten Übertretungen(Zuwiderhandeln gegen
die einem unter Polizeiaufsicht Gestellten auferlegten Beschränkungen,
unerlaubte Rückkehr eines Ausgewiesenen, Umherziehen als Land-

streicher, Betteln rc.) keine Anwendung.2
b) Bei Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften über die

direkten oder indirekten Steuern oder über öffentliche Ge-

fälle können die Verwaltungsbehörden,welchendie Ausführung dieser
Gesetzeobliegt, falls nur Geldstrafeoder Einziehungoder beides in Frage
steht, gegen die BeschuldigtenStrafbescheide unter Berücksichtigung
der Bestimmungen im § 459 der Strafprozeßordnungs erlassen.“

1 Abgesehen von den auf hamburgischem Landesrecht beruhenden, sind hier
noch die auf Reichsrecht beruhenden Fälle zu erwähnen (Entscheidungen der See-

mannsämter und der Strandämter resp. deren Aufsichtsbehörde).
Verhältnisgesetz § 4. Nach § 453 der Strafprozeßordnung kann den Polizei-

behörden durch die Landesgesetzedie Befugnis beigelegt werden, bei Übertretungen
außer den angeführten Strafen auch die direkte Strafe der Haft bis zu 14 Tagen durch
Verfügung festzusetzen.In Hamburg ist obigen Bestimmungen zufolge den Polizei-
behörden dieseBefugnis nur für die Fälle des § 361 des Strafgesetzbuchserteilt. —

Unter dem Ausdruck Polizeibehörden sind im Verhältnisgesetzdie staatlichen
Organe der Polizeiverwaltung zu verstehen, die Organe der Gemeindepolizeiaber nur,

insofern dieselben in einzelnen Fällen von jenen zur Hülfe herangezogenwerden (832).
* Der § 459 der Strafprozeßordnung enthält nähere Vorschriften über den In-

halt der Strafbescheide,namentlich über das Erfordernis eines Hinweises in den

Strafbescheiden, wie in den Strafverfügungen der Polizeibehörden,darauf, daß der

Beschuldigteinnerhalb einer Woche auf gerichtlicheEntscheidung antragen könne.

Verhältnisgesetz § 5. Die unter a) und p) genannten Behörden können
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In den Fällen unter a) und b) hat der Beschuldigtedie Wahl,
ob er gegen die Strafverfügung resp. den Strafbescheiddie Beschwerde
an den Senat ergreifen, oder aber nach Maßgabe der 88 453 ff.,
bezw. 459 ff. der Strafprozeßordnung auf gerichtlicheEntscheidung
antragen will. Wählt er den einen Weg, so ist er des andern ver—

lustig. Richtet er an den Senat nicht eine Beschwerde, sondern ein

Gnadengesuch,so verzichteter damit auf gerichtlicheEntscheidung.
Wenn der Beschuldigtedie Beschwerdean den Senat ergreift,“

so kann er innerhalb einer Woche nach ihrer Anmeldung eine Recht-
fertigung derselbenderjenigen Behörde, bei welcher die Anmeldung
erfolgte, übergeben. Nach Ablauf dieserFrist übersendetdie Behörde,
wenn nicht etwa die Verfügung resp. der Bescheidzurückgenommen
wird, die Akten an den Senat. Der letztere kann vor Abgabe seiner
Entscheidungden zuständigen Amtsrichter mit Vornahme der zur Fest-
stellung des Thatbestandes erforderlich scheinenden Untersuchungs-
handlungenbeauftragen. (Auf dieseUntersuchungshandlungenfinden die

vor Erlaß der Strafverfügung resp. des Strafbescheideseinen ihrer Beamten mit

den zur Feststellung des Thatbestandes erforderlichen Ermittelungen beauftragen,
auch Gegenstände, welche zur Verübung der strafbaren Handlung oder zum Ver-

such derselben benutzt sind, mit Beschlag belegen, den Beschuldigten oder Zeugen
unter Angabe des Gegenstandes der Untersuchung zur Erteilung der erforderlichen
Auskunft vorladen und dem Beschuldigten die Vorlegung der auf den Gegenstand
bezüglichen Dokumente auferlegen.

Wenn der Beschuldigtenicht erscheint,oder die Auskunft oder die Vorlegung
der geforderten Dokumente verweigert, so kann die Behörde, unbeschadetder ihr
nach § 20 des VerhältnisgesetzeszustehendenBefugnis (s. oben S. 225 unter 3 b),
annehmen, daß er der ihm zur Last gelegten strafbaren Handlung geständigist,
(Auf diese nachteilige Folge des Ausbleibens ist in der Vorladung hinzuweisen.)

Wenn ein Zeuge nicht erscheint, oder die Auskunft oder die Vorlegung der

gesorderten Dokumente verweigert, so kann die Behörde, unbeschadetder ihr nach
§20 des Verhältnisgesetzeszustehenden Befugnis, sich an den zuständigen Amts-
richter wenden, welcher, weun die beantragte Handlung nach den Umständen des

Falles zulässig erscheint, nach Maßgabe der Strafprozeßordnung zu verfahren hat.
(Verhältnisgesetz§ 6.) — Vgl. ferner Gesetzbetreffend das Strafverfahren in Zoll-
und Reichssteuersachenim Verwaltungswege von 1888 § 2, 3, 5 ff.

Die Beschwerde an den Senat hat der Beschuldigte, wenn es sich um

die Strafverfügung einer Polizeibehörde handelt, bei dieser Behörde, wenn es sich
um den Strafbescheid einer anderen Verwaltungsbehörde handelt, entweder bei
dieser Behörde oder bei derjenigen, welche den Bescheid bekannt gemacht hat, und
zwar in jedem Falle innerhalb einer Woche nach der Bekanntmachung,schriftrich
oder zu Protokoll, anzumelden.

15“
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Bestimmungender StrafprozeßordnungentsprechendeAnwendung.) Die

Entscheidungdes Senats ist sofort vollstreckbar.
Wenn der Beschuldigteauf gerichtlicheEntscheidunganträgt, hat

die betreffendeVerwaltungsbehördeinnerhalb 4 Wochen entweder die

Strafverfügung resp. den Strafbescheidzurückzunehmenoder die Akten

der Staatsanwaltschaft zur Veranlassung des Weiteren zu übersenden.!
Die Beamten und Angestellten der unter a) und b) gedachten

Behörden sind berechtigt, die der oben bezeichnetenstrafbaren Hand-
lungen Verdächtigenfestzunehmen,wenn die Voraussetzungendes § 127,

Absatz1 oder 2 der Strafprozeßordnungvorliegen. In solchemFalle
ist weiter nach Maßgabe des 8 128 der Strafprozeßordnung zu

verfahren.? Die Zoll= und Steuerbeamten sind berechtigt, Haus-
suchungennach Maßgabe der Zoll= und Steuergesetzeunter Beobach-
tung der für Haussuchungenim allgemeinenvorgeschriebenenFormen
vorzunehmen.

(0) Die Verwaltungsbehördenkönnen,soweit sie vor Erlaß des Ver-

hältnisgesetzesvon 1879 dazu befugt waren,“ im öffentlichen Interesse
Einzelne durch Befehle zu Handlungen und Unterlassungen
anhalten, unter Androhung einer in dem Befehle namhaft zu

machendenGeldstrafefür Nichtbefolgung,und sie können im Falle der

Nichtbefolgung die angedrohteGeldstrafe für verwirkt erklären.5 —.

1 Verhältnisgesetz §7 und 8.
* Verhältnisgesetz § 9, §2. Vgl. auch Gesetzbetreffend das Strafverfahren

in Zoll= und Reichssteuersachenim Verwaltungswege § 2. — Die angezogenen

Bestimmungen der Strafprozeßordnung lauten:

§ 127. Wird jemand auf frischer That betroffen oder verfolgt, so ist,
wenn er der Flucht verdächtig ist, oder seine Persönlichkeit nicht sofort festgestellt
werden kann, jedermann befugt, ihn auch ohne richterlichen Befehl vorläufig fest-
zunehmen.

Die Staatsanwaltschaft und die Polizei= und Sicherheitsbeamten sind auch
dann zur vorläufigen Festnahme befugt, wenn die Voraussetzungeneines Haft.
befehls (§ 112 und 113) vorliegen.

§ 128. Der Festgenommene ist unverzüglich, sofern er nicht wieder in

Freiheit gesetzt wird, dem Amtsrichter des Bezirks, in welchem die Festnahme
erfolgt ist, vorzuführen.

* Gesetzbetreffend das Strafverfahren in Zoll, und Reichssteuersachenim
Verwaltungswege, § 2.

Die Grenzen dieser Befugnis werden sich schwer genau feststellen lassen.
Verhältnisgesetz 8 19.
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Gegen die wegen Ungehorsams verfügte Geldstrafe ist nur eine Be—

schwerdebeim Senat zulässig. Gegen den Befehl (betr. eine Handlung
oder Unterlassung) aber kann wegen vermeintlicher Verletzung von

Privatrechten eine Civilklage erhobenwerden (s. unten S. 231 ff.).
d) Die Polizeibehördenkönnen bei Streitigkeiten über die

Vergütung für solcheDienstleistungen,für welche eine polizei—
liche Taxe besteht (z. B. Droschkentaxe),auf Antrag einer der

Parteien eine Entscheidungfällen. Die Entscheidungist sofort voll-

streckbar. Rechtsmittel können gegen dieselbenicht eingelegt werden;
doch können die Parteien eine gerichtlicheEntscheidungerwirken. Dem

Gläubiger bleiben demgemäßweitere Ansprüchevorbehalten,und dem-

jenigen, der in Folge der polizeilichenEntscheidungZahlung geleistet
hat, bleibt es unbenommen, Klage auf Rückzahlung gegen den Em-

pfänger vor den Gerichten zu erheben.! Eine Frist für die Erhebung
der Klage ist nicht bestimmt.

o) Die zur Einziehung von Steuern und Gefällen, Abgaben und

Gebühren, sowie von sonstigenauf Grund gesetzlicherNormen und

bestimmter Tarife festzustellendenLeistungen zuständigenBehörden
bestimmen in Gemäßheit der bestehendenGesetze,von wem und in

welchem Maße die betreffenden Zahlungen zu leisten sind, und verfügen
die Vollstreckung, und zwar einschließlicheines wegen Nichteinhaltung
der Zahlungsfrist etwa gesetzlichvorgeschriebenenZuschlags.

5. In den oben unter 3, a und b und 4, a-e aufgeführten
Fällen erfolgt die Vollstreckung der betr. Verfügungen, Entscheidun-
gen oder Bescheideim Verwaltungswege.3 In gleicherWeise geschieht
auch die Vollstreckungder von den Gemeinden und den staatlich
anerkannten religiösen Gemeinschaften innerhalb ihrer Zustän-
digkeit festgestellten Leistungen für Gemeindezweckedurch die dafür
bestimmten staatlichenVerwaltungsbehörden."

6. Die Polizeibehörden sind zu den folgenden Sicherheits-
maßregeln ausdrücklichbefugt:

1 Verhältuisgesetz§ 2.
* Verhältnisgesetz§ 17.
3 Verhältnisgesetz 8 12, 13 und 17.
* Verhältnisgesetz§ 18.
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a) Sie können zur Verhinderung von FriedensstörungenFriedens-
befehle erlassenund, sofern bei Gefahr im Verzuge ein sofortiges
richterlichesEinschreitennach Maßgabe Buch 8, Abschnitt5 der Civil-

prozeßordnung(betr.Arrest und einstweiligeVerfügungen) nicht thunlich
erscheint,

aa) Eheleute oder andere Personen,welche eine gemeinschaftliche
Wohnung inne haben, voneinander trennen, über den Besitz bis dahin
von diesenPersonen gemeinsambesessenerGegenständeAnordnungen

treffen und dem Einen von ihnen verbieten, gegen den Willen des

Anderen die Wohnung wieder zu betreten;

bb) Befehle zur Aufrechterhaltung des Besitzstandeserlassen
sowie Gegenständein Sequestration nehmen.

Für ein späteresgerichtlichesVerfahren unter den Parteien sind
dieseAnordnungennicht maßgebend.1

b) Die Polizeibehördensind berechtigt,Gegenstände, von denen

ein gemeingefährlicherGebrauch zu befürchten ist, oder welche zur

Verübung eines Verbrechens oder Vergehens bestimmt sind, in Ver-

wahrung zu nehmen und, sofern deren Aufbewahrung unthunlich
oder gefährlich ist, dieselbenzu vernichten;

o) Die Polizeibehördenund ihre Untergebenensind befugt, Per-
sonen in Verwahrung zu nehmen, wenn der eigeneSchutzdieser
Personen oder die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und

Ruhe oder die Abwendung von Gefahren für andere Personen diese
Maßregel erforderlich macht.

In polizeiliche Verwahrung können von ihnen ferner auch solche

Personen genommen werden, welche nach Maßgabe 8 3 des Reichs-
gesetzesüber das Paßwesen von 1867 sich auf Erfordern über ihre
Person nicht genügendauszuweisenvermögen.

Der Vorstand der betr. Polizeibehördehat jedochdie infolge
dieserBestimmungenin Verwahrung genommenen Personenspätestens
am nächstenWerktage wieder zu entlassen,oder die nötigen Maßregeln
zum ferneren Schutzebezw. zur Legitimation dieserPersonen oder zur

Überweisungderselbenan die zuständigeBehörde anzuordnen.

1

Verhältnisgesetz8 3.
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d) Die Polizeibehördensind befugt, soweit nicht Gesetzeoder

Staatsverträge entgegenstehen,Personen, welche dem hamburgischen
Staate nicht angehören,aus demselbenzu verweisen, falls sie dies im
öffentlichen Interesse für erforderlich erachten. — Behufs Ausführung
einer Ausweisungkönnen von den PolizeibehördensolchePersonen,welche
eine Freiheitsstrafeerduldet haben, sowie diejenigen, welche der gegen

sie verfügtenAusweisung keine Folge leisten, festgenommenwerden.

7. Über Requisitionen auswärtiger Behörden auf Auslieferung
eines dem DeutschenReichenicht Angehörigenwegen begangenerstraf-
barer Handlungenentscheidetder Senat, insofern Staatsverträge nicht
etwas Anderes bestimmen. Die vorläufige Verhaftung solcherPersonen
kann jedoch von der zuständigenPolizeibehördevorgenommen werden.?

8. Zulässigkeit einer Civilklage gegen Staatsbehörden
Handelt es sich um kontraktliche oder andere privatrechtliche Ver-

hältnisse,so hat in Streitfällen jede Staatsbehörde vor den Gerichten
Recht zu nehmen.

Außerdem kann wegen Verletzung von Privatrechten durch Ver-

fügungen oder Maßregeln von Verwaltungsbehörden,welchenicht unter

die Bestimmungen der Abschnitte1 und 2 des Verhältnisgesetzes,d. h.
nicht unter die obigen Bestimmungen unter 2, 3, a und c, 4, a, b und d
und 5 fallen, — gegen die betr. Verwaltungsbehörde Klage vor den

GerichtennachMaßgabe der folgendenBestimmungen erhoben werden.

à) Einer besonderenErlaubnis bedarf es zur Klage nicht, ebenso-
wenig einer vorgängigen Beschwerdebei der betreffenden oder einer

vorgesetztenBehörde. Nur in Fällen, für welchegegen Verfügungen

1 Verhältnisgesetz8 21—23. (S. oben S. 33.)
* Ebenda § 15. — Zu erwähnen ist noch, daß es im § 16 des Verhältnis-

gesetzes heißt: „Soweit nicht abweichende Bestimmungen im ersten und zweiten
Abschnitt dieses Gesetzes(8 1—15) enthalten sind, verbleiben den Verwaltungs

kepbrdendiejenigenBefugnisse, welche ihnen nach Inhalt der geltenden Gesetze
zustehen.“

* Im Art. 89 der Verfassungheißt es: „Die Verwaltungsbehörden können,
ohne daß es einer besonderen Erlaubnis bedarf, von jedem, der sich durch ihre
amtlichen Handlungen in seinem Privatrechte verletzt glaubt, auf Entschädigung oder

Genugthuung gerichtlich belangt werden. Das Näherebestimmtdas Gesetz.“ BVgl.
Verhältnisgesetz§ 24—31. — Auch gemeinrechtlichist gegen eine Staatsbehörde
nur wegen Verletzung eines Privatrechts der Rechtsweg zulässig. (Erk. des R., G.
bei Brandis, die Hamb. Praxis in Eivilsachen, S. 5.)



— 232 —

einer Verwaltungsbehörde(namentlich wegen der ihrerseits geforderten
Geldzahlungen,s. oben S. 229, unter e), ein Reklamationsverfahren
gesetzlichangeordnetist, kann die Klage gegen die Behördeerst nach
versuchterund erfolglos gebliebenerReklamation angestellt werden.

b) Handelt es sich um eine dem betreffendenPrivaten schriftlich
eröffneteVerfügung oder Anordnung der Behörde, so muß die Er-

hebung der Klage vor Ablauf einer Frist von acht Wochen erfolgen,
widrigenfalls das Klagerecht,erloschenist. (Der Lauf dieserFrist be-

ginnt mit der Zustellung der Verfügung oder Anordnung, in den-

jenigen Fällen aber, für welche ein Reklamationsverfahren gesetzlich
angeordnet ist, erst mit Zustellungdes ablehnendenBescheidesder

Verwaltungsbehörde. — Ist innerhalb 14 Tage nach Zustellung der

Verfügung oder Anordnung eine Beschwerde an den Senat gerichtet,
so erlischtdas Klagerechterst mit dem Ablaufe von acht Wochen nach
Zustellung des ablehnendenBescheidesdes Senats.)

) Durch eine wider sie erhobeneKlage wird die Verwaltungs-
behördenicht verhindert, die Beitreibung einer Geldleistung oder einen

von ihr erlassenenBefehl zur Ausführung zu bringen, wenn sie einen

Aufschub der Ausführung mit dem öffentlichenInteresse unvereinbar

hält. Vor ausgemachterSache sind die Gerichte nicht befugt, eine

Verwaltungsbehordedurch Befehle oder Verbote an der Ausführung
ihrer Verfügungen oder sonstigeramtlicher Maßregeln zu verhindern.

d) Ist von einer Verwaltungsbehördein einer zu ihrer Zuständig-
keit gehörigenSache die Feststellung thatsächlicherVerhältnisse nach
Maßgabe bestehendergesetzlicherVorschriften ordnungsmäßig erfolgt,

so haben diese Verhältnisse demgemäß auch für die richterliche Beur-

teilung als festgestelltzu gelten.
Die Frage, ob ein bestimmter Gegenstandzu den in den Gesetzen

über die Deklarationsabgabeund die Konsumtionsabgabefür steuer-
pflichtig erklärten Gegenständenund zu welcherKategorie derselbener

gehört (Tariffragen), ist, soweit die Abgabepflichtin Betrachtkommt,
im Verwaltungswege mit Ausschluß des Rechtswegeszu entscheiden.“

1 Eine Konsumtionsabgabe giebt es, nachdem die frühere anläßlich des

Zollanschlussesaufgehoben, zur Zeit nicht. — In den Motiven der Senats- und

Bürgerschaftskommissionzum Entwurfe des Verhältnisgesetzesheißt es: „Wenn
der § 28, Abs. 2 die Entscheidung über Tariffragen bei der Deklarations- und
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e) Die Klage kann auf Abhülfe oder auf Entschädigung oder

auf beides gerichtet werden.

f) Alles, was infolge rechtskräftigenRichterspruchseine verklagte
Behörde in Gemäßheitder vorstehendenBestimmungen dem Kläger
zu ersetzenhat, ist diesemaus der allgemeinen Staatskassezu zahlen,
unbeschadetdes nach Gesetzoder allgemeinenRechtsgrundsätzendem

Staate zustehendenRegressesgegen denjenigen,durchdessenVerschulden
die Behörde ersatzpflichtiggeworden ist.

8) Demzenigen,welchersichin seinemPrivatrechte durch das von

einem Mitgliede einer kollegialischenVerwaltungsbehörde oder von

einem Beamten einer Verwaltungsbehördein Ausführung des Amtes

beobachteteVerfahren verletzt erachtet, steht es frei, die Behörde zu
der Erklärung aufzufordern, ob sie das Verfahren ihres Mitgliedes
oder Beamten vertreten will. Erklärt die Behörde innerhalb vier

Wochen nach solcher Aufforderung, sie wolle die Vertretung über-

nehmen — wozu sie verpflichtet ist, soweit das betr. Mitglied oder

der betr. Beamte ihren Instruktionen gemäß verfahrenhat — so darf
die Klage nur gegen sie gerichtet werden. Erfolgt innerhalb vier

Wochen keine Erklärung der Behörde, so gilt die Anfrage als verneint.
.

Konsumtionsabgabe, soweit die Erhebung dieser Abgaben, also nicht eine etwa

wegen Nichtentrichtung verwirkte Strafe in Betracht kommt, dem Verwaltungs-
wege und dem fur diesenbestehendenInstanzenzuge mit Ausschluß des Rechtsweges
überläßt, so entspricht solches durchaus dem im übrigen Deutschland bestehenden
Rechte. Insbesonderebestimmt auch der 8 12 des Vereinszollgesetzesvon 1869:

„Beschwerdenüber die Anwendung des Tarifs im einzelnen Fall werden im Ver-

waltungswege entschieden.“ Ihre innere Berechtigung findet die Vorschrift darin,
daß die Würdigung der Frage, ob eine gewisseWare dieseoder jene Eigenschaften
besitze, welche sie unter diesen oder jenen Tarissatz fallen lassen, ihrer Natur nach
leineSache juristischer Kombination, sondern praktischer Sach- und Warenkunde
ist.“ (Verhandlungenzwischen Senat und Bürgerschaft 1878, S. 777.)

lÜhnter Abhülfe ist hier nicht nur Beseitigung bereits entstandener Nach-
teile zu verstehen. — Einen Anspruch auf „Genugthuung“ (auf Grund Art. 89 der

Verfassung, s. oben S. 231, Anm. 3) in der Weise, daß die Aufhebung der be-
hördlichen Verfügung in öffentlichen Blättern bekannt gemacht werde, giebt es

nicht. (Erk. des O. L-G. bei Brandis, die Hamb. Praxis in Civilsachen, S. 4.)
— Beweislast. Der gegen eine Verwaltungsbehörde wegen Eingriffs in
seine RechtssphäreKlagende muß diesen Eingriff beweisen, nicht aber auch die
Unrechtmäßigkeitder Verfügung darthun. Vielmehr muß die Behörde deren Recht-
mäßigkeitbeweisen. (Erk. des O. L. G. bei Brandis, a. a. O., S. 5.)
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Die Frage, ob und inwieweit eine dem Kläger auf eine Klage
wider das Mitglied oder den Beamten zuerkannte Entschädigungaus

dem Staatsvermögen, vorbehältlich des Regressesgegen den Schuldigen,
zu leisten ist, ist nach voraufgegangenemrechtlichenGehör der betr.

Behörde in GemäßheitallgemeinerRechtsgrundsätzeund der Umstände
des einzelnenFalles zu entscheiden.

9. Kompetenzkonflikte zwischen Verwaltungsbehörden
und Gerichten.

Im §817 des Gerichtsverfassungsgesetzesheißt es: „Die Gerichte
entscheidenüber die Zulässigkeit des Rechtswegs. Die Landesgesetz-
gebung kann jedochdie Entscheidungvon Streitigkeiten zwischenden

Gerichten und den Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichten
über die Zulässigkeitdes RechtswegsbesonderenBehörden (nachMaß-
gabe der hinzugefügten näheren Bestimmungen) übertragen.“ In

Hamburg hat die Landesgesetzgebungvon der ihr in dem letzten Satze
erteilten Befugnis nicht Gebrauch gemacht. Es haben also hier die

1 Bezüglich Lübecks sagt Klügmann (Lüb. Staatsrecht, a. a. O., S. 55 f.):
„Uber die Frage, inwieweit neben der Beschwerdeführung beim Senate gegen

Verfügungen der Verwaltungsbehörden die gerichtlicheEntscheidungergriffen werden

kann, bestehen keine allgemeinen Vorschriften, nachdemdie früher hicrüber getrof.
fenen gesetzlichenBestimmungen (Gesetzüber die Gerichtsverfassung vom 19. Dez.
1860)0durch die Verordnung über die Ausführung des Gerichtsverfassungsgesetzes
vom 3. Februar 1879 aufgehoben sind. Es unterliegt jedoch keinem Zweifel, daß
gegen jede Verletzung eines Privatrechts, mag sie von einer Behörde oder von

einem Beamten ausgegangen sein, sofern nicht besondere gesetzlicheBestimmungen
entgegenstehen,sowohl durch Anrufung des hierfür allein zuständigen Landgerichts
wie durch Beschwerdeführung beim Senat Abhülfe gesucht werden kann. Durch
das Betreten des einen Weges wird der andere jedoch ausgeschlossen.Bevor

gegen eine Verwaltungsbehörde der Rechtsweg beschritten wird, muß der sich für
verletzt Erachtende bei der Behörde selbst innerhalb sechsMonate von der Zeit an,

da ihm der beschwerendeBeschluß der Behörde mitgeteilt ist, auf Abhülfe an.

tragen. Ist die vermeintlicheRechtsverletzungvon einem Beamten in seiner amt.-

lichen Eigenschaftbegangen, so ist binnen drei Wochen zunächst bei der dem Ver-

letzenden vorgesetzten Behörde auf Abhülfe anzutragen.“ (Vgl. Verordnung vom

3. Februar 1879, 8 10 ff.)
Im 8§15 der Bremer Verfassung heißt es: „Jedem, der sich durch eine

Verwaltungsmaßregel in seinen Privatrechten gekränkt glaubt, steht der Rechtsweg
offen."“" Sievers (Brem. Staatsrecht, a. a. O., S. 78) bemerkt dazu: „Diese
allgemeine Maxime ist nur auf wenigen Gebieten (Steuersachen, Strombau- und

Abwässerungssachen,Deich=und Wegesachen)durch die Gesetzgebungnäher detailliert."
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ordentlichen Gerichte über KompetenzkonfliktezwischenVerwaltungs-
behördenund Gerichten zu entscheiden.*

1 In Bremen ist durch Gesetzvom 25. Juni 1879 bestimmt:
Entstehen zwischenVerwaltungsbehörden und Civilgerichten über die Zu-

lässigkeit des RechtswegesStreitigkeiten (Kompetenzkonflikte), so ist die Entschei-
dung vom Reichsgerichtzu treffen. — Ein Kompetenzkonflikt kann erhoben werden:

1) Wenn die Verwaltungsbehörde in einer bei Gericht anhängigen Sache
dieses für unzuständig, sich aber für zuständig erachtet, oder eine gerichtliche
Entscheidungoder Verfügung als einen Eingriff in ihren Geschäftskreis ansieht;

2) wenn in einer Sache sowohl die Verwaltungsbehörde als das Gericht
sich für unzuständig, den anderen Teil aber für zuständig erachtet.

Die Erhebung des Kompetenzkonfliktes erfolgt auf Grund eines Beschlusses
des Senats durch eine von diesem bestimmte Behörde, welche dem Gericht Mit-

teilung macht, worauf dieses dann die Akten an das Reichsgerichtschickt.
Vgl. Einführungsgesetzzum Gerichtsverfassungsgesetz§ 17 („Auf Antrag eines

Bundesstaates und mit Zustimmung des Bundesrats kann durch kaiserliche Ver-

ordnung die Verhandlung und Entscheidung von Kompetenzkonflikten dem Reichs-
gericht zugewiesen werden.“)

Analoge Bestimmungen wie in Bremen wurden 1879 auch in Hamburg
vom Senate beantragt, von der Bürgerschaft aber abgelehnt. 1860 hatte der Senat,
ebenfalls vergeblich,die Bildung eines Kompetenzgerichtshofes(bestehendaus drei

Delegierten des Senats, drei Delegierten des Obergerichts und einem siebenten
Mitgliede, welches aus einem vom Bürgerausschuß auf#gestelltenAufsatze von der

Bürgerschaft gewählt werden sollte) beantragt. (Vgl. Verhandlungen zwischen
Senat und Bürgerschaft, 1878, S. 779 und 1860 S. 117.)



Zehnter Abschnitt.

Die Staatsbeamten.
——— Ûe

I. Die richterlichen Beamten.

8 61.

1. Dieselben haben, wie schon oben (S. 116 u. 122, Anm. 4)
ausgeführt, vor allen übrigen Beamten zwei, teils aus der historischen
Entwickelung, teils aus praktischenGründen sich rechtfertigende resp. er-

klärende politische Vorrechte: sie können Mitglieder der Bürgerschaft
sein! und nehmenan den sog. Notabelnwahlenzur Bürgerschaftteil.

Außerdemkönnen sie ausnahmsweisezu bürgerlichenMitgliedern der

Verwaltungskollegienfür die sog.öffentlichenmilden Stiftungen (Kran-
kenhaus-,Armen= und Waisenhaus-Kollegium),aber nicht zu Mitgliedern
anderer Deputationen gewählt werden.

2. Die Richter werden vom Senate ernannt.: (Bezüglich der Mit-

glieder des HanseatischenOberlandesgerichtes zu Hamburg s. oben

S. 102.)
Von den nach 82 des Gerichtsverfassungsgesetzeserforderlichen

1 An den Abstimmungen über Fragen der Kontrolle oder der Verantwort-

lichkeit nehmen die etwa in der Bürgerschaft sitzenden von der Sachebetroffenen
Beamten keinen Teil. (Verf. Art. 53, Abs. 2.)

: Über die Wahlart der Richter vor 1879 s. oben S. 101, Anm. 4. Bezüglich
der (im Sinne des hamburgischen Staatsrechts) nicht zu den richterlichen Beamten

zählenden Handelsrichter und nicht juristischen Mitglieder der Vormundschafts-
behörde s. oben S. 217. — Die wiederholt vom Senat beantragte Institution der

Hülfsrichter ist stets von der Bürgerschaft abgelehnt.
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zwei Prüfungen, durch deren Ablegung die Fähigkeit zum Richteramt
erlangt wird, ist die erste nach näherer Anordnung des Senats bei

der Prüfungskommissioneines deutschenStaates nachder dafür geltenden
Prüfungsordnungabzulegen. Gesucheum Zulassungzur erstenPrüfung
sind beim Senate anzubringen. Die zweite Prüfung wird beim Han—
seatischenOberlandesgerichtabgelegt.“ Diejenigen, welche die erste
Prüfung bestandenhaben, werden, nachdem sie das hamburgische
Bürgerrechterworben haben, auf ihr Ansuchenvom Senate zu Refe—
rendaren ernannt und eidlich verpflichtet. Mit dem Tage der Ver—

eidigung beginnt ihre dreijährige praktischeVorbereitungszeit. Von

derselben ist mindestens ein Jahr dem Dienste bei den Gerichtenzu
widmen und darf höchstensein Jahr auf den Dienst bei der Verwaltung
verwandt werden. Nach Ablauf der Vorbereitungszeit wird der Refe-
rendar auf sein Ansuchen vom Senat zur zweiten Prüfung zugelassen.
Die Referendare, welche die zweite Prüfung bestanden haben, werden

auf ihr Ansuchen vom Senat zu Assessoren ernannt. Als solche
werden sie dann je nach Bedürfnis bei den Gerichten oder mit ihrer
Zustimmung bei der Staatsanwaltschaft und der Verwaltung beschäf-
tigt. Die Assessorenerhalten für bestimmte Dienstleistungeneine

Entschädigung. (Unter besonderenUmständen auch die Referendare.)?
3. Die Richter müssen,wie die Referendare und Assessoren,das

hamburgischeBürgerrecht besitzenoder vor ihrer Beeidigung erwerben.
Sie dürfen keine Titel oder Orden eines anderen Bundesstaates oder

eines außerdeutschenStaates annehmen, und wenn sie bei ihrer Er-

nennung solchebesitzen,keinen Gebrauch von denselbenmachen. (Auf
das Tragen von Orden im Militärdienste findet diese Bestimmung
jedoch keine Anwendung. Ferner gilt dieselbeauch nicht für die Mit-
glieder des HanseatischenOberlandesgerichts.)
— ——

Ausführungsgesetzzum Gerichtsverfassungsgesetz§ 1 und 2. Vgl. ferner

Bekanntmachungbetr. die erste juristische Prüfung vom 16. Juni 1879 und Re.

gulativbetr. die zweite Prüfung vom 1. Juli 1881. — In Lübeck und Bre
men ist bezüglich der Prüfungsbehörde für die erste und zweite juristische Prü-
sung dasselbe bestimmt wie in Hamburg.

2

Ausführungsgesetzzum Gerichtsverfassungsgesetz8 3, 5, 8—10. Vgl.
ferner Regulativ betr. den juristischenVorbereitungsdienst vom 27. Juni 1881.

* Ausführungsgesetzzum Gerichtsverfassungsgesetz.§ 15.
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Kein Richter darf ohne vorgängigeGenehmigungdes Senats ein

Nebenamt oder eine Nebenbeschäftigung,mit denen eine fortlaufende
Remuneration verbunden ist, übernehmenoder ein Gewerbe betreiben.

DieselbeGenehmigungist zu dem Eintritt in den Vorstand, Verwal—

tungs= oder Aufsichtsrat einer jeden auf Erwerb gerichtetenGesellschaft
erforderlich. Sie darf jedoch nicht erteilt werden, sofern die Stelle

mittelbar oder unmittelbar mit einer Remuneration verbunden ist.
Die erteilte Genehmigungist jederzeit widerruflich,

4) Über den Antrag eines Richtersauf Versetzungin den Ruhe-
stand mit Ruhegehalt haben Senat und Bürgerausschuß,und wenn

es sich um ein Mitglied des HanseatischenOberlandesgerichtshandelt,
die drei Senate zu beschließen. Eine Pensionierung wider den Willen

des Betreffendenerfolgt durcheinen Gerichtsbeschluß.
Als Disciplinargericht für die Richter fungiert das Hanseatische

Oberlandesgericht. Warnungen können auch ohne förmliches Disci-

plinarverfahren von den Gerichtspräsidenten erfolgen. Die anderen

Strafen sind: Verweis, Geldstrafe bis zu M. 1000 und Dienst-
entlassung. Die Eröffnung des förmlichen Disciplinarverfahrens er-

folgt auf Anordnung des Vorstandes der Verwaltungsabteilung für
das Justizwesenoder auf Verlangen des ohne förmlichesDisciplinar-
verfahren verwarnten Richters.

1 Ausführungsgesetz zum Gerichtsverfassungsgesetz§ 16.
2 Ausführungsgesetz zum Gerichtsverfassungsgesetz§ 32—35, Zusatzvertrag

zur Übereinkunft der drei Städte betr. die Errichtung eines gemeinschaftlichen
Oberlandesgerichts vom 28. Februar 1879, Art. 4.

Für die Witwen und Waisen der richterlichen und nicht richterlichenBe.
amten des hamburgischen Staats besteht eine Pensionskasse, die von einer be-

sonderen Deputation verwaltet wird. Die Verpflichtung der Beamten, bestimmte
von ihrem Gehalte abzuziehendeBeiträge zu dieserKassezu leisten, ist neuerdings
(1890) aufgehoben. (Vgl. im übrigen Revid. Ordnung der Pensionskassefür die

Witwen und Waisen der Angestellten des hamb. Staats vom 15. Juli 1881.)
* Ausführungsgesetz zum Gerichtsverfassungsgesetz8 37—61 und über die

etwas abweichenden Vorschriften betr. die Mitglieder des OberlandesgerichtsZusatz-
vertrag zur Übereinkunftder drei Städte vom 28. Februar 1879, Art. 7.

Das Hypothekenwesen ist in Hamburg nicht, wie in den meisten deut-

schen Staaten, den Gerichten überwiesen. Es giebt vielmehr ansschließlich mit

den Geschäftendesselben betraute Hypothekenbeamte,die, obwohl sie die Befähi-
gung zum Richteramte haben müssen,nicht zu den richterlichen Beamten zählen. Zu



II. Richt richterliche Beamte.

8 62.

1. Das Institut des höherenBerufs-Verwaltungsdiensteshat sich
in Hamburg nur ganz allmählich entwickelt! und ist noch jetzt sehr
wenig ausgebildet. Ausweise der Rezessevon 1483 und 1529 wurden

ursprünglichalle „Stadtdienste“ vom Rate unentgeltlich — jedochunter

Entgegennahmeeines üblichen Geschenks(honorarium) seitens der

Bürgermeister — verliehen. Später — zu Anfang des 17. Jahr-
hunderts — kam eine Verpachtung der wichtigeren Amter auf. Im

Jahre 1684 trat dann an Stelle derselben,trotz der Einwendungen
des Rats, ein Verkauf; 1733 aber ward die Verpachtung wiederum

eingeführt, unter der von der Bürgerschaft hinzugefügten Bedingung,
„daß zu allen Diensten, die verpachtet würden, ein jeder ohne Aus-

nahme admittiert werde.“ Das sich hiernach ergebendeSystem der

Dienstversteigerungward später, insbesondereseit Anfang diesesJahr-
hunderts, für einzelneStellen abgeschafft.Ganz beseitigt aber ward

dasselbeerst nach der Franzosenherrschaftinfolge des damals von der

Reorganisationsdeputation(S. oben S. 12) ausgesprochenenWunsches,
„kein Stadtdienst werde in Zukunft verkauft oder verpachtet und keiner
anders als auf sechsmonatlicheKündigung verliehen.“ Auch ein anderer

Wunsch der Reorganisationsdeputation von 1814: „Alle Sporteln
und Gebühren der Stadt-Offizianten werden gänzlich abgeschafft; jeder
erhalteein angemessenes,durchRat= und Bürgerschlußzu bestimmendes
Gehalt“ — ward, wenn auchzum Teil erst successive,verwirklicht.

Noch immer aber litt das BeamtenwesenHamburgs an sehr er-

heblichen Mängeln. Man unterschiednicht zwischenhöheren und
unteren Beamten, man forderte von keinem den Nachweis einer be-
sonderen Qualifikation oder Vorbildung, und man engagierte alle
Beamten — wie der Kaufmann seine Handlungsdiener — auf sechs-
monatliche Kündigung. Allerdings ward die Stellung der Beamten

den letzteren zählen auch nicht die „Aktuare" des gleichfalls ganz von den Gerichten
getrennten Erbschaftsamtes und die Vorsitzenden des Gewerbegerichts
(früher des gewerblichen Schiedsgerichts)und des Se eamts.

1 Vgl. Westphalen, a. a. O., Bd. 1, S. 28ff.
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später insofern thatsächlichmehr gesichert, als man von dem vor—

behaltenenKündigungsrechtdurchweg nur im Falle eines groben Ver—

schuldensdes Betreffenden Gebrauch machte und so jenes Recht
gewissermaßennur als Ersatz für die noch fehlenden Bestimmungen
über eine Entlassung im Disciplinarwege benutzte. Immerhin aber

blieb auch das sehr bedenklichund dem Ansehen des Beamtenstandes
nachteilig. Mit Rechtdrangdaher die Bürgerschaftauf die Beseitigung
diesesalten, auf rein privatrechtlicherAuffassungdes öffentlichenVer—

waltungsdienstesberuhendenZopfes, und in Folge dessenward dann

endlich 1884 im Disciplinar= und Pensionsgesetzfür die nicht richter-
lichen Beamten die ominöse „Kündigungsklausel“ — abgesehenvon

gewissenStellen niederer Art — beseitigt.
Die beiden anderen oben erwähnten Mängel aber — die Nicht-

unterscheidungzwischenhöheren und unteren Beamtenstellen und die

damit zusammenhängendeNichtforderung einer bestimmtenQualifikation
für die wichtigeren Amter — bestehenzum Teil nochfort, und ihre
baldige Beseitigung erscheintdringend wünschenswert.

Neben den rein technischenBeamten (Baubeamten, Ingenieuren 2c.)
hat Hamburg schon jetzt eine Reihe höherer Verwaltungsbeamten im

engeren Sinne. Für einzelnederselbenist, wie in fast allen anderen

deutschenStaaten, die Juristenqualität resp. die Befähigung zum

Richteramt vorgeschrieben,für andere aber nicht.
Der Senat hat neuerdings die Schaffung einer juristischenVer-

waltungskarriere ins Auge gefaßt. Dadurch allein aber würde den

Mängeln des bisherigen Zustandes wohl nicht genügend abgeholfen
werden können. Es müßte außerdem eine gewisse juristische resp.
staatswissenschaftlicheQualifikation für alle höherenVerwaltungsstellen
vorgeschrieben werden (wobei ja die Möglichkeit der ausnahmsweisen
Heranziehungeines besondersbegabtenNichtjuristen offen gelassen
werden könnte); es müßte ferner den Beamten, welche jetzt zum Teil

höchstaltfränkische,ihren Leistungennicht entsprechendeTitel führen,
eine würdige Titulatur und überhaupt eine selbständigereund würdigere

1 Verhandlungen zwischenSenat und Bürgerschaft 1888, S. 584.
2

z. B. Secretär der Deputation für indirekte Steuern, Erster Beamter des

Stempelcomptoirs und Erster Beamter der Landherrenschaften.
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Stellung dem Publikum und insbesondereauch den Verwaltungschefs
und den Deputationen gegenübergegebenwerden. Nur dann würde

man eine größereAnzahl tüchtiger Verwaltungsbeamten erhalten; nur

dann würde auch in Hamburg die eigentümliche, in anderen Staaten

kaum verständlicheAuffassungverschwinden,daß ein Richter weit mehr
zu bedeuten habe als ein höhererVerwaltungsbeamter.

2. Zu den nicht richterlichenBeamten zählen auch die Syndici
und Senatssekretäre. Dieselben sind aber ihrer eigenartigenStellung
wegen — können ihnen doch an Stelle der Senatsmitglieder bestimmte
Funktionen der letzteren zur selbständigen Ausübung übertragen
werden — von den Bestimmungen des Disciplinar= und Pensions-
gesetzesfür die nicht richterlichenBeamten ausgeschlossen.Statt dieser
Bestimmungenfinden auf sie die für die Senatsmitglieder geltenden
Bestimmungendes Gesetzesüber die Wahl und Organisation der Senats

analoge Anwendung. Für die übrigen nicht richterlichen Beamten

dagegengelten, sofern sie fest angestellt sind, die folgenden Vorschriften.
3. Disciplinarverfahren. Die Disciplinarstrafen sind:

Ordnungsstrafen(Warnung, Verweis und Geldstrafebis zum Betrage
des einmonatlichenDiensteinkommens)und Dienstentlassung.

a. Ordnungsstrafen werden bei kollegialischorganisiertenVer-

waltungsbehörden (sofern nicht durch Beschluß derselben ein anderes

Verfahren angeordnet worden) von den vorsitzendenSenatsmitgliedern
bei denjenigenBehörden und Verwaltungen, für welchekeine Deputa-
tionen oder Kollegien bestehen,von den Chefs derselben,bei den dem

Senate direkt unterstellten Behörden von den mit der Aufsicht über

1 Disciplinar= und Pensionsgesetzfür die nicht richterlichenBeamten vom

7. Januar 1884, 5 1. (S. oben S. 108 f.)
Dem Senate, den Verwaltungsbehörden und Gerichten steht das Recht

zu, die von ihnen festanzustellenden Beamten zunächst auf ein Jahr versuchsweise
anzustellen. Während dieser Probezeit ist das Dienstverhältnis nach freiem Ermessen
der anstellenden Behörde mit einer vierwöchentlichen Frist kündbar. (Disciplinar-
und Pensionsgesetz§ 31, Abs. 2.)

Diseiplinar- u. Pensionsgesetz§ 4. Eine diseiplinarische Ahndung erfolgt,
wenn der Beamte zuwidergehandelt hat der Verpflichtung, „das ihm übertragene
Amt in Gemäßheit der Verfassung, der Gesetze, der ihm erteilten Instruktion
und der von seinen Vorgesetztengetroffenen dienstlichen Anordnungen gewissenhaft
wahrzunehmenund durch sein Verhalten in und außer dem Amte der Achtung,
die sein Beruf erfordert, sich würdig zu zeigen.“ (8 3.)

v. Melle, Hamburg. Staatsrecht. 16
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dieselbenbeauftragtenSenatsmitgliedern verhängt. Die Verwaltungs-
behördenkönnen jedochmit Zustimmung des Senats bestimmtenOber-

beamten die Befugnis zu Warnungen oder Verweisen gegen die ihnen
untergeordnetenBeamten, vorbehältlich des Rekursesan die betreffende
Verwaltungsbehörde,erteilen.! Ferner stehtdas Recht,Ordnungsstrafen
zu erteilen, nochzu: dem Vorstande der Bürgerschaft, dem Präsidenten
des Landgerichts,dem Oberamtsrichter, den Amtsrichtern in Ritzebüttel
und Bergedorf, sowie den Vorsitzenden der Vormundschaftsbehörde
und des Seeamts gegen die ihnen unterstellten Beamten (mit Aus-

nahme der richterlichen).
Vor der Verhängung einer Ordnungsstrafe ist dem Beamten

Gelegenheit zu geben, sich zu verantworten. Die Verhängung der

Ordnungsstrafe erfolgt, unter Angabe der Gründe, durch schriftliche
Verfügung oder zu Protokoll.

Über Beschwerdengegen erkannte Ordnungsstrafen entscheidet
der Senat, abgesehenvon den folgenden Fällen. (ÜberBeschwerden
gegen die vom Präsidentendes Landgerichts erkannten Ordnungsstrafen
entscheidetein Senat des Oberlandesgerichts, über Beschwerden gegen

die vom Vorsitzenden der Vormundschaftsbehörde, vom Oberamtsrichter
und von den Amtsrichtern zu Ritzebüttel und Bergedorf verhängten
Strafen das Präsidium des Landgerichts;über Beschwerdengegen die

vom Vorstande der Bürgerschaft verhängten Strafen der Bürger-

1 Für die Zollverwaltung ist folgendes bestimmt:
1. Ordnungsstrafen werden, vorbehältlich der Beschwerde an den Vorstand

der Verwaltungs-Abteilung für das Zollwesen, vom Generalzolldirektor verhängt.
2. Der Generalzolldirektor kann mit Zustimmung des Senats bestimmten

Oberbeamten die Befugnis erteilen, gegen die ihnen untergebenen Beamten

Warnung, Verweis und Geldstrafe bis zu 10 Mark, und gegen Revisions- und

Grenzaufseher sowie die diesen gleich- oder nachstehendenBeamten auch Arrest-
strafe bis zu drei Tagen zu verhängen. Von den verfügten Strafen hat der Ober-

beamte dem Generalzolldirektor Mitteilung zu machen. Den bestraften Beamten

steht die Beschwerde an den Generalzolldirektor zu. Gegen Entscheidungen des

Generalzolldirektors in der Beschwerdeinstanz ist ein weiteres Rechtsmittel nicht
zulässig.

3. Von allen Strafverfügungen ist der Verwaltungsabteilungfür das Zoll-
wesen Mitteilung zu machen (Gesetz betr. die Organisation der Zollverwaltung,
von 1888, 8 13).
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ausschuß.) Ein weiteres Rechtsmittel als die Beschwerdefindet in
keinem Falle statt.1

b. Der Strafe der Dienstentlassung muß ein förmlichesDisci-

plinarverfahren vor dem in ersterund letzterInstanz entscheidendenDisci-

plinargerichtvorangehen.Das Disciplinargericht bestehtaus einem Mit-

gliede des Senats als Vorsitzendenund fünf Land= oder Amtsrichtern."
Die Mitglieder des Disciplinargerichts sowie eine gleicheAnzahl

Stellvertreter derselbenwerden vom Senat auf die Dauer von fünf
Jahren, und zwar die richterlichenMitglieder und deren Stellvertreter

auf Vorschlag des Landgerichtspräsidentenernannt.“

Die Eröffnung des Disciplinarverfahrens erfolgt auf Beschluß
der vorgesetztenBehörde" durchErhebung der Klage seitensder Staats-

anwaltschaft. (Die Verrichtungen der letzteren in Disciplinarfällen
werden vom Oberstaatsanwalt resp. in Verhinderungsfällen von einem

vom Senat zu bestimmendenStellvertreter ausgeübt.)
Die Erhebung der Klage besteht in der Stellung des Antrages

auf Eröffnung der Voruntersuchung. Über diesenAntrag beschließt

1 Disciplinar- und Pensionsgesetz§ 5—8. Hinsichtlichder Anmeldung der

Beschwerde und des weiteren Verfahrens finden die Vorschriften des § 7, Abs. 3
und 8 8 des Verhältnisgesetzes Anwendung. (S. oben S. 227 f.)

* In Lübeck besteht der „Disciplinarhof“ aus 2 Mitgliedern des Senats
und 3 Richtern (Gesetzbetr. die Rechtsverhältnisse der Beamten von 1879 § 52).
In Bremen entscheidet in erster Instanz die „Disciplinarkammer“ (bestehendaus

einem Senatsmitgliede und 2 Richtern) und in zweiter der „Disciplinarhof"
(bestehendaus 2 Senatsmitgliedern und 3 Richtern; Gesetzbetr. die Rechts-
verhältnisse der Beamten von 1874 § 68 f.).

3 Analog in Lübeck und Bremen. — Die Berufung von Stellvertretern im

Falle der Verhinderung einzelner Mitglieder des Disciplinargerichts erfolgt durch
den Vorsitzenden. Als Verhinderungsgrund eines Mitgliedes des Disciplinar-
gerichts gilt, wenn dasselbe an dem Beschlusseteilgenommen hat, durchwelchen
das Disciplinarverfahreneröffnet worden. ist.

Eine nähere Bestimmung dieser Behörde für die verschiedenen Fälle ent-
hält der § 11 des Disciplinar- und Pensionsgesetzes. Vgl. ferner § 13 des
Gesetzesbetr. die Organisation der Zollverwaltung.

Eine Voruntersuchungist nicht erforderlich, wenn in derselben Sache eine
Verurteilung im Strafverfahren erfolgt ist. (§ 15.) Über das Verhältnis von

Disciplinar- und Strafverfahren gelten folgende Vorschriften:
Ist gegen einen Beamten eine öffentliche Klage erhoben, so ist während der

Dauer des Strafverfahrens wegen der nämlichen Thatsachen das Disciplinar-
verfahren nicht zu eröffnen resp. auszusetzen. — Ist der angeschuldigteBeamte im

16
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das Disciplinargericht. Eröffnet es die Voruntersuchung, so wird

mit der Führung derselben einer der zu diesemZwecke vom Senat

alljährlich zu bestimmendenLand= oder Amtsrichter vom Vorsitzenden
des Disciplinargerichtsbeauftragt.

Eine Verhaftung und vorläufige Festnahmesowie eine Vorführung
der Angeschuldigtenist im Disciplinarverfahren nicht zulässig.

Ist die Voruntersuchung beendet, so entscheidetdas Disciplinar=
gericht über die Frage der Eröffnung des Hauptverfahrens. Der An-

trag auf Eröffnung desselbenerfolgt durch Einreichung einer Anklage-
schrift.

Die Hauptverhandlung ist nicht öffentlich und findet eventuell auch
in Abwesenheit des unter Mitteilung der Anklageschrift zu ladenden

Angeklagten (dem auch schonvorher von dem Schlusse der Vorunter-

suchungKenntnis zu geben) statt. Der Angeklagte kann sich durch
einen Rechtsanwalt vertreten und verteidigenlassen. Das Disciplinar-
gericht kann jedoch sein persönlichesErscheinenanordnen, unter der

Verwarnung, daß bei seinem Ausbleiben ein Vertreter nicht werde

zugelassenwerden.

Das Urteil des Disciplinargerichts lautet, sofern nicht eine Frei-
sprechungerfolgt, auf Dienstentlassungoder auf eine Ordnungsstrafe.1
Die Dienstentlassunghat den Verlust von Titel und Gehalt, sowie
des Anspruchs auf Pension von Rechts wegen zur Folge. Es kann

jedoch einem entlassenenBeamten, wenn das Disciplinargericht

Strafverfahren außer Verfolgung gesetzt oder freigesprochen, so findet wegen der-

jenigen Thatsachen, welche in diesem zur Erörterung gekommen sind, ein Disciplinar-

verfahren nur insofern statt, als dieselben an sich und ohne Beziehung zu dem

gesetzlichenThatbestande der strafbaren Handlung, welcheden Gegenstanddes Straf-
verfahrens bildete, eine Disciplinarbestrafung begründen. — Ist im Strafverfahren
eine Verurteilung ergangen, welche den Verlust des Amtes nicht zur Folge hat,
so bleibt der vorgesetztenBehörde die Entscheidungdarüber vorbehalten, ob außer-
dem ein Disciplinarverfahren zu eröffnen oder fortzusetzen ist. (8 14.)

1 Auf Dienstentlassung kann nur erkannt werden, wenn mindestens
4 Stimmen dafür sind. Handelt es sich um eine Ordnungsstrafe, so gilt bei

Stimmengleichheit die dem Angeklagten günstigere Entscheidung. Bei Ab-

stimmungen über das Verfahren entscheidet bei Stimmengleichheit der Vorsitzende.
(§ 25.) — Für das Diseiplinarverfahren werden nur bare Auslagen in Ansatz
gebracht. Das Diseiplinargericht hat festzustellen, ob der Angeschuldigte dieselben
ganz oder teilweise zu ersetzenhat (8 26).
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mildernde Umstände angenommen hat, durch Beschlußvon Senat und

Bürgerausschußeine Pension auf Lebenszeit oder eine vorübergehende
Unterstützunggewährt werden.

Auf das Disciplinarverfahren finden im übrigen die Vorschriften
der Strafprozeßordnungbetr. das Verfahren in den zur Zuständigkeit
der Landgerichte gehörigen Strafsachen entsprechendeAnwendung.
Abgesehenvon den Fällen einer Wiedereinsetzungin den vorigen
Stand (Strafprozeßordnung§ 399 ff.) finden gegen die Beschlüsseund

Urteile des Disciplinargerichts keinerlei Rechtsmittel statt.1

4. Suspendierung von Beamten. Ist gegen einen Beamten

die öffentliche Klage wegen eines Verbrechensoder Vergehenserhoben
oder die Eröffnung der Voruntersuchungabseiten des Dissciplinar-
gerichts beschlossen,so kann die dem Beamten vorgesetzteBehörde die

vorläufige Dienstenthebungdesselbenfür die Dauer des Straf= resp.
Disciplinarverfahrens verfügen.

Die vorläufige Enthebung vom Amte tritt ohne weiteres ein,
wenn im Strafverfahren gegen den Angeschuldigtendie Untersuchungs-
haft verhängt ist, währendder Dauer derselben,— ferner, wenn gegen

ihn ein noch nicht rechtskräftig gewordenes Strafurteil erlassen ist,
welches auf den Verlust des Amtes lautet, sowie während des Vollzugs
einer Freiheitsstrafe.?

5. GegendiejenigenBeamten, deren Dienst auf militärische Weise
geregelt ist, kann außer den oben erwähnten Ordnungsstrafen auch
Arreststrafebis zu 8 Tagen verhängt und die Suspension oder Ent-

lassung aus dem Dienste auf Grund einer von einem rechtsgelehrten
Beamten der betr. Behörde geführtenDisciplinaruntersuchungerkannt
werden. Gegen ein solches Erkenntnis findet nur die Beschwerdean

den Senat statt.
— — — —

Disciplinar- und Pensionsgesetz8 9—28.

a. a. O. 8 29. Durch die vorläufige Enthebung wird das Recht auf den
Gehaltsbezugnichtberührt, außer wenn dieselbeFolge eines Strafvollzuges ist, in
welchem Falle die Gehaltszahlungfür die Dauer der vorläufigen Enthebung nur

zur Hälfte erfolgt.
a. a. O. § 30. Vgl. auch 8 13 des Gesetzesbetr. die Organisation der

Zollverwaltung. (S. oben S. 242, Anm.)
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6. Versetzung in den Ruhestand. Beamte, welchenach voll-

endetem 35sten Lebensjahre und einer Dienstzeit von mindestens
10 Jahren in Folge eines körperlichenGebrechensoder wegen Schwäche
ihrer körperlichenoder geistigen Kräfte zur Erfüllung ihrer Amts-

pflichten dauernd unfähig sind, werden mit Pension in den Ruhe-
stand versetzt.!

Über die Versetzungin den Ruhestandentscheidetder Senat auf
Antrag des zu pensionierendenBeamten oder der diesemvorgesetzten
Behörde, und zwar nach eingeholter Zustimmung des Bürgeraus-
schusses.(Ist der letzterezwar mit der Pensionierung einverstanden,
hinsichtlichder Höhe des zu gewährendenRuhegehalts aber anderer

Meinung als der Senat, so gilt die Pensionierung als mit dem

niedrigerenPensionsbetragebeschlossen.)
Die Pension beträgt, wenn die Versetzungin den Ruhestand nach

vollendetem 10ten Dienstjahre eintritt, 40 % des jährlichen Dienst-
einkommens und steigt darauf mit jedem ferner zurückgelegtenDienst-
jahre um 2 resp. (wenn das Diensteinkommen mehr als Mk. 2000 be-

trägt) 1½ %, bis zum vollen Betrage des Diensteinkommens.
Die einstweiligeVersetzungeines Beamten in den Ruhestandkann

erfolgen, wenn das von ihm verwaltete Amt aufgehobenoder um-

gestaltetwird. Der Beamte hat in diesem Falle Anspruch auf ein

Wartegeld von ¾ seinesGehaltes. Er ist jedochverpflichtet, sich die

1
a. a. O. 8 32. Hat die Dienstunfähigkeit ihren Grund in einer Krank.

heit oder Verwundung, welche sich der Beamte bei Ausübung des Dienstes oder

in Veranlassung desselben ohne eigene grobe Verschuldung zugezogen hat, so tritt

auch bei kürzerer als 10jähriger Dienstzeit oder bei noch nicht vollendetem 35sten
Lebensjahre die Versetzung in den Ruhestand mit Pension ein (§ 33). Wird ein

Beamter vor Vollendung des 10ten Dienstjahres oder des 35sten Lebensjahres
dienstunfähig, so kann demselbenbei vorhandener Bedürftigkeit durch Beschluß des

Senats unter Mitgenehmigung des Bürgerausschussesentweder eine einmalige
Unterstützung oder eine solche auf unbestimmte Zeit oder lebenslänglich gewährt
werden (8 34).

: a. a. O. § 35. Nähere Bestimmungen über die Berechnungder Pension
in den 88 35—40. Über die Pensionierung derStaatsanwälte vgl. Ausführungs-
gesetz zum GerichtsverfassungsgesetzS§89. Uber die Pensionskasse für die

Witwen und Waisen der richterlichen und nicht richterlichen Beamten s. oben
S. 238, Anm. 2.
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Versetzungin eine andere, seiner Berufsbildung und seiner bisherigen
Stellung entsprechendeStellung gefallen zu lassen.

Ein Beamter der Staatsanwaltschaft kann im Interesse des

Dienstes jederzeit vom Senat einstweilig in den Ruhestand versetzt
werden, mit einem Wartegeld zum Betrage von ¾ seines Gehalts.
Der demgemäßeinstweilig in den Ruhestand versetzteBeamte ist bei

Verlust des Wartegeldes zur Annahme eines Richteramtesmit einem

seinemfrüheren Amtseinkommen mindestensgleichkommendenGehalte
verpflichtet.?

7. Außer den vorerwähntengiebt es in Hamburg keine partikular-
rechtlicheallgemeineVorschriftenbezüglichder nichtrichterlichenBeamten.

Doch sind in einzelnenSpecialgesetzenfür bestimmteBeamte oder be-

stimmte BeamtenkategorienbesondereVorschriften erlassen.?

1
a. a. O. § 41. Soweit das Diensteinkommen der neuen Stellung ge-

ringer ist als das der früheren, ist es bis zur Höhe dieses früheren Einkommens

durch eine persönlicheZulage zu ergänzen.
*

Ausführungsgesetzzum Gerichtsverfassungsgesetz§ 87 u. 88. Der Eintritt
in die Rechtsanwaltschafthat den Verlust des Wartegeldes zur Folge. — In den

Wartestand versetzteAmtsanwälte, welche nicht die Befähigung zum Richteramte
besitzen, sind verpflichtet, ein anderes Staatsamt mit einem ihrem früheren Amts-

einkommenmindestens gleichkommenden Gehalte anzunehmen.
* Üüber die allgemeinen Pflichten und Rechte der Beamten vgl. H. Schulze,

Deutsches Staatsrecht, I. § 130 ff. u. G. Meyer, DeutschesStaatsrecht, § 146 ff
über den den Beamten durch das Reichsstrafgesetzbuchgewährten besonderen recht-
ichen Schutzvgl. G. Meyer, a. a. O., § 150.

Nach Art. 21e der Landgemeindeordnungkönnen Staatsbeamte die Wahl
zu einem Gemeindeamte ablehnen.



Elfter Abschnitt.

Die Gemeindeverwaltung.

863.
Nach Art. 1 der hamburgischen Verfassung besteht „die freie

und HansestadtHamburg“ aus der Stadt Hamburg und dem mit

derselbenverbundenen Gebiet.

Wie dies bei einem Stadtstaat nicht anders sein kann, bildet die

Stadt historisch und politisch den Kern und den eigentlichen Lebens-

nerv des Staates. In alter Zeit war sie sogar die absolute
Herrscherin über das ihr unterworfene Landgebiet. Der Rat und die

Mitglieder der bürgerlichenKollegien wurden ausschließlichaus inner-

halb der Stadt wohnendenStadtbürgern gebildet, und die Erb-

gesessenheit,d. h. das Rechtzum Besucheder ErbgesessenenBürgerschaft,
stand nur den Grundeigentümernder Stadt, und auchspäterseit 1712)
daneben nur den in der Stadt „mit eigenemFeuer und Herd wohn-
haften“ Eigentümern ländlicher Grundstückezu. (S. oben 8 32.)

Diese ungerechteBehandlung der Bewohner des Landgebiets ist

durch die Verfassung von 1860 beseitigt; noch immer aber prägt sich
die dominierende Bedeutung der Stadt darin aus, daß zwischenAn-

gelegenheiten des Staates und der Stadt Hamburg staatsrechtlichkein

Unterschiedgemachtwird, sodaßdie Behörden und sonstigenOrgane
des Staates (Senat, Bürgerschaft, Bürgerausschuß, Verwaltungs-
abteilungen, Deputationen u. s. w.) zugleich auch für die Stadt zu

fungieren haben, und auchdas Budget und das Vermögendes Staates

und der Stadt identischsind.7
1 Im Art. 97 der Verfassung heißt es: „Die Gemeinde-Angelegenheiten

der Stadt Hamburg werden in derselben Weise wie die Angelegenheiten des

Staates von Senat und Bürgerschaft geleitet, soweit das Gesetz nicht etwas
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Die Grenzen zwischen der Stadt und dem Landgebiete sind
natürlich im Laufe der Zeit nicht dieselben geblieben. Die erstere
mußte sich allmählich auf Kosten des letzteren vergrößern. Doch
vollzog und vollzieht sich dieser Prozeß der Ausdehnung der Stadt-

grenzen, wie auchan anderen Orten, nicht ohneein Übergangsstadium.
An die eigentlicheStadt schlossensich Vorstädte und Vororte, die

eine Art Mittelding zwischenStadt und Land waren resp. sind.
Zur Zeit der Einführung der neuen Verfassung gab es zwei

Vorstädte, die nach den Schutzheiligenihrer Kirchen St. Georg und

St. Pauli genannt wurden. Die Vorstadt St. Georg ist im Jahre 1868

in aller Form mit der Stadt vereinigt. Auch St. Pauli, das offiziell
noch Vorstadt heißt, ist dies staatsrechtlichnicht mehr, nachdem1875

die ihm vorgesetzteSpecialbehörde, das sog. Patronat, aufgehoben

anderes bestimmen wird.“ Das bisherige Verhältnis kann demnach im Wege
der Gesetzgebung abgeändert werden. — H. Schulze sagt in seinem Deutschen
Staatsrecht (Buch 1, S. 513): „Bei der so unendlich überwiegendenBedeutung
der Stadt, welche dem Gemeinwesen ihren Namen giebt, wäre es eine abstrakte
Konsequenzmachereigewesen, wenn man derselben, als Ortsgemeinde, eine be-

sondere Vertretung hätte einräumen wollen.“
In Bremen ist die Stadt „nach dem Buchstaben der Verfassung“ (8 84)

nur eine der Gemeinden, aus denen sich das Gebiet des Staates zusammensetzt.
„Doch überragt sie auch jetzt noch die anderen Gemeinden dermaßen an Be-

deutung, daß sie trotz der begrifflichen Durchführung der Trennung auf vielen
Gebieten praktisch noch immer mit dem Staate zusammenfällt. Die Organe des

Staates sind zugleich Organe der Stadtgemeinde. Die verfassungsmäßigeThätig-
keit von Senat und Bürgerschaft erstrecktsich ebensowohl auf die rein kommunalen

Angelegenheiten der Stadt wie auf die staatlichen Angelegenheiten, mit der

einzigen Modifikation, daß die Bürgerschaft in rein städtischenSachen als sog.
Stadtbürgerschaft unter Ausschlußderjenigen Mitglieder fungiert, welche von den

Hafenstädten und dem Landgebietedeputiert sind oder welche persönlich nicht An-
gehörige der Stadtgemeinde sind. Auch eine Trennung des Vermögens und der

Finanzverwaltungvon Staat und Stadt ist bisher nicht durchgeführt.“ (Sievers,
Brem. Staatsrecht,a. a. O., S. 81.) — In Lübeck besteht eine mit verfassungs-
mäßigen Organen und selbständigem Gemeindevermögen ausgestattete Stadt-
gemeinde Lübeck. „Ihre Verwaltung ist aber auf's engste mit der des Staates
verbunden; sie vollständig von derselben loszulösen, hat sich aus verschiedenen
Gründen verboten. Namentlich beschließen Senat und Bürgerschaft in ganz
gleichemMaße, wie über die Angelegenheiten des Staates, so auch über die Ge-
meindeangelegenheiten der Stadt. Eine Sonderung der staatlichen und kommu.
nalen Dinge besteht in Bezug auf die Vermögensverwaltung, aber nur bis zu
einem gewissenGrade.“ (Klügmann, Lüb. Staatsrecht, a. a. O., S. 61.)
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worden ist.: Die einzigeBesonderheit, die ihm belassenworden, ist
seine von der städtischengetrennte Armenverwaltung.

An die Stadt und die ehemaligenVorstädte aber hat sich dann

in einem weiteren Umkreiseallmählich eine größere Anzahl von jetzt
mehr oder weniger städtischbebauten Vororten geschlossen. (Die
Zahl derselbenbeträgt jetzt 15.)

Diese Vororte gehören noch immer eigentlich zum Landgebiet,
sind aber im Laufe der Zeit immer mehr in den Bereichder städtischen
Verwaltung gezogen. Insbesondere ist 1875 die Kompetenz der

städtischenPolizeibehörde ihrem ganzen Inhalte nach auf sie aus-

gedehnt. Ferner sind sie 1877 der städtischenUnterrichtsverwaltung
unterstellt.“ Sovweit jedoch nicht das Gegenteil ausdrücklich bestimmt
worden, ist die Verwaltung in den Vororten Sache der dem betr.

Teil des Landgebiets vorgesetztenLandherrenschaft.5

8 64.

I. Das Landgebiet zerfällt in vier Landherrenschaften (der
Geestlande, der Marschlande, Bergedorf und Ritzebüttel). An der Spitze
derselbenstehenje ein erster und ein zweiter (stellvertretender)Landherr.
Die Kompetenzder einzelnenLandherren resp. der ihnen unterstellten
Centralbehörden(der Landherrenschaften),welchesämtlich in der Stadt

Hamburg ihren Sitz haben, ist eine keineswegsgleichartige. Die der

LandherrenschaftBergedorf unterscheidetsich von derjenigen der Land-

herrenschaftender Geest=und der Marschlande dadurch, daß ihr eine

1 Gesetzbetr. Reorganisation der Polizeiverwaltung und was dem anhängig
vom 25. Okt. 1875, 8§ 3.

: St. Pauli bildet einen besonderen Ortsarmenverband. Die Kosten seiner
Armenverwaltung und die der Armenverwaltung der Vororte werden aus der

allgemeinenStaatskassebestritten.
Gesetzvom 25. Okt. 1875, § 1, Abs. 2.

Gesetzbetr. das Schulwesen in den Vororten vom 14. Mai 1877, § 1.
5 „In den Vororten behalten in nicht polizeilichen Sachen die Landherren-

schaften ihre bisherige Kompetenz, soweit dieselbe nicht gesetzlichauf andere Be-

hörden übertragen wird.“ (Gesetz vom 15. Okt. 1875, § 4.)
Thatsächlich haben die Landherrenschaften fast in allen Zweigen der Ver-

waltung der Vororte ihre Zuständigkeit verloren. Eine vollständige Vereinigung
der Vororte mit der Stadt wird voraussichtlich schon in allernächster Zeit erfolgen.
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größereZahl von Verwaltungszweigengebliebenresp. zuerteilt ist.
Der Bürgermeistervon Bergedorf ist als staatlicherBeamter Vertreter

des Landherrn in polizeilichenund einigen anderen Angelegenheiten.
Die LandherrenschaftRitzebüttel ferner ist — wie sich das aus der

größerenEntfernung ihres Sitzes von dem ihr unterstelltenGebiet natur-

gemäß ergiebt — im wesentlicheneine Verwaltungsbehörde zweiter
Instanz. Alle Sachen werden in erster Instanz vom Amtsverwalter

(dem Amte Ritzebüttel) wahrgenommen, und dieser leitet auch die Ge-

meindeangelegenheiten.
II. Für die den verschiedenenLandherrenschaftenunterstellten

Landgemeinden (derenZahl jetzt39 beträgt) sind in der Verfassung
(Art. 98 ff.) und der Landgemeindeordnungvom 12. Juni 1871 die

folgenden allgemeinen Grundsätzefestgestellt:
1. Zur Bildung einer Landgemeinde ist ein Beschluß der gesetz-

gebendenGewalt erforderlich."
2. Jeder Landgemeindestehen folgende Rechte zu:

a. SelbständigeFeststellungihrer Verfassung(ihres Statuts), natür-

lich innerhalb der durch die Staatsgesetzgebung— insbesondereauch
die Landgemeinde-Ordnung— gezogenen Grenzen.“

b. Freie Wahl der Vorsteher, Vertreter und Angestellten.
c. Erlaß gemeindepolizeilicher Verordnungen unter Androhung

von Geldstrafenbis zu M. 18.7

1 Die beiden Landherrenschaften der Geest, und der Marschlande sind in

ihrer inneren Organisation einander gleich. Seit einigen Jahren haben sie ein

gemeinsames Bureau und zum Teil auch ein gemeinsames Beamtenpersonal.
: Vgl. Gesetzbetr. die Einführung hamburgischerOrganisationen und Gesetze

im Amt und Städtchen Bergedorf vom 30. Dez. 1872.

Val. unten unter 8, Provisorisches Gesetzbetr. die veränderte Organisation
der Verwaltung und Rechtspflege im Amte Ritzebüttel vom 22. Juni 1864 und

LandgemeindeordnungArt. 25. — Bis 1864 stand an der Spitze der Verwaltung
von Ritzebüttel als „Amtmann“ ein im Schloß zu Ritzebüttel residierendes Mit-

glied des Senats.
* Verf. Art. 100.
: Verf. Art. 98, LandgemeindeordnungArt. 3, a. Über die Bestätigung des

Statuts durch den Landherrn s. unten unter 8, B.

Verf. Art. 99, 1, LandgemeindeordnungArt. 3, b.
7 Landgemeindeordnung Art. 3, c. Die Geldstrafe kann bei Zahlungsun.

fähigkeitin Haft verwandelt werden.
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d. Selbständige Verwaltung der Gemeindeangelegenheitenund

des Gemeindevermögens.
Le. Selbstbesteuerungzu Gemeindezwecken.

f. Offentlichkeitder Verhandlungen der Gemeindevertreter.

g. Veröffentlichung des Gemeindehaushalts.7
3. Jeder Landgemeindeliegen folgende Verpflichtungen ob:

a. Die Flur-, Orts= und Gassenpolizeizu verwalten;
b. für die der GemeindeangehörigenArmen und Hülfsbedürftigen

zu sorgen;
c. für das Schulwesenin der Gemeinde Sorge zu tragen;
d. die Aufsicht über ihre Grenzen zu führen, insofern dieselben

nicht mit den Staatsgrenzen zusammenfallen;
e. die Wege und Wasserläufezu beaufsichtigenund in gutem

Stande zu erhalten, soweit nicht die Verpflichtung dazu Dritten obliegt
oder vom Staate übernommen ist;

t ihre etwaigen Angestellten zu besolden;
g. durch ihre Vorsteher und Angestellten alle die Staatsgesetze

und Verwaltungsbefehle ausführen zu lassen, mit deren Ausführung
sie gesetzlichbetraut ist oder betraut werden wird;

h. mitzuwirkenbei der Ausübung der Sicherheits=und Gesund-
heitspolizei.

Zur Erfüllung dieser Verpflichtungen kann den Gemeinden eine

Beihülfe aus Staatsmitteln auf verfassungsmäßigemWege (d. h. durch
ein nicht auf einen einzelnen Fall beschränktesGesetz oder durch
einmalige Bewilligung von Senat und Bürgerschaft, resp. von Senat

und Bürgerausschuß)gewährt werden.s Die den Gemeinden bei Aus-

übung ihrer oben unter g und h bezeichnetenAufgaben erwachsenden

1 Verf. Art. 99, 2—5, LandgemeindeordnungArt. 3, d u. e.

2 Vgl. Gesetzbetr. das Schulwesenin den Landgemeinden vom 12. Dezbr.
1879. Für das Schulwesen in den Landgemeinden besteht eine besondereSektion
der Oberschulbehörde. Derselben treten als stimmberechtigte Mitglieder zwei vom

Senat zu delegierende Landherren und als Mitglied mit beratender Stimme der

Landschulinspektor bei.

Den Gemeinden ist im Gesetzbetr. das Schulwesenin den Landgemeinden
(Art. 10) eine staatsseitige Beihülfe zu bestimmten Ausgaben (größeren Baukosten
und Pensionen) zugesichert. Vgl. ferner Gesetz betr. Bergedorf vom 30. Dezbr.
1872, § 10.4
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Kostenwerden — soweit sienicht etwa nur zum Wohl der betreffenden
Gemeinden gereichen— aus der Staatskassevergütet.

Jede Gemeinde kann sich mit einer oder mit mehreren anderen

behufsErfüllung der oben erwähntenVerpflichtungenoder eines Teiles

derselbenvereinigen.?
4. Die Gemeindeangehörigkeit ist von der Staatsangehörig—

keit unabhängig. Angehöriger einer Gemeinde ist jeder Angehörige
des hamburgischenoder eines anderen deutschenStaates, welcherin

derselbenentweder

a. nach Maßgabe des Reichsgesetzesüber den Unterstützungs-
wohnsitzvom 6. Juni 1870 seinen Unterstützungswohnsitzhat, oder

b. als Angestellter des Reiches, des Staates oder der Gemeinde,
oder an Kirchen, Schulen oder milden Stiftungen seinen bleibenden

Wohnsitznehmen muß, oder
c. ein Grundstück mit selbständigem, landwirtschaftlichemoder

industriellem Betriebe und dauerndem Wohnsitzeigentümlich oder pacht-
weise besitzt, insofern er nicht Ausländer oder Angehöriger eines

Bundesstaatesist, in welchemdas Reichsgesetzüber den Unterstützungs-
wohnsitz keine Geltung hat (Bayern oder Elsaß-Lothringen).
5. Gemeindebehörden. In jeder Landgemeinde besteht eine

Gemeindeversammlungund ein Gemeindevorstand.“
A. Die Gemeindeversammlung besteht nach Maßgabe des

speciellen Gemeindestatuts entweder aus sämtlichen vollberechtigten
Gemeindegliedernoder teilweise aus solchen und teilweise aus ge-

wählten Vertretern oder endlich ganz aus den von den Gemeinde-

mitgliedern gewähltenVertretern. Im letztenFalle muß die Zahl der

Vertreter mindestens fünf sein, und darf dieselbehöchstens1% der

1

GemeindeordnungArt. 4.
*

LandgemeindeordnungArt. 5. Über die erforderliche Genehmigung des

Landherrn s. unten unter 8, B. Vgl. auch unten unter 6.
*

LandgemeindeordnungArt. 6. Die Bestimmung unter c. kommt für das

Städtchen Bergedorf in Wegsall. (Gesetzbetr. Bergedorf vom 30. Dezbr. 1872,

89, III, 1.)

Ebenso in Lübeck; in Bremen fungiert statt des Gemeindevorstandes
ein Gemeindevorsteher. (Klügmann, Lüb. Staatsrecht, a. a. O., S. 62; Sievers,
Brem. Staatsrecht, a. a. O., S. 82.)
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Gemeindebevölkerungbetragen.! Die erforderlichenBestimmungenüber
die Gemeindewahlen,die Stimmberechtigungin der Gemeindeversamm-
lung und die Geschäftsordnungder letzterenwerden durch die einzelnen
Gemeindestatutenfestgesetzt. Doch ist dabei eine Reihe allgemeiner
Vorschriftender Landgemeindeordnungzu berücksichtigen(vgl. daselbst
Art. 12 und 13).

Die Kompetenz der Gemeindeversammlung bestimmt sich
nach den einzelnen Gemeindestatuten, in Gemäßheit der folgenden
Grundsätze:

Der Zustimmung der Gemeindeversammlungbedürfen:
a. Das Gemeindestatutselbst,dessenetwaige Abänderungensowie

die für die Gemeinden verbindlichen, polizeilichen oder sonstigenVer-

ordnungenund Erlasse (insoferndieselbennicht von den dafür kompe
tenten Staatsbehördenausgegangen sind);

b. die Ausschreibung von Gemeindeabgabenund sonstigen Ge-

meindeleistungen, der Voranschlag für die Gemeindeeinnahmenund

Ausgaben und die Jahresabrechnung;
c. solche Dispositionen über das Gemeindevermögen, welche

eine Veränderung in dem Bestande oder in der Benutzung desselben
bewirken, sowie die Einleitung von Prozessenund die Abschließung
von Vergleichenin Gemeindeangelegenheitenund die Kontrahierung
von Anleihen auf den Kredit der Gemeinde.?

Die Beschlüsseder Gemeindeversammlungtreten in Kraft entweder

unmittelbar nach erfolgter Zustimmungserklärungdes Landherrn oder

zehn Tage nach geschehenerMitteilung des Protokolls an denselben,
wenn von seiner Seite kein Einspruch erhoben ist. Erfolgt ein

1 Landgemeindeordnung Art. 11. Die Gemeindeversammlungim Städtchen
Bergedorf heißt Bürgervertretung (Gesetzbetr. Bergedorf vom 30. Dezbr. 1872,

89, III, 2).
In Lübeck und Bremen besteht die Gemeindeversammlung aus allen

stimmberechtigten Gemeindeangehörigen; in größeren Gemeinden tritt jedoch an

Stelle dieserGemeindeversammlung(resp. kann an ihre Stelle treten) ein von ihr
gewählter Ausschuß (in Lübeck Gemeinderat genannt).

Über die Wahl des Gemeindevorstandes durch die Gemeindeversammlung
s. unten unter B.

2 Diese Mitteilung hat innerhalb 3 Tage nach der Sitzung zu erfolgen
(LandgemeindeordnungArt. 22).



— 255 —

Einspruch (welcherimmer mit Gründen versehensein muß), so kann

die Gemeindeversammlungdie Entscheidungdes Senats anrufen.
B. Der Gemeindevorstand. Die Gemeindeversammlungwählt

aus ihrer Mitte den Gemeindevorstand. Derselbemuß aus mindestens
drei Personen und (mit Ausnahme der Gemeinden Ritzebüttel und

Cuxhaven) mindestenszu zwei Dritteln aus in der Gemeinde wohn-
haften Eigentümern oder Pächtern größerer Grundstückebestehen.

Der Gemeindevorstandwählt aus seinerMitte einen Vorsitzenden,
der zugleichVorsitzenderder Gemeindeversammlungist.?

Für einzelne Verwaltungsgegenständekönnen besondereKommis-
sionen gebildetwerden,unter deren Mitgliedern sich wenigstens ein

Mitglied des Gemeindevorstandesbefinden muß. Diese Kommissionen
sind demnachnicht notwendigerweiseUnterabteilungen des Gemeinde-

vorstandes, ja ihre Majorität kann aus Nichtmitgliedern des letzteren
bestehen.

Die Kompetenz des Gemeindevorstandes bestimmt sich
nach dem Gemeindestatut in Gemäßheit der folgenden allgemeinen
Vorschriften:

a. Der Gemeindevorstandhat dafür Sorge zu tragen, daß die

oben (S. 252) unter 3 aufgeführten Verpflichtungen der Gemeinde,
sowie die vom Landherrn nicht beanstandetenBeschlüsseder Gemeinde-

versammlungzur Ausführung gelangen.“

1

Landgemeindeordnung Art. 14.
*

Landgemeindeordnung Art. 15 u. 16. Im Städtchen Bergedorf heißt
der Gemeindevorstand Magistrat. Derselbe besteht aus einem rechtsgelehrten
Bürgermeister und zwei Ratmännern. Der (besoldete)Bürgermeister wird auf
Lebenszeit angestellt. Er wird von den Ratmännern und Bürgervertretern ge-
wählt, vom Senat bestätigt und beeidigt. (Überseine Vertretung des Landherrn
s, oben S. 251.) Die Ratmänner werden von den Bürgervertretern gewählt
und vom Landherrnbeeidigt. Die zum Bürgermeister und zu Ratmännern Ge-
wählten brauchen nicht Mitglieder der Bürgervertretung gewesen zu sein, der

Bürgermeister braucht auch nicht der Gemeinde des Städtchens angehört zu haben.
Der Bürgermeister ist Vorsitzender des Magistrats und der Bürgervertretung.
(Gesetzbetr. Bergedorf vom 30. Dezbr. 1872, § 9, 1II, 2, 4 u. 5.)

Uber den Stadtrat und die Stadtverordnetenversammlung in den bremi.

chenStadtgemeinden Vegesack und Bremerhaven pvgl. Sievers, a. a. O.,
S. 83.

LandgemeindeordnungArt. 17.
Die Vollstreckung der von den Gemeinden innerhalb ihrer Zuständigkeit
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b. Er hat die Gemeindeangelegenheiten(insbesondereauch das

Gemeindevermögen)zu verwalten und die Verwaltung der Kommis—
sionen und Angestelltenzu überwachen.

c. Er hat der Gemeindeversammlung alljährlich einen Budget-
entwurf zu unterbreiten und ihr Rechnung abzulegen.

d. Er hat bei der Gemeindeversammlung die etwa erforderlichen
Gemeindesteuernoder sonstigenLeistungen der Gemeindegliederzu be-

antragen und für die Beitreibung der ersteren sowie für die Aus-

führung der letzterenzu sorgen.
e. Er vertritt die Gemeinde nachaußenhin in allen Beziehungen.7
6. Gemeinschaftliche Angelegenheiten mehrerer Ge-

meinden. Für Angelegenheiten,bei welchen mehrere Gemeinden

zusammenbeteiligt sind (wie namentlich bei gemeinschaftlichenSchulen,
Armenkassenund milden Stiftungen) werden durch die betreffenden
Gemeindevorstände besondereRegulative (Schul-, Armen= u. f. w.

Ordnungeny festgestellt. Dieselben bedürfen der Genehmigung der be-

teiligten Gemeindeversammlungen und des Landherrn. Außerdem
kommen für diese Regulative noch die folgenden Bestimmungen in

Betracht:
a. Bei der Verwaltung der gemeinschaftlichenAnstalt müssenalle

beteiligtenGemeindevorständedurch eine — in Ermangelungeiner Ver-

ständigung vom Landherrn zu bestimmende— Anzahl von Delegierten
vertreten sein, welche sich nach der Beitragsquote der einzelnen

festgestellten Leistungen für Gemeindezweckeerfolgt durch die dafür bestimmten
staatlichen Verwaltungsbehörden. (Verhältnisgesetz 8 18.)

1 Landgemeindeordnung Art. 18.
„ In Bremen sind die 35 Einzelgemeinden des Landgebiets zu 11 sog.

Samtgemeinden zusammengefaßt,die indeseine Bedeutungfast ausschließlich
auf dem Gebiete der Armenpflege haben. Ferner ist in Bremen zur Selbstver-
waltung gemeinschaftlicherAngelegenheitenund zur Unterstützungund Beratung

des Landherrn aufdem Gebiete derStaatsverwaltung“"das gesamteLandgebiet
Iũ Eitem Kreise zusammengefaßt.Die Organe desselben sind der Kreistag
(28 Mitglieder) und der Kreisausschuß (6 Mitglieder) Geschäftsleitung und

Vorsitz in beiden Körperschaften hat der Landherr. Dem Kreistage liegt vor

allem die Feststellung des Kreishaushaltsetats und der Kreisabgabenob; auch ist
er zuständig für den Erlaß allgemeiner Vorschriften für gemeinschaftliche Einrich-
tungen und Anstalten des Kreises. Der Kreisausschuß ist ein ständiger sachver-
ständiger Beirat des Landherrn auf dem Gebiete der Staatsverwaltung, dessen
Hinzuziehung vielfach obligatorisch ist. (Sievers, a. a. O., S. 82 f.)
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schaftenzu der gemeinschaftlichenAnstalt oder nach der Bewohnerzahl
der beteiligtenGemeinden zu richten hat.

b. Wird die so gebildeteVersammlung (z. B. wegen der großen
Anzahl der Gemeinden)zu zahlreich,so ist durch die Wahl eines Aus-

schussesoder Vorstandes, durch Verteilung der Geschäfteunter ver-

schiedeneMitglieder, durch ein Abwechselnder Mitglieder in turno

oder anderweitig für möglichst einfacheund schleunigeErledigung der

Geschäftezu sorgen.
c. Die Versammlungen der Delegierten fassen ihre Beschlüsse

durch Majorität. Findet sich eine der beteiligten Gemeinden durch
solcheBeschlüsseverletzt, so steht ihr eine Beschwerdebei dem Land-

herrn zu.
d. Die Jahresrechnungensind den einzelnen Gemeindeversamm-

lungen und dem Landherrn vorzulegen.
In der LandherrenschaftRitzebüttel ist für die den sämtlichen

Gemeinden derselbengemeinschaftlichenAngelegenheitendurch die Land-

gemeindeordnungeine Landesversammlung eingesetzt. Dieselbe
besteht,unter dem Vorsitze des Amtsverwalters, aus den beiden Schult-
heißen und 10 von den Gemeindeversammlungengewählten Mit-

gliedern.1
7. Annahme von Gemeindeämtern. Jeder zu einem

Gemeindeamte oder zum Gemeindevertreter gewählte Gemeindeange-
hörige ist zur Annahme der Wahl verpflichtet, falls er nicht

a. das 60. Lebensjahr zurückgelegthat,
b. an einer erweislichen, ihn an der Führung seiner eigenen

GeschäftehinderndenKrankheit leidet,

1

LandgemeindeordnungArt. 20 u. Anl. B. Bezüglich solcher„Interessen-
schaften“, welche mehr als eine Gemeinde oder nicht alle Mitglieder einer Ge-
meinde umfassen, vgl. Art. 19.

Die sog. Vertrauensmänner, welche als Beisitzer des bei den Amtsgerichten
Ritzebüttel und Bergedorf zu bildenden Ausschusses für die Formierung der

Schöffenliste und der Vorschlagslisteder Geschworenenzu fungieren haben, werden

durch die zu solchem Zwecke zusammentretendenGemeindevorstände der betreffen-
den Landherrenschafterwählt. (Gerichtsverfassungsgesetz§ 40 und hamburgisches
Ausführungsgesetzdazu § 71.) Die Gemeindevorstände der LandherrenschaftBerge-
dorf und die Landesversammlungin Ritzebüttel wählen ferner die außerordent-
lichen Civilmitglieder für den dritten resp. zweiten Aushebungsbezirkder Militär-

ErsatzKommission.(Verhandlungen zwischenSenat u. Vürgerschaft,1874, S. 458.)
v. Melle, Hamburg. Staatsrecht. 17
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Zc. durch eine längere, begründeteAbwesenheitaus der Gemeinde
an der Erfüllung der Pflichten des betreffendenAmtes verhindert wird,

d. während eines 6 jährigen Zeitraumes das betreffende Amt
bekleidet hat, sofern nicht seit Beendigung seiner früheren Amtszeit
die gesetzlicheZeitdauer des betreffendenAmtes verflossen ist,

e. als Mitglied des Senats oder der Bürgerschaft,als Staats-

beamter,Geistlicher,Schullehrer, Arzt, Wundarzt oder Apotheker eine

Befreiung von der Wahl beansprucht.
Wer aus einem der vorerwähnten Gründe Befreiung von der

auf ihn gefallenenWahl verlangt, hat sich an den Gemeindevorstand,
eventuell an den Landherrn und den Senat zu wenden. Wer ohne
befreit zu sein, sichden ihm obliegendenPflichten entzieht, hat während
der Zeit, für welche er gewählt worden, an die Gemeindekassestatt
der einfachendreifacheGemeindesteuernzu entrichten.

8. Oberaussicht der Staatsbehörden.
A. Der Senat führt die ihm im Art. 23 der Verfassung über-

tragene Oberaufsicht über die Verwaltung der Landgemeinden, in Ge-

mäßheit der Landgemeindeordnung, durch das der betreffenden Land-

herrenschaftals erster resp.als (stellvertretender)zweiterLandherr vor-

gesetzteSenatsmitglied.? Gegen alle Erlasse und Verfügungender

Landherren steht den Beteiligten die Beschwerdean den Senat zu.

B. Kompetenz des Landherrn.
a. Derselbe hat darüber zu wachen, daß durch die Verwaltung

der Gemeinden keine Bestimmung eines Gesetzesübertreten oder ver-

letzt, sowie daß das Interesse des Staates und anderer Gemeinden

nicht gefährdet und daß die Rechte einzelner Klassen einer Gemeinde

nicht beeinträchtigt werden. Er ist deswegen befugt, von allen

1 Landgemeindcordnung Art. 21. Diese Bestimmungen finden auf den zum
Amte eines Bürgermeisters im Städtchen Bergedorf Erwählten keine Anwendung.
(Gesetzbetr. Bergedorf vom 30. Dezbr. 1872, 8 9, III, 6.)

Landgemeindeordnung Art. 23. — Analog in Bremen. In Lübeck

führt die betr. Aufsicht in erster Linie das Stadt- und Landamt (bbestehendaus

drei Mitgliedern des Senats und zwer rechtsgelehrten Oberbeamten). Vgl. Sievers.
a. a. O., S. 82, und Klügmann, g. a. O., S. 58 u. 63.

*
a. a. O. Art. 25.
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Verhandlungen(Protokollenu. s. w.) der Gemeinde Einsichtzu nehmen!
und gegen Beschlüssederselbennamens des Staates Einspruchzu erheben.

b. Dem Landherrn sind die Gemeindestatutenund Abänderungen
derselben zur Bestätigung vorzulegen. Eine Vereinigung mehrerer
Gemeinden zur Erfüllung bestimmter Verpflichtungen und die von

den vereinigten Gemeinden zu erlassendenRegulative bedürfen seiner
Genehmigung.3

c. Etwaige Zweifel oder Meinungsverschiedenheitenüber die

Gemeindeangehörigkeitentscheidetder Landherr.“
d. Das Ausschreibender Gemeindewahlenund die Anordnungen

wegen Vornahme derselbengeschehendurch den Gemeindevorstandmit

Zustimmung oder auf Anordnung des Landherrn.5
e. Der Landherr kann die Berufung der Gemeindeversammlung

verlangen.
f. Er beeidigt die Gemeindevorsteher und den eventuell anzu-

stellendenProtokollführer.
g. Ihm sind die Jahresabrechnungender zur Erfüllung bestimmter

Verpflichtungenvereinigten Gemeinden vorzulegen.3
h. Ihm liegt es ob, in den ihm unterstellten Gebieten die Staats-

gesetzeund die Verordnungen der Staatsregierung zur Ausführung
zu bringen.

i. Der Landherr hat über die genaue und rechtzeitigeErfüllung
der den Landgemeindenund den Gemeindevorständennach Art. 4 und

18 der Landgemeindeordnungobliegenden Verpflichtungen (s. oben

S. 252 und 255) zu wachenund im Falle der Weigerung oder des

Er kann auch an den Sitzungen der Gemeindeversammlung teilnehmen
und sich — jedoch ohne Stimmrecht — an den Verhandlungen beteiligen (Land
gemeindeordnungArt. 13 f.).

*

LandgemeindeordnungArt. 24, Abs. 1. Über den Einspruch s. oben S. 253.
* a. a. O. Art. 3, b, 5 u. 20. Der Landherr hat auch eventuell die Zahl

der Delegierten zu bestimmen.
a. a. O. Art. 8, Abf. 5.

a. O. Art. 13, a.

*
a. a. O. Art. 13, d.

a. O. Art. 15, Abs. 5, u. Art. 22.
*

a. a. O. Art. 20, d.

177
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Versäumnissesdie zur zwangsweisenAusführung erforderlichenAnord-

nungen im Verwaltungswege zu treffen.
Der Landherr verwendet zur Ausführung alles dessensein Be-

amtenpersonal. Doch habenauchdie GemeindevorständeseineAufträge
auszuführen.!

1

Landgemeindeordnung Art. 24, Abs. 3 u. 4. Uber die Vertretung des

Landherrn von Ritzebüttel durch den Amtsverwalter und des Landherrn von

Bergedorf durch den Bürgermeister von Bergedorf s. oben S. 250.



Zwölfter Abschnitt.

Staat und Kirche.

965.
Bis zur Einführung der neuen Verfassung waren in Hamburg

der Staat und die evangelisch-lutherischeKirche auf das engste ver-

bunden. Die Kirchspiele der Stadt hatten zugleich kirchliche und

politische Bedeutung, und ihre Vertreter, die sog.bürgerlichen Kirchen-
kollegien, bildeten einen wesentlichenFaktor im Staatsleben.1 Die

neue Verfassung dagegen ging von dem Princip einer möglichstweit-

gehenden Trennung zwischen dem Staat und der bisherigen Staats-

kirche aus.?

I. Im staatlichen Leben kommt das Religionsbekenntnis des

Einzelnen garnicht in Betracht. Dies ergiebt sich jetzt schon aus dem

Reichsgesetzbetr. die Gleichberechtigungder Konfessionenin bürger-
licher und staatsbürgerlicherBeziehungvom 3. Juli 1869.3 Schon

Im Jahre 1819 ward beschlossen,daß auch „nichtlutherische christliche
Religions-Verwandte“ in den Rat gewählt werden könnten. Im Jahre 1849

wurden auch die Israeliten, welche bisher sozusageneinen Staat im Staate ge-
bildet hatten, zum Bürgerrecht zugelassen.

Die erste (1883 revidierte) Verfassung der evangelisch-lutherischen Kirche im

hamburgischen Staate (vom 9. Dez. 1876) ist vom Senat und den Sechzigern in

Gemäßheit eines ihnen durch Gesetzdazu erteilten Auftrages festgestellt. 1874 ist
durch Beschluß von Senat und Bürgerschaft der evangelischlutherischenKirche zur
definitiven Erledigung ihrer historischbegründetenfinanziellen Ansprücheein Kapital
überwiesen und eine feste Jahresrente zugesichert.

Nach demselben ist auch eine Verpflichtung, irgend einer Religionsgemein-
schaft anzugehören, im Deutschen Reich nicht vorhanden. (Vgl. Beiblatt zur
Hanseat.Gerichtsztg.1888, S. 91.)
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vorher aber war im Art. 110, Abs. 2 und3 der hamburgischen
Verfassung von 1860 (wie jetzt im Art. 5, Abs. 1 der revidierten

Verfassung von 1879) bestimmt: „Durch das religiöse Bekenntnis

wird die Ausübung der bürgerlichen Rechte weder bedingt noch be—

schränkt. Den bürgerlichenPflichten darf dasselbekeinen Abbruch thun.“1
Außerdem war schon durch Art. 110, Abs. 1 der Verfassung

von 1860 und ist jetzt im Art. 5, Abs. 2 der revidierten Verfassung
von 1879 „volle Glaubens= und Gewissensfreiheitgewährleistet.“:

II. Im Art. 96 der Verfassungheißt es: „Die gesetzmäßigbe-

stehendenund die künftig sich bildenden religiösen Gemeinschaftenver-

walten ihre Angelegenheitenselbständig, jedochunter Oberaufsichtdes

Staates. Über die Bedingungen für die Bildung neuer religiöser Ge-

meinschaftenbestimmt das Gesetz.“ Nach Art. 23 der Verfassung übt

der Senat „die dem Staate zustehendeAufsicht über die religiösen
Gemeinden aus.“

1. Die gesetzmäßigin Hamburg bestehendenreligiösen Gemein-

schaften sind: die evangelisch-lutherische,die deutsch-, die französisch-
und die englisch-reformierte,die englisch-bischöfliche,die römisch-katholische,
die Menoniten-, die Baptisten-, die deutsch-israelitischeund die portu-

giesisch-jüdischeGemeinde.

1 Entnommen aus dem Entwurf der Konstituantenverfassung(Art. 31) und

von diesem wieder aus den Grundrechten der Reichsverfassungvon 1849 (8 146);
fast wörtlich übereinstimmend auch in anderen Verfassungen, so z. B. in der preu-

ßischenvon 1850 (Art. 12).
2 Im Art. 29 des Entwurfs der Konstituantenverfassung (übereinstimmend

mit § 145 der Reichsverfassung von 1849) hieß es: „Jeder hat volle Glaubens.

und Gewissensfreiheit. Niemand ist verpflichtet, seine religiöse Uberzeugung zu

offenbaren.“
Hervorzuheben ist noch, daß es in der Begräbnisordnung von 1882 (§ 1)

heißt: „Der Friedhof zu Ohlsdorf ist zur allgemeinen Begräbnisstätte bestimmt.
Allen Konfessionenund Religionsgemeinschaftenist die freie und ungehinderte
Ausübung ihrer religiösen Begräbnis-Ceremonien gewährleistet."

* Die Zulassung der verschiedenen nicht lutherischen christlichen Religions-
gemeinschaftenund die Feststellung ihrer Rechte sowie der ihnen gegenüber dem

Staat obliegenden Verpflichtungen erfolgte teils durch Rat- und Bürgerschlüsse,
teils vom Rat unter Zustimmung des von der ErbgesessenenBürgerschaft zufolge
Rat. und Bürgerschlusses vom 19. Sept. 1785 zu diesemZwecke bevollmächtigten
Kollegiums der Sechziger. Vgl. Reglement für die fremden Religions-Verwandten
vom 19. Sept. 1785 (betr. die Römisch-Katholischenund die Deutsch-Evangelisch-
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2. Das im Art. 96, Abs. 2 der Verfassung in Aussicht gestellte
Gesetzüber die Bedingungen für die Bildung neuer religiöser Gemein-

schaftenist bisher nicht erlassen. Nach dem Gesetzvom 28. Sep-
tember 1860 ist aber bis auf weiteres zur Erteilung einer Konzession
zur Bildung einer neuen „religiösen Kongregation“ ein Beschluß von

Senat und Bürgerschaft erforderlich. Dasselbe gilt bezüglich der

Abänderung einer erteilten Konzession.!
3. Unter der Oberaufsicht des Staates gegenüberden Religions=

gemeinschaften(dem sog. Aufsichtsrecht oder jus supremae in-

spectionis in rebus ecclesiasticis) versteht man herkömmlichdas

Recht und die Pflicht, a) sich zu versichern,daß die Religionsgesell-
schaften die Grenzen ihrer Aufgaben innehalten und weder in die

Sphäre des Staates, noch in die anderer Religionsgemeinschaften
übergreifen, und b) Vorkehrungen zu treffen und eventuell Zwangs-
mittel anzuwenden, um dergleichen Eingriffe und Mißbräuche zu ver-

hüten, oder zu unterdrücken.

Reformierten), Konzessionfür die Deutsch-Evangelisch-Reformiertenvom 7. Nov.

1785, Konzession für die Französisch-Reformierten vom 1. März 1786, Reglement
über die Verhältnisse der fremden christlichen Religions. Verwandten vom 20. Okt.
1814 (betr. die Römisch-Katholischen, die Deutsch- und Französisch-Reformierten
und die Menoniten), Konzession der englisch-reformierten Gemeinde vom 28. Jan.
1818, Konzessionder englisch-bischöflichenGemeinde vom 17. Jan. 1834, Konzes.
sion der Baptistengemeinde vom 21. Mai 1858. Die am 31. März 1848 den

Deutsch-Katholikenerteilte Konzessionward am 18. Februar 1853 wieder ausge-
hoben. Vgl. ferner Gesetzbetr. die Verhältnisse der israelitischen Gemeinden vom

7. Nov. 1864.

1 Gesetzvom 28. Sept. 1860 betr. Aufhebung der dem Kollegium der Sech-
ziger hinsichtlich der Bildung neuer religiöser Gemeinschaften erteilten Vollmacht.
— Analog ist in Bremen für die „Anerkennung neuer Religionsgesellschaften"
und in Lübeck „zur Gestattung der Ausübung öffentlichen Gottesdienstes seitens
solcherReligionsgesellschaft,welcher dieselbe bisher noch nicht zugestanden ist“, die

Mitgenehmigung der Bürgerschaft erforderlich. (Brem. Verf. § 57, d, Lüb. Verf.
Art. 50, V.) — In Preußen, Württemberg, Hessen und Coburg-Gotha
ist die Bildung von Religionsgemeinschaftenganz freigegeben. „In diesen Staaten

äußert sich das Reformationsrecht des Staates nur noch in der Erteilung von

Korporationsrechten und der Verleihung besonderer Privilegien.“ (H. Schulze,
Deutsches Staatsrecht, Bd. 1, S. 676.)

: Jus inspiciendi und jus cavendi. Vgl. Hinschius, Staat und Kirche,
in Marquardsens Handbuch des öffentl. Rechts, Bd. 1, Halbband 1, S. 268 f.
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4. Abgesehenvon dem allgemeinenOberaufsichtsrechtdes Staates

sind über das Verhältnis der einzelnen Religionsgemeinschaftenzum

Staate noch die folgenden besonderenBestimmungen getroffen:
A. Evangelisch-lutherische Kirche. Nach 84 ihrer Ver—

fassungsoll dem Senat neben seinemauf Grund der Staatsverfassung
auszuübenden Oberaufsichtsrechtnoch „das geschichtlichbegründete
Schutzrechtdes Staates in Bezug auf alle verfassungsmäßigenRechte
der evangelisch-lutherischenKirche“ zustehen. Man mag zweifelhaft
sein, ob hier unter den „verfassungsmäßigenRechten“ staats= oder

kirchenverfassungsmäßigeRechte verstanden sind. Der Schutz der

ersteren liegt dem Staat (d. h. dem Senat) selbstverständlichob, und

zwar gegenüberder evangelisch-lutherischenKirche nicht mehr und nicht
minder als gegenüberjeder anderen zugelassenenReligionsgemeinschaft
Eine Verpflichtung aber oder ein Recht zum Schutze des evangelisch-
lutherischenKirchenverfassungsrechtssteht dem Senate nicht zu.1

Dagegen steht, nicht dem Senat als solchem,sondern den evan-

gelisch-lutherischenMitgliedern desselben das sog. Patronat der

evangelisch-lutherischenKirche zu, welches folgende Rechte gewährt:
a) die Bestätigung der von der Synode beschlossenenkirchlichen

Verordnungen,
b) die Bestätigung der Pastorenwahlen,
Jc)die Ernennung von je zwei Präsidial-Mitgliedern für den

Kirchenrat, den Stadtkonvent, die Konvente der beiden Landkreise und

die einzelnenKirchenvorstände,
d) die Wahl des Seniors.

Es ist jedoch daran festzuhalten, daß es sich bei diesem Patronat

nicht um staatliche, sondern um kirchlicheBefugnisseder betr. Senats-

mitglieder handelt.
Das sog. Ministerium (d. h. das Predigerkollegiuim der

1 Vgl. Hinschius, a. a. O., S. 269. Derselbe betont „die Notwendigkeit,
das sog. Schutz=und Schirmrecht oder das jus advocatige als ein besonderes, aus

der Kirchenhoheit fließendes Recht oder eine besondere daraus abzuleitende Pflicht
einfach zu den Toten zu legen.“

: Kirchenverfassungvon 1883, § 5. Die evangelisch-lutherischenMitglieder
des Senats haben ferner einen Anteil an den Pastorenwahlen in derjenigen Ge-

meinde, in welcher sie ihren rechtlichen Wohnsitz haben.
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evangelisch-lutherischenKirche) ist in der Oberschulbehördedurch zwei
seinerMitglieder, der Stadtkonvent der evangelisch-lutherischenKirche in

der Friedhofsdeputationdurch einen bürgerlichenDelegierten vertreten.“

Dem Senat als solchemgebührt die kirchlicheFürbitte und der

Ehrenplatz in den Kirchen.2
B. Anderechristliche Religionsgemeinschaften. Der Senat

hat ihnen gegenüber laut ausdrücklicherBestimmung in ihren Kon-

zessionendas Recht einer Bestätigung der Predigerwahlen. Auch ist
der diesenReligionsgemeinschaftenvorgesetztenSenatskommissionsvon

der Wahl anderer „zur Haltung des Gottesdienstes erforderlicherPer-
sonen“ Anzeige zu machen.“

Ferner sind die nicht lutherischenchristlichenReligionsgemeinschaften
in ihren Konzessionenausdrücklichverpflichtet: zu einer Fürbitte für
den Senat und die gesamte Stadt nach Maßgabe des lutherischen
Kirchengebets (s. oben S. 74, Anm. 1), zu einem Mitfeiern der „hier
gewöhnlichenoder künftig außerordentlich anzusetzendenBußtage oder

1 Unterrichtsgesetzvon 1870, § 2, Begräbulsordnung von 1882, § 1, Abs.4.
?2 Kirchenverfassung§ 4, Abs. 2 (s. ferner oben S. 74).
* Für die Kirchenangelegenheiten der „christlichen, nicht lutherischen Reli-

gions.Verwandten“ bestand zur Zeit der alten Verfassung eine aus einem Syn-
dikus, einem Senator und zwei Mitgliedern des Kollegiums der Sechziger zu-

sammengesetzteDeputation (vgl. Westphalen, Hamb. Verfassung, Bd. 2, S. 217).
Jetzt ist an Stelle derselben eine Senatskommission getreten.

4 Der römisch-katholischen und der Menoniten--Gemeinde gegenüber steht
dem Senat auch das Recht der Berufung der Prediger, der Baptisten-Gemeinde
gegenüber nicht nur die Bestätigung der Prediger-, sondern auch die Bestätigung
der Altesten-und Lehrer-Wahlen zu.

— In dem Reglement für die fremden
Religions.Verwandten von 1785 (betr. die Römisch-Katholischenund die Deutsch-
Evangelisch-Reformierten)heißt es bezüglich der Prediger (8 5), es sei beim Senate
„die Bestätigung und Berufung der Prediger“ nachzusuchen,„welche wir dann
ohne erhebliche Ursache nie versagen wolen. Doch werden in Ansehung der

Römisch-Katholischenalle Ordensgeistlicheund sog. Clerici regulares schon jetzt
gänzlich ausgeschlossen.“ Analog Reglement über die Verhältnisse der fremden
christlichen Religions. Verwandtenvon 1814 (betr. die Römisch-Katholischen, die

Deutsch= und die FranzösischReformiertenund die Menoniten), § 1, Konzession
für die Deutsch.Evangelisch-Reformiertenvon 1785, § 5, für die Franzzösisch-
Resormierten von 1786, § 5, für die englisch-reformierte Gemeinde von 1818,
85, für die englisch.bischöflicheGemeinde von 1834, § 4, für die Baptisten-
gemeinde von 1858, 8 5. Doch ist in den5 letzterwähnten Konzessionendem
Senate nur die Bestätigung und nicht auch die Berufung der Prediger vorbehalten.
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Dankfeste“ (soweit dies mit ihrem Religionsbekenntnis vereinbar) und

zur Vornahme von „außerordentlichen Kollekten, so in dieser Stadt

Kirchen zu besonderenEndzweckenverordnet werden.“1

Nicht verstattet sind „Prozessionenund Umzüge, von welcher Art

sie sein mögen, sowie das öffentlicheTragen der Hostie zu Kranken.“:

Auch ist speciell den Baptisten nicht gestattet,die Taufe „unter freiem
Himmel oder in einem offenen Gewässeroder überhaupt in einer den

Blicken des Publikums ausgesetztenLokalität vorzunehmen.“
C. Israelitische Gemeinden. Es bestehteine „Senatskom-

missionfür den israelitischenKultus“. Auch übt der Senat herkömmlich
den beiden israelitischenGemeinden gegenüberim wesentlichendieselben
Rechte aus, wie gegenüberden nicht lutherischenchristlichenReligions-
gemeinschaften.Doch fehlt es an entsprechendengesetzlichenBestim-
mungen. In dem Gesetz betr. die Verhältnisse der israelitischen
Gemeinden (8 6, Abs. 3) ist nur bestimmt, daß die neuen Gemeinde-

Statuten behufs Ausübung der dem Staate zustehendenverfassungs-
mäßigen Oberaufsicht dem Senate vorzulegen seien. Das Verhältnis
der israelitischen Gemeinden zu dem Friedhof in Ohlsdorf (S. oben

S. 261, Anm. 2) ist durch eine besondere Vereinbarung geregelt.“

1 Reglement von 1785, § 9 u. 10, Reglement von 1814, 8§ 1, Konzession
für die Deutsch-Evangelisch-Reformierten§ 8 u. 9, für die Französisch-Reformierten
§ 8 u. 9, für die englisch-reformierte Gemeinde § 8 u. 9, für dieenglischbischöf-
liche Gemeinde 8§7 u. 8, für die Baptisten. Gemeinde8 9 u. 10.

2 Reglement von 1785, § 8.
3 Konzessionder Baptisten, Art. 3. Die Baptisten sollen ferner nicht andere,

für die übrigen Christen verletzende Namen führen, wie „Gemeinde getaufter

Christen“ (Art. 3). Sie haben über die Erbauung resp. Herrichtung eines Gottes-

hauses unter Vorlage des Planes und KostenanschlagesAnzeige zu machen „und
unsere (d. h. des Senats) Genehmigung zu erwarten“ (Art. 4). Die ihnen gegen-
über ausdrücklich vorbehaltene Zurückziehung der Konzession(Art. 15), für die ein

Senats- und Bürgerschlußerforderlich, kann ebensowohl auch anderen Religions-
gemeinschaftengegenüber erfolgen.

4 In Lübeck ist der Senat kraft seiner oberbischöflichenRechte über die

evangelisch-lutherische Kirche des Staates kompetent, die für die Gemeinden

derselben nötigen Vorschriften zu beschließen. Ihm steht die Wahl des Seniors

und die Bestätigung der Predigerwahlen zu. Die einzelnen Gemeindevorstände
haben alljährlich über die von ihnen geführte Verwaltung der Central-Armen-

deputation Rechenschaftabzulegen. Ferner ist der Senat befugt, auf Grund seines
Aufsichtsrechtsüber alle übrigen im Staatsgebiet bestehenden Religions-
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III. Durch Staatsgesetzist 1888 generell für alle Religionsgemein—
schaften das Verfahren betr. einen Austritt aus denselben,soweit
derselbevon bürgerlicherBedeutung ist, folgendermaßengeregelt.!

Wer auszutreten wünscht, hat zunächst bei der Aufsichtsbehörde
für die Standesämter schriftlich oder mündlich die Entgegennahme
seiner Austrittserklärung zu beantragen und dann, frühestens nach
Ablauf von 4 Wochen und spätestensinnerhalb 6 Wochen nach Ein-

gang jenes Antrages, die Austrittserklärung persönlich vor der Auf-
sichtsbehördefür die Standesämter abzugeben. Wird die sechswöchige
Frist nicht eingehalten, so gilt der Antrag auf Entgegennahmeder

Austrittserklärung als zurückgenommen. Die Aufsichtsbehördehat
sowohl von dem Antrage wie von der Austrittserklärung baldthunlichst

gemeinschaften (die evangelisch-reformierte, die römisch-katholische und die israe-

litische Gemeinde), die Verhältnisse derselben durch seine Dekrete zu ordnen, sofern
es sich nicht um die Ausübung des öffentlichen Gottesdienstes handelt. Der Senat

hat sich jedoch im wesentlichen nur die Anfsicht über die Verwaltung des Gemeinde-

vermögens und die Bestätigung der Geistlichen vorbehalten. Was speciell den

Seelsorger der katholischen Gemeinde betrifft, so hat dieser, um seine Bestätigung
zu erwirken, dem Senat die Urkunden über seine Prüfung und Ernennung (durch
den apostolischen Vikar für die nordische Mission) vorzulegen und Auskunft über

seine früheren Lebensverhältnisse zu erteilen. Derselbe muß ferner die Bewilli-

gung des zu seinem Unterhalte erforderlichen Jahrgehaltes nachweisen und einen

Homagial-Revers unterzeichnen (vgl. Klügmann, Lüb. Staatsrecht, a. a. O.,
S. 53 u. 63).

In Bremen übt der Senat gegenüber den evangelischen Kirchen-
gemeinden (die teils lutherisch, teils reformiert, teils uniert sind) auf Grund

seiner oberbischöflichenRechtefolgendeBefugnisse aus: Er verleiht den Satzungen,
durch welche die Gemeinden ihre Angelegenheitenim allgemeinen ordnen, durch
seine Bestätigung die Eigenschafteines Rechtsgesetzeser übt die Aufsicht über die

Verwaltung des Kirchengutes und wacht über dessenbestimmungsmäßigerVer-

wendung; ihm steht die Bestätigung und die Berufung der Pfarrer zu. Dazu
kommt bei einzelnen Gemeinden noch die Bestätigung aller Beschlüsseder Gemeinde-

versammlung, bei anderen die gewisser wichtigerer Beschlüsse. (Die einzelnen Ge-

meinden stehen unter sich in gar keiner verfassungsmäßigen Verbindung und ver-

kehren demgemäß direkt mit dem Senat.) Den nicht evangelischen Reli-

gionsgemeinschaften gegenüber stehen dem Bremer Senat analoge Rechte zu
wie dem Lübecker. Die Bestätigung der katholischen Geistlichen erfolgt „unter
Voraussetzung des Gehorsams gegen den Senat und die Gesetze.“ (Vgl. Sievers,
Brem. Staatsrecht, a. a. O., S. 78 u. 84, u. Verf., § 57, d.)

1 Gesetzbetr. den Austritt aus einer staatlich anerkannten religiösen Ge-

meinschaftvom 12. Dez. 1888.
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eine beglaubigteAbschrift dem Vorstande derjenigenreligiösen Gemein—

schaft mitzuteilen, welcher der Antragsteller resp. der Austretende

bisher angehörte.“
Der von einer volljährigen Person in den erwähnten Formen

erklärte Austritt aus einer staatlichanerkannten religiösen Gemeinschaft
bewirkt die Befreiung der betr. Person von allen Leistungen,zu welchen
dieselbeals Mitglied der religiösen Gemeinschaftbis zu ihrem Austritt

verpflichtet war. Diese Befreiung tritt für periodischwiederkehrende
Leistungen erst mit Ablauf des Kalenderjahres ein, in welchemder

Austritt stattgefundenhat. Leistungen, welche nicht auf der persön—
lichen Kirchen= und Gemeinde-Angehörigkeitberuhen, insbesondere
Leistungen, welche entweder kraft besonderenRechtstitels auf be-

stimmten Grundstückenhaften oder von allen Grundstückendes Bezirks
oder von Grundstückeneiner bestimmtenKlasse innerhalb des Bezirks
ohne Unterschied des Besitzers zu entrichten sind, werden durch den

Austritt des Leistungspflichtigen aus der religiösen Gemeinschaftnicht
berührt.

IV. Nach 8 18 des Gesetzesbetr. das Verhältuis der Verwaltung

zur Rechtspflege vom 23. April 1879 erfolgt die Vollstreckung der

von den staatlich anerkannten religiösenGemeinschafteninnerhalb ihrer
ZuständigkeitfestgestelltenLeistungen für Gemeindezweckedurch die

dafür bestimmtenstaatlichenVerwaltungsbehörden.
V. Die Geistlichen aller Religionsgemeinschaftensind nicht

zum Erwerb des Bürgerrechts verpflichtet. (S. oben S. 34.) Sie

sind zur Bürgerschaft wählbar, können aber die Wahl ablehnen.
Auch die Wahl zu einem (Land-) Gemeindeamt sind sie abzulehnen

befugt.“
1 An Stelle der Aufsichtsbehörde tritt in der LandherrenschaftRitzebüttel

der Amtsverwalter, in der LandherrenschaftBergedorf der Bürgermeister von

Bergedorf.
2 Gesetzüber Staatsangehörigkeit und Bürgerrecht von 1864, § 8, Verf.,

Art. 36 (s. oben S. 115), Landgemeindeordnung, Art. 21, e.



Dreizehnter Abschnitt.

Individuelle Freiheitsrechte.

866.
Eine gesetzlicheFixierung gewisser individueller Freiheits- oder

Grundrechtefindet man zuerst in der englischendeclaration of rights
(1689), sodann in der Verfassung der Vereinigten Staaten Nord-

amerikas und — in viel umfassenderemMaße — in der französischen
Verfassung von 1791. Die Bestimmungen der letzteren über die

„Rechte des Menschen und des Bürgers“ dienten dann lange Zeit
späteren Verfassungen als Vorbild. In kurzen abstrakten Sätzen suchte
man die individuellen Freiheitsrechte,d. h. die Schranken der Staats-

gewalt und insbesondereder Verwaltung gegenüber den berechtigten
Interessen der einzelnen Individuen festzustellen.

Insbesonderethaten dies auch die deutscheReichsverfassungvon

1849, die in ihrem sechstenAbschnittnicht weniger als 60 Paragraphen
(§ 130—189) über die „Grundrechte des deutschenVolkes“ enthielt,
und die in den nächstfolgendenJahrzehnten erlasseneneinzelstaatlichen.
VerfassungenDeutschlands. (So widmet z. B. die preußischeVer-

fassungvon 1850 den „Rechten der Preußen“ 38 Artikel.) Mit

Recht ist jedoch hervorgehoben,daß die abstrakteFeststellunggewisser
Freiheitsrechtewenig Wert habe, da die betreffenden,mehr oder weniger
allgemeinenBestimmungen sich meist zur unmittelbaren praktischen
Anwendung nicht eignen, sondern zu ihrer thatsächlichenDurchführung
besonderer,detaillierender Ausführungsgesetzebedürfen. In Berücksichti-
gung dessenhat denn auch die deutscheReichsverfassungvon der
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üblichen allgemeinen Zusicherung von Grundrechten ganz abgesehen.
Andererseits aber sind den Reichsangehörigenviele derartige Rechte in

praktisch wertvollerer Form durch besondereReichsgesetzeeingeräumt.
Was Hamburg betrifft, sowaren in den Entwurf der Konstituanten-

verfassungdie meisten sogenanntenGrundrechte der Reichsverfassung
von 1849 wörtlich aufgenommen. In den Verfassungenvon 1860

und 1879 findet sich jedoch nur noch eins derselben,die bereits im

Abschnitt über Staat und Kirche (s. oben S. 262) aufgeführte „volle
Glaubens= und Gewissensfreiheit".!

Die übrigen individuellen Freiheitsrechte ergebensich teils aus

den Reichs-, teils aus den hamburgischenSpecialgesetzen.

I. Unverletzlichkeitder person, der Wohnung und der Papiere.

8 67.

Der Einzelne soll gegen unberechtigte Verhaftungen, Eindringen
in die Wohnung, Haussuchungenund Beschlagnahmen geschütztwerden.

1. Die Verhaftung kann entweder ein strafprozessualischerAkt

sein, der sichgegen eine eines VerbrechensverdächtigePerson richtet,
oder eine nur polizeiliche Maßregel, welche aus Rücksicht auf die

öffentliche Sicherheit und Ruhe oder im eigenen Interesse der ver-

hafteten Person vorgenommen wird. Die strafprozessualischeVerhaf-
tung ist jetzt durch die Reichsstrafprozeßordnungfür ganz Deutschland

1 Die Bremer Verfassung von 1875 dagegen enthält noch einen beson-
deren Abschnitt über die „Rechte der bremischenStaatsgenossen",welcher fol-
gendermaßen beginnt: „Die Freiheit der Person ist jedem im bremischenStaate

gewährleistet — Sklaverei und Leibeigenschaftfinden in demselben keine Aner-

kennung.“ — Hervorzuhebensind die folgendenBestimmungen(§ 17): „Der Staat

erkennt bei seinen Angehörigen keinen Adel an. Titel, Amter, Würden und Aus-

zeichnungen, die einem Bremer von seiten eines anderen Staates oder einer Be-

hörde desselben erteilt sind, werden nicht anerkannt, es sei denn, daß die An-

nahme derselben ausdrücklich vom Senate genehmigt wäre. Auch in diesem Falle
werden daburch keinerlei Befreiungen, Vorzüge oder Ansprüche vor anderen

Staatsangehörigen begründet.“ (In Hamburg ist den Richtern die Annahme
von Orden untersagt. Außerdem nehmen die Mitglieder des Senats herkömmlich
keine Orden an.)
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einheitlich geregelt.! Bezüglich der hamburgischenBestimmungenüber

die rein polizeiliche Verhaftung s. oben S. 230 f. unter c und d.

Im Falle eines Krieges oder Aufruhrs kann der Senat die sich
aus den vorstehendenBestimmungen ergebendenBeschränkungender

rein polizeilichenVerhaftung durch eine Notverordnung zeitweilig außer
Kraft setzen (s. oben S. 93). Ferner können, wenn abseiten des

Kaisers der Kriegszustanderklärt ist, alle die Behörden beschränkenden
Vorschriften in Bezug auf die Verhaftung suspendiertwerden.

2. Das Eindringen in eine Wohnung wider den Willen

des Inhabers kann erfolgen aus strafprozessualischenGründen (Durch-
suchungbehufs Ergreifung eines Verbrechers oder Auffindung von

Beweismitteln) oder zur Vornahme anderweitigeramtlicherFunktionen
(Volkszählung, Steuererhebung,Vollstreckung eines Civilurteils). Im

ersteren Falle sind die Voraussetzungenund das Verfahren bei der

Haussuchung durch die Reichsstrafprozeßordnung (8§102—105) all-

gemein geregelts, im letzteren kommt nur das Landesrecht in Betracht.
In Hamburg sind jedoch in dieser Beziehung besonderegesetzlicheBe-

stimmungen nicht erlassen. (Bezüglich der Folgen einer Erklärung
des Kriegszustandesdurch den Kaiser s. Anm. 2.)

3. Beschlagnahme. Die strafprozessualischeBeschlagnahme
von Gegenständenist allgemein geregelt durch die Reichsstrafprozeß-
ordnung (§ 98—100). Üüber die Zulässigkeit einer Beschlagnahme
seitens der Polizei= und Steuerbehördenin Hamburg s. oben S. 227,
Anm. und S. 230. (Bezüglichder Folgen einer Erklärung des Kriegs-
zustandesdurch den Kaiser s. Anm. 2.)

1 Reichsstrasprozeßordnung § 112—132. Vgl. auch Verhältnisgesetz 8 9

(s. oben S. 228).
* Der Kaiser kann, wenn die öffentliche Sicherheit in dem Bundesgebiete

bedroht ist, einen jeden Teil desselben in Kriegszustand erklären. Infolge
einer solchen Erklärung geht mit der Bekanntmachung derselben die vollziehende
Gewalt auf die Militärbefehlshaber über. Ferner können die die Behörden be-
schränkendenVorschriften in Bezug auf Verhaftung, Haussuchungund Eindringen
in Wohnräume, Beschlagnahmevon Briefen und Papieren, Vereins-, Versamm-
lungs= und Preßpolizei suspendiert werden, und tritt für gewisseVerbrechen
strengere Bestrafung (der Tod) ein. Vgl. ReichsverfassungArt. 68 und das da-

selbst in Bezug genommene preußische Gesetzvom 4. Juni 1851.

Vgl. auch Gesetzbetr. das Strafverfahren in Zoll= und Reichssteuersachen
im Verwaltungswege von 1888.
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II. Freiheit der persönlichenund wirtschaftlichen Bewegung.

8 68.

1. Das Rechtder Freizügigkeit ist mit gewissenBeschränkungen
reichsgesetzlichgesichert. Jeder Reichsangehörigehat (abgesehenvon

den oben S. 31 f. genannten Ausnahmen) das Recht, seine Entlassung
aus dem Staats= und Reichsverbande zu fordern. Er kann ferner

(abgesehenvon gewissen,aus seinemMilitär= oder Beamtenverhältnis
sich ergebendenAusnahmen resp. Beschränkungen)unter Beibehaltung
der ReichsangehörigkeitseinenWohnsitz im Auslande nehmen. Er hat
endlich das Recht, innerhalb des Reichsgebietesan jedem Orte sich
aufzuhalten oder niederzulassen,wo er eine Wohnung oder ein Unter-

kommen sichzu verschaffenimstandeist, und an jedem Orte Grundeigen-
tum aller Art zu erwerben. BeschränkungendieserNiederlassungsfreiheit
bestehennur für Unterstützungsbedürftige,für bestrafteVerbrecherunter

bestimmten Umständen, für Jesuiten und entsetzteGeistliche unter ge-

wissenVoraussetzungen, sowie für Wehrpflichtige, welche vor erfüllter
aktiverDienstpflichtzur Disposition der Truppenteile beurlaubt sind.

Das Recht der freien Niederlassungerstrecktsich ferner nicht auf
die Ausländer, soweit nicht Staatsverträge andres bestimmen. In

Hamburg sind die Polizeibehördenbefugt, soweit nicht Gesetzeoder

Staatsverträge entgegenstehen,Personen, welche dem hamburgischen
Staate nicht angehören, aus demselbenzu verweisen, falls sie dies

im öffentlichenInteresse für erforderlich erachten.?
2. Die Gewerbefreiheit. Nach der Reichsgewerbeordnung

vom 21. Juni 18698 steht der Betrieb eines Gewerbes jedermann

1 Vgl. G. Meyer, DeutschesStaatsrecht, § 219; Seydel, Die Sicherheits-
polizei, in Schönberg'sHandbuchder Polit. Okonomie,2. Aufl., Bd. III, S. 792 f..

* Verhältnisgesetz8 23.

3 Vgl. hamburgische Ausführungsverordnung zur Gewerbeordnung vom

3. Sept. 1869, hamburgische Bekanntmachung betr. das Rekursverfahren in Ge

werbesachenvom 8. Dez. 1869, hamburgischeVerordnung betr. den Gewerbebetrieb

im Umherziehen vom 22. Dez. 1869, hamburgischeVerordnung wegen Ausführung
des Gesetzesvom 17. Juli 1878 betr. Abänderung der Gewerbeordnung vom 20.

Dez. 1878, hamburgische Bekanntmachung betr. Ausführung des Reichsgesetzes
über Abänderung der Gewerbeordnung vom 22. Jan. 1879, und einzelne nicht
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(auch Ausländern) frei, soweit nicht im öffentlichenInteresse ansdrück-

lich Befähigungsnachweiseoder Konzessionenvorgeschriebensind.
3. Die Verehelichungsfreiheit ist reichsgesetzlichnur für

Militärpersonen beschränkt. (Reichsmilitärgesetz8 40 u. 60, No. 4.)
LandesgesetzlicheBeschränkungengiebt es in Hamburg nicht.

III. Freiheitder geistigen Bewegung.

§ 69.

1. Die Religionsfreiheit ist durch die Reichsgesetzgebungund

durch den Art. 5 der hamburgischenVerfassung gesichert (s. oben

S. 261 f.).
2. Die Preßfreiheit. Die Zensur ward in Hamburg im

März 1848 aufgehoben. Im Oktober 1849 folgte ein umfangreiches
Preßgesetz. Jetzt ist diese Materie durch das Reichspreßgesetzvom

7. Mai 1874 allgemein geregelt. Doch ist nach Art. 30, Abs. 2

des letzterendas Recht der Landesgesetzgebung,Vorschriften über das

öffentliche Anschlagen,Anheften, Ausstellen, sowie die öffentlicheun-

entgeltliche Verteilung von Bekanntmachungen,Plakaten und Aufrufen
zu erlassen, unberührt geblieben. In Hamburg gelten in dieser Be-

ziehung folgende Vorschriften:
Anschlagezettelund Plakate, insoweit sie nicht von öffentlichen

Behördenausgehenoder von der Polizei erlaubt werden, dürfen nur

Anzeigenüber öffentlicheVergnügungen,Verkäufe,Auktionen, gestohlene,
verlorene oder gefundeneSachen oder ähnlicheNachrichten für den

gewerblichen Verkehr enthalten. Das Anheften von Zeitungen und

Extrablätternan den Straßen ist nicht gestattet.
Die Ubertretung dieser Vorschriftenwird mit Gefängnis von

aufgehobene Bestimmungen des hamburgischen Gewerbegesetzesvom 7. Nov.
1864. (Durch das letztgenannte Gesetz wurde in Hamburg die Gewerbefreiheit
eingeführt.)

*-

1

Dassog.Plakatwesen wurde der Landesgesetzgebungüberwiesen, weil man

sichübereine reichsgesetzlicheRegelung desselben nicht zu einigen vermochte. Vgl.
v. Liszt, Das Reichspreßgesetz,1880, S. 56 f.

* Preßgesetzvom 5. Okt. 1849, 8 9, 10, 28 u. 50, Bekanntmachungbetr.
das Reichsgesetzüber die Presse vom 1. Juni 1874.

v. Melle, Hamburg. Staatsrecht. 18
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24 Stunden bis 8 Tagen bestraft, welche Strafe in Wiederholungs-
fällen bis zu 4 Wochengesteigertwerden kann. Die Kontrolle über

die Beobachtungder Vorschriften über das Plakatwesen ist Sache der

Polizeibehörden. Die Polizei kann auch jedes vorschriftswidrige Plakat
sofort entfernen lassen.

Auf Grund Art. 102 der Verfassung und § 30, Abs. 1 des

Reichspreßgesetzeskann der Senat im Falle eines Kriegs oder Auf-
ruhrs alle Bestimmungenüber die Pressezeitweilig außer Kraft setzen.
(Bezüglich der Folgen einer Erklärung des Kriegszustandesdurch den

Kaiser s. oben S. 270, Anm. 2.)
3. Das Vereins= und Versammlungsrecht. Für dasselbe

kommt, abgesehenvon den§§ 128 und 129 des Strafgesetzbuchs! und

dem § 49 des Reichs-Militärgesetzes,nur das Landesrecht in Be-

trachts, und zwar in Hamburg die revidierte Verordnung zur Ver-

hütung des Mißbrauchs des Versammlungs= und Vereinigungsrechts
vom 30. Juni 1851. Die letztere enthält folgende Vorschriften:

a) Vereine und Versammlungen, deren Zwecke oder deren Thätig-
keit mit den Gesetzen des Staates oder mit der gesellschaftlichen
Ordnung im Widerspruchstehen,sind verboten. Die Polizei ist ver-

pflichtet — falls sie es für nötig erachtet, nach voraufgegangener
Untersuchung,und jedenfalls unter Angabe der Gründe — jeden der-

artigen Verein aufzuheben und eine angekündigte derartige Ver-

sammlung zu verbieten. Findet sie dabei Widerstand, so hat sie die

bewaffneteMacht zuzuziehen. Beschwerdengegen die betr. Polizei-
verfügungen sind zulässig, haben aber keine aufschiebendeWirkung.

b) Versammlungenunter freiem Himmel sind in der Stadt ver-

1 Der 8 128 des Strafgesetzbuchesrichtet sich gegen die Teilnahme an einer

Verbindung, deren Dasein, Verfassungoder Zweck vor der Staatsregierung geheim
gehalten werden soll, oder in welcher gegen unbekannte Obere Gehorsam oder

gegen bekannte Obere unbedingter Gehorsam versprochen wird, und der § 129

gegen die Teilnahme an einer Verbindung, zu deren Zwecken oder Beschäftigun-
gen es gehört, Maßregeln der Verwaltung oder die Vollziehung von Gesetzen
durch ungesetzlicheMittel zu verhindern oder zu entkräften. — Nach § 49 des

ReichsMilitärgesetzesvom 2. Mai 1874 ist den zum aktiven Heer gehörigen
Militärpersonen die Teilnahme an politischen Vereinen verboten.

* Vgl. Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch§ 2, Abs. 2.
*

Verordnung von 1851, § 1 u. 13.
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boten und dürfen außerhalb der Stadt ohne vorherigeErlaubnis der

Polizeibehördeweder berufen noch gehalten werden. Ohne Einsicht
des von der Polizei darüber (unentgeltlich) zu erteilenden Erlaubnis-

scheinsdarf kein öffentlichesBlatt die Berufung einer solchenVer-

sammlung aufnehmen.
J) Jede öffentlicheVersammlung sowie jede Versammlung eines

Vereins, welcher die Beratung öffentlicher Angelegenheitenzum Zweck
hat, kann die Polizeibehörde untersagen, wenn sie dies wegen

dringender Gefahr für die öffentliche Ordnung oder Sicherheit für
notwendig erachtet.3 Eine Einschränkung dieses Satzes ergiebt sich
jedochaus dem § 17 des Wahlgesetzesfür den Reichstag vom 31. Mai

1869. Nach diesemhaben nämlich die Reichstagswähler“das Recht,
zum Betrieb der den Reichstag betreffenden Wahlangelegenheiten
Vereine zu bilden und in geschlossenenRäumen unbewaffnet öffentliche
Versammlungenzu veranstalten.

d) Jeder neue Verein, in welchem öffentliche Angelegenheiten
erörtert oder beraten werden sollen, ist verpflichtet, der Polizei binnen

dreimal 24 Stunden nach seiner ersten Versammlung seine Statuten

sowie Namen und Wohnung seiner Vorsteher und seiner sonstigen
Beamten mitzuteilen. Jede spätere Veränderung in den Statuten oder

im Vorsteher= oder Beamtenpersonal ist der Polizei „ebenso“ (d. h.
wohl innerhalb dreimal 24 Stunden) anzuzeigen. Für die vorgeschrie-
benen Anzeigen sind die Vorsteher, Unternehmer, Ordner (7) oder

Leiter der betr. Vereine persönlich und solidarischverantwortlich,“

e) Die Veranlasserjeder Vereins= oder anderen Versammlung,
in welcher öffentlicheAngelegenheitenerörtert oder beraten werden,
und der Inhaber des Versammlungslokalssind verpflichtet,mindestens
24 Stunden vor der Berufung der Versammlung,unter Angabe des

1 Unter der Stadt wird nur die eigentliche Stadt verstanden werden können.
*

Verordnung von 1851, § 3. Die Polizei ist verpflichtet, jede in der Stadt

unter freiem Himmel zu haltende Versammlung zu untersagen (8 13).
*

u. a. O., § 2.

Jedoch auch nur diese. Vgl. Laband, Staatsrecht, Bd. 1, S. 310.
"* Wie ausdrücklich hinzugefügt, bleiben die Bestimmungen der Landesgesetze

über die Anzeige der Versammlungen und Vereine, sowie über die Überwachung
derselben unberührt.

( Verordnung von 1851, 8 9—11.

18“
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Zweckes, des Orts und der Zeit, der Polizei Anzeige von derselben
zu machen. Diese erteilt darüber auf Verlangen eine unentgeltliche
Bescheinigung. Ohne Einsicht einer solchenBescheinigungdarf kein

öffentliches Blatt die Berufung der betr. Versammlung aufnehmen!!
Die Berufung von Vereins= und anderen Versammlungen der

genannten Art darf weder unter einem falschen noch unter einem

Gesamtnamenerfolgen. Es müssenvielmehr immer diejenigen Per-
sonen, welche die Versammlung berufen, namhaft gemachtund es muß

auch die Wohnung derselbengenau angegebenwerden.?

1) Niemand darf in einer Versammlung, in welcher öffentliche
Angelegenheitenerörtert oder beraten werden sollen, bewaffnet erscheinen.

8) Die Vorsteher, Unternehmer, Ordner oder Leiter einer jeden
Versammlung, in welcheröffentlicheAngelegenheitenerörtert oder beraten

werden, sind verpflichtet, alle daselbstetva vorkommenden Aufforde-
rungen oder Anreizungen zu strafbaren Handlungen oder sonstigen
Excessenzu verhindern, und wenn sie dabei Widerstand finden, die Ver-

sammlung sofort aufzulösen und sich selbst zu entfernen. Kommen sie
diesen Verpflichtungen nicht vollständig nach, so sind sie — diejenigen,
welchenicht präsidieren, sofern sie nicht vollständig nachweisen, daß sie
alles gethan haben, was ihrerseits zu der Auflösung geschehenkonnte,
und daß sie darauf die Versammlung sofort verlassen haben —

abgesehenvon ihrer Strafbarkeit (s. unten unter k) für alle aus dieser
Unterlassungetwa entspringendenExcesseund direkt oder indirekt daraus

hervorgehendenschädlichenFolgen im weitestenUmfange dem Staate

und jedem etwa dadurch betroffenenDritten persönlichund solidarisch
verantwortlich. — Geht die Versammlung nach erfolgter Auflösung
nicht sogleich auseinander, so ist jedes Mitglied, welchessich nicht
entfernt, für alle aus dieser Widersetzlichkeitetwa entspringenden
direkten oder indirekten Folgen in gleicher Weise wie die Vorsteher
u. s. w. verantwortlich."

h) Die Polizei ist jederzeit befugt, in Vereinen oder Ver-

sammlungen,in denen öffentlicheAngelegenheitenerörtert oder beraten

1 Verordnungvon 1851, 8 8.

1. a. O.,*5*57.
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werden sollen, auch wenn diesenicht öffentlich gehalten werden, einen

oder mehrereAngestellte zugegen sein zu lassen. Denselbensind Plätze
unfern der Sitze des Vorstandes einzuräumen.

Diese Abgeordneten der Polizei haben das Recht, sobald Auf—
forderungen oder Anreizungenzu strafbaren Handlungen oder sonstige
Excessevorkommen,die Vorsteher, Unternehmer, Ordner oder Leiter

der Versammlung (unbeschadetder eigenenVerpflichtungen derselben,
s. unter 8) aufzufordern, solchezu verhindern. Geschieht letzteres
nicht sofort, oder bleibt es ohne Erfolg, so haben die Polizei-
Abgeordneten das Recht, den gedachtenVorstand aufzufordern, die

Versammlung aufzulösen,und wenn dieser Aufforderung nicht sogleich
entsprochenwird, die Versammlung ihrerseitsfür aufgelöstzu erklären.

Kommt der gedachteVorstand einer der beiden vorerwähnten Auf-
forderungen der Polizei-Abgeordneten nicht sofort nach, oder geht
die Versammlung nach erfolgter Auflösung nicht sogleich auseinander,
so haften die Mitglieder des Vorstandes resp. die Mitglieder der Ver-

sammlung, welchesichnicht entfernen, in der oben unter g aufgeführten
Weise für die dadurchentstehendendirekten oder indirekten Folgen.

Ist die Auflösung der Versammlung (durch den Vorstand oder

die Polizei-Abgeordneten) erfolgt, so kann die Polizei die Anwesenden,
welche nicht sogleich fortgehen, mit Gewalt und nötigenfalls mit

Zuziehung der bewaffneten Macht entfernen.
1) Die Polizei ist ferner berechtigt,die Protokolle und Beschlüsse

von Vereinen und Versammlungen,in denen öffentlicheAngelegenheiten
erörtert oder beraten werden, einzusehen. Auch müssen ihr auf Ver-

langen von den Vorstehern, Ordnern, Unternehmern oder Leitern alle

Redner, die in einer Versammlung aufgetretensind, namhaft gemacht
werden.

b) Übertretungender vorstehendenVorschristen werden — und

zwar auch im Landgebiet (abgesehenvom Amte Ritzebüttel, s. unten

unter 1), vom Polizeiherrn innerhalb der Grenzen des polizeilichen
Kompetenzgesetzesvom 8. Juni 1826 geahndet. Die Geldstrafe kann

bis 300 Mark betragen.3
1 A. a. O., § 6 u. 5, Abs. 4.
: A. a. O., § 12.

*sA. a. O., § 15
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9) Im Anmte Ritzebüttel stehenalle vorerwähnten Polizeibefugnisse
dem Amtsverwalter zu.!

m) Alle vorstehendenVorschriften finden auf Versammlungen,
die von einer öffentlichenBehörde veranlaßt werden, keine Anwendung.

Auf Grund Art. 102 der Verfassung kann der Senat im Falle
eines Krieges oder Aufruhrs alle Bestimmungen über das Vereins-

und Versammlungsrecht außer Kraft setzen. Bezüglich der Folgen
einer Erklärung des Kriegszustandes durch den Kaiser s. oben S. 270,

Anm. 2.

IV. Unverletzlichkeitdes Vermögens.

8 70.

Dieselbeist heutzutageselbstverständlich.Vereinbar mit ihr aber

ist das dem Staate zustehendeRecht der Enteignung (Expropriation)
gegen Entschädigung. Zu einer Enteignung bedarf es in Hamburg in

jedem einzelnenFalle eines Beschlussesvon Senat und Bürgerschaft
(s. oben S. 139 f.). Das erste Hamburger Expropriationsgesetz ward

1839, das gegenwärtig geltende am 5. Mai 1886 erlassen.
Nach 8 1 des letzteren kann die Abtretung oder Beschränkung

von Grundeigentumund auf GrundeigentumbezüglichenRechten im

hamburgischenStaatsgebiet nur für Anlagen zum allgemeinenBesten,
insbesonderefür die Anlegung und Regulierung von Straßen und

Kanälen, für die Herstellung öffentlicher Gebäude, für Eisenbahnen,
Hafen=und Deichanlagenund Flußkorrektionen,sowie nur gegen voll-

ständigeEntschädigungin Anspruch genommen werden (sei es, daß jene

Abtretung oder Beschränkungfür immer oder daß sie zu einstweiliger

1 Für Bergedorf kann der Landherr dieselben dem Bürgermeister von

Bergedorf übertragen. Gesetzvom 30. Dez. 1872, § 2.
* Verordnung von 1851, § 16 u. 14.

Verf. Art. 62, Expropriationsgesetz von 1886, § 2. Auch das Reich ist
jedoch befugt, Enteignungen anzuordnen, wenn diese zur Durchführung seiner Auf-
gaben notwendig sind. Zum Teil bestehenhierfür einzelne gesetzlicheVorschriften
(so z. B. für Enteignungen von Mobilien in dem R.-G. betr. Maßregeln gegen
die Rinderpest vom 7. April 1869 und dem R.-G. über die Kriegsleistungen vom

13. Juni 1873). Sovweit dies nicht der Fall ist, wird im einzelnen Falle der

Erlaß eines Specialgesetzesnotwendig. Vgl. G. Meyer, Verwaltungsrecht. Bd. 2,

§ 101, und berselbe, Staatsrecht, § 226.
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Benutzung eines Grundes während eines Baues erforderlich ist.)
Schon oben (S. 140) ist jedochausgeführt, daß Senat und Bürger-
schaft als die gesetzgebendenGewalten wenigstens formell berechtigt
sind, sich über dieseBestimmungendes Expropriationsgesetzesim ein-

zelnen Falle hinwegzusetzen.
Der Betrag der dem Expropriaten abseiten des Exproprianten

zu gewährendenEntschädigung wird in Ermangelung gütlicher Ver-

ständigung nicht durch die Gerichte, sondern durch eine aus Land-

richternund nichtrechtsgelehrtenMitgliedernzusammengesetzteSchätzungs-
kommission festgestellt(s. oben S. 224).

Eine Reihe allgemeiner Beschränkungendes Grundeigentums ent-

hält ferner das Baupolizeigesetzvom 23. Juni 1882.2

1 Für das abzutretende Grundeigentum haben die Unternehmer der frag-
lichen Anlage den vollen Wert samt allem Schaden zu ersetzen, welcher dem

Eigentmer in Beziehung auf Lage, Wohnung oder Gewerbsbestimmung oder auf
unvorhergesehene Unterbrechung des Besitzstandes oder auf andere Verhältnisse,
sowie, bei teilweiser Abtretung, auf etwaige Wertverminderung des nachbleibenden
Teiles erwächst. Vorteile, die erst durch die von den Unternehmern beabsichtigte
Anlage für das zu entäußernde Grundstückentstehen würden, sind bei der Ent.

schädigung nicht mit in Anschlag zu bringen, wohingegen bei teilweiser Expro-
priation etwaige Werterhöhungen, welche für den nachbleibenden Teil durch die

Anlage entstehen, bei der Entschädigung für den abzutretenden Teil in Anrechnung
kommen. Diese Anrechnung darf jedoch den Entschädigungswert des abzutretenden
Teils, unter Zuschlag des Belaufes der auf etwaige Einrichtungen zur Fortsetzung
der bisherigen Benutzung des noch bleibenden Teils von den Unternehmern zu
verwendenden Kosten nicht überschreiten(8 6).

:* Vgl. z. B. § 17 (Verbot von Fachwerkbauten), § 24 ff. (Höhe der Ge-

bäude) u. s. w. Hervorzuheben ist ferner, daß durch Beschluß von Senat und.

Bürgerschaft bestimmteStraßen= und Baulinien festgestelltwerden können.

(Wenn bei Neubauten zum Zwecke der Regulierung der Straßenlinie an der

Straße Stücke von nicht mehr als 4 qm vom Privatgrunde abgeschnittenwerden

müssen, so kann dies vom Senat unter Mitgenehmigung des Bürgeraus-
schusses beschlossenwerden.) Vor Feststellung einer Baulinie sind die beteiligten
Grundeigentümer zur Anmeldung ihrer etwaigen Entschädigungsansprüche inner-

halb bestimmter Frist, unter dem Präjudiz des Verlustes derselben aufzufordern,
Die Feststellung der Entschädigungenerfolgt durch die Schätzungskommissionfür
Expropriationssachen (Baupolizeigesetz § 103—105, Bekanntmachung betreffend
Abänderung derselben vom 5. Mai 1886).
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Kriegsfall 41. 91 ff. 143. 191 f. 271.

274. 278.

Kriegsflagge 92, Anm. 5.

Kriegsleistungen, Reichsgesetz betr. die

91, Anm. 2. 278, Anm. 4.

Kriegszustand93. 271. 274. 278.

Kündigungsklausel für Beamte 239 f.
241, Anm. 2.

Kunsthallen-Kommission124, Anm. 200.

204 f.
Kunstverein 124, Anm. 204.

Kurie, 17te im engeren Rat der Bundes-

versammlung 4, Anm. 2.

Kyrion 37f.

L.

Landesversammlung (Ritzebüttel) 257.

Landgebiet 26. 121. 248 ff.
Landgemeinden 104. 251 ff.
Landgericht 99.

Landherren 104. 250 ff.
Landherrenschaften 26. 104. 250 f.
Landrichter 224. 243 f.
Landschulinspektor252, Anm. 2.

Landschulwesen252, Anm. 2 u. 3. 256.

Landwirtschaft, Kammer für (Bremen)
216.

Langer Rezeß 8f.
Lebenslänglichkeit der Senatsmitglieder

7. 9. 15. 70.

Legislaturperiode 14. 16. 45 f.
Legitimation, s. Wahlprüfung.
Licitation, s. Submission.
Lübecker Verfassung 18, Anm.

Lunéville, Friede von 3, Anm. 2.

Lutherische Kirche, s. Evangel.luth. K.

M.

Magistrat (Bergedorf) 255, Anm. 2.

Marine 96.

Marschlande 26. 250. 251, Anm. 1.

Medizinalkollegium 123, Anm. 200.

204 f.
Meinungsverschiedenheitenzwischen Se-

nat und Bürgerschaft 11. 42. 48 f.
100. 176 ff. 193 f. 219.

Menoniten-Gemeinde 262. 265 f.
Militär-Ersatzbehörden 97. 257, Anm.

Militärhoheit 41. 96 f.
Militärkommission des Senats 97.

Militärkonvention 96 f.
Militärpersonen 32. 34. 56. 115. 274,

Anm. 1.

Militärwesen, Verwaltungsabteilung für
197.

Ministerium (geistliches) 123,
205, Anm. 2. 264 f.

Museum f. Kunst u. Gewerbe, Kommission
für das 209, Anm. 1.

Anm

N.

Nachwahlen,s. Ersatzwahlen.
Namentliche Abstimmung (in der Bürger-

schaft) 152. 165.

Naturalisation 30 f.
Naturhistorisches Museum, Kommission

für d. 209, Anm. 1. 238.

Nebenbeschäftigungvon Beamten 154,
Anm. 1. 238.

Nebenproposition 10.

Neunerkommission 15 ff.
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Neuwerk 27.

Nicht lutherische, christlicheReligionsver-
wandte 262 ff. Senatskommissionfür
dieselben265, Anm. 3.

Niederlassungsfreiheit 272.

Notare 68 f. 79. 103.

Notverordnungen 41. 91 ff. 143. 191.
271. 274. 278.

O.
Oberalten 8ff. 192.

Oberamtsrichter 242.

Oberappellationsgericht zu Lübeck 4,
Anm. 3. 49. 177.

Oberaufsicht des Senats (über die Ver-

waltung) 41. 51. 97 ff. 197. 207.
— (über die bürgerlichenGemeinden)

41. 104. 258.
— (über die relig. Gemeinden) 41.

104. 262 ff.
Oberbeamte 242.

Oberersatzkommission,s. Militärersatz-
behörden.

Oberlandesgericht, hanseatisches, siehe
unter H.

Oberschulbehörde 100 f. 123, Anm.

200. 204 f. 209, Anm. 1. 252,
Anm. 2. 265.

Oberstaatsanwalt 243.

Oberste Verwaltungsbehörde 97. 197.

OffentlicheArbeiten 211f.
OffentlicheVergnügungen, Abgabe von

denselben 135, Anm. 2.

OffentlicheVersammlungen, s. Vereins-
und Versammlungsrecht.

Offentliche Wohlthätigkeit,
tungs.Abteilung für, 197.

Offiziersernennungsrecht96.

Orden, fremde 80. 237. 270, Anm.

Ordensgeistliche265, Anm. 4.

Ordnung, öffentliche, Aufrechterhaltung
derselben 40. 97.

Ordonnanzen 97.

Ordnungsruf in der Bürgerschaft 150 f.
Ordnungsstrafen gegen Beamte 153.

238. 241 f. 244 f.

Verwal--

Organisation der
197 ff.

Ortsarmenverband, städtischer217 f.
— von St. Pauli 217. 250.
— der Vororte 217. 250, Anm. 2.

P.
Pastoren, s. Geistlicheu. Predigerwahlen.
Patronat von St. Pauli 249.

— über die evangel. luther. Kirche
104 f. 264.

St. Pauli (Vorstadt) 112, Anm. 1. 121.
217. 218, Anm. 1. 249 f.

Pensionierung von Senatsmitgliedern
70 ff.

— von nicht richterlichen Beamten
103. 192. 246.

— von richterlichen Beamten 103.

192. 238.

Pensionskasse für die Witwen und

Waisen der Beamten 238, Anm. 2.

246, Anm. 2.

Pensionskassen-Deputation238.

Persönliche Bemerkungen(in der Bürger-
schaft) 163.

Persönliches Erscheinen des Angeklagten
im Disciplinarverfahren 244.

Petition vom 8. Juni 1842 12 f.
Petitionen, s. Eingaben.
PferdeAushebungs.Reglement des Se-

nats 91, Anm. 2.

PharmaceutischeAssistenten205, Anm.2.
Plakatwesen273 f.
Polizei und andere innere Angelegen-

heiten, Verwaltungs-Abteilung 97 f.
Polizeibefugnisse 219. 226 ff. 270 ff.
Polizeibehörden 219. 226 ff. 250 f.

270 ff.

Polizeiverordnungen 89,
Anm. 2. 219.

Portugiesisch-jüdischeGemeinde 262.266.

Post- und Telegraphenangelegenheiten,
Senatskommissarfür die 198, Anm. 2.

Prädikat der Bürgermeister 82.
— des Senats 74.

Staatsverwaltung

Anm. 178,
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Präsident des Senats 105 f. S. ferner
Bürgermeister.

— der Bürgerschaft 129. 131 f. 144.

148 ff. 169. 184. 187. 195.
— des Landgerichts 242 f.

— des Oberlandesgerichts102.

Präsidialmitglieder des Kirchenrats u. . w.

105. 264.

Präsidium des Landgerichts 99. 242.

Prediger, s. Geistliche.
Predigerwahlen 104. 264 ff.
Presse 41. 91 ff. 191. 273.

Preßfreiheit 273.

Preßburger Frieden 3.

Preußen 96.

Privatrechte, Verletzung derselben231 ff.
Privilegien, ausschließliche42. 140.

Probezeit der Beamten 241, Anm. 2.

Professoren des Akadem. Gymnasiums
115, Anm. 6. 126, Anm. 3.

Prolongierung von Steuern 135.

Protokoll der Bürgerschaft 85 f. 148.

152. 155. 167. 172.
— der Deputationen 210.

Provisorische Anstellung von Beamten

242, Anm. 2.

Provisorische Budgetbewilligung 138.

Provisorischer Vorsitzender der Bürger-
schaft 148.

Prozessionen,Verbot der 266.

Prüfungen, juristische 237.

Prüfungs-Kommission für Einj.-Frei-
willige 97.

Publikation, s. Verkündung.

R.

Rat s. Senat.

Ratmänner (Bergedorf) 255. Anm. 2.

Ratseid 80.

Ratsgestühl 74. 265.

Ratifikation der Staatsverträge 83. 141f.
Rechnungs-Revisionsbehörde220,Anm.4.
Rechte der Landgemeinden 251.

Rechtsanwalt 68 f. 79. 103. 244. 247,
Anm. 2.

Rechtsmittel gegen Entscheidungen des

Disciplinargerichts 245.

Rechtsverordnungen88 ff. 92. 134 ff.
Rechtsweg,Zulässigkeit desselben234.
Rector ecclesige 7.

Redefreiheit der Bürgerschaftsmitglieder
132.

Referendare 35. 69. 223. 237.

Reformationsrecht des Staates 263.

Regierung 22 f. 38 ff. 51 ff. 73. 83 ff.
90. 99. Anm. 101. 130.

Regierungsfunktionen des Senats 83 ff.
Reglement der Rat- und Bürgerkonvente

(v. 1712) 9.

Regulative (Bremen) 89, Anm., der ver-

einigten Gemeinden 256.

Reichsangehörigkeit s. Staatsangehö-
rigkeit.

Reichsangelegenheiten 24 f. 40. 83 f.
144. 156.

— Verwaltungsabteilung für, 198.

Reichsdeputationshauptschluß 3.

Reichsgericht 42. 85. 95. 177. 179 ff.
185.

Reichsgesetzgebung135.

Reichskanzler99, Anm.

Reichskompetenz20 f.
Reichsstädte1ff.
Reichstagsabgeordnete 25.

Reichstagswahlkreise 25.

Reklamationsverfahren 232.

Religionsfreiheit 262. 273.

Religionsgemeinden 41. 104. 140. 229.

262 ff.
Religionsverwandte, nicht lutherische

christliches. unter Nicht lutherische.
Reorganisationsdeputation(Zwanziger)

12.

Repräsentation des Staates 74. 128.

195.

Revisionsaufseher 242, Anm.

Rezesse8 f.
Richter 35. 51. 67 ff. 98 ff. 115 f. 122.

192. 202. 203, Anm. 5. 236 ff. 241.

Richterkollegium (Bremen) 100, Anm.

102, Anm.
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Richterernennung 51. 101. 238.

RichterlicheGewalt 50 ff.
Rinderpest, Reichsgesetz betr. die 278,

Anm. 4.

Ritzebüttel 26 f. 30 f. 242. 250 f. 257.

268. Anm. 1. 278.

Römisch'-katholischeGemeinde 262. 265 f.
Ruhestand s. Pensionierung.
Ruhestörungenin der Bürgerschaft 150 f.

S.

Sachverständige, Ernennung von 134.

Samtgemeinden(Bremen) 256, Anm. 2.

Schätzungskommission für Expropria-
tionssachen 35. 133. 147. 189. 194.

203. 218 f. 224. 279.

Schöffe 133. 219, Anm.

Schriftführer der Bürgerschaft 148 f.
151 f. 161, Anm.

Schulkommissionen 217.

Schullehrer 258.

Schulpfleger 147. 217.

Schulsynode 123. Anm. 204.

Schultheiß 257.

Schutzrecht des Senats betr. die evan-

gelisch-lutherischeKirche 105, Anm. 1.

264.

Sechziger 10. 192. 262, Anm. 3. 263

Anm. 1. 265, Anm. 3.

Seeamt, Aufsichtsbehörde für das 100,
Anm. 5; Vorsitzender 239. Anm.

242; Beisitzer 133. 219, Anm.
Sekretäre des Senats s. Senatssekretäre.
Sekretär der Bürgerschaft und des Bür-

gerausschusses152, Anm. 5.

169, Anm. 1.
— der Handelskammer 115, Anm. 5.

Sektionen des Senats s. Senatssektionen.
— der Deputationen 100. 209 f. 252,

Anm. 2.

Selbstergänzung des Senats 7, 9, 13,
15. 57 f.

Selbstversammlungsrechtder Bürger-
schaft 44 ff.

Selbstverwaltung 5. 197 ff.

154.

Senat 5. 7 ff. 22 ff. 32. 34 ff. 544—110.
123, Anm. 134 ff. 169. 172 ff.
186 ff. 197 ff. 236 ff. 246. 248. 251.

255. 258. 262 ff. 278 f.
SenatorischeMitgliederder Deputationen

98. 123, Anm. 198 ff.
Senatsämter s. Geschäftsverteilung im

Senat.

Senatsanträge 157 ff. 173.

Senatseid 30.

Senatskommissare 85. 145. 150. 156.

161 f. 169. 173. 198.

Senatskommission für Angelegenheiten
der Armenverbände 107, Anm. 1.

Senatsmitglieder 54 ff. 78 ff. 106. 115.

179. 182. 198 ff. 241 ff. 251, Anm.3.

258. 264.
— ehemalige 126.

Senatspräsident s. unter Präsident. und

Bürgermeister.
Senatssekretäre 91. 108 ff. 198. 201.

210. 241.

Senatssektion für Gewerbe-Rekurssachen
und Beschwerden in Baupolizei-
sachen 107, Anm. 1.

Senats- und Bürgerschaftskommissionen
154. 168. Anm. 5. 173 f. 178.

Anm. 3.

Senior 105. 264.

Sessionder Bürgerschaft 46. 133 f.
Sicherheit, öffentliche, Aufrechterhaltung

derselben40. 97.

Sicherheitspolizei 252.

Sitzungen des Bürgerausschusses196.
— der Bürgerschaft 131. 150 ff.

155 ff.
— der Deputationen 210.

Sitzungsperiode s. Session.
Sitzungspolizei in der Bürgerschaft 129.

Sonderrechte (dem Reiche gegenüber)
D20 ff.

Souveränetät des Reichs und der Einzel-
staaten 19 f. 82 ff.

Staat und Kirche s. unter Kirche.
Staatsabrechnung43. 143 f.
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Staatsangehörigkeit 29 ff. 33. 35. 67.

253.

Staatsanleihen 42. 139.

Staatsanwälte 98. 102, Anm. 2. 104.

243. 246, Anm. 2. 247. s. auchOber-

staatsanwalt.
Staatsanwaltschaft 237. 243.

Staatsbeamte s. Beamte.

Staatsbeihülfe an die Landgemeinden
252.

Staatsbudget s. Budget.
Staatsbürgerrecht s. Bürgerrecht.
Staatsgebiet 26 ff. 249. Veräußerung

desselben 27.

Staatsgut 42. 139. 186. 189. 221.

Staatshaupt s. Regierung.
Staatshauptkasse220 f.
Staatshaushalt s. Budget.
Staatsnotrecht 41. 91 ff. 133. 143. 191.

271. 274. 278.

Staatsschuldenwesen 220.

Staatsvermögen 248.

Staatsverträge 42. 83. 141 f.
Staatsverwaltung s. Verwaltung.
Stadtbibliothek, Kommissson für die

209, Anm. 1.

Stadtbürgerschaft (Bremen) 249, Anm.

Stadtkommandant 97.

Stadtkonvent 105. 264 f.
Stadtrat (Vegesack und Bremerhaven)

255, Anm. 2.

Stadtverordnetenversammlung (Vegesack
und Bremerhaven) 255, Anm. 2.

Stadt- und Landamt (Lübeck)258, Anm. 2.

Stadt und Staat 248 f.
Standesämter, Aufsichtsbehörde für die

30 f. 267 f.
Ständige Hülfsarbeiter des Senats s.

unter Hülfsarbeiter.
Stempelabgabe 135, Anm. 2.

Stempelung der Stimmzettel bei Bürger-
schaftswahlen 119.

Steuerbewilligung 42. 135 f.
Steuer--Deputation 117.

Steuerschätzungsbürger121 f. 147. 189.
203, Anm. 3. 205. Anm. 2. 217.

Steuerzahlerwahlen zur Bürgerschaft
113 ff.

Stimmzettel bei Bürgerschaftswahlen
118 f.

Strafbescheide, s. Strafverfügungen.
Strafgewalt des Senats 77 f.

— der Verwaltungsbehörden
Strafhaft 56. 72. 115. 245.

Strafurteile gegen Beamte 244, Anm.

245.

Strafverfahren und Disciplinarverfahren
243, Anm. 5.

Strafverfügungen und Bescheide 226 ff.
Straßenlinien 279, Anm. 2.

Subdeputation der Entscheidungsdeputa-
tion 184 f.

Subdiakonen 10.

Submission, öffentliche 221 f.
Suspendierung eines Senatsmitgliedes72.

— von Beamten 245.
— von gesetzlichenBestimmungen 41.

91 ff.

Somusfg.107 ff. 198. 201. 210. 241.

Synode der evangelisch-lutherischenKirche
264.

225 f.

T.

Tagesordnung der Bürgerschaft 85. 151.

155 ff. 172.

Tarife 192.

Taufen (der Baptisten) 266.

Taxen 89, Anm.

Teilung der Gewalten 13. 16. 36 ff.
Titel der Beamten 240. 244; fremde

80. 237. 270, Anm. 1. S. auch
Ehrentitel.

Träger der Reichssouveränetät22 ff.
Trennung von Justiz und Verwaltung

222 ff.
— von Staat und Kirche 261 f.
— von Stadt und Staat in Bremen

und Lübeck, 249, Anm.

¾n3
U.

Ubersetzer 103.

Überwachungder Einhaltung der Ver-

fassung und der Gesetze193f.
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Überwanderung31.

Umzüge, kirchliche, Verbot derselben266.

Ungebührliche Außerungen77 f. 225.

Unionsreceß der bürgerlichen Kollegien
(1712) 9.

Unionsrezeß, neuer, des Rats (1712) 9.

Unterelbe 28, Anm.

Unterrichtswesen 100 f. 197. 25. 250.
— Verwaltungsabteilung für das 197.

250.

Untersuchungsgefangene225.

Untersuchungshaft 56. 72. 115. 245.

Untersuchungsrichter99, im Disziplinar-
verfahren 244.

Unterstützung entlassener Beamter 245.

Unverantwortlichkeit der Bürgerschafts-
mitglieder 132.

— der Mitglieder der Entscheidungs-
deputation 184.

Unverletzlichkeit der Person 270.
— des Vermögens 278 f.

UnvorhergeseheneAusgaben 136, Anm.

1. 139. 189.

Urteil im Disciplinarverfahren 244.

V.

Verantwortlichkeit der Mitglieder des

Senats und der Behörden 43. 80.

95. 146. 165. 179. 207.

Vegesack255, Anm. 2.

Veräußerung von Staatsgut 42. 139.

186. 189.

Verehelichungsfreiheit 273.

Vereidigung der Senatoren 20.
— der Beamten 103.
— der Bürger 34.

Vereinigung von Landgemeinden 253.
256 f. 259.

Vereins. und Versammlungsrecht 91.
94. 274 ff.

Verfassung von Hamburg6 ff.
— von Bremen und Lübeck 18, Amn.

Verfassungsänderungen14. 135. 139.
159. 184.

Verfassungsrevision(von 1879) 17.

Verfassungsstreitigkeiten s.
verschiedenheiten.

Verfassungs-und Gesetzesverletzungen43.

80. 95. 100. 146. 179 f. 193 f. 211.

258.

Vergewaltigung des Senats 76.
— der Bürgerschaft 128.

Vergleichskommission (Lübeck)178,
Anm. 4.

Verhältnis Hamburgs zum Reich 19fff.
Verhaftung 41. 91 ff. 244. 270 ff.
Verkauf von Staatsgut 221.

Verkündung der Gesetze 40. 85. 184.
— der Verordnungen 94.

Verlust des Bürgerrechtes 35.
— der Staatsangehörigkeit 31 f.

Vermietung oder Verpachtung von

Staatsgrund resp. Staatseigentum
139. Anm. 2. 221.

Vermittlungsdeputation 49. 175. 178 F.
Verordnungsrecht des Senats 88 ff. 106.

134.
— der Verwaltungsbehörden 218 f.
— der Landgemeinden 251.

Verpachtung s. Vermietung.
Verpflichtung zur Annahme einer Wahl

in den Senat 65 ff.
—

zur Annahme einer Wahl in die

Bürgerschaft 126 f. 129.
— zur Annahme einer Wahl in den

Bürgerausschuß188.
— zur Annahme einer Wahl in eine

Entscheidungsdeputation182.
— zur Annahme einer Wahl in die

Deputationen 202.
— zur Annahme eines Landgemeinde-

amtes 257 ff.
J-zur Annahme anderer Ehrenämter

214 ff.

Verpflichtungen der Senatsmitglieder
79 f.

Versammlungsrecht41. 91 f. 94. 191.

Verschwiegenheit59. 80. 84, Anm. 1.
132. 183. 196. f. auch Amtsge,
heimnis.

Meinungs-
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Vertagung der Bürgerschaft 44 ff. 157.

173. 192.

Vertrauensmänner (bei Senatswahlen)
15. 59 ff. 125. (betr. Schöffen=und

Geschworenenliste)147. 257.

Verwahrung 225. 230.

Verwaltung 11. 40. 51 f. 88. 94. 97 ff.
139. 189. 197 ff. 237.

Verwaltungsabteilungen 197 ff. 248.

Verwaltungsbeamte 197.

Verwaltungsbehörden 122 ff. 166. 169.

178, Anm. 1. 179. 194. 197 ff.
241 ff. 245 f.

Verwaltungsdeputationen s.
tionen.

Verwaltungsfunktionen des Senats 83 ff.
Verwaltungskarriere, juristische 240.

Verwaltungsverordnungen 88. 91. 94.

Verwandtschaft, als Ausschließungsgrund
im Senat 56 f.

Veto des Rats 14. 48. 177, Anm. 1.

Vicepräsidenten der Bürgerschaft 129.

148 f. 152. 195.

Vierlande 26, Anm.

Visitationen der Gerichte 98f.
Vogt, gräflicher 6.

VollziehendeGewalt 40. 50 ff.
Vollzugsverordnungen s. Ausführungs-

verordnungen.

Vorbereitungszeit, praktische,der Juristen
237.

Vorfrage (in der Bürgerschaft) 158.

Vorführung im Disciplinarverfahren
244.

Vorladungsrecht 225.

Vormundschaftsbehörde35. 122. 147.

189. 203. 218 f. 242.

Vororte 121. 217. 218, Anm. 1. 249 f.
Vorsitzenderdes Bürgerausschusses195 f.

— der Deputationen 98. 100. 107.

109. 198 ff.
— des Gemeindevorstandes 255. S.

auch Präsident.
Vorstand der Bürgerschaft 43, Anm. 2.

Deputa-

129. 148 ff. 158, Anm. 165, 168,
Anm. 5. 195 f. 242.

Vorstände der Verwaltungsabteilungen
109. 138, Anm. 1. 143, Anm. 3.

198 f.

Vorstädte 249 f.
Voruntersuchung im Disciplinarverfahren

243 f. 245.

W.

Wachen und Wachtposten 97.

Wählbarkeit für den Senat 35. 55 ff.
— für die Bürgerschaft 135. 15 f.

129. 268.

Wahl in den Senat 7. 9. 14 ff. 57 ff.
— in die Bürgerschaft 14. 16. 113 ff.
— in den Bürgerausschuß 187 f.
— zum Deputationsmitgliede 201.

— zu Gemeindeämtern s. Gemeinde-

amt.

Wahlbezirke (Bürgerschaft) 118 ff.

Wahlen im Senat 106.
— in der Bürgerschaft 14. 146. 152

166.
— im Bürgerausschuß194.

Wahlkommissionen118 ff. 125, Anm. 2.

Wahlprüfung 43. 124 ff. 129.

Wahlprüfungsausschuß124 ff. 148.

Wahlrecht zur Bürgerschaft 35. 114 f.

Wählerlisten 115. 117 f.

WaisenhausKollegium 202. 264. 336.

Wartegeld 246 f.
Werkmeisterder Amter 8.

Wiedereinsetzungin den vorigen Stand,
im Disciplinarverfahren 245.

Wiener Kongreß 4.

Wittigsten 7.

Witwen und Waisen der Beamten s.
Pensionskasse.

Wohlthätigkeit, öffentliche, Verwaltungs-
abteilung für 197.

Wortentziehung in der Bürgerschaft 151.

Wundarzt 258.
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Zensur 273.

Zeuge 134.

Zollanschlußvertrag 22. 27. f.
Zollwesen, Verwaltungsabteilungfür das

198, 225. Anm. 2. 242. 243, Anm.4.

245, Anm. 3. 271, Anm. 3.
— Beratungsbehördefür das, 198,

Anm. 3. 205, Anm. 2. 208, Anm. 1.

215 f.
Zulässigkeit des Rechtsweges234.

Zusammensetzungdes Senats 54 ff.
— der Bürgerschaft 111 ff.
— des Bürgerausschusses187 f.
— der Deputationen 200 ff.

Zusammentreten der Bürgerschaft 44 ff.
84. 155. 186. 192. s. auch Einbe-

rufung und Vertagung.
Zuständigkeit des Reichs und der Einzel-

staaten 20 f.
— des Senats 40 f. 83 ff.
— der Bürgerschaft 134 f.
— des Bürgerausschusses189 ff.
— des Landgemeidevorstundes 258.
— der Gemeindeversammlung 254.

Zwangserziehung, Behörde für 200. 204.

Zwangsvollstreckung im Verwaltungs-
wege 229. 255, Anm. 4. 268.

Zwanziger f. Reorganisationsdeputation.

Berichtigungen und Zusätze.

1) Auf Seite 24, Anm. 1, Zeile 2 muß es statt Substrat heißen: Subjekt.
2) Zu S. 27. Nach dem vorläufigen Ergebnis der Volkszählung von 1890

betrug die Zahl der Einwohner des hamburgischen Staates 624 000.

3) Auf Seite 28, Anm. 1, Zeile 5 muß es statt 1880 heißen: 1881.

4) Auf Seite 42 und auf S. 143 (am Ende von § 40) ist ein Hinweis auf
S. 251, II., 1 hinzuzufügen.

5) Auf Seite 192 unter 4 ist hinzuzufügen: ein Hinweis auf S. 279, Anm. 2,
S. 245 und 246, Anm. 1, sowie auf § 25 des hamburgischen Einführungs-
gesetzeszum Gerichtsverfassungsgesetz,§ 3, Abs. 4 des Gesetzesvom 23. Jannar 1889

betr. Abänderung des Gesetzesüber die Wahl rc. des Senats und § 38 des Dis-

ciplinar= und Pensionsgesetzesfür die nicht richterlichen Beamten.







Verlag von Leopold Voss in Hamburg, Hobe Bleichen 18.

GustauHeinrichKirchenpauer.
Ein Lebens- und Zeitbild

von

Dr. Werner von Melle.

Gr. 8. Mit Bildnis Kirchenpauers. A. 8. —; gebunden in Balbfranz K. 10.—.

Ein auf Grund eingehender Aufzeichnungen und Briefe K.'s meister-
lich zusammengestelltes CLebens- und Zeitbild, das nicht in Hamburg allein,
sondern im ganzen deutschen Vaterland Beachtung wohl verdient.

(Deutsche Revue.)

Eine der besten Biographien, die uns in den letzten Jahren unter

die Hände gekommen, zugleich ein Bild der Entwickelung des hamburgischen
Staates in den letzten Jahrzehnten und der geistigen Strömungen, Bestre-
bungen und Deränderungen innerhalb dieser Seit.

(Grenzboten.)

Im Rahmen des TLebensgangeseines wohlverdienten, patriotischen
Bürgers und Bürgermeisters entwirft der Derfasser mit sicherer Hand ein

Bild der neueren Geschichte seiner Vaterstadt . . . er hat die erste lesbare

und durchweg verständliche Darstellung der zwischen den Jahren 1818 und

1880 liegenden, immerhin bemerkenswerten hamburgischen Entwickelung
geliefert.. Schon in dieser Hinsicht wird dem Melle'schen Buche eine

bleibende Stelle in der deutschen Memoirenlitteratur gesichert bleiben.

(Blätter f. literar. Anterhaltg.)

Als Beitrag zur Geschichte der bedeutendstenHandelsstadt des euro-

päischen Festlandes und als Ehrendenkmal eines Musterbildes alt-hansea-
tischer Zürgertugend wird das Melle'sche Zuch auf gute Aufnahme in der

deutschen Leserwelt rechnen dürfen.sch ürf
(DeutscheRundschau.)

Der Autor hat es trefflich verstanden, das Bild Kirchenpauer's auf
dem Hintergrunde der jeweiligen Seitinteressen sich abheben zu lassen, die

Bewegungen, in welche der hamburgische Staatsmann eingriff, kurz zu

skizzierenund so mit dem Bilde seines Helden ein Bild seiner HSeit zu

verbinden.
(WeserZeitung.)




